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Vorwort. 


Mit der vorliegenden Schrift löse ich ein Versprechen ein, das 
ich vor sechsundzwanzig Jahren gegeben habe. Ich stellte da- 
mals in Aussicht!, den Nachweis für den staatlichen Charakter 
der deutschen Verfassung des Mittelalters zu erbringen. Fast 
vom Anfang meiner wissenschaftlichen Tätigkeit an habe ich 
mein Augenmerk auf die Abgrenzung der spezifisch staatlichen 
Rechte, auf den Nachweis eines öffentlichen Rechts in der älte- 
ren deutschen Verfassung gerichtet. Meine verfassungsgeschicht- 
lichen Arbeiten bewegen sich der Mehrzahl nach in der damit 
angedeuteten Richtung. Eben diesem Zweck will auch das vor- 
liegende Buch dienen. Mit ihm hoffe ich meine Studien bis zu 
einem entscheidenden Punkt zu führen, bis zu dem Punkt, daß 
ein zusammenfassendes Urteil möglich wird. 

Wenn ich meiner Schrift den Titel ‚Der deutsche Staat des 
Mittelalters‘‘ gebe, so bitte ich, ihn in dem bezeichneten Sinn 
zu verstehen. Ich stelle mir die Aufgabe, den Staat des Mittel- 
alters als Staat, die mittelalterliche Verfassung als staatliche 
Verfassung zu erweisen und abzugrenzen, das, was die alte Ver- 
fassung von der neueren trennt, aber auch das, was sie mit ihr 
verbindet, herauszuheben. Es sollen das mittelalterliche Staats- 
recht als öffentliches Recht und zugleich die Besonderheit des 
mittelalterlichen öffentlichen Rechts dargelegt werden. 

In erster Linie ist die vorliegende Arbeit dem Mittelalter ge- 
widmet. Wie indessen das Mittelalter uns nicht als scharf be- 
grenztes Zeitalter entgegentritt, so zwingt uns auch sonst mehr 
als ein Grund nach rückwärts und vorwärts zu schauen. Die 
Notwendigkeit, die mittelalterliche Verfassung genetisch zu er- 
klären, wird uns überall bis in die Verhältnisse der Urzeit zurück- 
führen. Auf der andern Seite wird schon das. Bedürfnis, das 
mittelalterliche Recht in seiner Eigenart zu schildern, wieder- 
holten Anlaß geben, das neuere zum Vergleich heranzuziehen. 
Noch nachdrücklicher und häufiger führt uns der sachliche Zu- 
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sammenhang zwischen alter und neuer Verfassung zu den 
neueren Jahrhunderten. Wenngleich in manchen andern Staa- 
ten die historische Kontinuität stärker ist, so reicht immerhin 
auch bei uns ein starkes Stück Mittelalter ebenso in die Neuzeit 
hinein, wie die neuere Zeit ihre Wurzeln in der alten hat. Unserm 
heutigen Staat hat nicht bloß der Absolutismus fruchtbare 
Vorarbeit geleistet, sondern das, worauf wir stehen, ruht zum 
Teil auf beträchtlich älteren Grundlagen. Dieser Beziehungen 
zu gedenken wird unumgänglich sein. Im Hinblick auf die not- 
wendigen Ausblicke nach rückwärts und vorwärts habe ich 
meiner Schrift den Nebentitel ‚Ein Grundriß der deutschen 
Verfassungsgeschichte‘‘ gegeben. Obwohl ihr Schwerpunkt in 
der Schilderung des Mittelalters liegt, läßt sie doch auch die 
Verfassung der Urzeit (namentlich im ersten Band) und die der 
neueren Jahrhunderte (insbesondere im zweiten Band) zur Gel- 
tung kommen. Sie stellt einen Gang durch die deutsche Ver- 
fassungsgeschichte mit einem bestimmten Zielpunkt dar. 

Ein erster Teii behandelt, mit Haller anhebend, die Lite- 
raturgeschichte unseres Problems. Gewiß würde es förderlich 
sein, die Diskussion noch über ihn hinaus nach rückwärts zu 
verfolgen. Allein er bildet einen Einschnitt, mit dem zu be- 
ginnen sich wohl lohnt. wie unsere Erörterung zeigen wird. 
Haller hat Wort und Begriff Patrimonialstaat erfunden; vor 
ihm sind sie nirgends nachweisbar. Der Patrimonialstaat aber, 
wie er ihn sich dachte, liefert den schärfsten Gegensatz zu der 
Gestaltung der Verfassung, die wir in den älteren Jahrhunderten 
wahrzunehmen glauben. Vorher und nachher ist das öffentlich- 
rechtliehe Element nie so konsequent und energisch bestritten 
worden wie von Haller. In ihrem schärfsten Gegensatz erhält 
unsere Darstellung einen ganz festen Ausgangspunkt. Es kommt 
hinzu, daß Haller auf die nachfolgende Literatur einen großen 
Einfluß geübt hat. Wenn man an seinem System, an seinem 
politischen mehr als an seinem historischen, viel Kritik geübt 
hat, so hat doch niemand die von ihm begründete Vorstellung 
von einem Patrimonialstaat ganz anzuzweifeln gewagt, seine 
politischen Gegner noch weniger als seine politischen Freunde, 
und in den Bildern, die man von unserer alten Verfassung ent- 
worfen hat, finden sich fast überall zum mindesten einige Züge 
aus dem Patrimonialstaat Hallers. Manche Forscher lehnen 
seine Zeichnung mehr, andere weniger ab; von Grund aus je- 
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doch verwirft sie niemand. Unser literargeschichtlicher Über- 
blick schildert nun diese eigentümliche Stellung der Staats- 
rechtslehrer zu Hailer und scdann die Erweiterung des Pro- 
blems, wie sie sich namentlich unter dem Einfluß der großen 
Rechtshistoriker Waitz, Roth, Gierke, Sohm vollzogen hat. 

Man wird vielleicht die Ausführlichkeit des literargeschicht- 
lichen Berichts tadeln. Indessen, ganz abgesehen davon, daß die 
Kenntnis der älteren Literatur, wie man an einer neueren Ar- 
beit wahrnimmt, gegenwärtig nichts weniger als allgemein ver- 
breitet ist, die Ausführlichkeit dürfte eine gewisse sachliche Ein- 
führung i in den Gegenstand liefern. Die Diskussion muß überdies 
ja heute noch stets auf die detaillierten Urteile der älteren Au- 
toren zurückgreifen; das ausführliche Referat erspart uns die 
Notwendigkeit, später die fortlaufende Darstellung durch Vor- 
führung fremder Ansichten zu durchbrechen. Wir haben es so- 
dann der Mehrzahl nach mit Urteilen von Klassikern der rechts- 
geschichtlichen Literatur zu tun, und es handelt sich auch um 
Formulierungen, die wahrlich nicht bloß gelehrter Kram sind, 
sondern einen Widerschein geben von tiefgehenden Gegensätzen, 
die das deutsche Leben des ıg. Jahrhunderts bewegt haben, 
und von ihrer Wechselwirkung mit der Arbeit der Wissenschaft. 
Endlich sehen wir in der eingehenden literargeschichtlichen 
Behandlung eine wirksame Stütze unserer systematischen Be- 
weisführung. Wie die Geschichte einer Theorie stets einen Bei- 
trag zu ihrer Kritik liefert, so wird der Leser des literargeschicht- 
lichen Berichts schon aus ihm ein gewisses Urteil über das Pro- 
blem selbst gewinnen. Und wenn in der deutschen Verfassungs- 
geschichte bis zum heutigen Tag noch viel Hallersche Doktrin 
vorgetragen wird, so gilt es, daß wir uns dessen bewußt werden, 
daß es nur Doktrin, nicht wahre Geschichte ist. 

Der zweite Teil meines Buchs ist der systematischen Dar- 
stellung gewidmet. Zwei Fragen suche ich zu beantworten: 
Dürfen wir dem deutschen Mittelalter einen Staat zuschreiben? 
Welche Ausdehnung haben die spezifisch staatlichen Rechte in 
unserer alten Verfassung gehabt? Die erste Frage führt von 
selbst auf die zweite. Denn von einem Staat kann natürlich. 
nur dann die Rede sein, wenn ein gewisses Maß von staatlichen 
Rechten vorhanden, die Verfassung nicht ganz durch andere 
Berechtigungen absorbiert ist. Und er wird um so sichtbarer 
hervortreten, je greifbarer sich seine Rechte geltend machen. 
Es werden also die spezifisch staatlichen Elemente aufzusuchen 
und andererseits die Grenzen zu ermitteln sein, innerhalb deren 
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private Beziehungen von der Verfassung Besitz ergriffen haben. 
Die Untersuchung wird ergeben, daß, so charakteristisch für das 
Mittelalter das Vordringen des privaten Moments in die Ver- 
fassung ist, seine Grenzen doch enger bleiben, als gemeinhin an- 
genommen wird. An den einzelnen Verfassungseinrichtungen 
werden wir beobachten, daß die staatlichen Elemente zahlreich 
sind und auch da zum Vorschein kommen, wo das Privatrecht 
die Situation zu beherrschen scheint. Das, was die Dinge zu- 
sammenhält, ist doch der Staat. Jene Zeit hat einen Staat im 
vollen Sinn des Worts und ein Öffentliches Recht gekannt, 
Dieser Nachweis bedeutet eine Rechtfertigung unserer Ver- 
gangenheit. Man hat die Vorherrschaft privater Beziehungen 
und die Ungebundenheit als die Fehler des Mittelalters bezeich- 
net, aber auch mit Enthusiasmus als seine Vorzüge gerühmt. 
Erfolgreicher treten wir für sein Andenken ein, indem wir her- 
vorheben, daß die staatliche Ordnung in ihm eine starke Geltung 
gehabt hat.! 

Der erste Band, der jetzt ausgegeben wird, vereinigt mit der 
Literaturgeschichte des Problems eine Zeichnung der wirt- 
schaftlichen Grundlagen der mittelalterlichen Verfassung und 
die Darstellung eines Teils der Reichsverfassung. Diese Partien 
können als Erörterung der allgemeinen Fragen zusammen- 
gefaßt werden. Es kommen nämlich in der Darstellung jenes 
Teils der Reichsverfassung diejenigen Einrichtungen zur Sprache, 
welche Anlaß zur Schilderung des allgemeinen Charakters der 
mittelalterlichen Verfassung geben. Über die Stellung des 
Monarchen z. B., die Untertanenschaft, das Schicksal der ver- 
äußerten Hoheitsrechte ist in den Grundfragen im wesentlichen 
dasselbe zu sagen, mag es sich um den König oder den Landes- 
herrn, um die Beziehungen des Reichs, der Territorien oder der 
Gemeinden handeln, und eben deshalb empfahl es sich, um 
Wiederholungen zu vermeiden, an der ersten Stelle, an der sich 
die Gelegenheit bot, die Grundfragen in großem Zusammen- 
hang zu beantworten. Gilt dies schon von dem Abschnitt über 
das Reichsgebiet und seine Teile, so vollends von den Dar- 
legungen über die königliche Gewalt, das Verhältnis des Königs 
zur Reichspersönlichkeit, die Staatszwecke, den Untertanen- 
verband und die Natur der staatlichen Herrschaft, die Durch- 
brechung des Untertanenverbands. Im Vordergrund steht hier 
überall die Reichsverfassung; aber die Diskussion kann nicht 
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umhin, auf die andern Gebiete der alten Verfassung über- 
zugreifen. Die Darstellung der Durchbrechung des Reichs- 
untertanenverbands, welche, wie wir sehen werden, den Kern 
des Feudalismus ausmacht, führt mit Notwendigkeit auf die 
feudalistischen Erscheinungen im ganzen und ihre Ursachen. 
Zu dem, was hier in großen Zügen geboten ist, wird der zweite 
Band in gewissem Sinne die Einzelausführung bringen. Die 
Schilderung der Gerichts-, Heeres-, Finanzverfassung des Reichs, 
des Reichstags, der Territorialverfassung, der Verfassung der 
Gemeinden, des Verhältnisses von Staat und Kirche wird die 
detaillierten Belege für das zunächst im Umriß gezeichnete 
System liefern.! \ 

Mit Absicht schließe ich von meiner Darstellung die Außerun- 
gen über mittelalterliche Verfassung aus, die wir in den Schriften 
der mittelalterlichen Theoretiker finden; denn ich richte mein 
Augenmerk nicht auf die gelehrten Staatsdoktrinen, sondern auf 
die Auffassung, die man im praktischen Leben von den staat- 
lichen Einrichtungen gehabt hat. Freilich ist die Grenze ja 
nicht ganz scharf zu ziehen. Auch in nebensächlichen Wen- 
dungen einer einfachen Urkunde, die ein in einer Kanzlei be- 
schäftigter Kleriker schreibt, steckt schon oft ein Stück Theorie 
und zwar mitunter recht bemerkenswerter Theorie. Immerhin 
können wir eine Grenze ziehen. So wenig ich selbstverständlich 
das Studium der alten Theoretiker unterschätze, so scheint mir 
doch eine dringende Aufgabe der Forschung gerade darin zu 
liegen, mit bewußter Ausschließung der theoretischen Literatur 
das politische Denken des praktischen Lebens einmal nach 
Möglichkeit ganz für sich vorzuführen. Auch um der Erforschung 
der Schriften der Theoretiker selbst willen; es läßt sich ja die 
schwierige Frage nach dem Verhältnis der juristischen Theorien 
zu den tatsächlich vorhandenen Zuständen? nur beantworten, 
wenn man zuvor von diesen ganz unabhängig eine Vorstellung 
gewonnen hat. 

Der Versuch, den ich hier vorlege, ist der erste seiner Art. 
Wenn die Forschung es für der Mühe wert hält, das, was ich 
biete, zu berichtigen und zu vervollständigen, so werde ich darin 
den schönsten Lohn für meine Bemühungen sehen. Ganz gewiß 
würde ein Fachjurist für die Aufgabe, die ich mir stelle, Fähig- 
keiten mitbringen, die ihn in den Stand setzen, sie in vollende- 
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terer Gestalt zu lösen. Aber auch der Historiker kann vermöge 
seiner Beziehungen zur allgemeinen politischen Geschichte 
manches aus seinem Eigenen beisteuern. 

Von den dem Band beigegebenen Registern verdanke ich das 
Autorenverzeichnis Herrn stud. hist. H. Riesch, das Sach- 
register Herrn Dr. Heidinger. 

Zum Schluß gedenke ich mit vielem Dank der Förderung, 
die mir manches Gespräch mit meinem Kollegen und Freund 
Alfred Schultze über die hier behandelten Fragen gebracht hat. 


Freiburg, i. B., den 31. Januar IgI4 G. v. Below 


Vorwort zur zweiten Auflage 


ie Notwendigkeit einer neuen Auflage meines Buches stellte 

mich vor die Frage, ob ich den Text neu redigieren oder 
mich mit einem Manuldruck, dem nur ein ergänzender Anhang 
beizugeben wäre, begnügen sollte. Ich habe mich zu dem letz- 
teren entschlossen. Denn es liegt für mich kein Anlaß vor, 
etwas Wesentliches in meiner Darstellung zu ändern. Die Zu- 
stimmung hat den Widerspruch bei weitem überwogen. Soweit 
Bedenken gegen meine Ausführungen ausgesprochen worden 
sind, haben sie nur die Art summarischer Zweifel, stützen sich 
nicht auf eingehendere Einzelnachweise. Es ist keine Darstel- 
lung erschienen, die die van mir abgelehnten Auffassungen in 
umfassender Weise zu erneuern unternimmt. Diejenigen, die 
sie noch etwa verteidigen, tun dies nur unter Preisgabe wich- 
tiger Bestandteile des älteren Systems. Zum Teil beziehen sich 
die Wünsche oder Ausstellungen, die zu meinem Buch laut 
geworden sind, auf Dinge, die in meinem zweiten Band zur 
Behandlung gelangen werden. So wird man mich denn nicht 
tadeln, wenn ich mich jetzt auf die Beigabe ergänzender Notizen, 
die die kritischen Stimmen und sonstige neuere Literatur 
berücksichtigen, beschränke und die dadurch ersparte Zeit der 
Ausarbeitung des zweiten Bandes zugute kommen lasse. 

Geändert habe ich den Nebentitel meines Buches. Statt 
„ein Grundriß der deutschen Verfassungsgeschichte‘‘ heißt er 
jetzt ‚eine Grundlegung der deutschen Verfassungsgeschichte“. 
Ich glaube, mit dieser Änderung Wünschen, die von Lesern 
meines Buches geäußert worden sind, Rechnung zu tragen. 


Freiburg i.B., 14. Februar 1925 G.v. Below 


Inhaltsverzeichnis. 


Erster Teil. Seite 
Literaturgeschichte des Problems. 


Erstes Kapitel. Allgemeine Schilderungen des mittel- 
aller ABiBalsten Meran el BERN WARTEN, I 


C. L. v. Haller. Nach ihm ruht die normale Verfassung 
lediglich auf privaten Beziehungen und ist an ein Grund- 
eigentum gefesselt: S. 1. — Wort und Begriff Patrimonial- 
staat von H. geprägt: S. 6. — Gegensatz der historischen 
Rechtsschule gegen Haller in der Praxis der Darstellung. 
.K. F. Eichhorn: S. 8. — Die Lehre von der Uranfänglich- 
keit des Staats als Gegensatz der naturrechtlichen An- 
schauung Hallerss. H. Leo: S. ı2. — Leos wechselnde 
Stellung zu Haller: S. 14. — Seine Einteilung der Staaten: 
S. 16. — Hegels Schilderung des Feudalismus: S. 18. — 
Dahlmann: S. 21. —F. ]J. Stahls Kritik an Hallers System: 
S. 22. — Seine Begrenzung des privatrechtlichen Charak- 
ters der alten Verfassung: S. 23. — M. Dunckers Parallele 
zwischen dem deutschen Reich und England: S. 27. — 
R. v. Mohls Klassifikation der Staaten. Seine drei Formen 
des Patrimonialstaats: S. 28. — Bluntschli: S. 29. — 
Waitz’ ‚Grundzüge der Politik‘. Er betont das öffentlich- 
rechtliche Moment in der mittelalterlichen Verfassung: S.30. 
— O. v. Gierke, Deutsches Genossenschaftsrecht, Bd. I. 
Er erkennt die Patrimonialität der alten Verfassung 
an: S. 32. — Gegensatz von Herrschaft und Genossen- 
schaft. Zunächst dringt das Herrschaftsprinzip vor: S. 33. 
— Vermischung von öffentlichem und privatem Recht. 
Es gibt nur ein einziges, einartiges Recht: S. 34. — Staat- 
lichen Fortschritt bringt die ‚freie Einung‘: S. 34. 


Zweites Kapitel. Die monographische Literatur .. 38 


Der Austausch zwischen den allgemeinen Schilderungen 

. der mittelalterlichen Verfassung und der monographischen 
Literatur verhältnismäßig gering: S. 38. — Rogges Frei- 
heitstheorie: S. 39. — Widerspruch Wildas: er betont das 
staatliche Band: S. 39. — H. v. Sybel, Theorie von der 


Inhaltsverzeichnis. 


altgermanischen Geschlechterverfassung und von dem 
römischen Ursprung des deutschen Staats: S. 40. — Waitz 
gegen Sybel: S. 42 (vgl. unten S. 63£.). —P. Roth. Ener- 
gische Verteidigung des staatsrechtlichen Charakters des 
fränkischen Reichs: S. 43. — Die nachkarolingische Zeit 
hat nach Roth keinen Raum für ein wirkliches Staats- 
wesen: S. 44. — Städtegeschichtliche Literatur (Eichhorn, 
K. Hegel, W. Arnold, K. W. Nitzsch). Mehr oder weniger 
umfassende Herleitung der Stadtverfassung aus dem Hof- 
recht: S. 45. — G. L. v. Maurer. Er vertritt die grund- 
herrliche Theorie nicht extrem: S. 48. — Seine Auffassung 
vom Verhältnis von Gemeinde und Staat. Herleitung der 
Stadt- aus der Markverfassung: S. 49. — R. Sohm, ‚‚Frän- 
kische Reichs- und Gerichtsverfassung‘‘, in der Linie 
‚Wildas und Roths. Der Gegensatz gegen Gierke, indirekt 
gegen Haller hier am schärfsten: S. 50. — Das Verhältnis 
zwischen Gemeinde und Staat wird ähnlich wie von 
Maurer bestimmt: S. 54. — O. v. Gierke, Genossenschafts- 
recht, Bd. II. Seine Auseinandersetzung mit Sohm: S. 57. 
— Seine Ansicht vom Ursprung der Stadtverfassung. 
Relative Geltung der Gildetheorie: S. 60. — G. Schmoller; 
Vertreter der hofrechtlichen Theorie: S. 61. — Waitz’ 
Verfassungsgeschichte, die 1878 zum Abschluß gelangt. Er 
reklamiert für die ganze von ihm behandelte Zeit im Kern 
den staatlichen Charakter der Verfassung: S. 63. — Eigen- 


art von Waitz’ Darstellung. Er steht mehr auf Sohms‘ 


als auf Gierkes Seite: S. 63. — Waitz’ Urteil über die Zeit 
seit dem ı2. Jahrhundert: S. 71. — Seine Charakteristik 
des Feudalismus: S. 71. 


Aufschwung der wirtschaftsgeschichtlichen Literatur 
mit den Jahren 1878—79: S.75.— Zunächst Überschätzung 
der Bedeutung der Grundherrschaft und des Hofrechts, 
insbesondere auch für die Entstehung des Städtewesens, 
ferner Überschätzung der Bedeutung der Gilden: S. 79. — 
Letzte Arbeiten von K. W. Nitzsch, K. Th. v. Inama- 
Sternegg. Unerfreuliche städtegeschichtliche Literatur: 
S. 80. — Charakteristik von Nitzsch: S. 84. — K. Zeumers 
„Deutsche Städtesteuern‘‘. Folgenreicher Gegensatz dieser 
Schrift gegen die grundherrliche Theorie, indem Z. die 
grundherrliche Erklärung der Bede ablehnt: S. 85. — 
Wichtigkeit der richtigen Deutung der Bede für die all- 
gemeine Beurteilung der alten Verfassung: S. 87. — 
W. Sickels ‚Deutscher Freistaat‘: S. 88. — A. Luschin 
v. Ebengreuths ‚Geschichte des älteren Gerichtswesens in 
Österreich‘ eröffnet die fruchtbaren Monographien zur 
Erforschung der inneren Verhältnisse der Territorien: 


Seite 


Inhaltsverzeichnis. XI 
Seite 
S. 89. — Heuslers (,‚Institutionen‘‘) Widerspruch gegen 
Gierke: S. 89. — Lamprechts ‚Deutsches Wirtschafts- 
leben‘ und seine späteren Arbeiten. Mit Nitzsch eifrigster 
Vertreter der hofrechtlichen Theorie. Herleitung der 
Landesherrschaft aus der Grundherrschaft: S. go. — 
Meine der Ermittelung spezifisch staatlicher Rechte ge- 
widmeten Arbeiten. Feststellung des Steuercharakters 
der Bede: S. gı. — Der Ursprung der landständischen 
Verfassung (Widerlegung der Einungstheorie Gierkes): 
S. 92 (S. 97). — Kritik der hofrechtlichen Theorie (Ur- 
sprung des Bürger-, insbesondere des Handwerkerstandes 
und der Zünfte; Entstehung der Stadtverfassung). Be- 
stimmung des Verhältnisses von Gemeinde und Staat: 
S. 92. — Bedeutung der Marktrechtstheorie (Schröder, 
Schulte, Sohm, Gothein): S. 96. — Theorien über das 
Recht der Ordnung von Maß und Gewicht: S. 98. — 
Gierkes „Deutsches Privatrecht‘‘: S. 99. 


Drittes Kapitel. Die neuesten zusammenfassenden 
Darstellungen des älteren deutschen Rechts. Die Un-, 
entbehrlichkeit der Frage nach dem Unterschied zwi- 
schen öffentlichem und privatem Recht im Mittelalter ıoı 


Brunners ‚Deutsche Rechtsgeschichte‘: S. 10I. — 
Hübners ‚‚ Grundzüge des deutschen Privatrechts‘‘: S. 102. 
— Schröders ‚Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte‘ : 
S. 103 (S. 103 Anm. 4: J. F. v. Schultes Schilderung des 
Feudalstaats). — Sanders ‚„Feudalstaat und bürgerliche 
Verfassung‘: S. 104. — Ergiebige Kritiken des Sander- 
schen Buchs: S. 107. — Die Unterscheidung gegensätz- 
licher Rechtsmaterien ist aus dem Bedürfnis der empiri- 
schen Einzelforschung seit lange und oft verlangt worden: 
S. 107. — Zweck und Bedeutung der juristischen Betrach- 
tung: S. 108. 


Zweiter Teil. 
Systematische Darstellung. 


Viertes Kapitel. Die wirtschaftlichen Voraussetzun- 
gen der deutschen Verfassung des Mittelalters ... . ıI2 


Verhältnis von Wirtschaft und Verfassung: S. ıız. — 
Das Mittelalter nicht von so weitgreifenden Abhängigkeits- 
verhältnissen beherrscht, wie es die hofrechtliche Theorie 
lehrte: S. 113. — Zustände der deutschen Urzeit: S. 113. — 
Grundbesitzverhältnisse des Mittelalters: S. 115. — Wenig 
strenge Verhältnisse beim abhängigen Besitz: S. 117. — 


XI 


Inhaltsverzeichnis. 


Dinglich und persönlich Unfreie: S. 119. — Mit rechtlicher 
Unfreiheit erscheint eine weitgehende wirtschaftliche Be- 
wegungsfreiheit verbunden: S. ız1. — Hohes Alter der 
Begrenzung der Pflichten des Unfreien: S. 122. — Günstige 
Lage der Unfreien: S. 123. — Verbreitung der freien Arbeit 
im Mittelalter: S. 125. — Ausbildung eines freien Gewerbes: 
S. 127. — Die freie Bewegung der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse als Grundlage der Staatsverfassung: S. 128. 


Fünftes Kapitel. Die Verfassung des Reichs . 
& 1. Das Reichsgebiet und seine Teile 


Die Terminologie im Gegensatz zur patrimonialen Auf- 
fassung: S. 129. — Bedeutung der Termini der Urzeit: 
S. 129. — Bedeutung der mittelalterlichen Termini: Reich, 
imperium, regnum, Land: S. 131. — Bezeichnung der Teile 
des staatlichen Gebiets: S. 132. — Hundertschaft und 
Grafschaft: S. 135. — Herzogtum: S. 136. — Die Kreis- 
einteilung: S. 137. 


6i2.. Der: Herrscher... >. ransne 


Das Wort König und andere Bezeichnungen des Herr- 
schers: S. 139. — Herr: S: 140. — Nebentitel und aus- 
zeichnende Prädikate: S. 141. — Der König nennt sich 
nach dem Volksnamen: S. 142. — Die Formel Dei gratia: 
S. 142. — Königliche Embleme und Insignien: S. 143. — 
Einzigartigkeit der königlichen Stellung: S. 144. — 
Herrscherideal des Mittelalters: S. 145. — Die Grund- 
lagen des Königtums germanisch: S. 146. — Begriff der 
Regalien: S. 148. — Sind die Regalien spezifisch staatliche 
Rechte? S. 149. — Die Definition des roncalischen Reichs- 
tags: S. 151. — Römischer Einfluß? S. 152. — Die Idee 
der Unveräußerlichkeit der Kronrechte nicht vom ronca- 
lischen Reichstag vertreten: S. 154. — Das öffentlich- 
rechtliche Moment in der roncalischen Definition: S. 155. — 
Begriff der königlichen’ Rechte in der späteren Zeit: S. 156. 


$ 3. Der König und die Reichspersönlichkeit . . 


a) Die Urzeit: S. 159. — Vorstellungen von dem politi- 
schen Verband: S. 159. — Die Republiken. Vorstellung 
eines selbständig für sich stehenden Gemeinwesens: $. 159. 
— Die Völkerschaften mit monarchischer Verfassung. Ver- 
hältnis des Königs zur Volksgemeinde: S. 161. — Auch 
hier findet sich etwas von unpersönlicher Idee des Gemein- 
wesens: S. 162. 

b) Die königliche Zeit: S. 163. — Die Verfassung beruht 
wesentlich auf den Herrschaftsbeziehungen des Königs: 
S. 163. — Ist mit dieser Verstärkung des Königtums die 


Seite 


129 
129 


139 


159 


Inhaltsverzeichnis. XII 

Seite 
Möglichkeit benommen, der alten Verfassung den staat- 
lichen Charakter zuzusprechen? Grundlegende Bedeu- 
tung der Frage für die ganze Untersuchung: S. 164. — In 
der Bejahung würde eine unzulässige Beschränkung des 
Staatsbegriffs liegen: S. 166. — Unrichtige Beschränkung 
des Staatsbegriffs auf den genossenschaftlichen Staatsbe- 
griff: S. 167. — Albrechts Kampf gegen die Theorie von 
der Volkssouveränität und gegen Haller: S. 171. — Er 
stimmt in der Schilderung der alten Verfassung mit Haller 
überein: S. 172. — Albrechts Definition: S. 173. — Der 
Staat als Anstalt: S. 174. — Die Kriterien des Staats: 
S. 174: — Wege der Rechtfertigung des Mittelalters. Der 
beste Nachweis des staatlichen Charakters der alten 
Verfassung: S. 175. — Die Institution des Herrschers als 
Subjekt der Staatsgewalt: S. 176. — Fortdauer des Staats 
beim Interregnum: S. 176. — Das Wahlkönigtum nicht 
reiner und nicht einziger Ausdruck der staatlichen Idee: 
S. 177. — Verhältnis des Erbrechts zum öffentlichrecht- 
lichen Prinzip: S. 178. — Das Geblütsrecht: S. 179. — 
Bedeutung der Umfahrt des Königs: S. 180. — Die per- 
sönlichen nicht identisch mit privatrechtlichen Beziehun- 
gen: S. 181. — Bedeutung des persönlichen Elements im 
Mittelalter: S. 181. 

c) König und Reich: S. 182. — Neben dem König wird in 
den alten Quellen fortschreitend häufiger ein Reich ge- 
nannt. In diesem Ausdruck liegt aber vorerst kein Hin- 
weis auf eine neben dem König stehende Genossenschaft: 
S. 182. — Anfänge einer veränderten Situation zur Zeit des 
Investiturstreits: S. 183. — Bei dem Mangel eines wahren 
Reichstags jedoch keine deutliche Ausprägung eines ge- 
nossenschaftlichen Prinzips: S. 186. — Klarere Verhält- 
nisse seit der Reichsreform des 15. Jahrhunderts: S. 187. — 
Würdigung der Reichsreform: S. 188. — Rückblick auf das 
historische Verhältnis von Genossenschaft und monarchi- 
schem Prinzip: S. 189. 


B23. Des Stasfazweck.;. 3 Sissi nee. 190 


Das Dasein von Gemeinschaftszwecken als Kriterium des 
Staats: S. 190. — Umschreibungen der Tätigkeit des 
Königs. Die utilitas regni ihr Ziel: S. 191. — Die Verbin- 
dung weltlicher Zwecke mit religiösen kein Hindernis für 
die Annahme eines Staats: S. 192. — Ein Hindernis liegt 
auch nicht in der Verbindung der Förderung der utilitas 
des Königs mit der des Reichs: S..194. — Die Äußerungen 
der mittelalterlichen Quellen über diese Dinge keine ‚ab- 
gelernte römische Phrase‘‘: S. 194. — Einfluß des römi- 


XIV 


Inhaltsverzeichnis. 


schen Reichs? S. 194. — Einwirkung der Kirche auf die 
Staatsauffassung der Germanen: S. 195. — Diese selbst ist 
jedoch älter als die kirchliche Einwirkung: S. 197. — Ver- 
bindliche Kraft der Gemeinschaftszwecke: S. 197. — 
Die speziellen Gemeinschaftszwecke des mittelalterlichen 
Reichs: S. 198. — Die Aufrechterhaltung der Rechtsord- 
nung: S. 199. — Geringere Aktivität des mittelalterlichen 
Staats: S. 199. — Die Zwecksetzung der Aufrechterhaltung 
der Rechtsordnung unentbehrlich für die Existenz eines 
Staats: S. 201. — Beurteilung des Fehderechts: S. 203. — 
Sicherung des Landes nach außen und Förderung der 
kirchlich-religiösen Angelegenheiten als Staatszwecke: 
S. 203. — In welchem Sinn der mittelalterliche Staat als 
Rechtsstaat zu bezeichnen ist: S. 204. — Rückkehr zu 
Albrechts Definition des Staats: S. 206. 


$ 5. Der Untertanenverband und die Natur der staat- 


lichen Herrschaft. 


Zusammenhang zwischen den Gemeinschaftszwecken 
des Staats und der Nichtreduzierbarkeit der Gemein- 
schafts- und Abhängigkeitsverhältnisse auf privatrechtliche 
Beziehungen: S. 207. — Man behauptet das tatsächliche 
Vorkommen von Patrimonialstaaten und damit die Re- 
duzierbarkeit jener Verhältnisse auf privatrechtliche Be- 
ziehungen: S. 208. — Für die Zeit bis zum Ausgang der 
fränkischen Periode ist indessen der Untertanenverband 
als unzweifelhafte Grundlage des Reichs erwiesen: S. 209. 
— Bezeichnungen der Untertanen: S. 209. — Der Treueid. 
Seine Herkunft: S. 212. — Untertaneneid und Lehnseid: 
S. 213. — Der Untertanenverband unabhängig von der 
Leistung des Untertaneneides: S. 214. — Alter des Unter- 
tanenverbandes: S. 214. — Der Verband auf die Unfreien 
ausgedehnt: S. 216. — Der Königsschutz: S. 216. — Das 
königliche Gnadenrecht: S. 217. — Das Gefolgschafts- 
wesen: S. 220. — Verhältnis des Königs zu den Untertanen: 
S. 221. — Die Theorie vom Geschlechterstaat: S. 222. — 
Die Hundertschaft gentilizisch? S. 224. — Deutung der 
Bezeichnungen, die auf gentilizische Verfassung hinzu- 
weisen scheinen: S. 224. — Gebrauch der Analogie der 
Gewaltverhältnisse des Familienrechts: S. 226. — Sinn der 
Bezeichnung „Älteste“: S. 228. — Sachenrechtliche Ana- 
logien: S. 229. — Notbehelf der Analogien: S. 229. — Wesen 
der staatsrechtlichen Herrschaft: S. 230. 


$ 6. Die Durchbrechung des Untertanenverbandes. Wesen 


und Entstehung des Feudalismus 


Seite 


207 


231 


Inhaltsverzeichnis. XV 

Seite 

a) Die Durchbrechung des Untertanenverbandes . . 231 
Wie lange besteht der Reichsuntertanenverband? 
S. 331. — Roths Senioratstheorie: S. 231. — Fortdauer 
der allgemeinen Vereidigung: S. 232. — Vereidigung der 
Fürsten: S. 233. — Neuerer Reichsfürstenstand. Verhält- 
nis zum Lehnswesen: S. 235. — Der Gedanke des allgemei- 
nen Reichsuntertanenverbandes von längerer Dauer als die 
allgemeine Vereidigung: S. 236. — Übergangszustand: 
S. 238. — Älteste Beispiele eines landesherrlichen Unter- 
taneneides: S. 239. — Durchlöcherung der gleichmäßigen 
Untertanenpflichten. Durch sie der Reichsuntertanen- 
verband nicht zu Fall gebracht: S. 239. — Anerkennung 
der territorialen Ordnung der Dinge: S. 240. — Durch- 
brechung, nicht Auflösung des Reichsuntertanenverbandes: 
S. 241. — Dem Reich werden Untertanen nur durch solche 
Instanzen abgenommen, welche Hoheitsrechte an sich 

bringen. Gebrauch des Worts Untertanen: S. 242. 


b) Das Wesen des Feudalismus. ... . ..... 243 


Die Durchbrechung des Untertanenverbandes der Kern 
des Feudalismus: S. 243. — Untertanen werden mit dem 
Erwerb von öffentlichen Gerichtsbezirken erworben: 
S. 243. — Privatrechtliche Formen der Übertragung von 
Hoheitsrechten: S. 244. — Der staatliche Charakter bleibt 
an den veräußerten Rechten haften: S. 246. — Wo die ver- 
äußerten Hoheitsrechte hinkommen, schaffen sie staat- 
liche oder staatsähnliche Gebilde: S. 247. — Durch welche 
Faktoren werden öffentliche Gerichtsbezirke dem Reich 
entzogen? S. 248. — 1. Das Lehnswesen. Das Grafenamt 
wird Lehen: S. 248. — Begrenzter Einfluß des Lehns- 
wesens bei der Verselbständigung des Grafenamts: S. 249. 
— Ersatz der Verlehnung von Hoheitsrechten durch die 
Verpfändung: S. 251. — Der durch Belehnung oder Ver- 
pfändung gewonnene Besitz nicht ‚‚patrimonial‘: S. 252. 
2. Die Immunität: S. 252. — Motive der Bildung der Im- 
munität: S. 254. — Eximierte Gerichtsbezirke von der Be- 
deutung der Grafschaft: S. 255. — Die fränkische Immu- 
nität hat den Reichsverband nicht zerstört: S. 256. — 
Dieser wird erst durch die seit ‘der zweiten Hälfte des 
9. Jahrhunderts einsetzenden Exemtionen durchbrochen: 
S. 258. — Weltliche Immunitäten: S. 259. — Verbindung 
von Immunität und Lehnswesen: S. 260. — Die Herren 
der Exemtionsbezirke, bzw. ihre Vögte als Nachfolger der 
alten Reichsbeamten: S. 260. — 3, Die Einungen: S. 261. 
— Gierke sieht in ihnen einen Gegensatz zum Feudal- 
system: S. 261. — Tatsächlich sind sie überwiegend ein 


xVI 


Inhaltsverzeichnis. 


wesentliches Stück desselben: S. 261. — Zunftmitglieder 
als Untertanen des Zunftmeisters bezeichnet: S. 262. — 
Streben der Zünfte, eigene Gerichtsbarkeit zu erwerben: 
S. 263. — In Städten mit Zunftverfassung der Öffentlich- 
rechtliche Verband durch die Einung konsumiert: S. 264. 
— Verwandtschaft der mittelalterlichen Stadt mit der Im- 
munitätsherrschaft und der Landesherrschaft: S. 265. — 
Beschränkter Untertanenraub durch die (städtischen) Ei- 
nungen: S. 266. — Die Städtebündnisse als Form und 
Mittel des Feudalismus: S. 267. — Landesherrliche und 
landesherrlich-städtische Bündnisse: S. 268. — Geringe 
verfassungsgeschichtliche Leistung der Bündnisse: S. 268. 
— Einungen der Ritter: S. 270. — Einungsfreiheit des 
Mittelalters: S. 271. — Das Mittelalter nicht in dem Maß 
von Einungen beherrscht, wie Gierke annimmt: S. 272. — 
Stärkere Geltung der spezifisch staatlichen Verbände und 
Gewalten: S. 272. 

Inwiefern eine Parallele der Einungen mit dem Lehns- 
wesen und der Immunität in bezug bei der Veräußerung 
von Hoheitsrechten behauptet werden darf: 5. 273. — Ein 
Teil der veräußerten Regalien nimmt verhältnismäßig 
privaten Charakter an: S. 275. 

Eine absolute Herrschaft des Lehnswesens zu keiner 
Zeit: S. 276. — Höhepunkt der Beeinflussung der Ver- 
fassung durch das Lehnswesen: S. 277. — Es empfiehlt 
sich zwischen Lehnsstaat und Feudalstaat zu unterscheiden: 
S. 278. — Kern der Feudalverfassung: S. 279. — Höhe- 
punkt des Feudalismus: S. 280. — Veräußerung von Ho- 
heitsrechten als Wesen des Feudalismus: S. 282. — Die 
Ungleichheit der Rechte und Pflichten der Untertanen 
im Zusammenhang mit der Veräußerung staatlicher Rechte: 
S. 284. — Der Bürgerstand und der Feudalismus: S. 286. — 
Die Teilung der Gerichte nach der ständischen Gliederung: 
S. 286. — Die ständische Teilung des wirtschaftlichen Da- 
seins: S. 286. — Das Lehnswesen hält seinen ersten Ein- 
zug in den Staat ohne Beziehung zur Veräußerung staat- 
licher Rechte: S. 287. 

Die ‚Vermischung‘‘ des öffentlichen und privaten 
Rechts bedeutet nicht mehr als die Veräußerung staat- 
licher Rechte: S. 288. — Scheidung zwischen öffentlichen 
und privaten Rechten: S. 289. — Geringe Wirkung des 
römischen Rechts auf die Scheidung der Rechte: S. 290. — 
Die Ungeschiedenheit stammt nicht aus dem Wesen des 
mittelalterlichen Rechts: S. 292. — Inwiefern das Mittel- 
alter eine soziale Bindung des Eigentums kennt: S. 293. — 
Wirkung der Veräußerung auf den Amtsbegriff? S. 294. 


Seite 


Inhaltsverzeichnis. 


— Zwischen grundherrlicher Gerichtsbarkeit und öffent- 
lichem Gerichtsbezirk hier zu unterscheiden: S. 295. — 
Verwendung der staatlichen Einkünfte in alter und neuer 
Zeit: S. 296. — Der mittelalterliche Beamte: S. 297. -— 
Unterschiede in der Praxis der alten und der neuen Zeit: 
S. 298. — Motive des Erwerbs öffentlicher Rechte: S. 300. 
— Übergang obrigkeitlicher Rechte und ursprünglicher 
Besitz in privater Hand: S. 301. — Dezentralisation und 
Selbständigkeit lokaler Gewalten: S. 302. — Das lose Ge- 
füge der mittelalterlichen Verfassung: S. 303. — Äuße- 
rungen dieses losen Gefüges: S. 304. — Ursachen des losen 
Gefüges der Verfassung: S. 305. — Das Lehnsband als 
Verstärkung des staatlichen Bandes: S. 306. — Für die 
Ordnung der auswärtigen Verhältnisse: S. 308. — Für die 
Ordnung der inneren Reichsverfassung: S. 309. — Über- 
wiegend hat das Lehnswesen in Deutschland im schließ- 
lichen Erfolg auflösend gewirkt: S. 310. — Gegensatz des 


Feudalismus zur Theorie Hallers: S. 311. — Prüfung der 
Theorie vom Patrimonialstaat: S. 312. — Nur- wenige 
patrimoniale Bestandteile nachweisbar: S. 313. — Die 


Grundlage der Reichsverfassung gar nicht patrimonial: 
S. 314. — Landbesitz nicht Grundlage der Herrschergewalt: 
S. 316. — Das Berechtigte in Hallers System: S. 317. — 
Die öffentliche Gewalt nicht ein bloßes Büschel von Ho- 
heitsrechten: S. 318. | 

Die Bezeichnung des mittelalterlichen Reichs als Lehns- 
staat empfiehlt sich nicht: S. 319. — Feudalstaat ein an- 
gemessener Terminus: S. 322. — Verhältnis von Lehns- 
staat und Bundesstaat: S. 323. — Das mittelalterliche 
Reich als besondere Kategorie des Bundesstaats: S. 325. 
— Die Gruppe der Gliedstaaten nicht scharf begrenzt: 
S. 326. — Klärung des Verhältnisses durch die Reichs- 
reform: S. 326. 


Die Ursachen des Feudalismus . 


Der Feudalstaat nur genetisch zu erklären: S. 327. — Wirt- 
schaftliche Verhältnisse als Ursache. Notwendigkeit der 
Einschränkung dieser Erklärung: S. 328. — Wechselwir- 
kung zwischen Verfassung und Wirtschaft: S. 331. — Rela- 
tive Unabhängigkeit der Verfassungsbildungen von den 
wirtschaftlichen Verhältnissen: S. 331. — Wert der histori- 
schen Parallelen: S. 332. — Die Heeresverfassung in ihrer 
Beziehung zu den wirtschaftlichen Verhältnissen: S. 336. 
— Ämterverfassung und Wirtschaftsleben: S. 338. — 
Warum das Reich es nicht zu einer Steuer brachte: S. 338. 
— Erklärung des Feudalismus aus germanischer Eigenart: 


XVII 
Seite 


327 


XVIll Inhaltsverzeichnis. 
Seite 

S. 340. — Das germanische Prinzip der Treue als Element 
der mittelalterlichen Verfassung: S. 342. — Der Feudalis- 
mus und die Autonomie der lokalen Gewalten: S. 342. — 
Die weite Ausdehnung des Reichs als Ursache der Schwäche 
der Zentralgewalt: S. 345. — Die Bedeutung der Persön- 
lichkeit: S. 348. — Seit der Zeit der letzten Karolinger 
datiert der Feudalstaat: S. 350. — Kurzlebigkeit der Dy- 
nastien: S. 350. — Thronstreitigkeiten: S. 351. — Die 
Wirkung der Erhebung der staufischen Dynastie: S. 351. 
— Die monarchische Ordnung Grund der Veräußerung der 
Hoheitsrechte? 352. 

Beurteilung der Kaiserpolitik des deutschen Mittel- 
alters: S. 353. — Standpunkt von Ficker und Sybel: 
S. 353. — Fickers Ansicht heute vorherrschend; doch wird 
sie nicht mehr ganz in der alten Gestalt vorgetragen: 
S. 357. — Förderung der deutschen Kultur durch die Ver- 
bindung mit Italien? S. 357. — Für die Beherrschung der 
deutschen Kirche war die Beherrschung des Papsttums 
nicht notwendig: S. 358. — Hat das Kaisertum Deutsch- 
land politisch zur Nation gemacht? S. 359. — War die 
Beherrschung Italiens um der Fernhaltung fremden Ein- 
flusses willen notwendig? S. 360. — Universalgeschicht- 
liche Verdienste der von Otto I. eingeleiteten Politik: 
Verdienste um Italien und vor allem um das Papsttum: 
S. 361. — Dualismus der historischen Betrachtung: S. 362. 
— Das Recht der These Sybels: S. 363. — Sybels Über- 
treibungen: S. 363. — Schon vor der Ottonischen Politik 
ist eine Bewegung zur Ausbildung selbständiger lokaler 
Gewalten vorhanden: S. 363. — Andererseits liefert der 
Investiturstreit mit seinen Wirkungen eine Bestätigung 
der Auffassung Sybels: S. 365. — Unerfüllte Aufgaben des 
mittelalterlichen Reichs: S. 366. — Die subjektive Ver- 
antwortlichkeit Ottos I.: S. 368. — Herrschergröße der 
Sachsen, Salier und Staufen: S. 369. 


Nachträge .. „u da Le 0 Teer ed el a BE 
Autorenverzeichnis "Wo 5. RR Se 
Sachregister, . .:”| „aan er. Ve IE See N 


Ergänzungen zur ersten Auflage. 


Mein Buch hat eine Reihe eingehender Besprechungen 
erhalten. Ich fühle mich meinen sämtlichen Rezensenten dank- 
bar verpflichtet. Ihren Darlegungen kann ich zu einem Teil 
vermehrte Argumente zur Unterstützung meiner Auffassung 
entnehmen. Wenn sie zu einem anderen Teil Bedenken gegen 
sie geltend machen, so bieten mir diese zwar nicht Anlaß zu einer 
Änderung meiner Anschauungen; ich heiße sie jedoch will- 
kommen, insofern sie mir Anregungen zu einer festeren Begrün- 
dung meiner Auffassung gewähren, für die sich übrigens, wie 
ich es im Vorwort schon angedeutet habe, im zweiten Band der 
geeignetere Platz ergeben wird. Ich nenne von Besprechungen 
hier namentlich (Nichterwähnungen bitte ich damit zu ent- 
schuldigen, daß sie mir z. Z. nicht gegenwärtig sind): R.Hübner, 
Zeitschr. der Savigny-Stiftung, Germ. Abt., Bd. 35, S. 484ff.; 
Ed. Rosenthal, Histor. Zeitschr. 115, S. 372ff.; Dopsch, 
Mitteilungen des Instituts 36, S. ıff.; Keutgen, Zeitschr. f. 
Sozialwissenschaft, Oktober 1918, S.626ff.;, Zycha, Jahr- 
bücher für Nationalökonomie 109, S.93f.; Schu&, Zeitschr. 
des Aachener Geschichtsvereins 36, S. 235ff. Kürzere Anzeigen 
haben veröffentlicht: R. Holtzmann, Theolog. Literatur- 
zeitung IgI5, Sp. 177f.; K.O. Müller, Hist. Jahrbuch 35, 
S. 945f.; R. Schulze, Literar. Handweiser IgI4/I5, Nr. 20; 
K. Brinkmann, Literar. Zentralblatt 1914, Nr. 42; F. Neu- 
bauer, Monatsschrift für höhere Schulen 1915, S.619ff. 
Keutgen hat in einem gleichnamigen, mir gewidmeten Buch 
„Der deutsche Staat des Mittelalters‘ (1918) meine Forschungen 
weitergeführt und einzelne große Verfassungsfragen behandelt, 
die in ihrer Mehrzahl in den Bereich meines zweiten Bandes 
fallen (vgl. die Besprechung von Fehr, Zeitschr. der Savigny- 
Stiftung, IgIg, S. 314ff.). Als bedeutungsvoll darf vor allem 
seine Kritik der bisherigen Lehre vom Reichsfürstenstand be- 
zeichnet werden (vgl. Edward Schröder, Zeitschr. der Savigny- 
Stiftung, 1924, S.28f.). Eine Weiterführung meiner Arbeit 
stellt auch Fehr, Die Staatsauffassung Eikes v. Repgau (1916; 
Sonderabüruck a. d. Zeitschr. der Savigny-Stiftung, Bd. 37), 
dar; vgl.z.B.S.ı2. Fehr vertritt mit mir die Anschauung, daß, 
wie er mir zu seinem Buch schrieb, ‚‚wir es im Mittelalter mit 


XX Ergänzungen zur ersten Auflage. 


einem wirklichen Staat zu tun haben, und daß die Genossen- 
schaftsidee nicht ausreichend ist. Es gibt Genossenschaften 
oder besser Verbände innerhalb des Staats; über ihnen thront, 
herrschend und sie krönend, der Staat selbst.‘‘ Ebenso wird 
meine Auffassung durch Fehrs ‚Waffenrecht der Bauern“ 
(Savigny-Zeitschr. 35 u. 38) gestützt. Zu Hübners Rezension 
habe ich mich in der Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschafts- 
gesch., Bd. ı3, S. 225ff. (vgl. auch Keutgen, Der deutsche 
Staat des Mittelalters, S. 126, Anm. I06 u. Zeitschr. f. Sozial- 
wissenschaft a. a. O. 631), zu der von Rosenthal in der Histor. 
Zeitschr. 117, S. I4off., zu der von Holtzmann in der Theol. Lit.- 
Zeitung I9I5, Nr.12, Sp.286, zu dem Buch von Keutgen (nur über 
die mittelalterliche Kaiserpolitik) inden Jahrbüchern für National- 
ökonomie IIg, S.69f., geäußert. Vor dem Erscheinen meines 
„mittelalterlichen Staats“ hat F. Kern sein ‚Gottesgnadentum 
und Widerstandsrecht im früheren Mittelalter‘ (1915) begonnen, 
aber meine Arbeit schon verwertet, sie auch weiter gestützt (s.z.B. 
S.6 und 3336). Sein Buch ist die wertvollste Bereicherung der 
verfassungsgeschichtlichen Literatur aus dem letzten Jahrzehnt. 

Die beiden großen Rechtshistoriker, mit deren Auffassung 
sich meine Darlegungen vor allem auseinandersetzen, sind 
R. Sohm und O. v. Gierke. Jenem danke ich die ersten Anre- 
gungen für meine allgemeine Anschauung; diesem galt die brei- 
teste Seite meiner Polemik. 

Von Sohm habe ich zwei Briefe zu meinem ‚‚mittelalterlichen 
Staat‘ erhalten. Der eine enthält den Dank für die Zusendung 
meines Buches. In dem anderen kommt Sohm auf dieses zurück, 
als ich ihm meinen im Herbst 1914 gehaltenen Vortrag über das 
deutsche Heerwesen in alter und neuer Zeit, der zuerst in der 
„Internationalen Monatsschrift‘‘ erschienen und jetzt, etwas 
erweitert, in meinem Buch ‚Vom Mittelalter zur Neuzeit“ 
wieder abgedruckt ist, zusandte. Die Stelle, auf die er in seinem 
zweiten Briefe anspielt, steht in diesem Buch S. 107. Ich lasse 
hier die beiden Briefe folgen. 


Leipzig, 29: 3722: 
Hochgeehrter Herr Kollege! 


Mein Dankschreiben wollte ich erst abschicken, nachdem ich 
Ihr Buch durchgelesen. Das ist nun geschehen — Sie können 
sich denken, mıt welchem Interesse —, und ich bin hocherfreut, 
ja ich kann wohl sagen: beglückt. Nicht bloß durch die Freund- 
lichkeit, mit welcher Sie meiner Arbeit begegnen, sondern durch 
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die Tatsache, daß nun endlich die Arbeit, welche unter den 
Auspizien von Waitz (altgermanische Zeit) und Roth (fränkische 
Zeit) begonnen wurde, für das Mittelalter fortgesetzt worden 
ist, den deutschen Staat als einen wirklichen Staat zu erweisen. 
Für das Mittelalter war die Arbeit eine viel schwierigere. Um 
hier etwas Wertvolles zu leisten, bedurfte es der Beherrschung 
eines unermeßlichen Literatur- und Quellenmaterials, die Sie 
in so selten honem Grade besitzen. Vorarbeiten in der von Ihnen 
verfolgten Richtung waren ja eigentlich gar nicht da. Statt 
dessen in der Literatur eine Wildnis von Begriffen, gerade in der 
führenden Literatur, insbesondere in dem bedeutenden Werk 
von Gierke. Nun ist es Ihnen gelungen, Licht und Luft zu 
bringen. Das mittelalterliche Reich ist kein Lehnsstaat. Das 
Lehnwesen beherrscht nur einen Teil des Staatswesens. Feu- 
dalismus ist etwas anderes als Lehnsstaat. Die Durchbrechung 
des Untertanenverbandes kann nicht bloß durch Verlehnung, 
auch durch Verpfändung von Hoheitsrechten, durch Exemtio- 
nen, auch durch Einung bewirkt werden. .Die Einung ist nicht 
der Gegensatz des Feudalismus, sondern eine Erscheinungsform 
desselben (ausgezeichnet!). Immer aber bleibt die in andere 
Hände übergegangene öffentliche Gewalt Staatsgewalt, scharf 
von allen privaten Gewalten unterschieden. Das ist eine Reihe 
von großen Wahrheiten, die Sie nach meiner Ansicht mit durch- 
schlagendem Erfolg vertreten. Mögen sie bald zum Gemeingut 
unserer Wissenschaft werden! 

Darf ich noch drei Punkte insbesondere erwähnen ? 

Bezüglich der Stadtverfassung sollte meine kleine Arbeit den 
Ursprung dessen dartun, was eigentümlich städtisch, bürgerlich 
ist, was also die Stadtgemeinde von der Landgemeinde unter- 
scheidet. Daher die ausschließliche Betonung des Markt- 
rechts und damit des öffentlichen Rechts. Daß die Stadtver- 
fassung auch in der Landgemeinde ihre Wurzel hat (Ihre An- 
sicht kann daneben bestehen, und muß daneben bestehen), 
das kommt in meiner Arbeit nicht genügend zur Geltung. Ich 
habe vielmehr (durch den konstruktiven Trieb hingerissen) 
auch den Rat aus dem Marktrecht abgeleitet. Das halte ich 
jedenfalls jetzt nicht mehr für richtig. Die Gewalt des Rats 
muß jedenfalls ursprünglich Gemeindegewalt gewesen sein 
(aber woher kommt die kollegiale Verfassung ?). 

Die präzise Unterscheidung von öffentlichem Recht und 
Privatrecht kommt in fränkischer Zeit ganz besonders in dem 
Wesen der Königsurkunde (als praeceptum!) zum Ausdruck. 
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Königsschenkung ist etwas ganz anderes als private Schen- 
kung. Das habe ich vor einiger Zeit in der Savigny-Zeitschrift!) 
in einem Aufsatz über das Hantgemal ausgeführt. Frage: ist 
auch die mittelalterliche Königsurkunde ein praeceptum ? 

Bedeutet Verlehnung wirklich Veräußerung? Trotz der Ver- 
lehnung der Gerichtsgewalt bleibt der König ‚‚gemeiner 
Rächter überall“ (Sachsenspiegel), d.h. er bleibt die gemeine 
Obrigkeit. Trotz der Verlehnung der Grafschaft kann der 
König bis in das 13. Jahrhundert unmittelbar die Grafschaft 
regieren?). Das kehrt wieder in dem Verhältnis des Herzogs zum 
Lehnsgrafen. Ich erinnere mich (aus dem Lübecker Urkun- 
denbuch Bd. ı), daß der Graf von Holstein und der Herzog von 
Sachsen über denselben Gegenstand (widersprechend, aber 
keine Urkunde nimmt auf die andere Bezug) unmittelbar 
verfügen. Wo bleibt da die Veräußerung? Der Belehnende 
behält grundsätzlich die ganze Gewalt, entsprechend dem all- 
gemeinen Grundsatz des Mittelalters (jedenfalls bis etwa 1250, 
bezw. bis zu den Privilegien für die Fürsten): niemals wird die 
obere Gewalt durch die untere beschränkt (auch nicht durch 
die Gewalt der Körperschaft). 

Doch nun genug. Nehmen Sie meinen besten Glückwunsch 
zu der Vollendung dieses bedeutenden Werkes und herzlichen 
Dank von Ihrem ergebensten Rtsohnt 


Leipzig,.20. Lizs, 
Hochgeehrter Herr Kollege! 


Mit großem Vergnügen las ich gestern abend Ihre anschauliche 
Darstellung von der Geschichte der deutschen Heerverfassung 
in welcher die Geschichte des deutschen Staates sich wider- 
spiegelt. Ganz überraschend war mir der Schluß. Ich muß 
bekennen, daß meine eigenen Worte, in diesen Zusammenhang 
von Ihnen gebracht, auf mich Eindruck machten: ich habe 
jetzt erlebt, was sie bedeuten. — Und Sie können sich denken, 
daß Ihre gute Meinung von mir, der Sie so freundlich Ausdruck 
geben, mir eine große Freude ist. Herzlichen Dank! 


1) Bd. 30 (1909), S. 103 ff. 

2) Vgl. hierzu meine Schrift über historische Periodisierungen mit 
besonderem Blick auf die Grenze zwischen Mittelalter und Neuzeit (1925), 
wo ich mich über diese Frage der mittelalterlichen Gerichtsverfassung 
geäußert habe (S.47, 76, 81). Der Lehnsverband allein vermag in der Tat 
nicht die staatliche Grenze zu ziehen. 
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Inzwischen werden Sie die Besprechung gelesen haben, die 
Hübner in der Zeitschrift der Savigny-Stiftung über Ihr Buch 
veröffentlicht hat. Die Besprechung hat wenig oder gar nichts 
zu bedeuten. H. ist ein Schüler Gierkes und schwört in verba 
magistri (auch in seinem Lehrbuch des deutschen Privatrechts). 
Schon sein ständiges ‚dürfte‘ und ‚möchte‘ zeigt, daß er keinen 
eigenen Standpunkt hat. Er ist sonst ein guter, fleißiger und 
tüchtiger Mann; aber solcher Aufgabe war er nicht gewachsen. 
Ihr Buch wird seinen Weg gehen unabhängig von Besprechungen. 


Mit den besten Grüßen Ihr R. Sohm. 


Es sei mir gestattet, hier hinzuzufügen, daß ich Hübners 
Rezension meines Buches mehr schätze, als es Sohm tut, ihr 
mich auch für Anregungen zu Dank verpflichtet fühle, wie ich 
gleichfalls meine Hochschätzung seines Lehrbuchs des deutschen 
Privatrechts wiederholt ausgesprochen habe (vgl. z. B. Viertel- 
jahrsschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 1915, S. 229 ff. 
und meine „Geschichte der deutschen Geschichtsschreibung‘“, 
2. Aufl., S: 144). 

Von Gierke habe ich keine schriftliche Äußerung zu meinem 
Buch erhalten, da er, unmittelbar nachdem er es gelesen, mit 
mir persönlich zusammentraf (vgl. meinen biographischen Auf- 
satz in „Die Geschichtswissenschaft der Gegenwart in Selbst- 
darstellungen‘“, Bd.I, S.46). Wir haben uns im April 1914 in der 
Villa Falconieri, wo wir Gäste des Kaisers waren, auf einem 
langen Spaziergang über unsere Streitfrage ausgesprochen. An dem 
unvergleichlichen Zypressenteich, wo unser Spaziergang endete, 
gab Gierke mir die Erklärung, ich sei mit meiner Auffassung 
von dem mittelalterlichen Staat im Recht, wenn meine Deutung 
der alten (landesherrlichen) Bede richtig sei. Diese aber wird 
gewiß richtig sein. Meine jüngsten Darlegungen zu dem Thema 
der Bede siehe in der Vierteljahrsschrift für Sozial- und Wirt- 
schaftsgeschichte Band ı8, S. 239ff. 

Ich veröffentliche hier ferner einen Brief von Max Weber, 
der unmittelbar durch die Zusendung meiner Abhandlung 
„Handwerk und Hofrecht‘“ (Vierteljahrsschrift für Sozial- und 
Wirtschaftsgeschichte 1914, S. ıff.), in der ich die von Seeliger 
vertretene Form der hofrechtlichen Theorie zurückweise — ein 
Thema, das ja mit dem Gegenstand meines ‚mittelalterlichen 
Staates‘‘ zusammenhängt —, veranlaßt worden ist, in der er 
sich dann aber auch über dies Buch selbst und über methodo- 
logische Fragen, die uns beide fesselten, ausläßt. 


XXIV Ergänzungen zur ersten Auflage. 


Heidelberg, 2T. VI. 14. 


Sehr verehrter Herr Kollege! 


Ich danke auf das Verbindlichste für Ihre freundliche Sen- 
dung. Daß sie im Recht sind, ist mir — obwohl ich allen Grund 
habe, über’ meine persönliche Sachkunde sehr bescheiden zu 
denken — nicht zweifelhaft, und es ist nur erstaunlich, wie 
hartnäckig die alte Theorie — von der ich zugebe, ihr auch ein- 
mal angehangen zu haben — noch immer verfochten wird. 

Mit Vergnügen und Belehrung lese ich soeben Ihr Buch über 
den Staat. Ich werde wohl im Winter anfangen, einen ziemlich 
umfangreichen Beitrag zum ‚‚Grundriß der Sozialwissenschaften“ 
drucken zu lassen, der die Form der politischen Verbände ver- 
gleichend und systematisch behandelt, auf die Gefahr hin, 
dem Anathem ‚Dilettanten vergleichen‘‘t) zu verfallen. Ich 
meine: das, was der mittelalterlichen Stadt spezifisch ist, 
also: das, was die Geschichte gerade uns darbieten soll 
(darin sind wir absolut einig!), ist doch nur durch die Fest- 
stellung: was andern Städten (antiken, chinesischen, islami- 
schen) fehlte, zu entwickeln, und so mit Allem. Dann ist es 
‚Sache der Geschichte, uns dies Spezifische kausal zu er- 
klären. Ich kann nicht annehmen, daß Sie im Grunde anders 
denken; manche Andeutungen sprechen eher dafür als dagegen. 
Jene, sehr bescheidene, Vorarbeit kann uns ja die Soziologie, 
wie ich sie verstehe, liefern. Dabei ist leider fast unvermeidlich, 
daß man, weil man schließlich unmöglich Spezialist auf allen 
Gebieten sein kann, dem Forscher, der ein großes Gebiet ganz 
beherrscht, Anstoß erregt. Dennoch überzeuge ich mich nicht 
von der wissenschaftlichen Nutzlosigkeit solcher Arbeiten. 
Selbst mein — sehr eilig geschriebener Aufsatz — über antike 
Agvargeschichte (Handwörterbuch der Staatswissenschaften) ?) 
hat, auch und sogar gerade da, wo die Ergebnisse inzwischen 
überholt wurden, doch Nutzen gestiftet, wie die Leipziger 
Dissertationen der Schüler Wilckens mir zu zeigen scheinen. 
Und doch ist er gewiß nichts Mustergültiges gewesen. 

1) Über dies Wort siehe meinen „Mittelalterlichen Staat‘ S. 333 A.ı: 
von Brunner angeführt. Über Brunners Stellung zur Rechtsvergleichung 
vgl. auch Savigny-Zeitschrift 1915, S. XXX. 

2) Jetzt wieder abgedruckt in Webers ‚„Gesammelten Aufsätzen zur 
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte‘‘, S. ıff. 
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Terminologisch werde ich den Begriff des ‚‚Patrimonialis- 
mus‘ auch und gerade für gewisse Arten politischer Herrschaft 
festhalten müssen. Aber die absolute Scheidung zwischen 
haus-, leib- und grundherrlicher Gewalt und politischer 
Herrschaft — für die esja gar keinanderes Kriterium gibt, 
als daß sie jenes alles eben nicht ist!) (sondern Militär- und 
Gerichtsgewalt), werden Sie hoffentlich genügend betont finden. 
Diese Hauptthese Ihres Buches ist von vornherein glatt ge- 
wonnen. Ich werde nur nachweisen, daß dieser Unterschied 
so alt ist wie die Geschichte. 


Mit vorzüglicher Hochachtung ergebenst Max Weber. 


Weber erörtert hier die Frage der Vergleichung, deren Beant- 
wortung ja grundlegend für das ganze Problem der Soziologie 
ist. Ein Rezensent meines Buches hat gemeint, mir vorwerfen 
zu müssen, daß ich die Vergleichung überhaupt ablehne. Wie 
ich darauf schon erwidert habe (vgl. Vierteljahrschrift für Sozio- 
logie und Wirtschaftsgeschichte IgI5, S. 227ff.), nehme ich einen 
solchen Standpunkt ganz und gar nicht ein. Ich vertrete aber 
als Historiker die Auffassung, daß die umfässendste Verglei- 
chung immer nur die Eigenartigkeit der historischen Erschei- 
nungen dartun wird und verwerfe die Voraussetzung, daß sich 
auf dem Weg der Vergleichung gesetzmäßige Übereinstimmungen 
des geschichtlichen Verlaufes erkennen lassen. Ich befürworte 
und betreibe selbst die Vergleichung, weil sie das unentbehr- 
liche Mittel ist, um die Einzigartigkeit der historischen Erschei- 
nungen beobachten zu können. Seit dem Erscheinen meines 
„mittelalterlichen Staates‘ habe ich eingehend die Frage der 
Vergleichung in meinen ‚Problemen der Wirtschaftsgeschichte“ 
S. ıff. behandelt; vgl. auch meine ‚Geschichte der deutschen 
Geschichtschreibung“‘, 2. Aufl., S. g5ff. und S. 152ff.; A. Heus- 
ler, Deutsche Lit.-Zeitung 1915, Nr. 9, Sp. 440 (über die Gefahr 
der Vergleichung); Keutgen, Der deutsche Staat des Mittel- 
alters, S. 45, Anm. 52. Im übrigen sei zu dem Brief Webers be- 
merkt, daß er sich wesentlich zu meiner Auffassung bekennt und 
daß seine hier gegebenen Darlegungen einen besonderen Wert als 
Beitrag zur Entstehungsgeschichte seiner ‚Soziologie‘ darstellen. 


t) Siehe meinen „Mittelalterlichen Staat‘, S.207 (über die Nicht- 
reduzierbarkeit der Gemeinschafts- und. Abhängigkeitsverhältnisse in 
der mittelalterlichen Verfassung auf privatrechtliche Beziehungen als 
Beweis für das Vorhandensein eines Staates). 
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Um noch zu weiteren in den Besprechungen meines Buches 
erörterten Fragen Stellung zu nehmen, so ist mein Nachweis, 
daß die Theorie vom Patrimonialstaat auf K.L.v. Haller zurück- 
geht, allgemein anerkannt worden. Dagegen glauben einige 
Forscher meine Hinweise darauf, daß Haller die Anschauung 
von der Verfassung des Mittelalters weithin, weit über den Kreis 
der ihm politisch mehr oder weniger nahestehenden Gruppe 
hinaus, beeinflußt hat, ablehnen zu müssen; insbesondere den 
Vertretern der liberalen Tradition ist der Gedanke unsympa- 
thisch, daß auch Liberale sich irgendwie hätten von Haller 
beeinflussen lassent). Es läßt sich aber die Tatsache nun einmal 
nicht aus der Welt schaffen, daß auch die politischen Gegner 


1) Ich teile hier ein paar Zuschriften meines verstorbenen Kollegen 
A. Dove mit, von dessen Auffassung das Obige auch gilt. Zugleich mögen 
sie als Erinnerung an seine liebenswürdig-ironische Art dienen. ‚‚Frei- 
burg, 9. 2. 14. Großen Dank, hochverehrter Herr Kollege, für Ihren auf- 
klärenden Vortrag (es ist der damals in der ‚Internationalen Monatsschrift‘, 
inzwischen in meinem Buch ‚Vom Mittelalter zur Neuzeit‘, S. ıff. ver- 
öffentlichte Vortrag ‚Der deutsche Staat des Mittelalters‘ gemeint, welcher 
die Resultate meiner größeren Darstellung in knapper Fassung voraus- 
nimmt)! Ich habe immer geglaubt, daß wir im Mittelalter einen echten 
Staat besessen haben. Nur an der rechten Staatskunst gebrach es uns 
— wie auch heute noch bisweilen —, wie der einfachste Vergleich mit 
den Normannen in der Normandie, in England und Sizilien lehrt. 
Darf ich Sie auf einen Druckfehler aufmerksam machen ? Die tiefgraben- 
den Roth und Sohn (S. 16) lesen sich wie eine Bergwerksfirma in der 
Kölnischen Zeitung. Mit lebhafter Erwartung seh’ ich dem Erscheinen 
Ihres Werkes selbst entgegen. Mit bestem Gruß in Verehrung der Ihre 
A. Dove.‘ — „Schlangenbad, 27.6. 14. Melde, daß ich soeben bei 
schlechtem Wetter und in gesellschaftlicher Öde den ‚Deutschen Staat 
des Mittelalters‘ bis zur Neige ausgelöffelt habe. Bin von seinem Staats- 
charakter durchdrungen, bedaure um so lebhafter, daß dieser Charakter 
so schlecht war. Wenn man nur Ludwig den Frommen etwas politischen 
Katechismus hätte lehren können und Otto den Großen vor aller links- 
elbischen Größe warnen! Von Haller machen Sie zu viel Wesens, wenig- 
stens für Nichkreuzzeitungsleute; Gierke unterschätzen Sie, glaub ich, 
historisch. Er hat gerade mit seinem Mangel an Artikulation das voll-- 
kommenste Mitgefühl mit unserem Mittelalter. Das weitere mündlich! ... 
Der Ihre A. Dove.‘ Das hier an Gierke gerühmte Verständnis für das 
Mittelalter glaube ich gerade für mich beanspruchen zu dürfen. Denn 
um die mittelalterliche Buntheit, Vielgestaltigkeit zu verstehen, ist es 
notwendig, zu unterscheiden, die sachlich verschiedenen Rechtsbildungen 
in ihrer Besonderheit zu erkennen, und auch den Mangel an Artikulation 
vermag man nicht ohne dieVornahme von Unterscheidungen festzustellen. 
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Hallers von seiner Darstellung der mittelalterlichen Verfassung 
abhängig gewesen sind; ja daß sie ihnen sogar willkommen ge- 
wesen ist, um das Mittelalter zu diskreditieren. Zu dem, was ich 
in meinem Buche selbst und in der Vierteljahrschrift für Soz.- 
und Wirtschaftsgeschichte 1915, S. 225ff., in der Hist. Zeitschr 
117, S. 140ff., in der Vierteljahrschrift für Lit.-Wissenschaft und 
Geistesgeschichte 1924’ (über H. Leo) und in meinen Artikeln 
K.L.v. Haller und H. Leo in ‚, Deutscher Aufstieg, Bilder aus 
der Vergangenheit und Gegenwart der rechtsstehenden Parteien, 
herausg. von H.v. Arnim und G. v. Below‘ (1925) bemerkt 
habe, vgl. noch H. v. Sybel, Kleine historische Schriften, Bd. ı, 
2. Aufl., S. 383:... das Mittelalter unfähig, mit anderen Mitteln 
zu operieren als dem Grundbesitz. S. 384: Zu der Unfähigkeit, 
neben dem Grundbesitz ein anderes politisch erhebliches Ver- 
mögen zu erfassen, kam die Schwierigkeit, den Gedanken einer 
Polizeigewalt zu fassen und auszubilden. Wenn Rosenthal, 
Historische Zeitschrift 115, S. 384 sich auf Jellineks Äußerung 
beruft, daß die Patrimonialtheorie (Hallers) als staatliche Recht- 
fertigungslehre eingehender Widerlegung nicht mehr bedürftig 
sei, so sind sich darüber natürlich heute alle Forscher einig. 
Aber wenn Hallers Theorie heute ‚‚als staatliche Rechtferti- 
gungslehre‘‘ verworfen wird, So liegt darin gar kein Beweis 
dafür, daß sie früher das historische Urteil über die mittelalter- 
liche Verfassung nicht beeinflußt hat. Man lese auch nach, was 
R. v. Mohl in seiner „Geschichte und Literatur der Staats- 
wissenschaften‘ und in seiner „Enzyklopädie der Staatswissen- 
schaften‘ (s. meinen Text S. 28 und 322) über Haller sagt. Mohl 
repräsentiert einen sehr großen Kreis des Liberalismus. Nöt- 
wendig ist es auch noch immer, daran zu erinnern, daß Hallers 
historische Auffassung und politische Theorie keineswegs mit 
der konservativen oder der romantischen Anschauung zu- 
sammenfallen; Haller ist unromantisch, wenngleich die Roman- 
tiker manches in seinem System als ihnen sympathisch empfan- 
den. H.v. Sybel (vgl. z.B. Kleine Schriften a.a.O., S. 377) 
schiebt in die Darstellung des ‚‚christlich-germanischen Staats- 
gedankens‘“ die Lehre Hallers hinein, was aber eben nicht zu- 
lässig ist, da Haller den christlich-germanischen Staatsgedanken 
nicht vertritt. Nebenbei bemerkt verwertet Sybel zugleich 
seine eigene Theorie vom Ursprung des deutschen Königtums 
in jener Darstellung. 

Die Einungstheorie Gierkes hat K. Meyer benutzt, um mit 
ihrer Hilfe eine Legende über die Entstehung der Schweizer 
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Eidgenossenschaft auszubauen. Ich habe in meiner Abhandlung 
über die Entstehung der Schweizer Eidgenossenschaft in der 
Zeitschrift für Schweizerische Geschichte, Bd.3 (vgl. auch 
meinen gleichnamigen Aufsatz in ‚Vergangenheit und Gegen- 
wart‘‘ 1924) jene Legende zurückgewiesen und dabei die Ge- 
legenheit wahrgenommen, die Irrigkeit der Einungstleorie 
an einem konkreten Beispiel darzutun und ihr gegenüber positiv 
auseinanderzusetzen, was eine mittelalterliche coniuratio 
bedeutet. Die Erwiderung K: Meyers, in der er die Legende 
ins Groteske steigert, ist ganz hinfällig (Zeitschrift für Schwei- 
zerische Geschichte 1924). Diejenige Form der Einungstheorie, 
die man jüngst in bezug auf die Stadtentstehung vorgetragen 
hat, die Auffassung von der Stadtgründung durch eine Unter- 
nehmergilde, habe ich in der Vierteljahrschrift f. Soz.- u. Wirt- 
schaftsgeschichte, Bd. ı8, S.245ff. einer Kritik unterzogen. 
Über die allgemeine Stellung Gierkes in der Entwicklung” der 
deutschen Rechtsgeschichte (nicht bloß über seine Deutung der 
mittelalterlichen Einungen) siehe meine Ausführungen in der 
Historischen Zeitschrift 129, S. Io8ff. und in meiner ‚Geschichte 
der Deutschen Geschichtschreibung‘“. Als ein Kuriosum aus der 
politischen Geschichte der Gegenwart ist zu würdigen: L. Schük- 
king, Die pazifistische Grundlage der mittelalterlichen Ver- 
fassung des Fürstbistums Münster (Kulturwille, 2. Heft, Leipzig 
1924). Alle Einungen, Bündnisse und Schiedsgerichte des 
Mittelalters und alles, was daran anklingt, entzücken den Ver- 
fasser, weil sie ihm als ‚‚pazifistische‘‘ Kundgebungen erscheinen, 
und er eifert gegen die Bosheit der ‚„Rechtshistoriker‘“, die an- 
geblich über sie geschwiegen haben. Er sieht nicht, daß die 
Einungen und Bündnisse des Mittelalters, soweit sie die Her- 
stellung von Frieden bezweckten, nicht ein Zeichen starken 
Friedens waren, vielmehr ein Notbehelf infolge des Versagens 
des Staates, daß aber weiter die ständischen Gruppen, welche 
Einungen und Bündnisse schlossen, damit keineswegs bloß den 
Frieden anstrebten, sondern in stärkstem Umfang auch Macht 
und Herrschaft, daß sie auf diesem Wege unendlich oft auch die 
Geltendmachung spezifisch staatlicher (d. h. allgemeiner) Ge- 
sichtspunkte und staatlicher Tätigkeit lähmten. Als Widerspiel 
von Bestrebungen der Gegenwart, die auf Lähmung der echten 
staatlichen Gesichtspunkte und der echten staatlichen Tätigkeit 
hinauslaufen, und als Projizierung solcher Anschauungen in die 
Vergangenheit bietet die Schrift Schückings Interesse, so dürftig 
sie im übrigen ist. 
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Die Beurteilung der mittelalterlichen Einungen hängt mit der 
der mittelalterlichen ‚‚Freiheit‘‘ zusammen. Die Einungen sind 
vielfach deshalb als etwas Modernes angesehen worden, weil 
man sie als Ausdruck des ‚‚Freiheitsstrebens‘“ betrachtete. Was 
ist aber mittelalterliche ‚Freiheit‘? Rosenthal a. a. O., S. 389 
macht gegen mich den Einwand: „Zwischen den Bildungen, die 
auf dem Herrschaftsprinzip aufgebaut sind, und jenen, für die 
der Freiheitsgedanke den bestimmenden Ausgangspunkt bildet, 
ist doch eine scharfe Grenzlinie zu ziehen.‘‘ Sind aber die herr- 
schaftlichen Bildungen nicht selbst wesentlich durch den Frei- 
heitsgedanken emporgekommen? Freiheit im mittelalterlichen 
Sinn ist Vorrecht, Privileg. Die Vorrechte der Immunität, der 
Befreiung von der ordentlichen alten Gerichtsbarkeit, von der 
Steuerpflicht und anderen öffentlichen Lasten waren die schön- 
sten Mittel zur Förderung der herrschaftlichen Bildungen. Und 
andererseits suchten die Bürgerschaften und Zünfte mit der 
Gewinnung von Freiheiten, d.h. Vorrechten vor anderen Ge- 
meinden bzw. bürgerlichen Gruppen, zu herrschaftlichen Stel- 
lungen sich zu erheben. Man darf wohl Herrschaft und Genossen- 
schaft, aber nicht Herrschaft und Freiheit gegenüberstellen. 

Eine Grundfrage bei der Beurteilung der mittelalterlichen 
Reichsverfassung bildet die nach dem Charakter des servitium 
regis. Hier kommt auch das Verhältnis zwischen Staatsgewalt 
und Reichseigenkirchentum zum Ausdruck. Über das servitium 
siehe meine Bemerkungen in der Vierteljahrschrift für Soz.- und 
Wirtschaftsgeschichte, Bd.17 (1924), S. I8gff.; vgl. Historische 
Zeitschrift 129, S. 296. 

P. Rassow hat in einem Vortrag vom 4. Mai 1917 in der 
Historischen Gesellschaft in Berlin, über den in deren ‚‚Sitzungs- 
berichten‘ referiert ist, gegen meinen „Mittelalterlichen Staat‘ 
Bedenken geäußert, die in dem Satz gipfeln: ‚Der deutsche 
Staat ist eine rein historische Aufgabe, nicht eine juristisch- 
systematische.‘‘ Eine solche Auffassung würde ein einfaches 
Verbot der juristischen Betrachtung bedeuten, zu welchem doch 
kein Historiker die Hand bieten würde. Wenn Rassow meine Be- 
urteilung der italienischen Kaiserpolitik mit den Worten ab- 
lehnt: „Es ist nicht mehr (seit Tröltsch!) angängig, die MaB- 
stäbe zur Beurteilung geschichtlicher Gegenstände anderswo 
zu suchen als in den Epochen selbst‘, so handelt es sich hier 
um die von mir schen mehrfach (vgl. z. B. Archiv für Politik 
und Geschichte 1925, S. 28) gerügte Selbsttäuschung des Positi- 
vismus. Tröltsch aber kann dafür ganz und gar nicht in Anspruch 
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genommen werden, da er in der Theorie eine solche Auffassung 
bekämpft hat, in der Praxis in der Subjektivität bis zur Un- 
erlaubtheit fortgeschritten ist. 

Vorarbeiten für den zweiten Band meines ‚‚Mittelalterlichen 
Staates‘ findet man in der 2. Aufl. meines ‚Territorium und 
Stadt‘ (1923), hier namentlich in den neuen Abhandlungen ‚‚Der 
Ursprung des Landeshoheit“ und ‚Die Anfänge des modernen 
Staates mit besonderem Blick auf die deutschen Territorien“, - 
in meinem Buch ‚Vom Mittelalter zur Neuzeit‘ (I924), und in 
meiner Schrift „Über historische Periodisierungen‘‘ (1925), 
zum Teil auch in meinen ‚‚Problemen der Wirtschaftsgeschichte“ 
(1920). S. ferner die von mir veranlaßte Schrift von Hans Wilfert, 
Philipp v. Leyden, ein Beitrag zur Vorgeschichte des modernen 
Staats (IQ25). | 

Nach diesen Hinweisen allgemeinerer Natur biete ich Er- 
gänzungen zu einzelnen Stellen der ersten Auflage. 


S.27. Zu M. Dunckers ‚„Feudalität und Aristokratie‘‘ vgl. Histor. 
Zeitschr. 113, S. 324ff.; H.v. Treitschke, Aufsätze 4, S. 4ıı. 

$. 68f. Zu meiner Schilderung von Waitz’ Art vgl. H. v. Sybel, Vor- 
träge und Abhandlungen, herausg. v. Varrentrapp, S. 3ı1f.; Eucken, 
Deutsche Rundschau 113, S. 449: „Auch die tüchtigste Kritik kann nie 
ein lebensvolles System erschüttern; das vermag nur das Ganze einer 
Lebensarbeit, welche andere Möglichkeiten zeigt, andere Wirklichkeiten 
enthüllt‘‘; Deutsche Lit.-Zeitung 1918, Nr.ıı, Sp.220: Kritik darf nicht 
bloß Vorarbeit sein. 

$. 121. Statt ‚freier Eigentümer eines Grundstückes war‘‘ lies: ‚ein 
Grundstück zu freiem Eigentum hatte‘. Vgl. Wopfner, Urkunden zur 
Agrargeschichte Nr. 125; A. Cohen, Verschuldung in Bayern S. 179 (über 
die sog. Zubaugüter). 

$. 133, Anm. 3. Vgl. Schue, Zeitschr. des Aachener Geschichts- 
vereins 36, S. 240. 

$. 137. Gegen die Entstehung des Kreises aus dem freien Bündnis- 
wesen, s. Deutsche Lit.-Zeitung 1915, Nr. 22, Sp. I14I. 

$.139. Rahewin III, cap. 14: der König als Hausherr und Familien- 
vater nur bezeichnet, um die Einheit des Reiches anzudeuten. 

S. 142. Über das Aufkommen der Formel Dei gratia vgl. H. v. Schu- 
bert, Geschichte der christlichen Kirche im Frühmittelalter, S. 359; 
Werminghoff, Theolog. Lit.-Blatt 1914, Nr. 20, Sp. 462 stimmt der Ver- 
mutung von K. Schmitz bei: Zusammenhang zwischen der Devotions- 
formel und dem Staatsstreich von 751. F.Kampers, Vom Gottesgnadentum, 
Mitteilungen der Schlesischen Ges. f. Volkskunde, Bd. 26 (1925), S. 26. 
Über den Prokonsultitel Chlodovechs s. Krusch, Neues Archiv 40, S. 511. 
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$S. 143, Z.12 v. u. hinter ‚späte Bildung‘‘ in Klammern einzuschieben: 
in der Urzeit nicht vorhanden. Zu Anm. 3: A. Cartellieri, Schlacht bei 
Bouvines, S. 20: mit dem Reichsadler die Krone gewonnen. 


S.149. Über die arimannie des roncalischen Reichstages s. Fedor 
Schneider, Die Entstehung von Land- und Burggemeinde in Italien, 
S.71ff, 8. Iozff. 


$. 165. Vgl. Christern, Dahlmann S. ııı und 245. 


$. 168. Ähnlich wie Otto Mayer schon C.L. v. Haller, Restauration I, 
2. Aufl., S. XXVIII: die unselige Idee einer römischen societas civilis, 
die man in alle anderen geselligen Verhältnisse übertrug, die Mutter und 
Wurzel alles Irrtumes. 


$. 179. Vgl. v. Dungern, Thronfolgerecht und Blutsverwandtschaft. 


$. 180. Schücking, Regierungsantritt S. 136ff.: Verbindung von Um- 
fahrt und Huldigung schon in merowingischer Zeit; R. Schröder, Lehr- 
buch der deutschen Rechtsgeschichte, 6. Aufl., S. ıı7f. 


$. 185. Zur Gründungsurkunde des Herzogtums Braunschweig, vgl. 
Brandi, Quellen und Forschungen z. Braunschw. Gesch. VISESALfE 


$S. 191. Zu den Aufgaben des Königs (dem Staatszweck) vgl. Rahewin 
III, cap. 14; Schrader, Isabella v. Aragonien, S. 46, Anm. 2 (Friedrich 
der Schöne). 


$. 195. F. Dahn, Die Könige der Germanen VIII, 6 (1900), S. 349ff.: 
der weltliche Arm im Dienste der Kirche; S. 355ff.: Wirkung auf die 
innere und die äußere Politik (Nutzen und Schaden). 


$. 196. Die irrige Auffassung Werminghoffs auch im Archiv für 
Urkundenforschung 5, S. 39. 


$. 204. O.Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, 2. Aufl. (1914): 
der Rechtsstaat bedeutet nur die „‚ Justizförmigkeit der Verwaltung‘. 
Im weiteren (doch wohl politischen) Sinne nimmt das Wort Stier-Somlo, 
Der Rechtsstaat in und nach dem Kriege (1915); Ed. Rosenthal, Histor. 
Zeitschrift 115, S. 383. 

S. 204 Anm. 3. Lies statt S. I96: S. 199. 

$. 209. Zur Deutung des preußischen Domänenediktes vgl. Histor. 
Zeitschr. 107, S. 144. 

S. 227, Z.22v; u. lies statt „verzichtet... darauf‘‘: „versteht sich 
nun einmal ungern dazu‘‘. 

$S. 230 Anm. 1. Den Versuch der Definition von ‚„Patriarchalstaat‘‘ 
macht Ed. Meyer, Kleine Schriften (I. Aufl.), S. 112. 

$S. 254. Zu dem Verhältnis von Grafschaft und Immunität vgl. mein 
„lerritorium und Stadt‘‘, 2. Aufl., S. 7ftf. 

$. 257. Die hier gemachten Bemerkungen über das Verhältnis von 
grundherrlicher Gerichtsbarkeit und Immunität sind nach ebenda S. 255 
und nach ‚Territorium und Stadt‘‘, S. 38ff., zu vervollständigen. 
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$. 259. Hier habe ich keinen Anlaß, von Niedergerichten in privater 
Hand zu sprechen. Denn ich will ja hier nur die Auflösung des Unter- 
tanenverbandes schildern, die durch den Übergang von Niedergerichten 
an private Hand nicht bewirkt worden ist (wenigstens nicht’an sich). 
Vgl. G. v. Below, Landeshoheit und Niedergericht, Deutsche Lit.- 
Zeitung I9I4, Iı. Juli, Sp. 1731; E. Werunsky, Kritische Bemerkungen 
zur österreichischen Landrechtsfrage, Sonderabdruck aus Archiv f. öst. 
Geschichte ııo, ı, S. ı6f. Zu Anm. 2 s. H. Hirsch, Klosterimmunität, 
S. 12: „immunitätsartiger Zustand‘ auf adligen Herrschaften. In der- 
selben Anm. lies für „Sg.‘‘: „Soz.‘‘ 


S. 276. Gegen Hübners Deutung der Regalien vgl. Rosenthal a. a. O. 
S. 379; Zycha.a. a. O. S. 100; Vierteljahrschr. f. Soz.- u. Wirtschaftsgesch. 
1915, S. 227. Zu berichtigen ist die Darstellung von E. Huber, Gesch. 
und System des schweizerischen Privatrechts 4, S. 2ı2ff. In bezug auf 
Wald und Jagd sind zu unterscheiden: ı. Waldeigentum; 2. Wildbann; 
3. Jagdregal; 4. Jagdhoheit; 5. Waldhoheit (Forsthoheit). 


$. 303, Z.12 v. u. Statt ‚fehlt ihr‘‘ lies: „kann ihr oft fehlen‘. 


S. 308. Über das Recht des deutschen Königs auf Land im Osten 
s. Sander-Spangenberg, Urkunden zur Geschichte der Territorial- 
verfassung I, S.60 (1226: terra ipsa sub monarchia imperii est contenta); 
meine „Reichspolitik einst und jetzt‘, S. ı9; Erich Caspar, Hermann 
v. Salza und die Gründung des Deutschen Ordensstaates in Preußen 
(1924). Caspars Meinung (S. 14 und 71), daß jenes Recht aus einem 
Bodenregal herzuleiten sei, vermag ich freilich nicht beizutreten. 

S. 319 Anm. 2. Werminghoffs Ansicht s. auch in seiner Abhandlung: 
Urkunden Ludwigs des Bayern für den Deutschen Orden von 1337, 
Archiv für Urkundenforschung 5, S. 21, 31, 39. 

S. 322. Gegen Spangenbergs Bestreitung meines Terminus ‚Feudal- 
staat‘ s. meine Schrift „Historische Periodisierungen‘“ S. 39 u. 73. 


5. 325. Über die Frage, ob das deutsche Reich gegen Ende des Mittel- 
alters ein Bundesstaat gewesen ist vgl. die Rezensionen von Hübner, 
S. 505 und Zycha, S. 101. Vielleicht können wir uns dahin einigen, daß 
es eine Annäherung an den Bundesstaat bedeutet hat. 


$. 330 Anm. 2. Vgl. W. Vogel, Preußische Jahrbücher 160, S. 26ff. 


$. 341, Z. 15 v. 0. lies statt „um ein‘: ‚mit einem‘; Z. 18 statt 
„deutsche‘‘: ‚‚germanische‘ 

$. 342. Über das Prinzip der Treue als Prinzip der mittelalterlichen 
Verfassung vgl. G. Roethe, Deutsche Treue in Dichtung und Sage (1924). 

S. 343ff. Über die Frage, ob das Sonderrecht des Teiles, die lokale 
oder landschaftliche Autonomie, der Föderalismus im germanischen 
Wesen begründet sei, vgl. F. Meinecke, Germanischer und romanischer 
Geist im Wandel der deutschen Geschichtsauffassung, in: Preußen und 
Deutschland im 19. und 2o. Jahrhundert, S. 100ff. Er weist S. ıı2, 
Anm. ı auf meine Feststellung des Wandels und der Anpassungsfähigkeit 
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in den deutschen Vorstellungen von Staatsgewalt hin. Ganz zweifellos 
ist dem deutschen Volk ein Trieb nach Ausbildung selbständiger Kreise 
eigen. Wie aber auch (wie wir mit Waitz geltend machen) die Tendenz 
zu einheitlich zusammenfassender Staatsgewalt und insbesondere zur 
Bildung nationaler Reiche germanisch ist, so darf jedenfalls nicht eine 
bestimmte Form des Föderalismus oder gar des Partikularismus als un- 
bedingt deutsch in Anspruch genommen werden. Seit der Revolution 
ist eine Auffassung von dieser letzteren Art von neuem, eifriger noch, 
weil begehrlicher, aber mit weniger Geist als einst von J. Ficker, im 
Gegensatz gegen den preußisch-deutschen Staat Bismarcks vertreten 
worden. Vgl. darüber M. Buchner, Schwarz-Rot-Gold und Schwarz- 
Weiß-Rot in Vergangenheit und Gegenwart (1924); meine ‚‚Reichspolitik 
einst und jetzt‘‘ (1922); meinen Aufsatz ‚„Rheinprovinz und Preußen‘, 
Eiserne Blätter 1925 vom 8. Febr.; ‚„Grenzboten‘‘ vom ıı. März 1922. 
Tatsächlich darf man behaupten, daß das preußisch-deutsche Reich 
Bismarcks den deutschen Geist vollkommener als irgend eine andere 
deutsche Staatsbildung verwirklicht hat, insbesondere von der Organi- 
sation der preußischen Selbstverwaltung in den siebziger Jahren an, 
und zwar in doppeltem Sinn, hinsichtlich des Verhältnisses des Reiches 
zu den Einzelstaaten und hinsichtlich des Verhältnisses des preußischen 
Staates zu seinen Selbstverwaltungskörpern. Die preußischen Provinzen, 
Kreise und Gemeinden haben von jener Zeit an bis 1918 eine im Aus- und 
Inland bewunderte Selbstverwaltung gehabt. Auch der , Unitarier“ 
Treitschke war ein Freund dieser Selbstverwaltung. Man mag in der 
Gestaltung des Verhältnisses des Ganzen zu den Teilen die eine oder 
andere Einzelheit sich anders wünschen, es z. B. bedauern, Jaß Elsaß- 
Lothringen nicht von Anfang an dem preußischen Staat einverleibt ge- 
wesen ist und in ihm nicht das gesunde Leben einer kräftigen Provinz 
gehabt hat. Im ganzen genommen war jedoch der Aufbau des damaligen 
preußisch-deutschen Staates ideal, jene Zeit die, in der das deutsche 
Verhältnis von Zentral- und Lokalgewalt am glücklichsten verwirklicht 
worden ist. Vgl. dazu auch meine ‚‚Geschichte der deutschen Geschicht- 
schreibung‘‘, 3. Aufl., S. 38. Seit der Revolution ist die Harmonie der 
Verfassung in, Deutschland gestört. Unitarismus und Partikularismus 
liegen im Hader miteinander. Der Unitarismus ist überwiegend unecht, 
ein gegen Preußen gerichteter Partikularismus. Der Partikularismus, 
der sich wesentlich gesteigert hat, trägt die Züge des Strebens nach 
parteimäßiger Versorgung an sich. Wir sind in die Zeiten des Indigenats- 
rechtes zurückversetzt; nur daß die entsprechenden Bestrebungen die 
der früheren Jahrhunderte an Stärke übertreffen und die Parteizugehörig- 
keit dem Indigenat noch vorgeht. Beachtung verdient es, daß Preuß, 
ein Hauptkritiker des vorrevolutionären Reiches, einmal dessen Vorzug 
vor allen anderen Bildungen der deutschen Geschichte hervorgehoben hat. 
Vgl. H. Preuß, Die Wandlungen des deutschen Kaisergedankens (Kaisers- 
geburtstagsrede der Berliner Handelshochschule von 1917), S. 20: 
„Innerhalb jener äußeren Gestaltung hat sich in wenigen Jahrzehnten 
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eine Verschmelzung vollzogen, die keiner früheren Epoche (von mir 
gesperrt) unserer Geschichte gelungen war. Jetzt lebt-ein deutsches Volk, 
das den festen Zusammenhalt eines unlösbaren Einheitsbewußtseins in 
sich selbst trägt; dem der alte deutsche Kaisergedanke nunmehr zur 
persönlichen Verkörperung dieses Einheitsbewußtseins geworden ist... 
Noch Bismarck mochte die Gefahr fürchten, daß ein unglücklicher Aus- 
gang des französischen Krieges Deutschland wieder in kleinstaatliche 
Zersplitterung zurückwerfen könnte. Wie anders ist das Volksbewußt- 
sein heute! Auch im unglücklichsten Falle würde kein Teil des deutschen 
Volkes sich mehr mit dem Rückfall in die bedeutungslose Ohnmacht der 
‚Kleinstaaterei abfinden; jeder ohne Ausnahme vielmehr die Einheit des 
deutschen Staatsvolkes als höchste aller Lebensfragen empfinden. Das 
ist heute die Bedeutung des Kaisergedankens als Krönung des deutschen 
Staates; dies Selbstbewußtsein eines einheitlichen Staatsvolkes klingt 
in dem Rufe: Es lebe der Kaiser !‘“ Tatsächlich ist doch seit der Revolution 
ein Schritt zur Kleinstaaterei in Deutschland gemacht worden, in Baden 
so gut wie in Bayern; gerade auch das von Preuß hervorgehobene Ein- 
heitsbewußtsein hat gelitten. Namentlich ist hier ferner der Ablösungs- 
bestrebungen zu gedenken. Die — von Preuß seit der Revolution gefor- 
derte — Auflösung des preußischen Staates würde, wenn sie auch schein- 
bar mit dem Reichsgedanken vereinbar ist, im Effekt nur die Kleinstaa- 
terei fördern. 


S. 353 ff. Meine daselbst gemachten Ausführungen über die italienische 
und Kaiserpolitik der deutschen Herrscher des Mittelalters habe ich in 
meiner Schrift ‚Deutsche Reichspolitik einst und jetzt‘‘ (1922) ver- 
vollständigt (daselbst auch über den Beitrag von Fester, der eine selb- 
ständige Fortbildung der These Sybels darstellt). Vgl. ferner meine 
Schrift ‚Die Hemmnisse der politischen Befähigung der Deutschen‘ 
(1924); meine Anzeige von Hallers ‚Epochen der deutschen Geschichte‘, 
Histor. Zeitschr. 130, S. 538ff.; Hist. Zeitschr. 114, S. 318 unten (Schurz’ 
Auffassung); Dehio, Kunsthistorische Aufsätze, S. ıgff. und S. 78f.; 
R. Falk, Italienisch-deutsche Kulturbeziehungen in der Zeit von 900 
bis 1056, Archiv für Kulturgeschichte, Bd. ı5, S. ı61ff.; Fedor 
Schneider, Histor. Vierteljahrschrift 14, S. 436; 16, S. 141; Otto 
Hintze, Ztschr. f. Politik 13, S. ı29; Kienast, Die deutschen Fürsten 
im Dienst der Westmächte I, S. 7 und 113. Aus Kienasts Darstellung 
ersieht man, ie sehr die deutsche Westgrenze durch die Fesse- 
lung des Königs in Italien gelitten hat. S. ferner oben S. XX 
u. XXIX. Die heutigen Verteidiger der mittelalterlichen Kaiserpolitik 
setzen sich der Hauptsache nach aus drei Gruppen zusammen. Die 
einen glauben als Freunde einer aktiven auswärtigen Politik die italie- 
nische Kaiserpolitik der deutschen Könige in Schutz nehmen zu müssen; 
es kommt hinzu die gemütliche Wertschätzung der — äußerlich gemessen 
— großen Taten der mittelalterlichen Herrscher, die nach Italien gezogen 
sind. Sybel aber, als preußisch-politischer Historiker, war wahrlich kein 
Gegner einer kräftigen auswärtigen Politik, und ich empfinde mich gleich- 
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falls nicht im mindesten als einen solchen. Es kann jedoch natürlich 
nicht darauf ankommen, jede beliebige aktive auswärtige Politik zu 
billigen. Eine zweite Gruppe wendet ihre Sympathie aus kirchlich- 
katholischem Standpunkt der mittelalterlichen Kaiserpolitik zu. Wie ich 
indessen in meinen Schriften dargelegt habe, kann man die Verdienste 
der deutschen Könige um die Förderung der Sache der Kirche und be- 
sonders des Papsttums vollauf anerkennen, ohne darum die italienische 
Kaiserpolitik an sich billigen zu müssen. Eine dritte Gruppe geht von 
dem Gesichtspunkt aus, daß der Historiker die Vergangenheit nicht zu 
richten, sondern nur verständnisvoll zu schildern habe. So wenig man 
das hiermit aufgestellte Ziel verwerfen wird, so setzt doch die verständnis- 
volle Schilderung voraus, daß der Historiker über die Bedeutung der 
von ihm zu schildernden Vorgänge und Ereignisse ein Urteil gewonnen 
hat, welches nicht ohne ein gewisses ‚‚Richten‘‘ gewonnen werden kann. 
Diejenigen, welche vorgeben, die Vergangenheit lediglich schildern zu 
wollen, beschränken sich tatsächlich keineswegs darauf, arbeiten viel- 
mehr ganz ebenso oder gar noch mehr als die Historiker, welche die sub- 
jektive Richtung ihres Urteils offen zugeben, mit einem Für und Wider 
und mit Zweckmäßigeitshinweisen, ganz abgesehen von ihrer tra- 
ditionellen, unbewußten Einstellung bei der Betrachtung der Vergangen- 
heit. Übrigens läßt sich erfreulicherweise ein weiteres Vordringen der 
richtigen Erkenntnis neuerdings feststellen. Dies gilt insbesondere auch 
von dem jüngsten Versuch einer eingehenderen Verteidigung der italie- 
nischen Kaiserpolitik: Ad. Hofmeister, Die nationale Bedeutung der 
mittelalterlichen Kaiserpolitik (1923). Diese in mancherlei Beziehungen, 
die das eigentliche Thema nicht stützen, lehrreiche akademische Rede 
gibt schon mehreres preis; .der Rest, den Hofmeister noch behaupten zu 
müssen glaubt, läßt sich leicht widerlegen. 





ERSTER TEIL. 
Literaturgeschichte des Problems. 


Erstes Kapitel. 


Allgemeine Schilderungen des mittelalterlichen 
Staats. 


C.L. v. Haller schildert in seiner ‚Restauration der Staats- 
wissenschaft‘“!, wie ‚es nur drei große Kräfte oder Prinzipien 
der Oberherrschaft gibt, nämlich die Überlegenheit an Eigen- 
tum oder äußeren Glücksgütern, an Tapferkeit oder Geschick- 
lichkeit und an Geist oder Wissenschaft‘. Ihnen ‚entsprechen 
drei ebenso große allgemeine Bedürfnisse der Menschen, näm- 
lich das Bedürfnis des Lebensunterhalts, des Schutzes und der 
Belehrung. Aus der Vereinigung derselben, verbunden mit dem 
Glücksgut der Unabhängigkeit, entstehen drei verschiedene 
Arten von Staaten oder Monarchien, nämlich die patriarcha- 
lischen oder haus- und grundherrlichen, die militärischen und 
die geistlichen“. Haller wählt für diese drei Kategorien die 
technischen Ausdrücke: ‚I. die Patrimonialstaaten oder die 
unabhängigen Erb- und Grundherren; 2. die militärischen 
Staaten oder die unabhängigen Feldherren (das Generalat); 
3. die geistlichen Staaten (Hierarchien, Theokratien) oder die 
unabhängigen geistlichen Herren.‘‘® Der ‚„Patrimonialstaat‘ ist 
durchaus der normale Verband. ‚Die ganze Geschichte be- 
stätigt unwidersprechlich, was sich schon durch die bloße Ver- 
nunft beweisen läßt, daß nicht nur die Monarchien die ersten, 
ältesten und häufigsten Staaten waren, sondern daß die meisten 
Fürstentümer ursprünglich auf dem haus- oder grundherrlichen 
Verband oder dem sog. Patriarchat beruhen, alle anderen aber 
sich in der Folge nur durch dieses Verhältnis befestigen konnten.‘“* 


2 2. Aufl. Winterthur 1320 ff. — ? Bd. 4, S. 2. Vgl. Bd. 2, S. ı2£. 

BC SNIITE: 

* Bd. 3, S. 157. S. 156 ff. legt H. durch Anführung von Beispielen 
aus allen Erdteilen die ‚Allgemeinheit der Patrimonialstaaten in allen 
Zeiten und Ländern“ dar. 

v. Below, Der deutsche Staat. I 
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„Der Patrimonialverband ist der ursprüngliche gewesen.‘ Es 
kann aber auch ‚kein herrschaftliches Verhältnis in die Länge 
bestehen, wenn es sich nicht zuletzt an ein Grundeigentum 
fesselt.‘“® Die Militärstaaten ‚müssen notwendigerweise bald 
zerfallen, wenn nicht der Feldherr am Ende für sich und die 
Seinigen ein hinreichendes Land zum Eigentum erwirbt, ein 
Land, in welchem er sich selbst festsetzt und wodurch er auch 
seine Getreuen befriedigen kann, mithin auf diese Art in die 
Klasse der Erb- und Grundherren übertritt oder wenigstens 
beide Verhältnisse miteinander vereinigt‘‘.? Ohne diese Ver- 
einigung hat der Militärstaat den Charakter einer ‚Horde‘.* 
Auch den Priestern ist die Verbindung der grundherrlichen Ge- 
walt mit der geistlichen ‚unentbehrlich notwendig, wenn sie 
eigentliche Fürsten werden und die Dauer ihrer Herrschaft 
sichern wollen‘.5 

Die Privatverhältnisse unterscheiden sich von ‚den sog. 
Staaten‘ nur wie das Kleine von dem Größeren. Den „gewöhn- 
lichen Herren‘ fehlt zum ‚vollkommenen Fürsten“ nur die 
eigene persönliche Unabhängigkeit. Diese ist als das Charak- 
teristische der höchsten Gewalt nur das natürliche Resultat 
höherer Macht.* Die Souveränetät besteht ‚lediglich in der 
Unabhängigkeit, in dem zufälligen Umstand, keinen mensch- 
lichen Oberen über sich zu haben und außer Gott niemand von 
seinen Handlungen Rechenschaft geben zu müssen“. ‚Das Wort 
Staat deutet an und für sich nichts anderes als etwas Selb- 
ständiges, etwas durch sich selbst und für sich selbst Bestehendes 
an.‘” Die Rechte der Untertanen und die der Fürsten sind, 
. Ihrer Quelle und ihrem Wesen nach, die gleichen. ‚‚Der Unter- 
schied besteht nicht in verschiedenen Befugnissen, sondern nur 
in verschiedenen Mitteln, gleiches Befugnis auszuüben, d.h. in 
ungleichen Glücksgütern.“ ‚Gott ist, genau zu reden, der 
einzige Herr; zwischen den Menschen aber herrscht nur un- 
gleiche von ihm gegebene Macht, natürliches Gesetz und ein 
Aggregat unendlich mannigfaltiger Verträge.“ ‚Es gibt kein 
einziges sogenannt landesherrliches Recht, welches nicht, in 
kleinerem Maß, auch von anderen Menschen ausgeübt werde.‘ 
„Ist nicht‘ — fragt Haller — ‚in den Benennungen und Ver- 


ı Bd. 3, S. 164. — ? Ebenda. — 3 Bd. 3, S. 194. 

4 Bd...3,.8../164; und,.‚Tg3. 

& Bd. 2, S.18£.; Bd. 4, S: 181 ff. und S. 247 Eu, =. Bd. u, 5338 
7 BdyT, S: 452 X. 
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richtungen der Privatbeamten selbst die auffallendste Ähnlich- 
keit mit denen der Fürsten?“ ‚‚Üben nicht alle Menschen eine 
Art von Gerichtsbarkeit aus?‘‘ ‚Die Pflichten der Untertanen 
sind ebenfalls die nämlichen wie die der Fürsten und von den 
Pflichten gegen alle anderen Menschen durchaus nicht ver- 
schieden. Sie bestehen in Rechtspflichten, Liebespflichten und 
Klugheitsregeln, beide letzteren doch unter dem Vorbehalt, nie 
selbst Unrecht zu tun.‘‘! Pufendorf wird von Haller getadelt, 
weil er ‚stets zwischen der persona publica und der persona 
privata principis distinguiert, welche Distinktion in reinen 
Fürstentümern völlig falsch und nur von den Magistraten einer 
Republik wahr oder von unvollendeten Usurpationen, wie die 
der römischen Cäsaren, hergenommen ist‘“.2 Aufs äußerste 
lehnt Haller ‚‚die fürchterlichen Sätze‘“ Rousseaus von der 
Volkssouveränetät® ab. Aber auch die Versicherungen abso- 
luter Herrscher, für das Volkswohl zu arbeiten, verwirft er. 
„Das sogenannte Volkswohl wird zum Deckmantel alles Eigen- 
nutzes und aller Ungerechtigkeit.“ Den Ausspruch Fried- 
richs des Gr.: ‚un prince est le premier serviteur et le premier 
magistrat de l’&tat‘‘ haben nach Haller „die Anhänger des 
revolutionären Staatsrechts‘“ mißbraucht. ‚Dieser einzelne 
Spruch ist jeder Ausdeutung fähig und tautologisch, wenn das 
Wort „Staat“ für die Bezeichnung der Selbständigkeit des 
Königs und seines Hauses genommen wird.‘‘® Anstoß erregt 
Haller das Allgemeine Preußische Landrecht, welches ‚‚in 
dunkeln und zweideutigen Ausdrücken nur von dem Staat 
und dem Oberhaupt des Staats (nicht dem König und 
seinem eigenen Recht), von Staatsdienern, von den Rechten 
des Staats und den Pflichten seines Oberhaupts redet“, 
„Domänen und Regalien als ein gemeines Eigentum des 
Staats erklärt, deren Benutzung nur dem Oberhaupte zukomme‘“. 
„Damit es diese ihm obliegenden Pflichten erfüllen und die 
dazu erforderlichen Kosten bestreiten könne, sind ihm ge- 
wisse Einkünfte und nutzbare Rechte beigelegt.‘ 


el, 2 5 4/7 E. 

2 Bd. 1, S. 50. Ebenso wird Pufendorf Bd. 2, S. 144 getadelt, weil 
er „‚es versucht hat, die vorgeblichen ministros publicos und die ministros 
principis privatos voneinander zu unterscheiden‘. 

3 Bd. 1, S. 61. — * Bd. ı, S. 178. — 5 Bd. ı, S. 190. 

6 Bd. ı, S. ı96. Bd. ı, S. XI rühmt H. von seiner Vaterstadt Bern, 
daß in ihrem kanzleimäßigen Sprachgebrauch ‚‚das neumodische Wort 


Regierung nicht einmal zum Vorschein kam‘. 
ı* 
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Haller legt weiter für die einzelnen staatlichen Rechte und die 
einzelnen Zweige der staatlichen Tätigkeit dar, daß sie nur 
privaten Charakter haben. ‚Die Gerichtsbarkeit ist so wenig 
ein ausschließendes Majestätsrecht (ausschließendes Souveräne- 
tätsrecht) der Fürsten, daß sie im kleinen von allen Oberen 
gegen ihre Untergebenen ausgeübt wird und überhaupt von 
jeder Herrschaft unzertrennlich ist.“ Die Richter sind lediglich 
Diener des Fürsten, mithin keineswegs von ihm unabhängig 
und nicht zu Richtern über ihn gesetzt. ‚Die sogenannten 
souveränen, d.h. inappellablen Justizstellen, höchsten Appel- 
lationsgerichte usw. sind teils aus Bequemlichkeit der Fürsten, 
teils durch den Einfluß falscher Doktrinen entstanden.‘ ‚Die 
Gerichtsbarkeit an und für sich ist eine Wohltat (moralische 
Pflicht) und nicht eine streng rechtliche Schuldigkeit (Zwangs- 
pflicht).‘““! Die Verbindlichkeit der Untertanen zu militärischen 
Leistungen ‚beruht wie jeder andere Dienst a) auf bloß mora- 
lischer Pflicht, b) auf eigenem Interesse, c) auf besonderen 
Dienstverträgen“. ‚Außer den allgemeinen Menschenpflichten 
haben die Untertanen nur versprochene Schuldigkeiten zu er- 
füllen, und mehr darf von ihnen rechtlich nicht gefordert werden.‘‘ 
„Die ganze Geschichte beweist, daß der Kriegsdienst unge- 
zwungen war.“ ‚Die Konskription, dieses unselige Geschenk 
des achtzehnten pseudophilosophischen Jahrhunderts, existierte 
vormals in keinem einzigen Land.‘“? Dasselbe Verhältnis be- 
steht für die Steuerverfassung. Der Fürst hat die Verwaltung 
aus eigenem Vermögen zu führen. ‚Steuern oder Beihilfen 
müssen angesucht und freiwillig zugestanden werden.“ Die 
Beiträge der Untertanen beruhen nur ‚auf moralischer Pflicht 
und auf eigenem Interesse“. Die Stände können Steuern nur 
für sich und allenfalls ihre Hintersassen bewilligen. ,‚,‚Diese 
Landstände repräsentieren von Rechts wegen nicht das Volk, 
wie man gewöhnlich wähnt, sondern nur sich selbst; doch 
können sie übrigens als die natürlichen Beschützer und Für- 
sprecher der ihrigen, d. h. ihrer eigenen Untertanen und Hinter- 
sassen betrachtet werden.‘‘ ‚Wahre Landstände vertreten die 
Stelle von niemanden, sondern sie sind in eigenem Namen da.“ 
„schreiben aber die Landstände Auflagen aus, die nicht bloß 
von ihnen, sondern von dem ganzen Volk bezahlt werden müssen, 
so kann dies nur so zugelassen werden‘, daß die Not überhaupt 
manches entschuldigt, und aus der Präsumtion, daß der ein- 


IB. 2, S. 231 1f.,'234, 253, 264. - 2 Bd. 208. 71 ti Bosro 
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mütigen Meinung des Fürsten und aller Mächtigen des Landes 
die Schwächeren beizustimmen pflegen. Die Domänen sind 
eigentümliche Güter des Fürsten und daher veräußerlich.? 
Aber auch sein Land oder Teile desselben kann und darf er 
veräußern. Er veräußert damit nicht das Volk, auch nicht 
einmal die einzelnen Untertanen ,® sondern seine Domänen, 
Einkünfte und Nutzungen nebst der damit verbundenen Macht. 
In diesem Rahmen ist jedoch die Veräußerung von landes- 
herrlicher Macht, von Territorien und Stücken der Territorien 
zulässig, mag sie auch ‚dem pseudophilosophischen oder 
revolutionären System ein ewiger Stein des Anstoßes“ sein.® 
Haller hebt die ungünstigen Folgen solcher Veräußerungen 
hervor; der Verlust der alten Herrschaft ist für die Untertanen 
sehr oft ein Nachteil, weshalb diese sie vermieden zu sehen 
wünschen. Indessen an der rechtlichen Statthaftigkeit der 
Veräußerung kann kein Zweifel bestehen.® 

Für die Republiken, wenigstens die ‚rechtmäßig entstan- 
denen‘, gilt prinzipiell kein anderes Verhältnis als für die 
Monarchien. Sie können ‚schlechterdings nicht bestehen, 
wenn sie nicht gemeinsame Güter erwerben, mithin kollektive 
Grundherren werden und dadurch teils ein festeres Band des 
Zusammenhaltens zwischen ihnen selbst, teils ein natürlicher 
Grund der Abhängigkeit ihrer Untergebenen hinzugefügt 
wird‘“.” Auch die Leistungen für den Staat haben in den 
Republiken den gleichen Charakter: ‚die Verpflichtung gilt 
nur für den eigentlichen Bürger, d. h. für die Mitglieder der 
souveränen Korporation, nicht für derselben Untertanen“. 
Diese helfen dem Verband ‚ebenfalls nur freiwillig aus Liebe, 
aus Ehrgefühl, aus eigenem Interesse und kraft besonderer 
Verträge‘‘.8 


ı Bd. 2, S. 317 ff., 337 ff. — ? Bd. 2, S. 277 ff. 

8 Diese bleiben freie Menschen wie zuvor. Bd. 2, S. 472f. S. ı2 
A. 3 bemerkt H., daß er, wenn er von dem Grundherrn und seinen Hörigen 
spreche, nicht an Unfreie denke, sondern das Wort hörig bezeichne hier 
„in dem ursprünglichen wahren Sinn jeden Menschen, der unter der 
Dependenz eines andern steht, ihm etwas zu tun oder zu leisten 
schuldig ist‘. 

8 B0..2,.8.4060% — 8. Bd. 2,S.. XV.- Vel..Bd..1,. 5.,36. 

® Bd. 2, S. 478. 

? Bd. 3, S. 165; Bd. 6, S. 3. Ebenda S. 220 ff. erläutert H. das 
Verhältnis von Bürgern und Untertanen in den Republiken an einer 
Reihe historischer Beispiele. 

2 Bil..2,rS. 82%. 


6 Erstes Kapitel. 


Das Wort Patrimonialstaat hat zweifellos Haller selbst ge- 
prägt. Vor ihm ist wohl Ausdruck und Begriff Patrimonial- 
gerichtsbarkeit in Gebrauch. Dagegen dürfte es sich nicht 
nachweisen lassen, daß jemand vor Haller vom Patrimonial- 
staat gesprochen hätte; aus dem einfachen Grunde, weil von 
niemand früher eine Anschauung vom Staat vorgetragen worden 
war, die der seinigen, durch jenes Wort so vortrefflich bezeich- 
neten, entsprach. Es wird gestattet sein, sogleich hier zu be- 
merken, daß er keinen geeigneteren Ausdruck erfinden konnte, 
um seinem System erfolgreichen Eingang in die Literatur zu 
verschaffen. Das Wort enthielt anscheinend so viel Wahres, 
daß man den Begriff nicht recht abzulehnen wagte. 

Haller deutet an, er wähle das Wort Patrimonialstaat im 
Anschluß an das römische pater familias' und an gewisse 
von Hugo Grotius gebrauchte Worte. Doch haben dieselben 
bei diesem nicht den gleichen Sinn.” Wie jener Hinweis und 


17Bd...2, S.ı23- Anm.;6: 

2 Bd. ı, S. XXIX und S. 39. Haller sagt von Grotius: „Seine 
Rechtschaffenheit empörte sich gegen die gefährlichen Konsequenzen 
dieses Systems (der Theorie vom gesellschaftlichen Vertrag), die er daher 
äußerst stark, nur nicht mit den wahren Gründen bestreitet, und sein 
Scharfsinn ließ ihn erkennen, daß es auch natürliche gesellige Ver- 
hältnisse, rechtmäßige Reiche aus eigener Macht geben könne. So 
redet er häufig von einem paterfamilias latifundia possidens, advenas 
sub obediendi lege acceptantis [!], von regnis patrimonialibus, die er den 
Privatgütern und Privatherrschaften gleichsetzt. Aber das waren nur 
einzelne Blicke des Genies, die wegen der vorgefaßten Meinung oder 
aus Mangel an fortgesetztem Nachdenken... nicht festgehalten, 
nicht entwickelt wurden.‘‘ Ich führe einige Sätze von Groot (de iure 
belli et pacis, Ansg. von 1735, Amsterdam) an. Lib. I, cap. III, VIII, 
$ 13 (S. 104): „Nec verum est quod assumitur, omnes reges a populo 
constitui: quod exemplis patrisfamilias advenas sub obediendi lege 
acceptantis et gentium bello devictarum... satis intelligi potest.‘‘ 
$ 14 (S. 104 f.): „Alterum argumentum sumunt ex dicto philosophorum, 
regimen omne eorum, qui reguntur, non qui regunt, causa esse com- 
paratum; unde sequi existimant, ... eos, qui reguntur, superiores esse 
eo, qui regit. Sed nec illud universaliter verum est, omne regimen eius 
qui-regitur causa esse comparatum; nam quaedam regimina per se sunt 
regentis causa, ut dominicum; nam servi utilitas ibi extrinseca est et 
adventitia... Sunt alia regimina mutuae utilitatis causa, ut maritale. 
Sic imperia quaedam esse possunt comparata ad regum utilitatem, ut 
quae victoria parta sunt, et non ideo tyrannica dicenda sunt, cum tyrannis, 
ut quidem ea vox nunc intelligitur, iniustitiam includat. Possunt et 
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die häufige Anwendung des Terminus ‚‚patriarchalisch‘ zeigt, 
liegt in Hallers „Patrimonialstaat‘ einmal der Begriff des 
patriarchalischen Verhältnisses. Sodann ist mit diesem Aus- 
druck die Vorstellung verbunden, daß die fürstliche Gewalt 
lediglich privatrechtlicher Natur sei und daß sie sich auf dem 
Grundeigentum am Staatsboden aufbaue. Patriarchalische 
Herrschaft und patrimoniale fallen in Hallers System offenbar 


quaedam utilitatem respicere tam eius qui regit quam eius qui regitur, 
ut cum populus impotens sibi tuendo regem potentem imponit. Cae- 
terum non nego in plerisque imperiis respici per se utilitatem eorum 
qui reguntur, et verum esse quod Cicero... dixit, fruendae iustitiae 
causa reges constitutos. Sed non ideo consequens est, quod illi inferunt, 
populos rege esse superiores; nam et tutela pupilli causa reperta est et 
tamen tutela ius est ac potestas in pupillum.‘“ Cap. III, XII, $ ı (S. 112 £.): 
„Quod autem dixi, quaedam imperia esse in pleno iure proprietatis, 
i.e., in patrimonio imperantis, quidam viri eruditi hoc argumento oppu- 
gnant, quod liberi homines in commercio non sint. At sicut alia est 
potestas dominica, alia regia, ita et alia est libertas personalis, alia civilis, 
alia singulorum, alia universorum...... Hic ergo non de hominum 
singulorum, sed de populi libertate quaeritur. Quin et sicut ob privatamı, 
ita ob hanc publicam subiectionem aliqui dicuntur esse non sui iuris, 
non suae potestatis... $ 2: Proprie tamen cum populus alienatur, non 
ipsi homines alienantur, sed ius perpetuum eos regendi, qua populus 
sunt... $ 3: Neque illud magis firmum est quod aiunt: si quos populos 
rex bello quaesierit, cum eos non sine civium sanguine ac sudore quae- 
sierit, civibus quaesitos potius credi debere quam regi. Nam et fieri 
potuit, ut rex ex sua privata substantia exercitum aluerit aut etiam 
ex fructibus patrimonii quod principatum sequitur. Nam ut in ipsum 
illud patrimonium rex aliquis non nisi usumfructum habeat, perinde 
ut in ipsum ius imperandi populo, qui se elegit, fructus tamen ipsius 
sunt proprü... Evenire ergo potest, ut rex in quosdam populos im- 
perium habeat proprio iure, ita ut alienare etiam possit.‘“ Bluntschli, 
Geschichte des Allgemeinen Staatsrechts und der Politik, seit dem 
16. Jahrhundert bis zur Gegenwart, 2. Aufl., S. 72 deutet die Äußerungen 
Groots zu sehr in Hallers Sinn, wenn er zu ihnen bemerkt: ‚Die Bei- 
spiele des Patrimonialstaates lagen damals in ihrer relativen Berechtigung 
allzu nahe, um übersehen zu werden, und es ist nicht zu tadeln, daß 
Grotius die historische Erscheinung anerkannte; aber...“ Einen 
„Patrimonialstaat‘‘ kennt Groot gar nicht, und demgemäß konnte er 
einem solchen auch nicht Konzessionen machen. An der zuletzt an- 
geführten Stelle ($ 3) schildert er offenbar die Verhältnisse des dualisti- 
schen Staats, wie wir ihn im älteren deutschen Territorium haben. Über 
die Polemik von Thomasius gegen den Sprachgebrauch des Hugo de Groot 
vgl. Bluntschii a. a. O. S. 202. 
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zusammen, während andere Autoren, wie sich uns ergeben 
wird, das eine von dem andern trennen. 

Wie man sieht, läßt Haller ein öffentliches Recht an keiner 
Stelle gelten; alles löst sich ihm in private Beziehungen auf. 
Wir untersuchen nicht, ob etwa die Vorstellung, daß dem 
Fürsten die vollkommene Unabhängigkeit zusteht, konsequent 
weiter verfolgt, nicht doch zur Anerkennung eines öffentlichen 
Rechts führen muß. In allem übrigen sind die Verbände, wie 
sie Haller schildert, jedenfalls rein privater Natur. 

Haller will mit seiner Darlegung nicht bloß einen histori- 
schen Bericht geben, sondern zugleich das bezeichnen, was er 
in der Einrichtung der staatlichen Dinge als zweckmäßig an- 
sieht. Es darf ihm dabei nicht Vernachlässigung des geschicht- 
lichen Details vorgeworfen werden. Der Professor der Ge- 
schichte verfügt über ein umfangreiches historisches Wissen 
und geht bei der Schilderung seiner Verbandskategorien auch 
recht ins einzelne. Indessen Ausgangspunkt und Ziel ist ihm 
nicht die Darlegung der historischen Verfassungen in ihren 
einzelnen Teilen, sondern die Erörterung des Prinzips der ge- 
samten Staatenwelt und die Empfehlung des Prinzips, das er 
gefunden zu haben meint.! 

Die umgekehrte Beobachtung machen wir bei einem wenig 
jüngeren, literarisch zeitgenössischen Forscher, dessen Schilde- 
rung wir mit der Hallers zunächst in Vergleich setzen, K. Fr. 
Eichhorn, einem der Begründer der historischen Rechts- 
schule? Für ihn steht die unbefangene geschichtliche Dar- 
legung durchaus im Vordergrund. Und Gegenpole sind Haller 
und Eichhorn auch insofern, als dieser uns keine prinzipielle 
Erörterung über das Verhältnis von öffentlichem und privatem 
Recht bietet, dafür aber in der Praxis seiner Darstellung diesen 
 E, r 

1 Anmerkungsweise mag hier erwähnt werden, daß K.v. Rotteck, 
Allgemeine Geschichte (15. Aufl.), Bd. 5, S. 226, „Lehenwesen‘“ und 
„Allodialwesen‘‘ gegenüberstellt. ‚Das Prinzip der Allodialverfassung 
ist die Freiheit, jenes der Lehensverfassung die Knechtschaft. In jener 
fließen alle Rechte und Pflichten aus der Idee der Nationalverbindung, 
sind also Bürgerrechte und Bürgerpflichten; in dieser kommt alles von 
persönlicher Verpflichtung und ist kontraktmäßige Forderung und 
kontraktmäßige Obliegenheit.‘“ S. 227: ‚Das Lehensystem ist eine 
Zerstückelung der Nation in eine Menge kleinerer oder größerer Haufen 
von dienstbaren Leuten.“ 

2 Über die Stellung Eichhorns zu Haller vgl. auch E. Landsberg, 
Geschichte der deutschen Rechtswissenschaft III, 2, Notenband S$. 114. 
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großen Gegensatz als von Anfang an bestehend voraussetzt. 
Auf ihn stützt er die Disposition seines Werks. Im einzelnen 
verteidigt er mehrfach die Existenz des spezifisch politischen 
Verbandes. So tritt er zwar denen bei, die eine maßgebende 
Bedeutung der Gefolgschaft für die ältere deutsche Geschichte 
annehmen und ‚manche deutsche Völker ihrem Ursprung nach 
nichts anderes als ein großes Dienstgefolge‘‘' sein lassen. Doch 
tilgt er nicht schlechthin ein politisches Gemeinwesen aus der 
älteren germanischen Zeit. Von dem fränkischen Reich hebt 
er ferner hervor,? daß in ihm das Dienstverhältnis weiter aus- 
gebildet und ausgedehnt wurde; „doch ist es noch nicht das 
eigentlich belebende Prinzip der Verfassung und Regierung; 
die Unterwürfigkeit der Völker unter die königliche Gewalt 
ruht noch auf der Treue, welche die Volksgemeinden dem 
König schuldig sind, nicht auf der besonderen Treue der Großen, 
welchen die Ausübung der königlichen Rechte anvertraut ist, 
der königlichen Dienstmannen und der Korporationen, die 
unmittelbar unter der Vogtei des Königs stehen. Hierin liegt 
der wesentliche Unterschied zwischen der karolingischen Ver- 
fassung und dem späteren Feudalsystem.“ 

Von der „Bedeutung des Feudalsystems‘“, dessen Zeit mit 
dem Ausgang der Karolinger einsetzt, entwirft Eichhorn ein 
großes Bild:? 

Das belebende Prinzip der Feudalverfassung spricht sich 
am reinsten und deutlichsten im Lehnsverhältnis aus, und 
dieses ist auch die Form, in welche sich fast alle gesellschaft- 
lichen Einrichtungen damals schmiegen mußten. Doch darf 
man in der juristischen Form des Lehens nicht das Wesen des 
Feudalsystems selbst suchen. Es läßt sich auf folgende Prin- 
zipien zurückführen: I. Grundlegend ist zunächst ein be- 
stimmtes Verhältnis von Kirche und Staat. Die Wohlfahrt 
der Christenheit, zu der alle Völker gehören sollen, wird durch 
die von Gott selbst gewissen Personen, Papst und Kaiser, an- 
vertraute Gewalt besorgt (die Theorie von den zwei Schwertern). 


1 Deutsche Staats- und Rechtsgeschichte, Teil ı, S. 75. Ich zitiere 
nach der 5. Aufl., 1843 f. Die erste Auflage erschien 1808 ff., die zweite 
1818 ff., die dritte 1821 ff. 

2 2.2.0.5. 622. 

3 Teil 2, S. 339 ff. Schon in der 2. Aufl., Bd. 2, 1819 (die erste ist 
mir nicht zugänglich), S. 271 ff. gibt E. im wesentlichen dieselbe Schilde- 
rung. Nur in I (Verhältnis von Staat und Kirche) ist die Darstellung 
später erweitert worden. 
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Das Mittelalter neigt dazu, die Gewalt des Papstes als eine 
höhere aufzufassen; eine Einmischung desselben in die welt- 
lichen Angelegenheiten wagte niemand ganz abzulehnen. Das 
nähere Verhältnis zwischen beiden Gewalten blieb freilich fort- 
während bestritten und unbestimmt. Da die Einrichtung des 
Staats eine göttliche Anordnung ist, kommt alle öffentliche 
Gewalt von Gott. Die geistliche Gewalt ist aber bei dem Papste 
allein, der einen Teil derselben den Bischöfen als seinen Ge- 
hilfen anvertraut, um sie untergeordneterweise auszuüben. 
II. Wie hier, so zeigt sich überall, daß alle Gewalt von einem 
Höheren lehnsweise besessen wird und nicht von dem Auftrag 
derer ausgeht, die ihr unterworfen sind; wenngleich diese die 
Befugnis haben können, den zu bestimmen, welchem diese Ge- 
walt anvertraut sein soll, und nicht willkürlich, sondern nur 
nach der hergebrachten Verfassung regiert werden können. 
III. Kirche und Staat sind in der Idee eines, ein großer Christen- 
staat, wenn sie gleich äußerlich als verschiedene Gesellschaften 
erscheinen und insofern in vertragsmäßigen Verhältnissen stehen 
können. IV. Um der praktischen Ausübung der weltlichen 
wie geistlichen Gewalt willen muß sie anderen zum Teil ver- 
liehen werden, die zum Zeichen ihrer Unterwürfigkeit dem 
betreffenden Oberen die besondere Treue ausdrücklich an- 
geloben. Durch die Verteilung der Gewalt auf diese Weise 
entsteht in der Kirche und im Staat ein Subordinations- 
system von Herrschenden, deren jeder kraft eigenen, 
aber nur lehnsweise besessenen Rechts seinen Anteil an der 
Regierung hat und den Oberen, von dem er sie hat, durch die 
Ausübung seines Rechts einschränkt und kontrolliert. Die 
Gewalt eines Oberen in jeder Abstufung ist also nicht die eines 
öffentlichen Beamten, sondern sein Eigentum, über das er wie 
über anderes Eigentum disponiert. V. Nicht nur Rechte der 
öffentlichen Gewalt, sondern überhaupt alle Gegenstände des 
Eigentums können lehnsweise besessen werden. Alle Arten 
des Besitzes von Rechten und Gütern nehmen mehr oder weniger 
diese Form des lehnbaren Besitzes an. VI. Durch die Ver- 
teilung der öffentlichen Gewalt, durch die Trennung der Nation 
in verschiedene Klassen nach der Art ihrer Beschäftigung 
und die allmählich ausgebildete stete Ergänzung dieser Klassen 
nur aus sich selbst, durch die enge Verbindung der Glieder 
einer jeden dieser Klassen unter sich in Beziehung auf eine 
Menge von Verhältnissen, durch die ausschließlichen Vorzüge, 
die eine Klasse vor der andern erwarb, durch die Verknüpfung 
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endlich der verschiedenen Arten der uralten persönlichen 
Abhängigkeit mit der Abhängigkeit des Besitzes und der 
Unterwerfung unter die abgeleitete öffentliche Gewalt bildete 
sich eine Stufenfolge der Mitglieder des Staats nach ihrem 
höheren oder niederen Geburtsstande, und von diesem 
wurde die Verschiedenheit der Rechte, wenigstens der Genuß 
der wichtigsten Rechte oder der Fähigkeit zu ihnen abhängig. 
VII. So aufgelöst aber auch eine Nation mit diesem System 
der Verfassung, so zersplittert ihre Kraft in eine Menge von 
einzelnen kleinen und größeren Gesellschaften mit verschiedenem 
Rechte und verschiedenem Interesse beim ersten Anblick zu 
sein scheint, so wurde sie doch durch Übereinstimmung der 
Sitten, Meinungen und besonders durch Einheit des Glaubens 
zu einem wahrhaft organischen Ganzen gebildet und dadurch 
auch äußerlich zusammengehalten. 

Diese Schilderung des Feudalismus enthält, wie die Dar- 
stellung Eichhorns überhaupt, keine näheren Angaben über 
das Verhältnis von öffentlichem und ‚privatem Recht im Mittel- 
alter. Eher würde man nach ihr vermuten, daß ein öffent- 
liches Recht gefehlt, als, daß es bestanden hat; und zu der- 
selben Auffassung könnte die vorhin erwähnte Äußerung 
(S. 9) Eichhorns über den Unterschied zwischen der karo- 
lingischen und der Feudalverfassung führen. Doch ist dies 
nicht seine Meinung. Auch für die Darstellung der Feudalzeit 
stützt er die Disposition auf den Gegensatz von öffentlichem 
und privatem Recht.! Und er sieht sich auch hier ebenso wie 
bei der fränkischen Verfassung mehrfach veranlaßt zu be- 
tonen, daß die privaten Beziehungen nicht die allein herrschen- 
den waren.?2 Freilich gibt er eine systematische Feststellung 
der Grenzen, die der Lehnsverband gegenüber dem politischen 
erreichte, nicht. 

Als einen wichtigen Differenzpunkt in den Darstellungen 
Hallers und Eichhorns erwähnen wir noch die Beurteilung 
der landständischen Verfassung. Während Haller das Ver- 
hältnis zwischen dem Landesherrn und den Territorialinsassen 
bloß aus isolierten Einzelberechtigungen sich zusammensetzen 


! Unmittelbar nach der großen Schilderung des Feudalsystems folgt 
die Darstellung des „Öffentlichen Rechts“ (Teil 2, S. 346 ff.). 

2 Er setzt z. B. S. 355 f. auseinander, daß nicht alle Teile des Reichs 
zu Lehen gegeben wurden. S. 659 ferner lehnt er die Meinung ab, daß 
der Landesherr Eigentümer des gesamten Grund und Bodens im Terri- 
toriüm sei. Vgl. auch S. 449. 
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läßt, führt uns Eichhorn in der landständischen Verfassung 
ein wirkliches Gemeinwesen vor. Zwar spricht er hier noch 
davon, daß „sich die Landeshoheit ganz nach der Analogie 
der Grundherrschaft ausgebildet hatte.‘‘! Indessen dieser Vor- 
gang hat in seinen Augen doch nicht die Bedeutung des Aus- 
schlusses eines politischen Verbandes. Die Stände bildeten viel- 
mehr eine ‚„Landesgemeinde‘ und übten die Repräsentation des 
ganzen Landes aus.? 

Unter allen Umständen aber tritt uns eine tiefgreifende 
Verschiedenheit in der Auffassung Hallers und Eichhorns ent- 
gegen: jener schildert den Patrimonialstaat, dieser den Feudal- 
staat. Das patrimoniale Element, die unmittelbare Verknüpfung 
von Herrschaftsrechten mit dem Grundbesitz, nimmt bei Eich- 
horn eine untergeordnetere Stelle ein (s. unter V und VI). 

Die allgemeine Theorie Hallers hat in ihrem vollen Umfang 
nur sehr wenig Anklang gefunden.? Grundgedanken aus seinem 
System haben indessen weite Verbreitung gewonnen und nach- 
haltige Wirkung ausgeübt. Vor allem Hallers historische 
Darstellung, insbesondere die des älteren Territorialstaats, hat 
sich kräftig zu behaupten gewußt. Doch auch Eichhorns Schilde- 
rung hat ihre Geschichte. 

Vom Standpunkt der historischen Rechtsschule mußte sich 
die Frage, ob das Mittelalter einen Staat gehabt habe, bei einer 
bestimmten Erwägung sehr einfach lösen lassen. Man bekämpfte 
die naturrechtliche Anschauung vom contrat social und lehrte 
ihr gegenüber die Uranfänglichkeit und Ewigkeit des Staats. 
Mit Energie vertrat diesen Standpunkt ein Jünger Eichhorns, 
Heinrich Leo.* ‚Es ist‘‘“ — sagt er in seinen „Studien und 





1 Eichhorn Teil 3, S. 225. — 2? S. 223 und 231 ff. 

® Vgl. dazu Meinecke, Weltbürgertum und Nationalstaat, 2. Aufl., 
S. 231 ff. Der Kreis der Brüder Gerlach vermißte in Hallers System den 
Begriff Nation. Es handelte sich hierbei wesentlich um Wünsche de lege 
ferenda. Indessen ist dies Desiderium auch historisch bemerkenswert, 
insofern damit das Bedürfnis nach einem verbindenden Element gegen- 
über der Unmenge der isolierten Einzelberechtigungen Hallers aus- 
gesprochen wird. Historisch wird das Desiderium jenes Kreises von 
Eichhorn, a. a. ©. Bd. 4, S. 636 Note a, formuliert. Über die Verwertung 
Hallerscher Gedanken im bayerischen Landtag vgl. neuerdings die 
interessanten Mitteilungen von Bergsträßer, Der Görreskreis im baye- 
rischen Landtag, von 1837, Oberbayer. Archiv Bd. 56. 

* Ich nenne Leo vor Hegel, weil Hegels Buch literarisch später 
als Leos Schrift gewirkt hat, wenn auch die Vorlesungen Hegels früher 
gehalten worden sind. 
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Skizzen zu einer Naturlehre des Staates‘! — ‚‚eine Erschei- 
nung, welche der eigentümlichen Barbarei und verstandes- 
hochmütigen Unwissenheit des letztverflossenen Jahrhunderts 
angehört, den Staat darzustellen als etwas, was auch nicht 
da sein könnte, als etwas, was der Mensch aus freier Willkür 
begründete. Der Staat ist unmittelbar mit dem Menschen ge- 
geben; und wäre nur Eine Familie auf der Welt, so bildete 
sie einen Staat; denn dann würde sie nicht mehr, wie jetzt die 
Familie, ein untergeordnetes Glied sein, sondern der Staat 
existierte dann in der Form des Familienlebens, und alle höchste 
Attribute der Staatsgewalt fielen in den Kreis der Familie 
herein. Eine Regel, eine in irgendeiner Hinsicht vorhandene 
Schranke des Subjekts, seies auch nur ein durch die auf irgend- 
einem Punkte wirklich vorhandene größere Kraft fest- 
gestelltes allgemeines Verhältnis, muß da sein, sobald Menschen 
sind, und alles gesellschaftliche Leben der Menschen fängt 
mit dem Staate an.“? Der Gedanke von der „Erfindung 
des Staates und Errichtung der Gesellschaft hat, wenn ich 
davon reden hörte, immer den Eindruck auf mich gemacht 
wie Sancho Pansas Lob der Erfindung des Schlafes.‘‘3 

Mit dem entschiedenen und konsequenten Gegensatz gegen 
die Naturrechtler ist bereits ein Gegensatz gegen Haller gegeben, 
in dessen System trotz seines Kampfes gegen die Lehre vom 
contrat social doch noch viel Naturrechtliches, Rationalistisches, 
Individualistisches steckte.* Leo hat den Gegensatz auch 
empfunden. Er erkennt Hallers Kampf gegen die ‚öde, mecha- 
nische, arithmetische Architektur politischer Verhältnisse‘ an 
und widmet ihm auch im einzelnen Lob. Aber er tadelt es, 
daß Haller ‚‚das Staatsrecht völlig in den Kreis des Privatrechts 
hineinzieht‘‘ und ‚‚für öffentliche Verhältnisse dieselben Rück- 
sichten in Anspruch nimmt wie für einen Kaufkontrakt und 
dgl.‘“5 


1 Die erste (einzige) Abteilung von Leos Schrift erschien Halle 1333. 

2 Leo S. ıff. Einen Gegensatz zu Leo stellt Rotteck mit seiner 
Auffassung vom vorstaatlichen Recht (Histor. Ztschr. 104, S. 574) dar. 

® Ebenda S. 2 Anm. ı. Ad. Müller, Elemente der Staatskunst I 
(1809), S. 125 ff. spricht weniger von dem historischen Verhältnis von 
Familie und Staat als über die Schwierigkeit der Vergleichung zwischen 
beiden. 

4 Vgl. Meinecke S. 219 Anm. 3 (Urteile von Savigny und Stahl 
über den Rationalismus Hallers). 

5;Leo S:46 f. 
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In mancher Hinsicht noch tiefer ist die Kritik, die Leo später 
in seinen Briefen an Haller übt. Im Jahre 1850 schrieb er 
(an v. Rappard):! ‚,Sie sagen, wir hätten wohl unrecht, daß 
wir Haller das Reduzieren des Staates auf den Standpunkt des 
Privatrechts zum Vorwurf machten. Allein erstens leugnen 
wir damit nicht die Identität des innersten Rechtsprinzips von 
Staatsrecht und Privatrecht überhaupt, und sodann sucht 
Haller dies Prinzip am falschen Orte. Gewiß ist es derselbe 
Rechtssinn, der bei einem Volke öffentliches und Privatrecht 
gestaltet, aber doch in verschiedener Weise. Das Leben eines 
Volkes ist ein geistiges Fluidum, was in den Kultur- und Re- 
gierungsformen gewissermaßen die Adern hat, in denen es 
zirkuliertt. Nun kann man das Leben des einzelnen in hohem 
Grade in dies Adersystem hereinziehen, wie z. B. bei den Juden, 
wo noch die ganze Landnutzung ein Stück des öffentlichen 
Rechtes war, des.Staatsrechtes, oder bei den Spartanern, wo 
gar kein Privatrecht in den Händen der herrschenden Gemeinde 
war, sondern deren Glieder mit Gut und Blut dem Staate an- 
heimfielen und erst die bürgerliche Gewerbe treibenden Hinter- 
sassen (Periöken) Privatrecht hatten. Das Privatrecht hat 
immer eine negative Beziehung zum Staate und eine positive.‘ 
Leo spricht dann davon, daß unser Privatrecht auf fremden, 
auf römischen Grundlagen entwickelt sei. „Solche Dinge wie 
echtes, egoistisches, ganz meinem Willen, sei er noch so eigen- 
sinnig und launenhaft, nach gewissen Seiten preisgegebenes 
Eigentum... ist, wenigstens in Beziehung auf Grund und 
Boden, kein deutscher Rechtsbegriff. Auf dieses negative, 
isolierende Rechtsprinzip, auf das Prinzip des äußeren Ver- 
mögens und des willkürlichen Vertrages, des einmal abgemachten 
Rechtsgeschäftes möchte aber Haller im Grunde alle Staats- 
bildung reduzieren. Besitz und Vertrag — andere Götter kennt 
er im Grunde nicht, und er sieht nicht ein, daß nirgends Besitz 
und Vertrag aus sich, sondern erst durch einen schützenden 
Rahmen des Staates, der Kirche, der Gemeinde usw. etwas gilt. 
Offenbar hat ihn getäuscht, daß, wo einmal das Privatrecht 
sich entwickelt hat, auch der Staat, die Kirche, die Gemeinde 
usw. privatrechtliche Beziehungen neben den staatsrechtlichen 
haben, z. B. im Fiskus, und deshalb möchte er den ganzen 
Staat in eine Reihe fiskalischer Verhältnisse verwandeln... 
Das Rechtsprinzip aus dem Staatsrechte heraus zu schaffen 


1 Gedruckt in der Allg. konservativen Monatsschrift 1894, S. 455 f. 
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fällt mir nicht ein, sondern ich sage vielmehr: das Privatrecht 
ist Unsinn und Eigensinn, soweit es nicht in lebendiger Har- 
monie mit dem Staatsrecht steht, und darin wurzelt alle Revo- 
lution seit dem Mittelalter, daß die Rechtsbegriffe eines uns 
volksfremden Privatrechts, des römischen, als kritisches Maß 
an unser deutsches Staatsrecht, d. h. an das Lehnssystem, ange- 
legt worden sind .. .' Diese isolierte Privatfreiheit mit ihrer 
persönlichen Berechtigung, ihren willkürlichen Verträgen und 
Abmachungen ist freilich nun auch der tiefinnerliche Boden der 
Volkssouveränetät.‘‘ Im Jahre 1851 schreibt Leo ferner (an 
denselben)?: ‚Allerdings haben Staats- und Privatrecht eine 
Wurzel, und allerdings ist alles Recht göttlichen Ursprungs; 
aber bei alledem ist doch zwischen Staatsrecht und Privatrecht 
ein Unterschied wie zwischen Stamm und Blatt... Nicht das 
tadele ich an Haller, daß er eine Einheit im Staats- und Privat- 
recht sucht, sondern dies, daß er sie sucht, indem er das Privat- 
recht als das prius setzt. Allerdings wird die Familie früher 
gewesen sein als der Staat; aber das war dann auch keine 
Familie in unserem Sinne, sondern eine, die wesentlich auch 
ein Staat war, was die jetzige nicht mehr ist, deren Hausvater 
zugleich König, Priester, Held und Richter war, was alles nur 
in sehr untergeordneten Momenten noch Prädikate unserer 
jetzigen Hausväter wären.‘ Am 6. Nov. 1867 schreibt Heinrich 
Leo an Ludwig v. Gerlach in einem Brief, in dem er diesem 
gegenüber Bismarcks Politik von 1866 rechtfertigt?: „Ihr alter 
Herr v. Haller hatte die Sprache nicht in der Gewalt; sie 
ging oft mit seiner Unbeholfenheit durch, so daß er selbst nicht 
gewußt zu haben scheint, welche tiefe nominalistische Weisheit 
er spann und mich lange durch die verhältnismäßige Roheit 
seiner Begründungen ganz von sich scheuchte. Ich fange an 
zu begreifen, daß er ein gewaltiger Konservativer war und Stahl 
nur ein vortrefflich geschulter Nichtkonservativer... Sie sind 
Haller untreu geworden und zu Stahl übergegangen, während 
Sie mich hätten für Haller gewinnen sollen, der im Grunde nur. 
die wahrhafte Wirklichkeit feiert, also ein echter Nominalist 
ist.“ In der Lehre Hallers glaubte Leo jetzt eine Rechtferti- 


ı Zum Verständnis der Bemerkung über das Lehnrecht vgl. Ad. Müller, 
Elemente der Staatskunst II, S. 79 £. 

2 A.a. O.S. 459. Der Brief stammt wohl aus dem Jahre 1851, da 
Leo von seinen 52 Jahren in ihm spricht. 

2.4. ,4.,0::S; ZI2T. 
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gung der Politik Bismarcks zu finden.! Er schätzt nun an 
Haller eine Anschauung, die etwa dem Satz Treitschkes, der 
Staat sei Macht?, der Auffassung, nur derjenige Staat könne 
Anerkennung finden, der über eine beträchtliche Macht ver- 
füge, entspricht. Haller hatte freilich keine reine Machttheorie 
vertreten, sondern eine, die durch die patriarchalisch-privat- 
rechtlichen Elemente seines Patrimonialstaats begrenzt war.® 
Stahl hatte übrigens eine politische Einigung Deutschlands ge- 
wünscht; sein System erschien jedoch wegen seines Legitimis- 
mus oder wenigstens relativen Legitimismus Leo jetzt offenbar 
als ein Hemmnis für die Verwirklichung von Bismarcks Ge- 
danken. 

Die Einteilung der Staaten, die Leo vornimmt, zeigt be- 
merkenswerte Verwandtschaft, ebenso jedoch auch bemerkens- 
werte Abweichungen gegenüber Hallers Kategorien: patriarcha- 
lischer, Priesterstaat, Ideokratie, Militärstaat, Handelsstaat. 
Die Existenz der ‚Ideokratie‘‘ (die ‚immer von einzelnem 
Prinzip ausgeht, durch welches dann alle übrigen Verhältnisse 
bestimmt, also nicht mehr nach ihrer eigentümlichen Natur 
bestimmt werden sollen‘‘®), verteidigt er gegen Haller, der sie 
„gar nicht gelten läßt und gegen sie als die Chimäre des künst- 
lich bürgerlichen Zustandes eifert‘‘.” Auch in der Einleitung 
zu seiner „Universalgeschichte‘“ betont Leo die Uranfänglich- 
keit des Staats. ‚Allein weder diese uranfängliche Gestalt des 
Staates hat eine Geschichte noch jene weitere Entwicklung des- 
selben, bei welcher er wesentlich die Formen der Familie als 
Schema seines Bestandes behält, wo eine nach und nach zum 
Geschlechte und zum Stamme erwachsene Familie unter ihrem 


1 Über die Kritik, die Leo an Hallers System geübt hat, vgl. auch 
Meinecke a. a. ©. S. 235 Anm. Im Jahre 1853 bemerkt Leopold 
v. Gerlach gegenüber seinem Bruder Ludwig aus Anlaß eines Briefes 
von H. Leo: ‚‚Meinem Freiheitssinn geht es schwer an, in dem Kaiser 
Karl VI. etwa ein höheres Wesen zu sehen, sondern vielmehr nichts 
ais auch einen Herrn, wie meinem Bedienten, meinen Rohrbecker Unter- 
tanen (vor 1807), meinen Kindern, meiner Frau in mir doch auch ein 
König oder Herr ist. Immer tadelst du an Haller, daß er das ius publicum 
zum ius privatum herabgezogen, und quasi mit Recht; Du aber machst 
einen ebenso anstößigen, abstrakten Gegensatz von ius publicum und 
ius privatum.‘“‘ Allg. konservat. Monatsschrift 1894, S. 6. 

2 Vgl. R. Schmidt, Allg. Staatslehre I, S. 136 Anm. 1. 

3 Vgl. Jellinek, Allg. Staatslehre, 2. Aufl., S. 187. 

MINUTE 38.49: 
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Stammhaupte in durchaus patriarchalischen Formen weiter 
besteht... Der patriarchalische Staat ist ein Staat ohne 
allen inneren Gegensatz, und er ruht entweder auf einer 
ärmlichen geistigen Begabung, die wenig geistige Bedürf- 
nisse, also auch nur eine geringe Entwicklung zuläßt, oder auf 
der Bewahrung einfach wahrer Gottes-, und was davon die 
Folge ist, Pflichten- und Rechtslehre, welche inneren 
Gegensätzen durch Glaubensgewißheit zuvorkommt, aber auch 
nur so lange zuvorkommt, als nicht Berührung mit reicherer, 
bunterer Natur oder Konflikte mit gesellschaftlichen Bestän- 
den... zur Verführung ausschlagen. Diese patriarchalischen 
Staaten samt und sonders (einschließlich der angedeuteten 
weiteren Entwicklung des patriarchalischen Staats) liegen uns 
vor dem Tore der Geschichte; denn alle innere Weiterbewegung, 
alle reichere organische Entfaltung ist an das Gegeneinander- 
wirken sich begegnender Kräfte gebunden.““T Das patriarcha- 
lische Verfassungselement kann — führt Leo weiter in seiner 
„Naturlehre des Staates‘ aus? — ‚wie im alten Deutschland 
in den Bereich der einzelnen Familien zurücktreten‘ oder ‚im 
Stamm walten, wie in der Klanverfassung‘. Mit der patri- 
archalischen Verfassung sind verschiedene Arten der Ordnung 
des Grundbesitzes vereinbar. Eine entscheidende Rolle spielt 
er freilich bei ihr. 

„Der Lehensstaat ist kein reiner Militärstaat; denn er hört 
auf dies zu sein eben durch seine Gründung und nähert sich 
dann sofort wieder in seinem Lebensprinzip dem alten patri- 
archalischen Staate der Markgenossen.‘‘3 

Eine wesentliche Umwandlung in den Verfassungsverhält- 
nissen bringt das Geld hervor, der ‚Repräsentant aller sinnlichen 
Güter“. Es wirkt ‚‚als Lösemittel der durch beschränkten 
Landbesitz geschlossenen Gemeinden“. Seitdem das Geld zu 
maßgebender Bedeutung im gesellschaftlichen Leben gelangt ist, 
scheidet der patriarchale Staat aus der Betrachtung der Staats- 
formen aus.® 

Die von Leo aufgestellten Kategorien lassen sich zeitlich nicht 
recht gruppieren. Insbesondere fehlt es an einer Zeichnung des 
mittelalterlichen Staats® im ganzen oder auch nur des Feudal- 


1 Lehrbuch der Universalgeschichte, Bd. ı, 3. Aufl. (1849), S. 58. 

2 Naturlehre des Staates S. ıı5. — 3 Ebenda S. 118. 

4 Ebenda S. ızo ff. — 5 Ebenda S. 124. 

® Andererseits verdient es Erwähnung, daß Leo (soviel mir be- 
kannt) der erste ist, der die Dreiteilung Altertum, Mittelalter und Neu- 

v. Below, Der deutsche Staat. 2 
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staats. Denn sein „Lehensstaat‘‘ fällt, wie angedeutet, etwa 
auf die Grenze von patriarchalischem und Militärstaat.! 

Wie es zu geschehen pflegt, ist der Historiker, der sich zu 
einer Theorie bekennt, nicht durchweg in der Lage, sie in seiner 
historischen Darstellung zum Ausdruck zu bringen; er zeigt sich 
oft von der vorhandenen historischen Literatur, die von andern 
Voraussetzungen ausgegangen ist, abhängig und wird so ge- 
hindert, seine These rein durchzuführen.?2 So darf man denn 
auch bei Leo nicht erwarten, daß die Praxis seiner Geschicht- 
schreibung durchweg auf seine Kategorien gestimmt ist und 
daß er der Stellung des Staates im Verfassungsleben überall 
mit dem Eifer nachspürt, der in seinem programmatischen 
Buch hervortritt.? Immerhin sind einige Äußerungen in seinen 
Geschichtswerken bemerkenswert. Wir erwähnen, daß er in 
seiner „Universalgeschichte‘‘ die Landeshoheit mit Entschieden- 
heit aus dem öffentlichen Amt herleitet* und die Verdienste 
der Landstände um die staatliche Fortbildung der Territorien 
rühmt.5 

In Übereinstimmung mit Eichhorn stellt Hegel den Be- 
griff des Feudalismus auf. In seinen Vorlesungen über die 
„Philosophie der Geschichte‘‘® gibt er einem Abschnitt den 
Titel: ‚Die Feudalität und das Mittelalter.‘‘ Die Hauptsätze 


zeit auf die Entwicklung der einzelnen Völker, auf die der Griechen und 
Römer ebenso wie auf die der Deutschen, angewandt. Vgl. Universal- 
geschichte I, S. 826 ff. Auch in seiner „Naturlehre des Staates‘ S. 147 
spricht Leo vom dem dorischen Rittertum. Vgl. hierzu meine Bemer- 
kungen in der Ztschr. für Sozialwissenschaft 1903, S. z3ı1 f., Viertel- 
jahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgesch. 1907, S. 496 Anm. I; Igog, 
S. 347; Literarische Rundschau (herausg. von ]J. Sauer), Jahrg. ıgıı, 
Sp. 592... W. Arnold verwendet jene Dreiteilung in demselben Sinne 
wie Leo. S. Roscher, Politik (3. Aufl.) S. 409 Anm. 4. 

1 Über Leos Anschauungen vom Staat vgl. ferner P. Krägelin, 
H. Leo, Teil I (Leipzig 1908), S. 102 ff. und dazu meinen Artikel „Zur 
Beurteilung Heinrich Leos‘, Archiv für Kulturgesch. Bd. 9, S. 199 ff. 

2 Über ein solches Beispiel aus der neuesten Zeit s. Histor. Ztschr. 
87, 5.253. 

® In seinen ‚„Rectitudines singularum personarum‘ (1841) weicht 
Leo von der in seiner ‚„‚Naturlehre‘‘ ausgesprochenen Auffassung zu- 
gunsten der Theorie vom Geschlechterstaat etwas ab, einigermaßen auch 
wohl in seiner Universalgeschichte (an der zitierten Stelle) und in dem 
erwähnten Brief von 1851. 

4 Universalgeschichte, Bd. 2, 2. Aufl. (1839), S. 327. 

5 S. 330 f. — ® Sämtliche Werke Bd. 9, S. 372 ff. 
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seiner Charakteristik lauten: ‚Wenn die erste Periode der 
germanischen Welt glänzend mit einem mächtigen Reiche endet, 
so beginnt mit der zweiten die Reaktion der wilden, ungebän- 
digten Natur. Diese Reaktion ist zuerst die der besonderen 
Nationen gegen die allgemeine Herrschaft des Frankenreichs, 
welche sich in der Teilung des großen Reiches offenbart. Die 
zweite Reaktion ist die der Individuen gegen die gesetzliche 
Macht und Staatsgewalt, gegen die Subordination, den Heer- 
bann, die Gerichtsverfassung. Sie hat das Isolieren der Indi- 
viduen und daher die Schutzlosigkeit derselben hervorgebracht. 
Das Allgemeine der Staatsgewalt ist durch die Reaktion ver- 
schwunden: die Individuen haben bei den Gewaltigen Schutz 
gesucht und diese sind die Unterdrücker geworden. So trat 
allmählich der Zustand einer allgemeinen Abhängigkeit ein, 
welches Schutzverhältnis sich dann zur Feudalverfassung syste- 
matisiert. Die dritte Reaktion ist die des weltlichen Prinzips 
überhaupt gegen die Geistlichkeit. Die weltliche Wildheit wurde 
durch die Kirche unterdrückt und gebändigt, aber diese ist da- 
durch selbst verweltlicht worden und hat den ihr gebührenden 
Standpunkt verlassen, von welchem Augenblicke an das Insich- 
gehen des weltlichen Prinzips beginnt. Alle diese Verhältnisse 
und Reaktionen bilden die Geschichte der Feudalität, und der 
Kulminationspunkt dieser Periode sind die Kreuzzüge ; denn mit 
ihnen entsteht eine allgemeine Schwankung, wodurch aber erst 
die Staaten zur inneren und äußeren Selbständigkeit gelangen.“ 

Hegel will hier und ebenso in der nachfolgenden weiteren 
Ausführung jener Gedanken offenbar nicht bloß auf das Ver- 
sagen der staatlichen Einrichtungen, sondern zugleich darauf 
hinweisen, daß eine echte Staatsgewalt im wesentlichen fehlte. 
„Der Drang nach einer festen Ordnung war nicht vorhanden: 
die Menschen mußten erst in den Zustand der Schutzlosigkeit 
versetzt werden, um das notwendige Erscheinen des Staates zu 
empfinden. Die Staatsbildung fing wieder von ganz vorne an: 
das Allgemeine hatte durchaus keine Lebendigkeit und Festig- 
keit in sich, und seine Schwäche offenbarte sich darin, daß es 
den Individuen keinen Schutz zu geben vermochte. Diese 
mußten daher selbst ihre Zuflucht zu Individuen nehmen und 
wurden unter die Macht einiger Gewalthaber gestellt, welche 
aus der Autorität, die früher dem Allgemeinen gehörte, einen 
Privatbesitz und eine persönliche Herrschaft bildeten.‘‘! ‚Das 
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Oberhaupt hat keine Macht vermöge wahrhafter Gesetze: die 
Dynasten haben gegen ihn nur die Verpflichtungen als Vasallen, 
und diese beruhen auf einem formellen Rechte, dem Lehns- 
rechte." 

In einem späteren Abschnitt, der den Titel „der Übergang 
der Feudalherrschaft in die Monarchie‘ trägt, formuliert Hegel 
den Gegensatz der beiden Erscheinungen vielleicht noch schärfer: 
„In der Feudalherrschaft gilt nur das Prinzip der Dynasten, 
und es sind nur Verpflichtungen der Persönlichkeit vorhanden: 
die Untergebenen werden zu ihrer Pflicht entweder mit Gewalt 
gezwungen oder durch Vergünstigungen dazu bewogen. Der 
Wille des Herrn ist nur persönliche Willkür; das monarchistische 
Prinzip dagegen ist das Entgegengesetzte: es ist die Obergewalt 
über solche, die keine selbständige Macht für ihre Willkür be- 
sitzen; die Obergewalt der Monarchie ist wesentlich eine Staats- 
gewalt... Die Feudalherrschaft ist eine Polyarchie: es sind 
lauter Herren und Knechte; in der Monarchie dagegen ist einer 
Herr und keiner Knecht; denn die Knechtschaft ist durch sie 
gebrochen... In der Monarchie wird die Willkür der einzelnen 
unterdrückt und ein Gesamtwesen der Herrschaft aufgestellt.‘‘? 

Man beobachtet, daß Hegel in der Betonung der Staatlosig- 
keit bei der Einzelschilderung mit einigen Wendungen über 
Eichhorn hinausgeht und Haller nahekommt. Indessen faßt er 
diesen staatlosen Zustand nur als etwas vorübergehendes auf, 
nicht, wie Haller, als etwas dauerndes, das Fürstentum an sich 
und iiberhaupt charakterisierendes. Vielmehr ist es nach ihm 
ja gerade dieses selbst, welches das Verdienst, ein wahres Staats- 
wesen wieder aufzurichten, erworben hat, und zwar beginnt 
diese Tätigkeit des Fürstentums, der Monarchie noch im Mittel- 
alter.? 

Während Haller, Eichhorn, Leo und Hegel sich über die 
Verfassung im ganzen äußern, bringt die politische Bewegung 
der Zeit eine Literatur hervor, für die eine einzelne große Ver- 
fassungsfrage im Vordergrund steht, das Verhältnis der land- 
ständischen zur modernen, konstitutionellen Verfassung. 


194397: Sua403-L 

® Über die Frage, wie Hegel die Verdienste abgrenzt, die Stadt- 
gemeinde und Monarchie um die Fortbildung der staatlichen Einrichtun- 
gen haben, s. meine Abhandlung: Die städtische Verwaltung des Mittel- 
alters als Vorbild der späteren territorialen Verwaltung, Histor. Ztschr. 75, 
S. 398. — Zum Gegensatz Hegels gegen Haller vgl. auch E. Landsberg 
a. a. OÖ. Textband S. 348. 
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Dahlmann behandelt in seiner „Politik“! nicht den Patri- 
monial- oder Feudalstaat im allgemeinen. Wohl aber widmet 
er ein besonderes Kapitel, das bei weitem längste des ganzen 
Buchs, den ‚Reichsständen oder der allgemeinen Ständever- 
sammlung‘, und in diesem wiederum nimmt einen großen 
Raum ein Abschnitt mit der Überschrift ‚das Prinzip: land- 
ständisch oder repräsentativ‘ ein. 

Dahlmann tritt hier zunächst der Anschauung, wie wir sie 
bei Haller? fanden, insofern entgegen, als er die Meinung ver- 
wirft, daß man nur zwischen der alten landständischen Ver- 
fassung und dem auf der Idee der Volkssouveränetät aufge- 
bauten Staat zu wählen habe. ‚‚Die Repräsentativverfassung‘“ 
— wendet er ein — ‚betrachtet den Fürsten als den Vorstand 
einer Staatsordnung, welche ohne Zweifel über ihm steht; allein 
noch bei weitem mächtiger ragt sie über die Bevölkerung hinaus 
und hat nichts zu schaffen mit der Volkssouveränetät.“ In der 
Schilderung der Repräsentativverfassung und ihres Gegensatzes 
zur landständischen Verfassung sodann betont er das Fehlen 
des politischen Moments bei dieser nicht so schroff wie Haller. 
Doch steht er ihm hier recht nahe. ‚Der deutsche Lehnsstaat, 
als er fertig war und die reiche Erbschaft der Volksrechte ge- 
macht hatte, behandelte die Regierungsrechte nicht eben anders 
als die römischen gentes den ager publicus... Regent im 
früheren und im späteren Sinn war der König allein in seinen 
Domänen; darüber hinaus besaß er einzelne Regierungsrechte; 
die übrigen sind in Untertanenhänden, gehen wie Privatrechte 
mit dem Eigentum über, werden durch Pacht, durch Kauf 
erworben; auf welchem Wege namentlich so viele Städte die 
Vogteireichte an sich brachten und so das Eigentum einer Ge- 
richtsbarkeit.‘‘® ‚Die zu den Landtagen berechtigten Stände 
waren ehemals im eigentlichen Sinne Landstände, vermöge 
ihres Anteils am Landbesitze berufen.‘‘* Die Frage, ob die 
alte landständische Verfassung einen politischen Charakter ge- 


1 Die erste Auflage erschien 1835, die 2. und 3. 1847. 

® Dahlmann (S. ıı6f.) nennt als Vertreter der Anschauung, die er 
bekämpft, Gentz. Aber dessen Auffassung trifft hier ja mit der von 
Haller zusammen. — S. 118 unterscheidet Dahlmann verschiedene 
Formen des Königtums: Oberhaupt des Lehnstaats, Primogenitur- und 
Eigentumskönig, Staatskönig. Auf welche Zeiten und Völker die zweite 
Form zu beziehen ist, gibt er nicht an. Ohne Zweifel liegt hier ein An- 
klang an Haller vor. 

® Dahlmann S. ıı8f. — #4 S. 124. 
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habt habe, beantwortet E. nicht ganz scharf. Er legt Wert 
darauf hervorzuheben, daß ‚die Landtagskosten nicht vom 
Lande, sondern von jedem für sich oder von seiner Körper- 
schaft aufgebracht wurden“.! Und wenn er bemerkt?: „Was 
das Lehn bei uns zertrennte, das haben in der zweiten Hälfte 
des Mittelalters die Steuern wieder zu verknüpfen getrachtet; 
an sie vornehmlich knüpfte sich der Gedanke, daß man auch 
in Friedenszeiten einem größeren Gemeinwesen, welches alle 
angeht, verbunden sei und Opfer zu bringen habe‘, so scheint 
er damit für die vorausgehende Zeit die Existenz des spezifisch 
politischen Verbandes zu bestreiten. Offenbar in demselben 
Sinne betont er ferner, daß die Steuern ‚jeder Stand für sich 
bewilligte‘‘.? Andererseits macht er freilich auch geltend, daß 
„der Landtag sich ein Repräsentationsrecht für das ganze Land 
beilegte und Landesbeschwerden einreichte‘.* 

Im entschiedenen Gegensatz zu Haller und in Übereinstim- 
mung mit Hegel befindet sich Dahlmann aber wiederum 
darin, daß er den mehr oder weniger staatlosen Zustand nicht 
als dauernde Eigenschaft der älteren Verfassung ansieht. 

Ein bestimmt formuliertes Urteil fällt über Hallers System 
F. J. Stahlin seiner ‚Rechts- und Staatslehre‘“, welche ebenso 
wie Dahlmanns ‚,‚Politik‘‘ dem Gegensatz der alten zur neueren 
landständischen Verfassung eingehendste Aufmerksamkeit wid- 
met: ‚Die liberale® Theorie kann die ältere reichsständische 
Verfassung, ja im Grunde auch keine der wirklich bestehenden 
Verfassungen als echt anerkennen; denn es ist in keiner die 
Konsequenz ihres Prinzips realisiert und kann es auch nicht 
sein. Die Hallersche Theorie kann keine Verfassung als echt 
anerkennen, außer die der alten deutschen Landstände; nament- 
lich die englische ist ihr eine bloße Korruption der ständischen 
Verfassung.‘‘” Scheint Stahl hier noch Hallers Schilderung der 
alten landständischen Verfassung als richtig anzusehen, so haben 
wir doch dies Urteil, wie seine weiteren Äußerungen beweisen, 
nur als ein relatives anzusehen. ‚Die Theorie Hallers beruht 








15. 125. — ?2S. ııg. — ?S. 122. — ? 5. 126. 

5 Die ‚„Rechts- und Staatslehre‘‘ bildet den 2. Band der ‚Philo- 
sophie des Rechts‘‘. Für uns kommt in Betracht die 2. Abteilung dieses 
2. Bandes, ‚enthaltend die Staatslehre und die Prinzipien des Staats- 
rechts“, 3. Aufl., 1856. 

6 Stahl versteht unter der ‚liberalen‘, der ‚‚liberal-konstitutionellen 
Theorie‘‘, die Theorie von der Volkssouveränetät. S. 330. 
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auf einer völlig privatrechtlichen Auffassung des Staates; sie 
ist „eine Verzerrung der deutschen landständischen gleichwie 
die konstitutionelle Theorie eine Verzerrung der englischen 
Verfassung‘“.! 

In der ausführlichen Darstellung des Unterschiedes zwischen 
dem älteren und dem neueren Ständewesen, die Stahl weiterhin 
gibt, bezeichnet er diesen als den Gegensatz „des ständisch- 
patrimonialen® und des national-staatlichen Prinzips. Das 
erste ist es, das bis auf die Zeit der französischen Revolution 
mehr oder minder den Charakter der europäischen Reichsver- 
sammlungen und am stärksten den der deutschen Landschaft 
bildete; das letztere ist zuerst in der Verfassung des englischen 
Parlaments verwirklicht worden‘.® Wie Stahl hier durch die 
Worte ‚mehr oder minder‘ und ‚am stärksten‘ andeutet, daß 
das „ständisch-patrimoniale‘“ Prinzip nur relativ verwirklicht 
worden ist, so ist es interessant zu beobachten, wie er in der 
dann folgenden Schilderung der verschiedenen älteren Ver- 
fassungen und ihrer einzelnen Seiten sorgsam zu bestimmen 
sucht, inwiefern ein privatrechtlicher Charakter vorhanden ist. 
So sagt er über die alte Reichsverfassung: ‚Das Verhältnis 
zwischen König und Ständen war chne genaue Feststellung 
schwebend, mehr durch die jeweilige faktische Übermacht als 
durch sichere Rechtsgrundsätze bestimmt, und selbst wo es sich 
genauer feststellte, war für beide Teile alles mehr persönliche 


15. 332f. In seiner „Geschichte der Rechtsphilosophie‘‘ (dem 
ersten Band seiner „Philosophie des Rechts‘), 3. Aufl., S. 567 bemerkt 
Stahl: ‚‚Es ist der Trieb der geschichtlichen Fortbildung in den deutschen 
Territorien und in allen Staaten Europas von der frühesten Zeit her, 
diesen privatrechtlichen Charakter zu überwinden, und die Kirche ins- 
besondere, die Vertreterin höherer Beherrschung, suchte dort schon 
überall die Äußerungen desselben zu mildern und ganz zu verbannen. 
Gerade aber diese Schattenseite des Mittelalters, die es selbst als solche 
erkannte, bildet Haller zur scharfen ausschließlichen Theorie aus. 
Seine Ansicht ist darum im ganzen nichts andres als die Karrikatur 
des Mittelalters.‘“ Vgl. ferner S. 569. S. 567 führt Stahl den Mangel 
eines öffentlichen Rechts in den mittelalterlichen deutschen Territorien 
darauf zurück, weil sie nicht Staaten im vollen Sinne sind. 

2 Eine Definition des Wortes patrimonial findet man bei Stahl, 
Staatslehre S. 338: ‚in den deutschen Landschaften saßen die Ritter 
als die eigenberechtigten Obrigkeiten — die Patrimonialherren — des 
Landes und die Magistrate als die eigenberechtigten, auf ihrer eigenen 
Kooptation ruhenden Obrigkeiten der Städte.‘ 

3 Staatslehre S. 335. 
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(private) Berechtigung und Gewalt als anstaltliche Ordnung 
und Notwendigkeit. Am stärksten trat dieser privatrechtliche 
Charakter heraus bei der den europäischen Reichsversammlungen 
nachgebildeten deutschen Landschaft... Die deutsche Landes- 
hoheit.... hatte den Untertanen gegenüber eine Beimischung 
privatrechtlicher parteilicher Stellung... Insbesondere beruht 
die Entstehung der Landschaft rein auf dem Motiv einer privat- 
rechtlichen parteilichen Sicherung. Ihre Unabhängigkeit und 
ihre Gerechtsame zu behaupten gegen Eingriffe des Landes- 
herrn, namentlich gegen Besteuerung, bildeten sich die Einungen, 
aus denen dann die Landschaft erwuchs; dies wurde dann auch 
ihr bleibender Charakter. Während die europäischen Reichs- 
versammlungen und die früheren Placita der deutschen Terri- 
torien vorherrschend die Bedeutung des Rates für die Reichs- 
bzw. Landesregierung hatten, so die Landstände vorherrschend 
die Bedeutung der Wahrung ihrer Rechte, des Schutzes gegen- 
über dem Fürsten... Hier tritt der privatrechtliche Typus in 
einem Grade hervor, wie sonst nirgend. Hier erscheinen die 
Gewalt des Fürsten und die Rechte der Stände, und zwar eines 
jeden Standes für sich, mehr als Sonderberechtigungen, die zu- 
fällig entstanden sind und zu willkürlicher gesonderter Ver- 
fügung zustehen und auf das persönliche Interesse des Landes- 
fürsten und bezüglich der betreffenden Stände abzielen, ohne 
auf den öffentlichen Zustand als höhere Einheit bezogen und 
insoweit auch durch eine höhere Notwendigkeit bestimmt zu 
sein.‘ Stahl unterscheidet bei der älteren Landesvertretung 
den „feudalistischen‘‘ und den ‚‚privatrechtlichen‘“ Charakter. 
Jener äußert sich in folgendem: ‚Wie der ganze Bau des Staates 
eine Stufenfolge eigenberechtigter Obrigkeiten zwischen dem 
obersten Herrn und der Bevölkerung ist, also besteht auch die 
Landesvertretung aus lauter solchen Obrigkeiten, die sich selbst 
und ihre Untertanen gegen den obersten Herrn schützen. Die 
höchste Obrigkeit des Landes berät und vereinbart mit den 
Unterobrigkeiten.... Die Landtagsmitglieder vertraten also die 
Bevölkerung weniger als ihren Stand und ihre Genossen denn 
als ihre Untertanen, als ihre Herrschaft, ähnlich wie die Reichs- 
stände ihr Territorium auf dem Reichstage vertraten.‘ Der 
privatrechtliche Charakter der älteren Landesvertretung zeigt 
sich einmal in der Konstituierung der Landschaft: die Mitglieder 
schützen nur sich selbst oder ihre Untergebenen, und bloß für 
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ihr eigenes Interesse; die fürstlichen Hintersassen sind deshalb 
auch ganz unvertreten. Jeder Stand bildet eine gesonderte Kurie 
und kann als solche nicht bloß nicht von den anderen über- 
stimmt werden, sondern auch für sich allein ohne Zustimmung 
der anderen mit dem Fürsten unterhandeln, ihm bewilligen, 
sich mit ihm vergleichen. Nicht das ist der hervorragende 
Charakter der älteren Verfassung, was die Hallersche Schule 
als solchen bezeichnet, daß kein Stand in den Beutel des andern 
verwilligen kann, sondern vielmehr das Umgekehrte, daß jeder 
Stand in seinen Beutel bewilligen kann, ohne die anderen.“ 
Der Fürst besitzt das Recht, die Stände ganz nach eigenem 
Belieben zu berufen, sie besitzen das Recht, ganz nach eigenem 
Belieben sich zu versammeln. Der privatrechtliche Charakter 
der älteren Landesvertretung zeigt sich sodann darin, daß ‚‚der 
Staat geteilt ist in eine Sphäre fürstlichen und eine Sphäre stän- 
dischen Beliebens ohne höhere Einheit und Notwendigkeit“. 
Es besteht die Trennung der landesfürstlichen Kammerkasse 
und der ständischen Steuerkasse. Die Stände können dem 
Landesherrn ‚‚die Steuern willkürlich versagen oder auch sie 
an beliebige Bedingungen knüpfen, gleichwie Privatleute ihre 
Geschäfte miteinander abschließen“. Stahl stellt in den Einzel- 
heiten das, was wir heute Dualismus des älteren Territorialstaats 
nennen, mit sehr scharfer Ausprägung dar, z. B. hinsichtlich 
der Gesetzgebung, der Stellung der Domänen. Dahlmann 
hatte Wirkungen dieser Gegensätzlichkeit, die dem Verfassungs- 
leben ihren Charakter geben, anschaulich geschildert, sie jedoch 
nicht auf ihr Prinzip zurückgeführt. Stahl zeigt uns das Neben- 
einander und Gegenüber der beiden Rechtssubjekte im älteren 
deutschen Territorialstaatsrecht mit der ganzen Schärfe des 
großen Juristen. ‚Auf der anderen Seite ist die Landschaft nicht 
bloß eine Institution, d.i. ein ergänzendes Glied der Staats- 
gewalt,.... sondern sie ist zugleich auch eine Korporation, eine 
Kommune, d.i. ein vom Staate völlig verschiedenes Subjekt, 
mit Zwecken, Tätigkeiten und Befugnissen, die ihr in dieser 
Unterschiedenheit vom Staate zukommen... Das ‚Land‘ ist 
durchaus ein gesondertes Rechtssubjekt gegenüber dem Fürsten, 
und die höhere Macht über beiden sind die Gerichte, die Reichs- 
bzw. die Landesgerichte.‘‘! ‚So scharf aber der privatrecht- 
liche Typus der älteren landständischen Verfassung durch und 
durch aufgeprägt ist, ihr Wesen ist dessenungeachtet keineswegs 
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mit demselben erschöpft. Eine Wirksamkeit für das Öffentliche 
ist so tief in dieser Institution begründet, daß sie niemals fehlen 
kann. Auch damals wurde das gemeinsame Interesse des Landes 
von den Ständen gewahrt, und gab es gemeinsame Rechte des 
Landes, nur daß dies bei weitem die eingeschränktere Sphäre 
ausmachte; so z. B. in dem Schutz gegen Religionsbeeinträch- 
tigung, gegen Teilung und Veräußerung und ähnlichem repräsen- 
tierten die Stände wirklich das Volk. Auch war es gerade das 
innerste Streben des geschichtlichen Fortgangs, diesen Typus, 
den die Schule Hallers für den allein echten ausgibt, abzustreifen. 
So z.B. finden sich teils allgemein, ja sogar reichsgesetzlich, 
teils wenigstens in mehreren Landen Aufhebung der eigen- 
mächtigen Versammlungen, Beschränkung der Separatabschlüsse 
der einzelnen Stände mit dem Fürsten, periodisch notwendige 
Berufung, geregelte Konkurrenz des fürstlichen Kammergutes 
und der ständischen Abgaben, und gerade die Verfassungen, 
welche am meisten diese publizistische Korrektur annahmen, 
vor allem die mecklenburgische, haben am längsten ihre Be- 
deutung behauptet.‘‘! 

Eine wesentliche Änderung läßt Stahl ‚seit dem Ende des 
16. Jahrhunderts‘ sich vollziehen. ‚‚Von den beiden Elementen, 
die aus ihren Privatmitteln und gewissermaßen für ihren Privat- 
zweck den Staat versorgten, erhielt nämlich das eine, die fürst- 
liche Gewalt, um diese Zeit je mehr und mehr den staatlichen ° 
Charakter. Sie galt von da an als die Macht zur Versorgung 
des Staates und des Gemeinwohles, während die Stände ihren 
Charakter als Privatklassen, die gewisse Rechte zu ihrem ge- 
sonderten Vorteil haben, fortwährend behielten. Der Fürst 
identifizierte sich deshalb in der öffentlichen Meinung mit dem 
Staate, gerade wie jetzt umgekehrt, und auch nicht mit größerem 
Rechte, Volk und Staat so häufig für Eins genommen wird... 
Eine Ständeverfassung des älteren Charakters konnte sich nicht 
erhalten, sowie der Gedanke des Staates als einer ungeteilten 
Anstalt ins Leben trat.‘‘3 

Wir notieren noch, daß Stahl als ‚das Gegenbild zu dem 
privatrechtlichen Typus, der die deutsche Landschaft und 
ebenso, wenn auch in geringerem Grade, alle europäischen 
Reichsversammlungen vor der Revolution auszeichnet,‘ ‚‚die 
reichsständische Verfassung in England‘ nennt. ‚Dort erhielt 
sie auf Grund ursprünglicher schon dahin neigender Anlage 
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durch eine teils in gewaltsamer Umwälzung teils unmerklich 
vor sich gehende Neugestaltung den staatsrechtlichen öffent- 
lichen Charakter, welcher die Reife der Institution ist, und zwar 
ohne ihre ununterbrochene geschichtliche Einheit einzubüßen. 
Wir können dies auch als den konstitutionellen Charakter be- 
zeichnen, diesen Begriff dann in einem andern Begriff genommen 
als dem jetzt üblichen, nach welchem er eine Teilung der Staats- 
gewalt und Beschränkung des Königs auf die bloße Exekutive 
bezeichnet... Der staatliche konstitutionelle Charakter der 
englischen Verfassung besteht... darin, daß sie Nationalver- 
tretung im Gegensatze partikular ständischer Vertretung 
ist.“ Eine ständische Gliederung zwar findet sich auch in 
England; aber ‚‚diese aus Ständen und Korporationen gegliederte 
Repräsentation ist dennoch zusammen eine vollständige und 
ungeteilte Nationalrepräsentation.‘‘! 

Wenn Stahl hier England als das mittelalterliche Idealbild 
der Verfassung schildert, wenn er bei ihm eine ursprüngliche 
Anlage zu Besserem wahrnimmt in ähnlicher Weise, wie J. G. 
Droysen den Hohenzollern schon im Mittelalter eine national 
deutsche Politik zuschreibt, so huldigte er einer Auffassung, 
die damals und noch lange sehr verbreitet war. Eine bemerkens- 
werte Darstellung dieser Art enthält Max Dunckers 1858 ver- 
öffentlichter Vortrag ‚„Feudalität und Aristokratie ‚‘“? welcher 
alles Licht auf England, allen Schatten auf Deutschland fallen 
läßt. Duncker vergleicht (im Unterschied von Stahl) mit der 
englischen Verfassung einseitig die Verfassung des Deutschen 
Reichs, während er die der Territorien kaum berücksichtigt. 
„Der Staat‘“‘ — urteilt er vom Reich — ‚‚war in das Privat- 
eigentum übergegangen; er bestand aus einer Anzahl weltlicher 
und geistlicher Lehensherrschaften. Nur deren Inhaber, die 
Barone, die Fürsten, standen noch im Verhältnis zur Krone. 
Die Ritterschaft gehörte den Baronen, die Bauern den ritter- 
lichen Grundherren.... Die Rechte des Königtums waren wie 
wie die des Volkes, d.h. die der Bauern, an eine kriegerische 
Aristokratie übergegangen. Das war der Lehensstaat, das war 
der Zustand Europas im Iı. Jahrhundert. Es war die Folge 
einer Eroberung, daß England eine andere Bahn der Ent- 


2.57 335 

2 Der Vortrag wurde am ı8. März 1858 in Tübingen gehalten und 
damals auch veröffentlicht. Wiederabgedruckt in: M. Duncker, Ab- 
handlungen aus der neueren Geschichte (1887), S. ı ff. 
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wicklung einschlug... Die Macht der Barone auf dem Festland 
beruhte darauf, daß sie die Amtsbezirke des Staats zu ihren 
Herrschaften gemacht hatten. Wilhelm der Normanne hielt die 
Amtsbezirke und die Baronien scharf voneinander getrennt.‘‘! 
Die Auffassung Dunckers findet darin ihr Charakteristikum, daß 
er die deutschen Fürsten den englischen Baronen gleichsetzt; 
beide sind ihm eine „kriegerische Aristokratie‘“. So gelangt er 
zu einem geringschätzigen Urteil über den staatlichen Inhalt 
Deutschlands im Mittelalter. Er zählt eine stattliche Zahl von 
Einrichtungen auf, die nach seiner Meinung England vor 
Deutschland voraus hatte und die in der Tat der deutschen 
Reichsverfassung fehlten, dagegen im Territorium der Mehrzahl 
nach vorhanden waren. Erst nachträglich und nur nebenbei, 
nachdem er schon das Hauptfazit aus dem Vergleich Englands 
und Deutschlands gezogen, kommt Duncker auf die Territorial- 
verfassungen zu sprechen. Das Bild, das er von der land- 
ständischen Verfassung entwirft, läßt sie als eine lediglich privat- 
rechtliche Organisation erkennen?; seine Auffassung stimmt 
hierin mit der von Haller vollkommen überein. 

Verweilen wir noch bei den Forschern, die dem Charakter 
des mittelalterlichen Staats allgemeine Erörterungen widmen, 
so gibt R. v. Mohl in seiner „Enzyklopädie der Staatswissen- 
schaften‘? eine Klassifikation der Staaten, die man als einen 
Versuch der Aufstellung von Idealtypen® bezeichnen kann. Er 
unterscheidet: ı. den patriarchalischen Staat, 2. die Patrimonial- 
herrschaft, 3. die Theokratie, 4. den klassischen Staat, 5. den 
Rechtsstaat, 6. die Despotie. ‚Das Bestehen eines Patrimonial- 
staats ist bedingt: einerseits durch das Vorhandensein einer 
Macht, welche auf großem Besitze beruht, somit an und für sich 
besteht, nicht durch Übertragung künstlich geschaffen ist und 
nicht erst durch Anerkennung Dritter Bedeutung erhält ; anderer- 
seits durch eine Lebensauffassung, welche Besitz und Erwerb 
sowie rechtliche Sicherung derselben voranstellt, höhere Forde- 
rungen aber nicht macht. In diesem Falle begibt es sich natur- 
gemäß, daß die eines Schutzes ihrer Person und ihrer Habe 








S., 2,1. — 25. 28. 

3 Die ı. Auflage erschien 1859, die 2. 1872. Ich zitiere nach dieser. 

4 Ich gebrauche dies Wort in dem Sinne, wie es neuerdings Max 
Weber angewandt hat. Vgl. meinen Art. ‚Wirtschaftsstufen‘‘ im Wörter- 
buch der Volkswirtschaft, 2. und 3. Aufl.; Vierteljahrschrift für Sozial- 
und Wirtschaftsgeschichte ıgıı, S. 238 ff.; B. Harms, Volkswirtschaft 
und Weltwirtschaft (1912), S. 26 ff. 


Mohl. Biluntschh. 29 


Bedürftigen sich um die Gewährung desselben an den Mächtigen 
wenden oder von ihm seinerseits angegangen werden, so also 
durch Vertrag über gegenseitige Leistungen oder durch still- 
schweigende Übereinkunft und Gewohnheit das gewünschte 
Verhältnis zustande kommt. Hierbei macht es denn aber keinen 
Unterschied, ob der in Frage stehende Mächtige ein einzelner 
oder eine moralische Person (z. B. eine Stadtgemeinde) ist.‘“! 
„Im übrigen sind dreierlei verschiedene Formen des Patrimonial- 
staates zu unterscheiden: der grundherrliche Staat, bei 
welchem ein großer fürstlicher Grundbesitz den Mittelpunkt 
gibt; die militärische Lehensmonarchie, in welcher ein 
Eroberer ein Land unter seine Getreuen verteilt hat mit der 
Bedingung gegenseitigen Schutzes; endlich eine herrschende 
Stadtgemeinde, welche unterworfenen Landschaften Schutz 
gewährt und befiehlt.‘“? 

Wie man schon aus den mitgeteilten Sätzen ersieht, will 
Mohl nicht bloß Idealtypen zeichnen, sondern sie zugleich 
genetisch erklären. Er kommt damit in die schwierige Situation, 
Auskunft über den historischen Ursprung dessen geben zu wollen, 
was als konkrete Einzelerscheinung nie existiert hat. 

Seine Charakteristik des Patrimonialstaats stützt er durch- 
aus auf die Schilderung Hallers, sie nur eben im Sinn einer 
idealtypischen Darstellung umbildend.? Er betrachtet die Schilde- 
rung Hallers als etwas historisch überall Zuverlässiges, von dem 
er seine Typen abstrahiert.* Demgemäß betont er scharf den 
privatrechtlichen Charakter des Patrimonialstaats. 

Bluntschli hebt in seinem Artikel ‚Mittelalterliche und 
moderne Staatsidee‘‘ in dem von ihm und Brater heraus- 
gegebenen ‚Staatswörterbuch‘® nachdrücklich den religiösen, 


308. —- "9... 310, 

® Vgl. S. 310: ‚„Unzweifelhaft das beste Werk über das allgemeine 
Recht des Patrimonialstaates ist Hallers Restauration der Staats- 
wissenschaften... Der Grundfehler des Ganzen, nämlich die unrichtige 
Verallgemeinerung des Patrimonialprinzips auf alle Gattungen von 
Staaten, ist natürlich nicht von Bedeutung, soweit es sich nur vom 
Patrimonialstaate handelt.‘ S. auch das anerkennende Urteil über 
Haller auf S. 317. 

4 Bei der „herrschenden Stadtgemeinde‘ hat Mohl zweifellos ganz 
besonders auch an Hallers Heimatsstadt Bern gedacht. 

5 Bd. 6 (1861), S. 660 ff. In seinem ‚Allgemeinen Staatsrecht‘ 
äußert sich Bluntschli in ähnlicher Weise. Vgl. mein Territorium und 
Stadt S. 247 Anm. 1. 
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theologischen, kirchlichen Zug in der mittelalterlichen Staats- 
idee hervor. Weiter sind von seinen Sätzen namentlich folgende 
bemerkenswert: ‚Der Staat des Mittelalters ist wesentlich Lehens- 
ordnung, der Staat der Neuzeit wesentlich Volksordnung.... 
Die mittelalterliche Herrschaft, obwohl ursprünglich absolut ge- 
dacht als Gottes Herrschaft, wird vom Throne auf den Stufen 
des Lehenswesens abwärts steigend in Teilherrschaften zer- 
bröckelt. Die großen und die kleinen Herren haben nur ein 
abgeleitetes Recht; aber dieses Recht gehört ihnen und ihren 
Familien wie ein lehensmäßiges Eigentum... Das Mittelalter 
vermengt auf allen Stufen öffentliches und Privatrecht. Die 
Neuzeit vollzieht die vollständige Scheidung des öffentlichen 
und des Privatrechts. Das Mittelalter betrachtete die Landes- 
hoheit wie ein höheres Grundeigentum und gestattete dem Herrn 
die Teilung, Veräußerung, Verpfändung des Landes wie eines 
Landgutes. Es verband die Gerichtsbarkeit mit bestimmten 
Herrengütern und gründete die Kriegspflicht auf den Grund- 
besitz. Seine Ämter wurden zu Erb- und Familiengütern der 
angesehenen Geschlechter... Der mittelalterliche Staat ist in 
spezifischem Sinne ein Rechtsstaat!, wenngleich die Rechts- 
pflege desselben halb barbarisch und zu gutem Teile noch gewalt- 
same Selbsthilfe ist. Der moderne Staat... verharrt nicht in 
dem Rechtszustand, sondern wird zum Kulturstaat und sucht 
vor allen Dingen die öffentliche Wohlfahrt zu fördern. Er ist 
daher vorzugsweise politischer Staat.‘ Von den mittelalterlichen 
Ständen bemerkt Bluntschli, daß ‚‚sie mehr ihre Sonderinter- 
essen als das Gemeinwohl beachten und schützen.“ 

Waitz tadelt in seinen ‚„Grundzügen der Politik‘? an Mohl, 
daß er dem Begriff des Patrimonialstaats ‚eine viel zu weite 
Ausdehnung gibt. Den ganzen mittelalterig-germanischen Staat, 
namentlich den Feudalstaat, faßt er unter diesen Begriff, wäh- 
rend derselbe doch offenbar auf solche Fälle beschränkt werden 
muß, wo aus einem ausgedehnten Landbesitz eine Staats- oder, 
wie man eigentlich sagen muß, staatsähnliche Bildung hervor- 


IR.v. Mohla.a. O.S. 310 will mit Rücksicht auf den einmal ein- 
gebürgerten Sprachgebrauch diese Benennung nicht angewandt sehen, 
findet aber die Bemerkung Bluntschlis, daß ‚‚der Lehensstaat (besser 
überhaupt der Patrimonialstaat) vorzugsweise Rechtsstaat sei‘, an sich 
„sehr richtig‘‘, und von dem von ihm akzeptierten Stundpunkt Hallers 
aus mußte er hier auch zustimmen. 

2 Erschienen 1862. 
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gegangen ist. Das Lehnsfürstentum, das deutsche Fürstentum 
wird man so bezeichnen dürfen, aber nimmermehr die großen 
germanischen Reiche, nicht einmal das Reich Wilhelms des Er- 
oberers in England. Das eigentümliche Schutzverhältnis, welches 
in dem Begriff des germanischen Königtums lag, mit dem Wesen 
des Patrimonialstaats in Verbindung zu bringen, hat offenbar 
gar keinen Grund.‘'! Für die alten ständischen Versammlungen 
reklamiert Waitz mit Entschiedenheit das politische Moment: 
„In den germanischen Staaten ist die herrschende Auffassung 
stets die gewesen, daß, wenn bestimmte Klassen oder Stände 
in den allgemeinen staatlichen Angelegenheiten tätig waren, sie 
das stets für die Gesamtheit, als die Gesamtheit darstellend, 
taten. Das gilt von den fränkischen Reichsversammlungen und 
der angelsächsischen Witenagemota wie von dem späteren 
Magnum concilium oder Parlament und gilt auch von den Land- 
ständen der deutschen Territorien, die weit entfernt, wie eine 
beschränkte angeblich historische Auffassung gewollt hat, nur 
Rechte der einzelnen zu vertreten, recht eigentlich die Aufgabe 
hatten, die allgemeinen Interessen und Rechte des Landes wahr- 
zunehmen, ja die durch ihre Ausbildung den Fürstentümern 
vielfach erst einen mehr staatlichen Charakter gaben, indem 
sie dem privatrechtlichen Standpunkt des Fürsten gegenüber 
einen allgemeineren und öffentlich-rechtlichen zur Geltung 
brachten. Es ist daher in Wahrheit gar kein bestimmter Gegen- 
satz von ständischer und repräsentativer Verfassung vorhan- 
den... Der Begriff, daß eine Repräsentation durch Wahl 
gebildet werden müsse, ist erst allmählich durchgedrungen.‘‘? 

Wenn in den Werken, deren Standpunkt wir zuletzt dargelegt 
haben, mehr oder weniger das Interesse für die Frage der Landes- 
repräsentation in den Vordergrund tritt, so bietet Otto Gierke 
im ersten Bande seines ‚Deutschen Genossenschaftsrechts‘ 
(1868) eine umfassende Erörterung unseres Problems. Er 
knüpft in wichtigen Beziehungen an ältere Anschauungen, 
namentlich auch an die Hallers, an, entwirft jedoch im ganzen 


1 Waitz S. 113. — ?S. 146. 

® Des chronologischen Verhältnisses wegen notiere ich hier, daß 
die Schrift von F. J. Kühns, Über den Ursprung und das Wesen des 
Feudalismus (Berlin 1869, Sammlung gemeinverständlicher wissenschaft- 
licher Vorträge, herausg. von R. Virchow und F. v. Holtzendorff, III. Serie 
71. Heft), mehr einen Überblick über die Geschichte des Lehnswesens 
als eine umfassende Erörterung des Verhältnisses von Feudalismus und 
Staat bringt. 
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eine Schilderung, die sich wesentlich von den bisherigen unter- 
scheidet. 

Nach Gierke! vollzieht sich in den älteren Jahrhunderten der 
deutschen Geschichte ‚‚der Übergang von der patriarchalen zur 
patrimonialen Gestaltung der Herrschaft und des Dienstes‘“, 
eine „Verdinglichung der Herrschaftsverbände‘“. Die Grund- 
herrschaft ‚machte alle persönliche Herrschaft zu ihrer Depen- 
denz‘‘; die Herrschaft überhaupt wurde ‚‚mehr und mehr als 
ein Vermögensrecht behandelt‘. ‚Sei es als Zubehör des Grund- 
besitzes, sei es — wenn von ihm getrennt — als selbständiges 
Immobiliarrecht wurde allmählich jedes Herrschaftsrecht ver- 
erblich, veräußerlich und nach reellen oder ideellen Ouoten oder 
auch nach den einzelnen in ihm enthaltenen Befugnissen teilbar. 
Die öffentliche Gewalt selber, weil sie Herrschaft war, unterlag 
daher endlich einer rein privatrechtlichen Behandlung.“ In der 
merowingischen Zeit beginnt die Entwicklung. Unter Karl d. Gr. 
tritt ein kurzer Stillstand ein. Dann aber ‚griffen Verding- 
lichung und Patrimonialität um so unaufhaltsamer um sich‘. 
Die Königskrone wurde ‚subjektiv ein zum Königshofe ge- 
höriges Immobiliarrecht.‘“ ‚Das Krongut und die daraus fließen- 
den Herrschaftsrechte, nicht minder aber die bald analog auf- 
gefaßten Einkünfte aus dem ganzen Reich galten bald als der 
wesentlichste Bestandteil der Herrschaft.‘ ‚Objektiv wurde das 
Königtum aus einem Volkskönigtum ein Gebietskönigtum, nicht 
aber etwa ein Territorialkönigtum im heutigen Sinn, sondern 
eine dingliche, patrimoniale Herrschaft, eine oberste Grundherr- 
schaft des Reiches. Auch diese Anschauung knüpfte geradezu 
an das königliche Sondereigen an.“ Die Verdinglichung 
ergriff allmählich auch das Stammesherzogtum und überhaupt 
sämtliche Herrschaftsbefugnisse des öffentlichen Rechtes, so vor 
allem die Grafschaften. ‚Das Amt erschien als Ausfluß des 
Grundbesitzes im Amtsbezirk und somit als subjektiv dingliches 
Recht.‘ ‚Andererseits wurde das Amt auch objektiv dinglich 
aufgefaßt: es wurde aus einem persönlichen Herrschaftsrecht 
über die Landes- oder Gaugenossen zu einem unmittelbaren, 
einer abgeleiteten Grundherrschaft analogen und nurschwächeren 
Herrschaftsrecht am Gebiet, wovon erst mittelbar, als Zubehör 
von Grund und Boden, die Personen ergriffen wurden.‘‘? Gierke 


ı Bd. ı (1868) führt den Sondertitel ‚Rechtsgeschichte der deutschen 
Genossenschaft‘ 
249. 120 ff: 
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leugnet das staatliche Untertanenverhältnis für das fränkische 
Reich ausdrücklich und hält das, was von staatlichen An- 
schauungen damals ‚vielleicht vorhanden war‘, nur für einen 
„Nachklang römischer Rechts- und Staatsideen in den Köpfen 
einzelner“. 

Die deutsche Verfassungsentwicklung erschöpft sich freilich 
nicht in der Geschichte der ‚‚Herrschaftsrechte‘‘. Vielmehr stellt 
sie das Ringen zweier Gegensätze dar: Genossenschaft und Herr- 
schaft. ‚‚Beide kombinieren sich im Laufe der Zeiten: in der 
Genossenschaft tritt ein Herr an die Spitze; in der Herrschaft 
entwickelt sich eine Genossenschaft der Dienenden. Aber zu 
einer inneren Versöhnung beider Prinzipien kommt es nicht.“ 
Zunächst beobachten wir einen ununterbrochenen Fortschritt 
der Herrschaft gegenüber der Genossenschaft.! 

Zwei Bewegungen, ‚von denen die eine in der Richtung von 
oben nach unten die Volksfreiheit durch Herrschaft und Dienst, 
die Genossenschaft durch den Herrschaftsverband verdrängte, 
die andere in der Richtung von unten nach oben alles Recht in 
Grund und Boden versenkte, vom Grundbesitz abhängig machte, 
zu ihm in Beziehung setzte und ihm analog behandelte‘‘, haben, 
indem sie ‚sich vollendeten und zu Einem Strom vereinten‘, 
den ‚„Feudalstaat‘‘ hervorgebracht. ‚Denn gerade in der Ver- 
schmelzung von Herrschaft und Dinglichkeit lag sein charak- 
teristisches Merkmal.“ Die politisch wichtigen Genossen- 
schaften wurden zerstört durch die extensiv und intensiv immer 
mehr ausgedehnte Immunität und durch ‚‚die mit der Patri- 
monialität der öffentlichen Gewalt eintretende Umwandlung der 
Ämter in Herrschaften‘‘.? Immerhin, wiewohl durch diese Ent- 
wicklung ‚den alten volksrechtlichen Genossenschaften der 
Lebensnerv durchschnitten‘‘ wurde, ‚dauerte dennoch die Idee 
eines selbständigen Genossenschaftsverbandes unter den Ange- 
hörigen eines politischen Bezirkes in manchen Beziehungen fort“. 
Gierke rechnet dahin die ungebotenen Dinge in den Grafschaften, 
die zugleich Landtage gewesen seien.* Freilich ‚‚verflüchtigten 
sich die alten Zent- und Gaugenossenschaften allmählich in bloße 
Gerichtsbezirke‘‘.5 

Die Natur jener politischen Genossenschaften faßt Gierke so, 
daß sie sich im Wesen nicht von anderen Genossenschaften 
unterscheiden. Die kleineren Genossenschaften wiederholen die 


25. 12 — 28. 152. — 38. 2101, — AS, zı4yf. — 55, 217. 
v. Below, Der deutsche Staat. 3 
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Volksverfassung im kleinen. Soweit die Ausdehnung der Herr- 
schaftsrechte Raum für die politischen Genossenschaften übrig 
läßt — in der Urzeit haben sie ja noch das Übergewicht —, 
waren sie ebensowenig ‚Staaten‘ oder ‚‚Gemeinwesen‘ im wahren 
Sinne wie die herrschaftlichen Verbände, sondern lediglich Ge- 
nossenschaften freier Leute, welche — man wird an Hallers 
Definition (s. S. 2 und 5) erinnert — „keinen Herrn und keine 
höhere Genossenschaft über sich erkannten‘“.? 

Die Anschauungen Gierkes wurzeln in seinem Grundgedanken, 
daß ‚das deutsche Recht die Gegensätze zu vermischen neigte‘‘.3 
„Der Gegensatz von öffentlichem und privatem Recht war der 
alten Zeit so gut fremd gewesen, wie er es dem Feudalstaat war. 
In Genossenschaften wie Herrschaftsverbänden hatte es immer 
nur ein einziges, einartiges Recht gegeben, welches bald mehr 
aus den Gesichtspunkten unseres heutigen Öffentlichen, bald 
mehr aus denen unseres heutigen privaten Rechts behandelt 
wurde.‘‘ In der älteren Zeit, als ‚‚die Persönlichkeit mehr voran- 
stand, hatte alles Recht mehr den Charakter des heutigen öffent- 
lichen als den des heutigen Privatrechts“. Später „trat nicht 
etwa eine Scheidung des öffentlich-rechtlichen und privatrecht- 
lichen Inhalts ein, sondern die nutzbaren Rechte an Grund und 
Boden zogen jetzt die Gewaltrechte ihrerseits mit sich und 
prägten ihnen den Stempel des eigenen Wesens auf. Das Recht 
blieb einartig; aber mehr und mehr überwog diejenige An- 
schauung und Behandlung desselben, welche wir heute im 
Privatrecht anwenden‘. 

Der staatliche Fortschritt knüpft nach Gierke an ‚‚die freie 
Einung‘“ an, ‚welche bestimmt war, dem deutschen Genossen- 
schaftswesen zu glänzender Wiedergeburt zu verhelfen und das 
Feudalsystem zu brechen‘“.® Die Grundlage einer solchen, einer 
„gewillkürten Genossenschaft“ ist „einzig und allein der durch 
einen Eidschwur bekräftigte freie Wille der Verbundenen‘“.® 
„Daß eine Genossenschaft nicht oder doch nicht allein einer 
natürlichen Zusammengehörigkeit oder der durch einen Herrn 
gegebenen äußeren Einheit ihr Dasein verdanke, sondern den 


IS 42.—ı2 5,29, 

® S. 135. Diesen Gedanken vertrat, wie Sohm in seinem sogleich 
zu erwähnenden Werk ‚Die altdeutsche Reichs- und Gerichtsverfassung‘‘ 
hervorhebt, gleichzeitig mit Gierke v. Bethmann-Hollweg (,‚Der ger- 
manisch-romanische Zivilprozeß im Mittelalter‘‘, 1868 ff.). 
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letzten Grund ihres Verbundenseins im freien Willen der Ver- 
bundenen habe, das war der neue Gedanke, welcher in den 
letzten drei Jahrhunderten des Mittelalters, während die alten 
Lebensformen haltlos zerbrachen, von unten auf einen viel- 
gliedrigen Neubau volkstümlicher Verbände errichtete. Lange 
aber, ehe er sich zu seiner das gesamte nationale Leben um- 
bildenden und beherrschenden Bedeutung erhob, hatte dieser 
Gedanke in engeren Kreisen gewirkt und von unscheinbaren 
Anfängen aus stets wachsende Rechtsbildungen erzeugt, welche 
als Vorboten einer neuen Zeit die Schranken des Feudalsystems 
durchbrachen.‘‘ Aus der früheren Zeit kommt hier das alt- 
germanische Gildenwesen in Betracht. ‚Die Kombinierung 
der natürlichen oder gegebenen Grundlage mit der freigewollten, 
bewußten Gestaltgebung aber vollzog sich zuerst in den Städten 
des II. und I2. Jahrhunderts, welche durch die Verschmelzung 
des alten Markgemeindeprinzips mit dem neuen Einungsprinzip 
die ältesten deutschen Gemeinwesen und damit gleich- 
zeitig die Keime des deutschen Staates und der deut- 
schen Gemeinde wurden.‘‘! Weiterhin „war das Einungs- 
wesen, wenn auch nicht als alleiniger, so doch als mitwirkender 
Faktor für die Umbildung der Territorien in Staaten, 
wie sie sich im 14. und 15. Jahrhundert vollzog, von kaum zu 
überschätzender Bedeutung. Nicht in der Ausbildung der 
Landeshoheit allein darf man die Quelle des deutschen Staats- 
gedankens suchen: neben und mit ihr war dielandständische 
Entwicklung ein gleich wichtiges Element. Bedeutet aber 
jene die Umwandlung einer Herrschaft in eine Landesobrig- 
keit, so bedeutet diese die Organisation des Landes — sofern 
dieses der Obrigkeit gegenüber gedacht wird — durch die ge- 
nossenschaftliche Einung der Stände. Landesherr und 
Land wurden so zu zwei nebeneinander stehenden Trägern 
staatlichen Rechtes, die in ihrer Vereinigung den deutschen 
Staat darstellen, wie er aus dem Abschluß des Mittelalters her- 
vorging.‘“® ‚Landesherr und Landschaft wurden so zwei von- 
einander unabhängige Mächte, von denen keine ihr Recht von 
der anderen ableitete. Die unumgängliche Notwendigkeit ihres 
Zusammenwirkens aber und die Korrespondenz ihrer Rechte 
und Pflichten mußte zugleich mit ihrer Bildung dahin führen, 


1 S. 221. Über den Ursprung der deutschen Stadtgemeinde ebenso 
S. 250. 
3.6348. 
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für beide eine gemeinsame Quelle, eine Einheit über beiden zu 
erkennen. Als solche trat unter dem Einfluß des von beiden 
Mächten gleichmäßig betonten, gleichmäßig als Richtschnur 
hingestellten, gleichmäßig vertretenen öffentlichen Wohls des 
ganzen Landes in immer schärferen Zügen ein erweiterter Begriff 
des Landes, das Land als Staat, hervor.‘‘! Allerdings ist es 
„nicht dahin gekommen, daß in dem neuen Begriff des Staats 
die besonderen Rechtseinheiten der Landesherrschaft und der 
Landschaft völlig verschmolzen wären. Der Staat blieb, solange 
die Stände überhaupt eine selbständige, nicht erst vom Landes- 
herrn abgeleitete Stellung behaupteten, eine zweigliedrige Ein- 
heit. Als aber in den folgenden Jahrhunderten die notwendige 
Konsequenz der immer mächtiger werdenden Staatsidee ihre 
volle, einheitliche Verwirklichung forderte, ... wurden die 
Stände von der sich allein der Staatsidee voll und ganz bemäch- 
tigenden Landeshoheit mehr und mehr aus dem öffentlichen 
Recht als privilegierte Korporationen in das Privatrecht hinüber- 
gedrängt.‘‘ Nunmehr waren in den meisten Ländern die Land- 
schaften engherzig ‚nur noch für sich tätig‘, nicht mehr 
Repräsentanten von Land und Volk. Es bleibt jedoch die Tat- 
sache bestehen, daß ‚‚die Idee des modernen Staats mit nichten 
nur aus der Landeshoheit und dem Obrigkeitsgedanken ent- 
sprungen ist, sondern aus deren Zusammenwirken mit den sich 
wahrhaft großartig entfaltenden Landständen, unter dem Ein- 
fluß des Einungsgedankens, erwuchs. Aus der Landeshoheit, 
die ihrerseits in ihrer Entwicklung... von den Ständen nicht 
aufgehalten, sondern beschleunigt ist, allein hätte schwerlich 
je der deutsche Staatsgedanke sich bilden können, ein Gedanke, 
der sich von dem antiken Staatsgedanken so wesentlich vor 
allem durch die Anerkennung des öffentlichen Rechts als 
Rechts — dies wertvolle Resultat der Alleinherrschaft des 
Privatrechts — unterscheidet.‘‘? 

Zur Vervollständigung dieser Ausführungen Gierkes ist hinzu- 
zunehmen, daß er, was besonders im zweiten Bande seines Werks 
hervortritt, den ‚Gedanken der Landesobrigkeit‘“ unter dem Ein- 
fluß des städtischen Vorbildes ausgebildet sein läßt, das wiederum 
die stärkste Einwirkung der ‚‚freien Einung‘“ erfahren hat.® 


15,537. 25. 590. 

® S. darüber meine Abhandlung: Die städtische Verwaltung des 
Mittelalters als Vorbild der späteren territorialen Verwaltung, Histor. 
Ztschr. 75, S. 402 ff. 
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Das Verhältnis von Landtag und Einung schildert Gierke so, 
daß die ‚„landständische Korporation‘‘ ihrem Ursprung nach 
tatsächlich eine gewillkürte Genossenschaft ist. Die Mitglied- 
schaft hing nur von dem freien Willen der einzelnen und der 
Aufnahme durch die Genossenschaft ab. Die Genossenschaft 
entstand ganz in derselben Weise wie ein Landfriedensbund 
oder wie die Hanse. Die Rittergesellschaiten stehen auf einer 
Linie mit den ritterschaftlichen Kurien der Landtage; diese sind 
Resultat von jenen.! Erst allmählich, indem die Genossenschaft 
mehr und mehr mit einem Lande verwuchs, wurde aus der frei 
gewillkürten Genossenschaft eine Zwangsgenossenschaft.? 

Gierkes Darstellung des Verhältnisses von Landesherrn und 
Landschaft zeigt starke Verwandtschaft mit der von Stahl (bei 
dem übrigens ja auch schon die ‚„Einungen“ eine Rolle spielen); 
nur daß er, wie sich bereits aus dem Gesagten ergibt, an mehr 
Stellen ein öffentlich-rechtliches Element erblickt. Bei diesen 
beiden Forschern finden wir in jenen Jahrzehnten die ein- 
gehendste und schärfste Schilderung des Gegensatzes der beiden 
Rechtssubjekte im älteren Territorialstaat. 


1 Gierke I, S. 496. 

® S. die nähere Darlegung dieser Gedanken Gierkes in m. „Land- 
ständischen Verfassung in Jülich und Berg‘, Teil II (SA. aus d. Ztschr. 
des Bergischen Geschichtsvereins, Bd. 22), S. 62 ff. 


Zweites Kapitel. 
Die monographische Literatur. 


Die erste Kritik, die sich gegen die hier vorgetragenen An- 
schauungen Gierkes wandte, kam aus den Kreisen der mono- 
graphischen Forschungen.! 

Wir haben bisher solche Werke vorgeführt, die die Ver- 
fassungsformen im allgemeinen erörtern oder wenigstens die 
mittelalterliche Verfassung im ganzen behandeln, nicht von den 
Verhältnissen eines kürzeren Zeitabschnitts oder einem einzelnen 
Verfassungsinstitut ihren Ausgang nehmen. Es zeigt sich auf 
diesem Gebiet der Literatur ein merkwürdiger Zusammenhang: 
jene Werke stehen einerseits in näheren Beziehungen zueinander 
und sind andererseits wenig von den monographischen For- 
schungen beeinflußt. Die letzteren führen fast ein Sonderleben. 
Ein Austausch zwischen beiden Kreisen ist begreiflicherweise 
bei Eichhorn, Waitz und Gierke vorhanden, obwohl man auch 
bei ihnen noch eine stärkere Widerspiegelung der Einzelunter- 
suchungen erwarten möchte, die im Grunde das Problem, wenig- 
stens für Teilfragen, schon zur Entscheidung brachten. Jeden- 
falls aber nimmt man in den andern Darstellungen allgemeiner 
Art kaum etwas von den heftigen Kontroversen wahr, die uns 
in der monographischen Literatur entgegentreten. Umgekehrt 
berücksichtigt diese wiederum die andere Gruppe wenig. Damit 
rechtfertigt es sich, daß wir die Werke, die dem Charakter des 
mittelalterlichen Staats allgemeine Erörterungen widmen, zu- 
nächst im ununterbrochenen Zusammenhang gewürdigt haben 


ı Es verdient Beachtung, daß P. Roth (Ztschr. f. Rechtsgesch. 
Bd. ı, 1861, S. 23) über die Schrift von Thudichum über die Gau- und 
Markverfassung, speziell die fränkische Markverfassung, bemerkt, sie 
lasse erkennen, daß wir durch lokale Forschungen dieser Art die bis- 
herige Auffassung wesentlich berichtigen werden. Lokale Forschungen 
wurden freilich mit größerem Erfolg erst später betrieben. 
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und daß wir nun ebenso die Reihe der monographischen Arbeiten 
nacheinander vorführen.! 

Die monographischen Forschungen, die auf die Erkenntnis 
der Eigenart des älteren deutschen Staats gerichtet sind, setzen 
mit Untersuchungen über die deutsche Urzeit ein. Indem wir 
das mancherlei Geplänkel aus dem 18. Jahrhundert übergehen 
— in Frankreich und England widmete man damals diesen 
Fragen mehr Eifer als in Deutschland? —, beginnen wir unsern 
Bericht mit Arbeiten aus der Gruppe der historischen Rechts- 
schule. 

Im Jahre 1820 veröffentlichte der Königsberger Privatdozent 
Rogge die kühne Schrift „Über das Gerichtswesen der Ger- 
manen“. Hier lesen wir (S. ı): „Die germanische Freiheit be- 
stand darin, daß jeder Freie tun durfte, wozu er den Willen 
und durch die Hilfe seiner Verwandten und anderer Freunde 
die Kraft hatte.“ 

Bei Rogge entspricht dies Urteil nicht etwa einer ungünstigen 
Vorstellung von dem sittlichen Zustand der alten Germanen. 
Mit Stolz fügt er vielmehr jenem Satz hinzu: ‚Einer so mäch- 
tigen Freiheit war freilich nur ein Volk von sehr edler Natur 
fähig, weil hier Mißbrauch sich von selbst durch Verlust be- 
strafen mußte.“ 

Dem System Rogges stellt sich Wilda, ‚Das Strafrecht der 
Germanen‘, 1842, mit prächtigen Sätzen entgegen. S. 116: ‚Die 
Anfänge der Staaten und des Rechts, des Strafrechts nicht 
minder als des Privatrechts, liegen jenseits aller Geschichte. 
Die Staaten und das Recht, welches in ihnen sich verwirklicht, 
sind nicht Schöpfungen der Menschen, nicht durch ihren Willen 
hervorgerufen. Der Mensch findet sich bei erwachendem Be- 
wußtsein überall als ein Glied des Staates, unter der Herrschaft 
des Rechtes, und so zeigt ihn uns immer die erste geschichtliche 
Kunde.“® ‚‚Unbeschränkte Subjektivität... soll die Grund- 
lage des germanischen Gemeinwesens ausgemacht haben. Aber 
Gemeinwesen und eine solche Freiheit sind so abgewendete Be- 


1 Indem ich die beiden Gruppen gegeneinander stelle, beabsichtige: 
ich nicht ein Urteil über den größeren oder geringeren Erkenntniswert 
der einen oder der andern für unser Problem abzugeben, und so soll es 
z. B. kein Vorwurf gegen Gierkes ‚‚Genossenschaftsrecht‘ sein, wenn ich 
es nicht zur monographischen Literatur rechne. 

® Vgl. P. Roth, Zeitschrift für Rechtsgeschichte, Bd. ı (1861), S. 9. 

® Wilda, S. 116. Vgl. dazu oben S. ı3 (H. Leo). 
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griffe, daß nicht nur die Möglichkeit von jenem mit der Sanktion 
einer solchen Freiheit aus dem Leben der Germanen hinweg- 
genommen, sondern selbst der Keim, woraus ein solches sich 
hätte entwickeln mögen, vernichtet wird.‘‘! Wilda denkt nicht 
geringer von den alten Germanen als Rogge. ‚In dem Kampie 
mit den übermächtigen, stolz-trotzigen Individuen, die im Voll- 
gefühle ihrer Kraft und ihres lebenverachtenden Mutes zur 
Durchbrechung jeder hindernden Schranke sich fortreißen lassen, 
ist das Gemeinwesen der Germanen erwachsen. Allein es ist 
dies Gemeinwesen deshalb nicht ein geschichtlich jünger Ge- 
bornes; erst in demselben hat der Germane sein stolzes Haupt, 
seinen starren Nacken im Titanentrotze zu erheben gelernt; dem 
Gemeinwillen gegenüber ist er sich seiner stolzen Willkür bewußt 
geworden.“ „Rogge war es sich wohl bewußt, daß ohne 
Annahme einer Kinderunschuld und paradiesischen Sittenrein- 
heit... die germanische Freiheit, das Fehderecht und die 
übrigen Institutionen, wie er sie aufgestellt hat, ‚eine Lüge der 
Geschichte hätten sein müssen‘. Aber die Nachfolger haben 
nicht selten diese Grundlage unberücksichtigt gelassen und so 
keinen Anstand genommen, das von ihm aufgeführte Gebäude 
deutscher Staats- und Rechtsverfassung zwischen Himmel und 
Erde — wo allerdings seine Stelle ist — schweben zu lassen.‘“® 

Von französischen Autoren war seit dem 18. Jahrhundert 
den Germanen, die man als wilde Barbaren zu schildern liebte, 
ein wirkliches Staatswesen abgesprochen worden; ihre Gemein- 
schaften wurden als bloße Horden gedeutet; soweit die Ger- 
manen politische Verbände erhielten und ausbauten, führte man 
diesen Fortschritt der Entwicklung auf die Übernahme römischer, 
wenn nicht gar keltischer Einrichtungen zurück. Eine gewisse 
Verwandtschaft mit solchen Anschauungen scheint auf den 
ersten Blick H. v. Sybels Buch „Entstehung des deutschen 
Königtums“* zu haben, in welchem die Theorie vom Ge- 
schlechterstaat der alten Germanen vorgetragen wird. Indessen 
ist ihm durchaus jene Geringschätzung der Germanen fremd; 


3 3..117..— 2/8. 117. 

®5S. ız20.. — Es mag auch notiert werden, daß Wilda den Land- 
ständen für die Ausbildung des staatlichen Gedankens eine erhebliche 
Bedeutung zuschreibt. Vgl. darüber Gierke I, S. 531 Anm. 200. Zur 
Würdigung von Wildas ‚Strafrecht der Germanen‘ s. Hübner, Fest- 
schrift für Brunner S. 821 ff. 

* Die erste Auflage von Sybels Buch erschien 1844, die zweite, die 
in den wesentlichen Punkten die Auffassung der ersten wiederholt, 1881. 
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er betont ausdrücklich ihre Kulturfähigkeit.! Sybels Ge- 
schlechterstaat fehlt ferner nicht das ordnende Element, das 
dem Staat überhaupt eigen ist.” Seine Theorie entstammt 
nicht nationalen Vorurteilen, sondern ist lediglich auf dem 
Boden wissenschaftlicher Erwägungen geboren, unter starkem 
Einfluß der Methode der Vergleichung der rechtlichen und wirt- 
schaftlichen Zustände älterer und entlegener Völker.? Sybel 
sagt, es sei „der normale Verlauf, daß die gemeinsame (wirkliche 
oder geglaubte) Abstammung die faktische Grundlage des Ge- 
schlechtes, daß das Geschlecht ursprünglich nichts anderes als 
die erweiterte Familie gewesen. Eben daraus ergibt sich, daß 
seine Genossen, als sie zur rechtlichen Ordnung schritten, für 
diese keine andere Norm als die des Familienlebens kannten, 
daß sie ihren Staat überall nach dem Muster der Familie regel- 
ten... Daß alle politischen Ordnungen in die Form der Familie 
gekleidet werden, das ist das Kriterium des Geschlechterstaates: 
dadurch erhält er seinen Charakter, auch wo Geschlechts- und 
Ortsverbände äußerlich zusammenfallen.‘‘* Auf die Frage, ‚ob 
die altdeutschen Geschlechter, gleichviel durch Abstammung 
oder durch Vertrag gebildet, zugleich auch politische Gemeinden 
gewesen‘, gibt Sybel folgende Antwort: im ‚„Urzustand‘ war 
„der Vicus gleichbedeutend mit dem Geschlecht, und die Auf- 
nahme in die Ortsgemeinde setzte notwendigerweise auch den 
Eintritt in die gentilizische Verbindung voraus“.® Und auf 
den höheren Stufen besteht das gleiche Verhältnis. So „haben 
wir wie bei den indischen Ariern auch bei den germanischen 
positive Angaben, daß der größte der politischen Verbände, die 
Völkerschaft, als eine weite Familie betrachtet wurde‘‘.” ‚‚Über- 
all fließt Familienrecht und Staatsrecht ineinander; auch die 


25.6. Vel. S.'70. 

®2 Daß Sybel nicht den Standpunkt einnimmt, die Existenz eines 
öffentlichen Rechts an sich zu bestreiten, zeigt wohl auch folgende Be- 
merkung in der I. Auflage seiner „Entstehung des deutschen König- 
tums“, S. 57 Anm. ı: „Wenn Leo einmal sagt: nicht der Vertrag sei 
die Grundlage der fürstlichen Macht, sondern der bereits Mächtige werde 
nur formell anerkannt, so ist dies nach Tacitus ebenso wie nach dem 
logischen Verhältnis umzukehren.‘‘“ — Im folgenden ist die 2. Aufl. von 
Sybels Buch zitiert. 

® Vgl. meine Abhandlung: Das kurze Leben einer vielgenannten 
Theorie, Beilage der Allgemeinen Zeitung, Jahrg. 1903, Nr. ıı und ız, 
und dazu Seeligers Histor. Vierteljahrsschrift 1904, S. 61 ff. 

“ H. v. Sybel S. 36f. — ® S. 41. — ® S. 53. — 7 S. 63. 
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weiteren Verbände kennen für ihre politischen Ordnungen kein 
besseres Vorbild als die Rechte und Pflichten der Blutsfreund- 
schaft.‘ ‚Das Staatsbewußtsein, d. h. die Anerkennung eines 
herrschenden und damit einigenden Rechtes fehlt den Germanen 
mit nichten: nur seine äußeren Formen gestaltet es nach dem 
Muster der Familienpflicht, und deshalb wirkt es stärker im 
engen als im weiten Verbande... Im ältesten deutschen Staate 
ist, wer keine Geschlechtsvettern oder keinen Herrn und Bürgen 
hat, ein rechtloser Mann.‘‘® Für die weitere Entwicklung, be- 
sonders die Fortbildung der königlichen Macht betont Sybel 
den römischen Einfluß. ‚Den bildsamen Stoff besaßen die 
Germanen in Fülle; die Frage war, ob die Formen des römischen 
Reiches eine erziehende Kraft darauf ausüben würden... Selbst 
die begabteste Nation erscheint notwendig untergeordnet einer 
minder talentvollen, aber weiter entwickelten gegenüber; den 
politisch Unmündigen unterwirft sich die Idee des Staates, wo 
sie einmal praktisches Bewußtsein gewonnen hat, mit herrschen- 
der Gewalt... Die Deutschen, welche die Idee des Staates sich 
bisher durch die Vermischung mit dem Privatrechte nur ver- 
dunkelt hatten, wurden bei aller materiellen Übermacht von 
ihr eingenommen und besiegt. Hier ergriff sie das Bild des 
Staates, in reiner, wenn auch nicht in vollkommener Gestalt... 
Hier handelt es sich um die Einrichtungen, in welchen die neu- 
erweckte Idee des Staates, im Gegensatze zu dem Privatrechte, 
sich verkörperte: in diesen versuchen wir den Einfluß der 
römischen Umgebung, durch welche die Idee überhaupt erst 
Leben gewonnen hat, aller Orten nachzuweisen... Weder die 
germanische Geschlechtsverfassung noch freilich auch das römi- 
sche Kaisertum ist die Quelle des deutschen Staates, sondern 
die Verbindung beider und die Befruchtung der germanischen 
Natur durch die römische Bildung.‘‘3 

In demselben Jahre wie Sybels Buch erschien der erste Band 
von Waitz’ großer Verfassungsgeschichte. Wir werden seine 
Auffassung erst später näher darlegen, um die Äußerungen mit 
zu berücksichtigen, die die neueren Auflagen seines Werkes ent- 
halten. An dieser Stelle führen wir nur das Urteil an, das Paul 


15.69. — 2 S.7o. 

® S. 243 f. Interessant ist Leos Stellung zu Sybels Auffassung (vgl. 
Histor. Ztschr. 92, S. 83 f.). Er meinte, wir könnten ‚glücklicherweise 
auf jenen Bettelstolz gegen Rom verzichten, ohne im mindesten unsere 
Eigentümlichkeit oder Unabhängigkeit zu gefährden“. 
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Roth, sein Gegner in der Beurteilung der fränkischen Einrich- 
tungen, über die Bedeutung gerade des ersten Bandes von Waitz’ 
Verfassungsgeschichte gefällt hat: „Waitz hat... die ältesten 
Verhältnisse meisterhaft dargestellt und uralte Irrtümer sieg- 
reich bekämpft. Sein großes Verdienst ist, daß er zuerst die 
staatlichen Einrichtungen der alten Germanen in ihrem Zu- 
sammenhang geschildert und gezeigt hat, daß es sich hier aller- 
dings um Staaten, um wohleingerichtete Staaten, nicht um 
Bandenchefs handle.‘ Waitz bekämpft die vorhin charak- 
terisierten Ansichten der Franzosen, aber auch die Auffassung 
Eichhorns, der ja dem Gefolgswesen für die alte deutsche Ver- 
fassung eine grundlegende Bedeutung zusprach. Wir notieren 
ferner, daß er gegen Sybels Theorie vom Geschlechterstaat und 
von den römischen Grundlagen der fränkischen Verfassung so- 
gleich in einem Zeitschriftenartikel und weiterhin in seiner 
großen Darstellung entschiedenen Einspruch erhob.? 

Wie sich aus dem soeben Gesagten ergibt, geht Paul Roth, 
den man einen ‚„Kampfgenossen Wildas““ genannt hat?, in 
seiner I85o veröffentlichten ‚Geschichte des Benefizialwesens 
von den ältesten Zeiten bis ins Io. Jahrhundert‘‘ mit Waitz 
zunächst denselben Weg; er sucht nur noch energischer die vor 
Waitz herrschende Auffassung zu beseitigen. Er ist schon in 
der Lage, über ‚die neueren französischen Schriftsteller‘ zu 
spotten, die ‚fast durchgängig die germanischen Stämme für 
eine Vereinigung von Bandenchefs erklären, welche keine Art 
staatlichen Zusammenlebens kannten“.* Er setzt aber ge- 
wissermaßen die Arbeit, die Waitz für die ersten Jahrhunderte 
der deutschen Geschichte geleistet hatte, für die folgende Periode 
fort, indem er, nun zum großen Teil im Gegensatz zu ihm, auch 
für das fränkische Reich den durchaus staatlichen Charakter zu 
erweisen unternahm.® Das gegenseitige Verhältnis der beiden 
Forscher ist in dem Satz präzis angegeben, den Rotlı auf den 
vorhin angeführten unmittelbar folgen läßt: ‚Dagegen hat Waitz 
in der Darstellung der Gründung des fränkischen Staates diesen 
Standpunkt verlassen und das Vasallenverhältnis zwar nicht in 


1 Roth, Geschichte des Benefizialwesens S. Vf. 

®2 Die Literatur über diese Polemik einschließlich des Widerspruchs 
gegen die 2. Aufl. von Sybels Buch s. bei Waitz, Verfassungsgeschichte, 
ET 3 Aufl ,.-S. 878: Ba TIL 1,3: Aufl, S38ofE 

® Hübner a. a. O. S. 826. — * Benefizialwesen S. 31. 

5 1847 war Bd. 2 von Waitz’ Verfassungsgeschichte erschienen. 
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der Ausdehnung wie seine Vorgänger, aber doch zur Grund- 
lage gemacht.‘‘* Als Resultat seiner Untersuchung bezeichnet 
Roth: ‚„nicht- das Vasallenverhältnis, nicht die Abhängigkeit 
von einem Bandenchef, sondern der einfache Untertanenverband, 
die Abhängigkeit jedes freien Einwohners von dem gemein- 
samen Staatsoberhaupt bildete die Grundlage des germanischen 
Staats““.2 Er erbringt diesen Nachweis speziell für die Heeres- 
verfassung. Damit schiebt er die Entstehung des Lehnsheeres 
und die darauf folgende allgemeine Vorherrschaft des Lehns- 
wesens in der Verfassung zeitlich um ein Bedeutendes hinaus. 
Zwischen ihm und Waitz wurden noch mehrere Schriften ge- 
wechselt. In dem Punkt, der uns hier interessiert, ist er Sieger 
geblieben.? Seine Auffassung wurde zur herrschenden, wenig- 
stens innerhalb der monographischen Literatur. Freilich läßt 
er die staatlichen Beziehungen mit dem Ende der karolingischen 
Zeit so sehr vom Lehnrecht durchdrungen werden, daß fortan 
für ein wirkliches Staatswesen kein Raum mehr übrig bleibt. 
„Die Zustände des Mittelalters‘ — sagt Roth in einer späteren 
Schrift — ‚‚sind nichts als eine mit etwas Kultur bedeckte 
Barbarei der schlimmsten Art.‘ Und eben diesen Zustand, der 
in der merowingischen Zeit noch nicht vorhanden war, hat das 
Lehnswesen hervorgebracht.® Roth führt es als Merkmal des 


SUVER MEI SUVIR 

® Das Verhältnis zwischen Waitz und Roth ist nicht einfach zu 
bestimmen. Waitz hatte diesem stark vorgearbeitet. Roth pointierte 
seinen Gegensatz zu ihm. Man kann in der Kontroverse zwischen beiden 
sich in einer Reihe von Einzelfragen auf Waitz’ Seite stellen und doch 
die Hauptthese Roths billigen, wie dies im Grunde auch Waitz (Bd. IJ, 2, 
3. Aufl., S. 3 Anm. ı) tut. Jedenfalls ist es Roth gelungen, das, worauf 
er das größte Gewicht legte, zur vorherrschenden Anschauung zu machen. 

* Feudalität und Untertanenverband (1863), S. 35. 

5 Wie die Franzosen und zum Teil auch Sybel die erfreuliche Wen- 
dung in der Verfassungsentwicklung auf den römischen Einfluß zurück- 
geführt hatten, so macht andererseits Roth die Außenseite für das 
Unerfreuliche der Entwicklung verantwortlich. Vgl. Benefizialwesen 
S. 32: „Die Gründe der Umgestaltung liegen... nicht sowohl in dem 
Zurücktreten der Volksgemeinde, deren Resultat nur eine Vermehrung 
der königlichen Gewalt sein konnte, als in der unglücklichen Einwirkung 
romanischer und keltischer Einrichtungen auf deutsche Verhältnisse... 
Es war nicht die insularische Lage, es war die Verdrängung des keltischen 
und romanischen Elements, die England verhältnismäßig frei und glück- 
lich erhalten hat.‘ S. besonders auch S. 104 f. 
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„Lehnsstaats‘‘ an, daß ‚‚der Freie, d.h. der nicht in erblicher 
Abhängigkeit Lebende, nicht ein Untertan, sondern ein Vasall 
ist, nicht dem König als Vertreter der Staatseinheit, sondern 
dem König als Person, nicht infolge einer jedem Untertan ob- 
liegenden Verpflichtung, sondern infolge eines Vertrags unter- 
geordnet ist““.! Und er sieht die gesamten deutschen Verhält- 
nisse auch tatsächlich lediglich in diese Form gebracht. ‚Der 
Feudalstaat.... kennt keine öffentliche Gewalt... Kein Staats- 
wesen, sondern ein Konglomerat, das sich konsolidieren oder 
zerfallen muß... Eine Lähmung aller öffentlichen Funk- 
tionen ... Zustand absoluter Gesetzlosigkeit.‘‘* Es ist bisher 
nicht recht beobachtet worden, daß Roth, der als Entdecker 
des älteren deutschen Staats so viel gefeiert worden ist und für 
die Erforschung der fränkischen Zeit auch diesen Ruhm ver- 
dient, die Verfassung des Mittelalters im Sinne Hallers darstellt; 
nur mit dem Unterschied, daß dieser in ihr sein Ideal sieht, 
während Roth in ihrer Verurteilung fast mit den Rationalisten 
des 18. Jahrhunderts wetteifert.? Mit Max Duncker hat er das 
gemein, daß er mit der englischen Verfassung des Mittelalters, 
die er hochstellt, von der deutschen Verfassung nur die des 
Reichs, nicht die der Territorien vergleicht; in Deutschland ist 
ihm ‚die Verfassung des Mittelalters‘‘ die des Reichs.*? 

Die literargeschichtlichen Ereignisse in der Zeit nach 1850 
bilden die Auseinandersetzungen zwischen Waitz und Roth, die 
Veröffentlichung weiterer Bände von Waitz’ Verfassungs- 
geschichte und neuer Auflagen derselben sowie das Erscheinen 
einflußreicher Werke zur deutschen Städtegeschichte. 

Die deutsche städtegeschichtliche Literatur, insbesondere die 
Erforschung des Ursprungs der deutschen Stadtverfassung hat 
ihren Ausgangspunkt in einer Abhandlung Eichhorns aus den 
Jahren 1815—ı6. Wurde dessen Ansicht von dem Zusammen- 
hang der mittelalterlichen Stadtverfassung mit der römischen 


1 Benefizialwesen S. III f. 

® Feudalität und Untertanenverband S. 27 f. Vgl. dazu unten (S. 47 
Anm. 4) ein Urteil von Nitzsch über Roths Auffassung. 

® Roth macht allerdings (a. a. ©. S. 34) die Einschränkung: „Der 
absolute Wert einer Verfassung steht nicht immer im Verhältnis zu dem 
jeweiligen Kulturzustand... Es ist wahr, der Kulturzustand des Mittel- 
alters ist ein höherer als der der merowingischen Zeit.‘ 

45. 334. S. auch vorhin S. 44 Anm. 5. Roths zweites Werk 
erschien nach Dunckers Vortrag. 


46 Zweites Kapitel. 


durch K. Hegels Werk über die italienische Stadtverfassung 
(1847)! beseitigt, so blieb dagegen das, was er im übrigen in 
den Vordergrund gestellt hatte, auf lange hinaus für die Dis- 
kussion bestimmend: wie in seiner Abhandlung, so ist fortan 
sieben Jahrzehnte in den Untersuchungen über die Entstehung 
der deutschen Stadtverfassung hauptsächlich von den ‚Otto- 
nischen Privilegien‘ und dem ‚„Hofrecht‘‘ die Rede. Diese 
Gesichtspunkte treten uns denn auch in jenen Werken aus den 
fünfziger Jahren des 19. Jahrhunderts entgegen, mit denen eine 
reichere Literatur zur Geschichte der deutschen Stadtverfassung 
beginnt: in W. Arnolds ‚Verfassungsgeschichte der deutschen 
Freistädte‘‘ (1854) und K. W. Nitzsch’ ‚Ministerialität und 
Bürgertum im Iı. und I2. Jahrhundert‘“ (1859). Man streitet 
über die Bedeutung des Übergangs königlicher Gerichtsbezirke 
in die Hand der Bischöfe, über die Frage, welchen Charakter 
sie dadurch empfangen, über ‚‚die aus dem Übergang erwachsene 
Verschmelzung der königlichen und hofrechtlichen Gerichte‘, 
über das Schicksal der Gerichtsinsassen, die nun einen anderen 
Herrn erhalten; man spricht davon, daß ‚‚der öffentlichen Ge- 
richtsbarkeit immer mehr Boden entzogen“ wird. Die Be- 
deutung des Hofrechts für die aufkommende Stadt sucht man 
zunächst darin, daß die Bevölkerung mehr oder weniger voll- 
ständig für unfreien Ursprungs erklärt wird. Aber man geht 
auch darüber hinaus und behauptet eine Geltung des Hofrechts 
auf dem Gebiet der eigentlichen Stadtverfassung. Die Ansichten 
von Arnold und Nitzsch galten jetzt und noch lange als die 
beiden Extreme der Auffassungen über die Entstehung der Stadt- 
verfassung. Arnold war der Forscher, der das staatliche Moment, 
die Anknüpfung an das öffentliche Gericht am meisten betonte 
und auch in der ständegeschichtlichen Frage dem Hofrecht am 
wenigsten Konzessionen machte. Die weiteste Bedeutung schrieb 
Nitzsch® dem Hofrecht zu. Doch nahm selbst Arnold für den 
gesamten Handwerkerstand unfreien Ursprung an und ließ 


1 Geschichte der Städteverfassung von Italien seit der Zeit der 
römischen Herrschaft bis zum Ausgang des ı2. Jahrhunderts. 2 Bände. 
Der 2. Band enthält einen ausführlichen Anhang über die französische 
und deutsche Städteverfassung. Vgl. hier insbesondere S. 378 ff. 

2 Vgl. Histor. Ztschr. 58, S. 194. 

2 Arnold. I, S; 118. = % Aruold'T, 'S.-28. 

5 Um ein paar charakteristische Stellen anzuführen, so schreibt 
Nitzsch S. 15 ff. den officiales de Rigirzegheide hofrechtlichen Charakter 
zu. S. 300 erklärt er für den Stadtrat ‚‚die hofrechtliche Ableitung‘ für 
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nur eine begrenzte ‚‚altfreie Gemeinde“ zu.2 Hegel ferner, der 
sich zu Arnolds und Nitzsch’ Büchern in bemerkenswerten 
Kritiken äußerte und dem letzteren scharf gegenüber trat?, 
verwarf gleichfalls die hofrechtliche Theorie keineswegs völlig. 
Wenn aber diese Forscher den privaten Beziehungen einen 
großen Raum in der mittelalterlichen Verfassung zuweisen, so 
liegt es ihnen dabei völlig fern, hiermit etwa in der Art, wie 
Roth es tat, ein abfälliges Urteil über das Mittelalter zu ver- 
binden?; sie schätzen vielmehr, wenn sie auch manche Mängel 
der mittelalterlichen Verfassung anerkennen, ausnahmslos die 
Leistungen der privaten Herrschaften hoch®?; nur in dem 


„die richtige‘‘. S. 302: der Stadtrat in Regensburg ist ‚eine vereinte 
städtische Offizialität zweier Hofrechte“. S. 303 wird ‚die Hypothese 
eines freien Stadtrats‘‘ abgelehnt. 

! Vgl. m. Ursprung der deutschen Stadtverfassung S. ıır f. S. auch 
den literargeschichtlichen Überblick bei A. Heusler, Ursprung der deut- 
schen Stadtverfassung S. 3 ff. 

® Vgl. Histor. Ztschr. 58, S. 194 Anm. ı. Bei dem daselbst ange- 
führten Zitat aus dem Jahrbuch für Gesetzgebung ist zu lesen: Bd. 8, 
S. 873 ff. — Eine ähnliche Stellung wie Hegel nahm zu Nitzsch und der 
hofrechtlichen Theorie Waitz ein. S. G. v. Below, Zur Geschichte des 
Handwerks und der Gilden, Histor. Ztschr. 106, S. 270. Waitz hat 
Arnolds und Nitzschs Bücher in den Gött. Gel. Anzeigen 1354 und 1859 
angezeigt. Die Rezensionen sind abgedruckt in: G. Waitz, Abhand- 
lungen zur deutschen Verfassungs- und Rechtsgeschichte, herausgeg. von 
K. Zeumer (Göttingen 1896), S. 455 ff. und S. 505 ff. Über Sybels ab- 
lehnende Stellung gegenüber Nitzsch s. Varrentrapp, Vorträge und Ab- 
handlungen von H. v. Sybel, S. 114 Anm. ı. Vgl. auch G. v. Below und 
M. Schulz, Briefe von K. W. Nitzsch an W. Maurenbrecher, Archiv für 
Kulturgeschichte, herausg. v. Steinhausen, Bd. 8, S. 206. 

2uVe1.'2:B. Arnold‘ 11,:S..122 ff. 

* Vgl. m. Ausführungen in der Ztschr. f. Sozialwissenschaft 1904, 
S. 304 ff.; Archiv f. Kulturgesch. ıgıo, S. 308 f.; Histor. Ztschr. 58, 
S. 205 Anm. 3 und S. 224; 59, S. 225; Heusler, Ursprung der deutschen 
Stadtverfassung S. 233. Bemerkenswert ist ein Urteil, das Nitzsch in 
einem Brief an Jessen vom ı. Nov. 1853 (Briefe an Jessen, herausgeg. 
von G. v. Below und M. Schulz, Ztschr. der Gesellschaft für Schleswig- 
Holsteinische Geschichte, Jahrg. ıgıı) über die oben S. 44 erwähnte 
Ausführung von Roth über das Zeitalter des Feudalismus fällt: ‚‚Diese 
Verdammung der späteren Lehnsverfassung und Glorifizierung der mero- 
wingischen Periode — das kann doch nur ein Bauer fertig bringen.“ 
Man sieht: obwohl Nitzsch mit Roth darin übereinstimmt, daß er für 
das Mittelater das öffentliche Recht nach Möglichkeit ausschaltet, so 
ist doch sein Werturteil ein ganz anderes. 
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Grade der Hochschätzung unterscheiden sie sich voneinander. 
Den Erörterungen über die Bedeutung des Hofrechts haften 
mancherlei Unklarheiten an, namentlich auf der extremen Seite; 
es erklärt sich großenteils daraus, daß der Führer dieser Rich- 
tung, Nitzsch, den juristischen Fragen wenig Interesse entgegen- 
brachte.! 

Die Neigung, die Bedeutung der Grundherrschaft hoch anzu- 
schlagen, wurde gestärkt durch die in den Jahren 1862—63 
erschienene „Geschichte der Fronhöfe, der Bauernhöfe und der 
Hofverfassung in Deutschland‘ von G. L. v. Maurer.” Zwar 
scheidet er durchweg zwischen öffentlicher Gewalt und grund- 
herrlichen Rechten und weist der Grundherrschaft nicht eine so 
umfassende Stellung zu, wie es etwa Nitzsch tut. Es widerspricht 
auch noch nicht jener Scheidung, wenn er sagt, daß seit der 
fränkischen Zeit ‚das Hofregiment als ein Reichsregiment und 
das Reichsregiment als ein Hofregiment betrachtet worden ist‘, 
da er hierbei wohl wesentlich nur eine gewisse Kumulierung der 
Ämter im Auge hat.? Indessen einen Schritt zu einem andern 
Wege scheint es schon zu bedeuten, daß er wichtige Fragen 
der Staatsverfassung im Rahmen der Darstellung der Fronhof- 
verfassung abhandelt. Und ganz klar ist es, daß er die öffent- 
liche Gewalt des Mittelalters Formen annehmen läßt, die denen 
der Grundherrschaft analog sind. Seit dem g. Jahrhundert 
„bestand das Reich nur noch aus Herren und Dienern‘; es 


1 Eben von hier aus wird es verständlich, weshalb Nitzsch trotz 
der Übereinstimmung mit Roth in der juristischen Frage doch wesent- 
lich nur seinen Gegensatz gegen dessen Auffassung, nämlich in wirt- 
schaftsgeschichtlicher und zum Teil auch allgemeingeschichtlicher Be- 
ziehung, empfinden konnte (s. die vorige Anmerkung). Eine Charak- 
teristik seiner eigenen Art gibt Nitzsch durch die Kritik, die er an 
der Art von Mommsen und Waitz übt (vgl. seine unten zitierten Ur- 
teile über diesen). S. auch Archiv für Kulturgesch. 1912, Bd. 10, 
S. 75 und 78 (oben). 

2 Zu den rechtsgeschichtlichen Arbeiten Maurers vgl. übrigens 
E. Landsberg a. a. ©. Textband S. 308. 

3 Fronhöfe I, S. 206. Sohm, Fränkische Reichs- und Gerichtsver- 
fassung S. VIII Anm. 3 deutet diese Stelle doch wohl nicht ganz richtig. 
Übrigens nimmt Maurer nicht einmal eine durchgehende Kumulierung 
der Ämter an (S. 207). Auch meine Bemerkung (Ursprung der deutschen 
Stadtverfassung S. 4 Anm. ı), daß M. die Landesherrschaft aus der 
Grundherrschaft herleite, ist nach der im Text gegebenen Darstellung 
zu berichtigen. 
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verwandelte sich der Untertanenverband in einen grund- und 
lehnherrlichen Verband.! Diese Meinung traf mit der von 
Roth zusammen. Aber ein reines öffentlich-rechtliches Ver- 
hältnis ist nach Maurer bereits seit der ersten stärkeren Aus- 
bildung der königlichen Gewalt nicht mehr vorhanden. ‚Der 
öffentliche oder Königsdienst setzte allzeit... eine gewisse 
Abhängigkeit und daher eine nicht mehr ganz volle Freiheit 
voraus.‘‘* Die reichsfreien Leute, die unter einen Landesherrn 
kommen, „sinken damit zu veredelten Hintersassen herab und 
sind auch Landeshörige genannt worden.“® Und wie die 
öffentliche Gewalt so der grundherrlichen angenähert wird, so 
bleibt diese freilich jener unterworfen; innerhalb des damit 
bezeichneten Rahmens ist jedoch der Grundherr ‚in seiner 
Grundherrschaft nach innen und nach außen König und Herr‘, 
„jedes Rittergut ein kleines Territorium‘“.®° Immerhin geht 
Maurer an keiner Stelle so weit, die öffentliche Gewalt auszu- 
tilgen; und es finden sich bei ihm auch Äußerungen, aus welchen 
man schließen darf, daß er die Landesherrschaft noch im echten 
Mittelalter ein wahres öffentlich-rechtliches Verhältnis herstellen 
läßt.® 

In einer Reihe anderer Werke — über die Marken-, Dorf- 
und Stadtverfassung — beschäftigt sich Maurer mit dem Ver- 
hältnis von Gemeinde und Staat. Er lehrt auch hier die Schei- 
dung der Verbände.” Ihr gegenseitiges Verhältnis hat er be- 
sonders eingehend an der Geschichte der Stadtverfassung (1869 
bis 1871) dargestellt. ‚Die wahre Grundlage der Stadtverfassung 
ist die Stadtmarkverfassung.‘‘“ Die Stadtverfassung hat ihren 
Ursprung nicht in der (grundherrlichen) Höfverfassung, nicht 
in den öffentlichen Gerichten, nicht in irgendwelchen Gilden, 
sondern lediglich in der Ortsmarkverfassung.® In der Erwide- 
rung auf eine Kritik des ersten Bandes der „Geschichte der 
Städteverfassung‘‘, die K. Hegel veröffentlicht hatte, lehnt 
Maurer nachdrücklich dessen Meinung ab, daß die Gemeinde- 
beamten zugleich öffentliche Beamte gewesen seien: ‚Diese 


ı Bd. I, S. 187. Vgl. dazu oben S. 20 Hegels Urteil. 

® Bd. I, S. 413. Maurer zitiert hier Roth, aber in einer Art, die 
deutlich zeigt, daß er ihn nicht verstanden hat. 

3.Bd.,IIL.S.9. —.* Bd. ILL, S.:82; — °® Bd. IV, S. 487: 

© Bd. IV, S. 488. 

” Geschichte der Markenverfassung in Deutschland S. 373. 

8 Geschichte der Städteverfassung in Deutschland, Bd. I, S. 134— 279. 

v. Below, Der deutsche Staat. 4 
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Behauptung steht in Widerspruch mit aller Geschichte und mit 
den Grundideen der germanischen Genossenschaften... Die 
Ortsvorsteher waren... entweder genossenschaftliche oder 
grundherrliche, niemals aber öffentliche Beamte.‘! 

Die Gedanken Maurers über das Verhältnis von Gemeinde 
und öffentlicher Gewalt fanden zunächst in der Literatur? 
wenig Beachtung. Es lag das zum Teil an der nicht recht glück- 
lichen Art, in der er seine Beweise geführt hatte.? 

Wir merken noch an, daß Maurer, obwohl er die Ansicht vom 
Ursprung der Stadtverfassung aus dem Hofrecht verwarf, im 
einzelnen der hofrechtlichen Theorie doch mancherlei Kon- 
zessionen machte, z. B. auch hinsichtlich der Herkunft der Hand- 
werker.* Sie in extremer Weise zu vertreten hinderten ihn 
freilich seine eben geschilderten allgemeinen Anschauungen. 

Während Maurer die vier Bände seiner Geschichte der deut- 
schen Städteverfassung veröffentlichte, erschien im Jahre 1871 
in Rudolf Sohms ‚‚Fränkischer Reichs- und Gerichtsver- 
fassung‘® das Werk, welches die Frage nach der Stellung des 


ı Vorwort zu Bd. III, S. VIf. Maurer läßt allerdings das, was 
ihm ‚öffentliche Gewalt“ ist, nicht von den ersten Zeiten der deutschen 
Geschichte an bestehen. Vgl. S. VI: ‚Die Öffentliche Gewalt ist erst 
später entstanden. Denn ursprünglich war ja alle Gewalt bei dem Volke. 
Eine wahre, von dem Volke unabhängige königliche Gewalt, die man 
sodann die Öffentliche Gewalt genannt hat, hat sich erst seit der Er- 
oberung der römischen Provinzen gebildet.‘‘ Ich gehe auf Maurers An- 
sichten über die Urzeit nicht weiter ein. Diejenigen Autoren, die sich 
zu seiner Auffassung des Verhältnisses von Staat und Gemeinde im 
Mittelalter bekannt haben, teilen nicht jene Meinung von der Ent- 
stehung seiner „Öffentlichen Gewalt‘. 

® Vgl. über die hierher gehörige Literatur meine Entstehung der 
deutschen Stadtgemeinde S. 114 ff. 

® Vgl. meinen Ursprung der deutschen Stadtverfassung S. 4 Anm. 1. 

4 Vgl. z. B. Maurer, Städteverfassung II, S. 322 ff. (Entstehung 
der Zünfte aus hofrechtlichen Verbänden; S. 330: ‚die hörigen Hand- 
werksämter‘‘ gehen allmählich in freie Innungen über). Bd. III, S. 547: 
„in den meisten Städten sind die Stadtgerichte aus einer Vereinigung 
der öffentlichen Gerichtsbarkeit mit der grundherrlichen hervorgegangen.‘‘ 
S. auch ebenda S. XIX und Maurers Einleitung zur Geschichte der 
Mark-, Hof-, Dorf- und Stadtverfassung und der öffentlichen Gewalt; 
2. Aufl. (mit einleitendem Vorwort von H. Cunow), S. 334 f. (über die 
Landeshoheit). 

5 R. Sohm, Die altdeutsche Reichs- und Gerichtsverfassung, erster 
(einziger Band): die fränkische Reichs- und Gerichtsverfassung. Die 
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älteren deutschen Staats am schärfsten zuspitzte und so die 
Diskussion auf eine vorher nicht gekannte Höhe hob. 

Die Darstellung Sohms ist im Geiste Wildas gehalten. Un- 
mittelbar setzt sie die Arbeit Roths! fort, indem Sohm für 
die fränkische Gerichtsverfassung das zu erweisen unternahm, 
was der Vorgänger für die fränkische Heeresverfassung nach- 
gewiesen hatte: ‚Die vorliegende Arbeit soll es versuchen, von 
dem Gebiet der Gerichtsverfassung aus den altdeutschen 
Staat als einen wirklichen Staat zu erweisen.“® Damit aber 
entwirft Sohm zugleich ein großes Programm für die Darstellung 
der deutschen Verfassungsgeschichte: ‚Die Untersuchung über 
die altdeutsche Gerichtsverfassung setzt sich in eine Unter- 
suchung über die altdeutsche Reichs- und Gerichtsverfassung 
um. Es handelt sich vor allem um die Frage, inwiefern der 
Staatsbegriff in dem altdeutschen öffentlichen Recht bereits 
verwirklicht ist.‘“3 


Vorrede ist datiert: Freiburg i. Br. am 31. Januar 1871. In dem Buch- 
verzeichnis sind von Maurers Städteverfassung drei Bände notiert, in 
der Darstellung der dritte jedoch offenbar noch nicht benutzt (vgl. 
S. 233). Maurers Vorwort zu diesem ist datiert: München, den 
25. August 1870. 

ı In der „Deutschen Juristen-Zeitung‘‘ vom ı. August 1909, 
Nr. 15/16 (Festnummer zum ;zoojährigen Jubiläum der Universität 
Leipzig), Sp. 1018 f. berichtet Sohm: ‚‚Meine wissenschaftliche Ausbil- 
dung habe ich der Rostocker Juristenfakultät zu danken. Weder in 
Berlin (Bruns) noch in Heidelberg (Vangerow) habe ich annähernd die 
geistige Fülle, die Kraft der Darstellung gefunden, wie sie meine Rostocker 
Lehrer auszeichnete. Den größten Einfluß haben Wetzell und Böhlau 
auf mich ausgeübt, beide hervorragende Lehrer und zugleich bedeutende 
Persönlichkeiten von ausgesprochen christlicher Überzeugung, auf dem 
Gebiet der Wissenschaft den höchsten Zielen hingegeben, edlen Sinnes, 
an den nichts Gemeines heranreichte. Wetzell führte mich in die Pan- 
dekten ein und lehrte mich das juristische Denken. Böhlau erweckte 
mein Interesse für das deutsche Recht. Auf beider Rat ging ich, nach- 
dem ich 1864 in Rostock zum Dr. iur. promoviert war, nach München, 
um dort auf der Bibliothek zu arbeiten und zu Paul Roth in Beziehung 
zu treten. Auch an Paul Roth gedenke ich voller Dankbarkeit. Ich 
hörte bei ihm deutsche Rechtsgeschichte und deutsches Privatrecht. Er 
wies mir die Wege zu dem fränkischen Urkundenmaterial. Er übte auf 
mich unauslöschlichen Einfluß durch die Lektüre seines Benefizial- 
wesens.‘‘ Es ist sehr interessant, gerade in diesem Zusammenhang die 
Stellung Böhlaus zu unsern Fragen zu beobachten. 

® Vorrede S. XIII. 

® Dies und das folgende in der Vorrede S. VII£. 
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Indem Sohm auf die früher geschilderten Tendenzen der 
französischen Schule hinweist!, macht er geltend, ‚daß auch 
die in Deutschland von den meisten Schriftstellern vertretenen 
Anschauungen im wesentlichen für die germanische öffentliche 
Verfassung kein anderes Resultat ergeben‘. 

„Die herrschende Lehre nimmt die Unfähigkeit, zwischen 
Privatrecht und öffentlichem Recht zu unterscheiden, als eine 
angeborene germanische Eigentümlichkeit in Anspruch.“ Als 
Repräsentanten dieser Auffassung führt Sohm Waitz, v. Beth- 
mann-Hollweg, namentlich aber v. Maurer und Gierke, welche 
„die herrschende Lehre ins äußerste übertrieben haben“, an. 
„Die Ansichten v. Maurers und Gierkes verwandeln das frän- 
kische Reich in ein großes Landgut und die fränkische Reichs- 
regierung in eine Bauernwirtschaft.“ 

„Ebenso leugnet die herrschende Lehre für das altdeutsche 
Recht die klare Trennung der verschiedenen Funktionen der 
öffentlichen Gewalt... Auch hier hat Gierke die herrschende 
Lehre zu ihren äußersten Konsequenzen fortgeführt. Nach 
Gierke existiert für das altdeutsche Recht nicht nur keın Unter- 
schied zwischen öffentlicher Gewalt und Korporationsgewalt, 
d. h. überall kein Unterschied zwischen den verschiedenen Herr- 
schaftsrechten der Person über die Person. Ihm ist der alt- 
deutsche Staat eine ‚Genossenschaft freier Leute‘, gerade wie 
etwa die Familie, die Dorfgemeinde, die Zunft oder eine Gilde 
zur Erhaltung von Lichtern auf dem Altar... Die altdeutschen 
Genossenschaften Gierkes sind ‚Gemeinwesen im Kleinen‘, d.h. 
Wiederholungen des Staatsverbandes, und umgekehrt der Staats- 
verband eine Genossenschaft im Großen, eine Wiederholung des 
Genossenschaftsverbandes... Es. existiert keine öffentliche 
Verfassung, sondern nur Korporationsverfassung, kein öffent- 
liches Gericht, sondern nur eine Reihe von Korporations- 
gerichten, kein Recht im Rechtssinn, sondern nur autonomes 
Recht... Wie durch das Fehdewesen Rogges, so wird durch 
das Genossenschaftswesen Gierkes das altdeutsche öffentliche 





ı Sohm lehnt die Auffassung der französischen Historiker nach 
beiden Richtungen ab. Er bestreitet, daß den Germanen ein wirkliches 
Staatswesen gefehlt habe, und er bestreitet ebenso, daß sie staatliche 
Einrichtungen erst von den Römern übernommen haben. Vgl. S. 158: 
„Von dem alten römischen Recht ist nur der Klang der Namen, nicht 
die Sache erhalten. In ganz Frankreich ist das öffentliche Recht in allen 
seinen Teilen fränkisches Recht.“ 
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Gemeinwesen in ein Chaos aufgelöst.“ ‚Mit der Einheit der 
Gegensätze (welche Gierke rühmt) ist das Fehlen der Gegen- 
sätze, mit der Unklarheit der Begriffe nicht die Tiefe, sondern 
das Mangeln der Begriffe behauptet.“ 

„Die vorliegende Arbeit sucht die treibenden Cegensätze, 
welche in dem altdeutschen Recht lebendig sind, in ihrer vollen 
Schärfe zu erfassen.“ ‚Die Entwicklung des Rechts kommt 
darin der Entwicklung der Sprache gleich, daß sie, auch wenn 
das Bewußtsein der Gesetze fehlt, dennoch eine streng gesetz- 
mäßige ist... Es bedarf nur der wissenschaftlichen Forschung, 
um die Gesetze, d. h. klare Gesetze, und die Gegensätze, d.h. 
klare Gegensätze, zu gewinnen.“ 

Sohm stellt den ‚Gegensatz des öffentlichen Rechts und des 
Privatrechts“ auf; ebenso den Gegensatz der Heeresverfassung 
und der Gerichtsverfassung; in der Beamtenverfassung den 
Gegensatz der öffentlichen Vollgewalt, welche im fränkischen 
Reich allein dem König zusteht, und der subalternen Beamten- 
gewalt. 

Sohm stellt ferner für den alten Staat den Satz auf, ‚daß 
das Wesen der Staatsgewalt nicht die Fülle der Staatsaufgaben, 
welche den modernen Staat kennzeichnet, sondern nur eine 
einzige fordert: die Realisierung des Rechtsgesetzes, eine Auf- 
gabe, welche sich von allen anderen Aufgaben zugleich dadurch 
unterscheidet, daß sie allein begrifflich das Monopol des Staates 
ist... Der altdeutsche Staat kann im vollen Sinn des Worts 
als ein Rechtsstaat charakterisiert werden, gerade weil er keine 
andere Aufgabe als die bezeichnete kennt. Der altdeutsche 
Staat beschränkt sich nach innen auf die Überwindung des 
Unrechts... Und er führt das Schwert als Staat, nicht als 
Genossenschaft, d. h. er führt das Schwert des Rechtsschutzes 
als Selbstzweck, nicht um eines weiteren Vereinszweckes willen, 
infolge einer ihm, und zwar nur ihm kraft seines Wesens zu- 
kommenden Rechtsbefugnis und Rechtspflicht. Auch im alt- 
deutschen Staat ist der Rechtsschutz zugleich Präzipuum und 
Monopol der Staatsgewalt. Wohl entwickelt sich innerhalb des 
altdeutschen Staats eine Reihe von Genossenschaften. Die 
Beschränkung des Staatszwecks erzeugt eine Reihe von Ver- 
bänden, deren Zweck durch die übrigen Anforderungen des 
menschlichen Gemeinlebens gegeben sind. Und mit jedem ge- 
nossenschaftlichen Verband entsteht eine Genossenschaftsver- 
fassung, eine Genossenschaftsregierung, ein Genossenschafts- 
recht, ein Genossenschaftsgericht. Aber die Genossenschafts- 
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gewalt enthält keine Minderung der Staatsgewalt. Die Genossen- 
schafts-Selbstregierung ist nicht für die ‚eigenen Angelegen- 
heiten‘ Surrogat der Staatsregierung, das Genossenschaftsgericht 
nicht für die ‚eigenen Angelegenheiten‘ Surrogat des öffent- 
lichen Gerichts. Die Kompetenz des öffentlichen Gerichts ist 
durch die Existenz des Genossenschaftsgerichts nicht um einen 
einzigen Fall geschmälert. Die sämtlichen Rechtsfälle, für 
welche nach der Genossenschaftsverfassung das Genossenschafts- 
gericht kompetent ist, unterliegen desungeachtet, sofern sie 
überhaupt Rechtsfälle sind (das Genossenschaftsrecht ist nach 
altdeutscher Verfassung kein Recht), der Kompetenz des öffent- 
lichen Gerichts. Das öffentliche Gericht, und nicht das Ge- 
nossenschaftsgericht, ist auch für die ‚eigenen Angelegenheiten“ 
der Genossenschaft das Gericht... Das altdeutsche Recht geht 
nicht von der Identifizierung des Staats- und des Genossen- 
schaftsbegriffs, sondern von dem fundamentalen Gegensatz 
zwischen Staat und Genossenschaft aus. Der altdeutsche Staat 
unterscheidet sich von der Genossenschaft dadurch, daß seine 
Gewalt souveräne Gewalt ist. Der altdeutsche Staat ist 
ein Staat in unserem Sinn, wenngleich er kein Staat 
mit den modernen Staatsaufgaben ist. Nicht der Staats- 
begriff überhaupt, sondern lediglich der moderne Staat hat in 
den deutschen Städten des 13., in den landesherrlichen Terri- 
torien des 16. Jahrhunderts: den Anfang seiner Entwicklung 
genommen. Es erhellt auch hier, daß wie der Eigentumsbegriff 
so der Staatsbegriff mit der Rechtsentwicklung als solcher ge- 
setzt ist.“ 

Mehrere von diesen Gedanken führt Sohm im Lauf seiner Dar- 
stellung noch weiter aus. ‚Für den Dorfverband hat es niemals 
einen öffentlichen Beamten und für das Dorfgebiet niemals 
ein öffentliches Gericht gegeben.‘“? ‚Die Markversammlung 
ist keine Hundertschaftsversammlung, trotzdem... der Mark- 
verband ursprünglich als mit dem Hundertschaftsverband ört- 
lich zusammenfallend zu denken ist. Die Hundertschaft ist 
als Hundertschaft ein Glied der öffentlichen Verfassung, während 


1 Sohm setzt (S. XI Anm. g) als Meinung Gierkes voraus, daß ein 
deutsches Staatswesen sich erst in den Städten des 13. Jahrhunderts 
und in den landesherrlichen Territorien des 16. entwickelt hat. Ganz 
so einfach lassen sich, wie unsere obige Darstellung zeigt, die Sätze 
Gierkes nicht zusammenfassen. 

2 S.6 Anm. 17. 
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sie als Markgenossenschaft außerhalb der öffentlichen Verfassung 
steht... Die Hundertschaftsgemeinde ist als solche nur Ge- 
richtsgemeinde, nicht zugleich wirtschaftliche Gemeinde.‘! ‚Die 
Reichsverfassung kennt keine weiteren Zwecke außer denjenigen, 
deren Realisierung in Gau und Hundertschaft vor sich geht. 
Die Hundertschaft ist daher das letzte Glied in der Reihe 
der öffentlichen Verbände. Die Ortsgemeinde ist reichsver- 
fassungsmäßig nicht Unterabteilung der Hundertschaft. Der 
Ortsgemeindeverband steht außerhalb der Gliederungen des 
Reichsverbandes ... Die Ortsgemeindeverfassung ist aus keinem 
anderen Grunde lokal für jede Ortsgemeinde verschieden, als 
weil die Ortsgemeindeverfassung aus der autonomen Entwick- 
lung der einzelnen Gemeinden hervorgegangen ist. Die Orts- 
gemeindeverfassung ist Verfassung nur kraft Korporationsrechts, 
nicht kraft Reichsrechts.‘“ Demgemäß existiert im öffentlichen 
Recht keine Ortsgemeindegerichtsbarkeit. ‚Das Bauermeister- 
gericht des Sachsenspiegels ist nicht das letzte in der Reihe 
der öffentlichen Gerichte, sondern, als Repräsentant der Korpo- 
rationsgerichte, der Gegensatz des öffentlichen Gerichts. Die 
Gerichte, welche Stadtgraf und Stadtschultheiß in Ausübung 
der öffentlichen Gerichtsbarkeit in den Städten mit den Bürgern 
abhalten, sind keine städtischen, sondern Grafschafts- 
gerichte. Umgekehrt sind die Gerichte, welche der Stadtrat 
gleich dem Bauermeister des Sachsenspiegels verwaltet, städti- 
sche, aber keine öffentlichen Gerichte?... Die Gerichts- 
barkeit des Stadtrats ist durch die städtische Autonomie, d.h. 
durch die Selbstbeschränkung der öffentlichen Gewalt, nicht 
durch Erwerb öffentlicher Gewalt gegeben... Die städtische 
Gerichtsbarkeit ist Minderung der öffentlichen Gerichtsgewalt 
erst in dem Augenblick, in welchem sie Reichsgerichtsbarkeit 
geworden ist. Das Ortsgemeindegericht als solches ist Gericht 
nicht kraft der öffentlichen, sondern kraft der Korporations- 
verfassung.... Die Stadt- und Dorfpolizei ist nach öffentlichem 
Recht ein ununterschiedenes Stück der Grafschafts- und 


15.7 Anm. ı9. 

? Sohm weist S. 233 Anm. 60 für diese Anschauung auf Maurer 
als seinen Vorläufer hin, meint aber, daß infolge der Identifizierung der 
Ortsgemeindeverfassung mit der Markverfassung und wegen der unzu- 
treffenden Ansichten Maurers über die öffentliche Gewalt bei ihm ‚,‚der 
gewonnene Gesichtspunkt für die Gesamtauffassung ohne erhebliches 
Resultat bleibt‘. Das letztere Urteil dürfte doch zu weit gehen. 
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Hundertschaftspolizei. Die Grafschafts- und Hundertschafts- 
beamten sind nach öffentlichem Recht die Beamten auch für die 
Gebiete der in ihrem Distrikt belegenen Dörfer und Städte. Die 
öffentliche Verfassung ist eine Gau-, d. h. Landschaftsver- 
fassung im vollen Sinn des Worts. Die öffentliche Verfassung 
kennt keine Ortsgemeindebeamten. Der Bauer- und Bürger- 
meister ist Beamter nach Korporatiönsrecht, nicht nach öffent- 
lichem Recht. Der Ortsgemeindebeamte ist der Gegensaig 
des Reichsbeamten.‘“! 

Sohm räumt selbst ein, daß er für die von ihm aufgestellten 
Sätze den vollen Beweis noch nachzuliefern habe.* Der erste 
Band seiner ‚„Altdeutschen Reichs- und Gerichtsverfassung‘ 
behandelt die mit dem gesamten öffentlichen fränkischen Recht 
in Zusammenhang stehende Lehre von der Besetzung des frän- 
kischen Volksgerichts und vermag eben nur in diesem Rahmen 
Beweise zu erbringen. Der zweite Band sollte neben dem frän- 
kischen Recht die sämtlichen übrigen germanischen Stammes- 
rechte (mit Ausschluß der nordischen Rechte) zur Grundlage 
nehmen und die’ Besetzung des Gerichts, dessen Tätigkeit und 
die durch die gerichtsherrlichen Gerichte einerseits, durch die 
autonomen Genossenschaftsgerichte andererseits gegebenen 
Gegensätze schildern.” Dieser Band ist jedoch nicht erschienen. 
Sohm glaubt? freilich die Beweisführung ‚für den bedeut- 
samsten Anwendungsfall‘, für das Verhältnis des geistlichen 
Gerichts, eines Korporationsgerichts, zum weltlichen, öffent- 
lichen Gericht in einer besonderen Abhandlung? bereits erbracht 
zu haben.® 

In späteren Jahren hat sich Sohm, wie wir sehen werden, 
teilweise zu anderen Ansichten bekannt. 

Zu den Ausführungen Sohms nahm im Jahre 1873 Gierke 

1 Sohm S. 231 ff. Die Bestimmung, die Sohm dem Verhältnis von 
Staat und Gemeinde gab, fand viel Beifall. S. Histor. Ztschr. 59, S. 204 
Anm. 1. 

2, Vgl. 2..B. 8..XVI , Anm..13;'9;.7,. Arm.’ 11% 5.058. Anmanz: 
S. 233 Anm. 60. 

2 Vorrede:S. XVII. =,25-XVI Anm Ta. 

5 Ztschr. f. Kirchenrecht IX, S. 193 ff. 

6 Ich möchte sogleich hier geltend machen, daß die Frage des Gegen- 
satzes von Volksrecht und Amtsrecht, den Sohm im ersten Band seines 
Werks uns mit so großer Energie vorführt, für unsere spezielle Frage 
außer Betracht bleiben kann, da mit dieser These seine in unserem Text 
herausgehobenen Sätze nicht stehen noch fallen. 
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im zweiten Band seines „Deutschen Genossenschaftsrechts“ 
Stellung. Er tadelt es, daß ‚viele Rechtshistoriker in dem Be- 
streben, ein möglichst bestimmtes Zustandsbild der Vergangen- 
heit zu geben, in die flüssige Staats- und Rechtsbildung der 
germanischen Vorzeit die scharf formulierten Kategorien des 
modernen juristischen Dogmas hineinlegen ... Mit am weitesten 
in dieser Richtung geht unter den Neueren Sohm, der den alt- 
germanischen, den merowingischen und den karolingischen Staat 
als drei in sich so fertige und nach abstrakten Begriffen so regel- 
recht geordnete Formationen darstellt, wie dies nur immer die 
dogmatisch gestalteten Verfassungssysteme in einem modernen 
Lehrbuch des Staatsrechts sind.‘‘! In bezug aui die Polemik 
von Sohm bemerkt Gierke, „daß er zwar den grundsätzlichen 
Gegensatz meiner Gesamtanschauung gegen die seine richtig 
hervorhebt, die positiven Grundzüge meiner Darstellung aber 
einseitig zeichnet. Insbesondere habe ich die Verfassungsent- 
wicklung nicht ausschließlich aus dem von mir speziell behan- 
delten Genossenschaftsbegriff, sondern gleichzeitig aus dem für 
die fränkische Zeit schon sehr viel erheblicheren Herrschafts- 
begriff sowie aus den Kombinationen beider Begriffe hergeleitet. 
Und ferner habe ich mit der Verneinung des Vorhandenseins 
des abstrakten Begriffes vom Staat und des bewußten Unter- 
schiedes von öffentlichem und privatem Recht nicht die latente 
Existenz von Staatlichem und Öffentlichem geleugnet: vielmehr 
standen hier wie in vielen anderen Beziehungen an Stelle der 
uns geläufigen begrifflichen Doppelreihen einfache und einartige 
Begriffe, denen eben heute kein Begriff mehr entspricht, die 
aber den Keim der mehreren heute voneinander geschiedenen 
Begriffe in sich trugen und je nach ihrer konkreten Anwendung 
bald dem einen und bald dem andern unserer heutigen Begriffe 
äußerlich näher kamen.‘ Gierke findet den Beweis für Sohms 
Behauptungen ‚in keiner Weise erbracht‘. Indem er darauf 
hinweist, daß Sohm den vollen Beweis erst noch führen wolle, 
gesteht er freilich auch selbst, ‚bei voller Inanspruchnahme 
durch das Studium der späteren Quellen‘ zu einer umfassenden 
Auseinandersetzung über die Verhältnisse des Frankenrechts 
nicht in der Lage zu sein.” Im übrigen hält er an seinen im 
ersten Band des ‚„Genossenschaftsrechts“ ausgesprochenen An- 
sichten fest und legt sie mehrfach ausführlicher dar. Wir heben 
hier eine Stelle aus dem Paragraphen über ‚Das Gesamtrecht 


* Gierke II, S.5 Anm. 1. — %S. 17 Anm. 4. 
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am liegenden Gut‘ heraus!: ‚Vor allem unterschied sich das 
germanische Grundeigentum vom römischen Dominium durch 
seinen viel umfassenderen stofflichen Gehalt. Denn während 
das letztere als rein privatrechtlicher Begriff die Sache nur als 
Vermögensbestandteil setzte, war das germanische Eigen von 
je gleichzeitig Grundherrschaft und Grundvermögen und barg 
in Einer Hülle die Keime der heutigen Gebietshoheit und die 
Keime des heutigen Eigentums. Bevor daher mit der Entwick- 
lung der Staatsidee die Scheidung öffentlicher und privater 
Rechte am Boden ermöglicht ward, umfaßte der Eine Begriff 
des räumlich-dinglichen Rechts gleichzeitig die ökonomischen 
Nutzungsbefugnisse des Bauern und die territoriale Gewalt des 
Königs oder der Gesamtheit, gleichwie umgekehrt kein Gattungs- 
unterschied irgendwelcher Art zwischen Grundsteuern und 
Grundzinsen oder zwischen den vom Lehen geschuldeten Kriegs- 
und Amtsdiensten und den bäuerlichen Realfronen bestand. 
Nachdem die Spaltung öffentlicher und privater Rechte voll- 
zogen war, konnte freilich nur durch einen Mißgriff ärgster Art 
die Landeshoheit einem ‚Eigentum‘ am Lande verglichen oder 
mit einem Dominium eminens gepaart werden: daß aber Landes- 
hoheit und Privatgrundeigentum historisch derselben Wurzel 
entsprossen sind, ist darum nicht minder richtig. Diese Wurzel 
war eben das alte Eigen, welches vom modernen Eigentum und 
von der modernen Gebietshoheit gleich verschieden war, obwohl 
es den Stoff und die Möglichkeit von beidem in sich enthielt; 
welches daher auch niemals als reines öffentliches Recht, ebenso- 
wenig aber, trotz des wachsenden Übergewichts seiner ver- 
mögensrechtlichen Bestandteile, jemals als reines und freies 
Privatrecht behandelt worden ist.‘“® Besondere Beachtung 
verdient noch folgende Stelle, in welcher Gierke seinen An- 
schauungen vielleicht den allgemeinsten Ausdruck gegeben hat: 
„Weil es zu allen Zeiten Verbände über den einzelnen gab, 


ANS.MAT. 

®2 Vgl. noch S. ı5ı: „Jedes höhere und niedere Gebietsrecht war 
ursprünglich ein gleichgeartetes räumlich-dingliches Herrschaftsrecht an 
Grund und Boden, welches seinen Mittelpunkt und Kern anfangs überall 
in einem unmittelbaren und ausschließlichen Recht der höheren und 
höchsten Gesamtheit an der Cent-, Gau- und Volksallmende, später statt 
dessen in dem gräflichen, herzoglichen oder königlichen Herrenhofe 
fand.“ S. 153. S. 567: „man dachte sich den König als Inhaber der 
Staatsgewalt, als Träger allgemeiner finanzieller Rechte und als Eigen- 
tümer bestimmter Waldungen und Äcker.‘ 
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immer aber unter diesen Verbänden ein höchster sein mußte, 
existierte Staatliches von je. Allein der Staat blieb, solange die 
Verbandspersönlichkeit sich mit der Rechtssubjektivität eines 
Herrn oder einer Gesamtheit deckte, in seinen sinnlichen Trägern 
latent. Der Staat als Person war weder in das Bewußtsein noch 
in das Leben getreten, und es fehlte folgeweise an einer selb- 
ständigen und nur durch ihr eigenes inneres Wesen bestimmten 
Staatsexistenz. Das Staatliche kam nirgend für sich und rein, 
sondern überall in konkreter Bindung und zufälliger Trübung 
durch Individuelles zur Erscheinung. Sobald indes irgendwo 
die einen bestimmten Verband durchdringende Einheit als 
Person gesetzt war, mußte insoweit, als diese Einheit die in 
ihrer Art höchste war, der Staatsbegriff gegeben sein. Ins- 
besondere mußte sich daher auch der Körperschaftsbegriff, wenn 
einmal entwickelt, auf seiner jeweilig höchsten Stufe sofort zum 
Staatsbegriff steigern. So war denn in der Tat die Stadt, weil 
sie die erste und zunächst in ihrer Art höchste Körperschaft 
war, zugleich der älteste wahre und für sich bestehende deutsche 
Staat.‘‘! ‚Durchaus analog waren dem städtischen Gemein- 
wesen die eigentlichen Landesgemeinwesen, welche sich 
vereinzelt auf rein korporativer Grundlage konstituierten‘“?, 
in der Schweiz und in Friesland. ‚Wichtiger für die Gestaltung 
des Staatsbegriffes war das politische Einungswesen“®: 
Städtebünde (z. B. die Hanse), Fürsten- und Ritterbünde (dar- 
unter die ritterschaftliche Korporation des Landtags), Kleriker- 
unionen, Bauergesellschaften und sonstige politische Einungen 
und Eidgenossenschaften: ‚zum Teil bloße Vertragsverhältnisse, 
zum Teil unzweifelhaft wahre Körperschaften, zum Teil jedoch 
in der einen Zeit ihres Bestandes das eine und in der anderen 
das andere.‘‘* Es handelt sich demgemäß zu einem Teil um 
völkerrechtliche oder privatrechtliche Körper, zum 
andern um bundesstaatliche Gemeinwesen. „Bis zu irgend- 
einem Punkte hatten offenbar in der Blütezeit des mittelalter- 
lichen Einungswesens alle entwickelteren Bünde, Eidgenossen- 
schaften, Landfrieden, Ständekörper und Landschaften bundes- 
staatliche Natur. Und die allgemeine Bewegung ging auf Kräf- 
tigung und Verdichtung der gesamtstaatlichen Einheiten. Allein 


ı Vgl. auch S. 577: über die Stadtgemeinde als ‚eine neue und 
eigentümliche Gemeindeart‘‘. S. 705: über die Stadt als Person des 
öffentlichen Rechts. 

2 5. 832. — 3 S. 835. — 4 S. 837. 
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im ganzen war doch erst in unzureichender Weise der so aus- 
gedehnte Staatsbegriff über größere Gebiete verwirklicht, als 
jene Bewegung vermöge ihrer in der ständischen Basis gegebenen 
inneren Schwäche in Stockung geriet und endlich rückwärts 
schritt.‘‘! ‚So war es denn der Landesstaat, welcher mit 
seiner kräftigeren zentralisierten und ungeteilten Einheit all- 
mählich fast ausschließlich die Fort- und Durchführung des 
deutschen Staatsbegriffs für umfassendere Gebiete übernahm.‘ ? 

In der Frage der Entstehung der Stadtverfassung? bezeichnet 
Gierke die Hofverfassung als „einen Bildungsfaktor‘“‘. Er lehnt 
es jedoch ab, ‚mit Nitzsch und anderen in der Stadtverfassung 
eine Entfaltung der Hofverfassung zu sehen‘, und beschränkt 
deren Bedeutung darauf, „daß bei der den Einungsprozeß der 
Bürgerschaft beschleunigenden Ausdehnung der bischöflichen 
Macht die in die Hände des Stadtoberhauptes gelangten könig- 
lichen Gerichte und Beamtungen an die hofrechtlichen Insti- 
tutionen des bischöflichen Herrschaftsverbandes angelehnt wur- 
den, und daß schließlich der Bürgerverband, indem er die hof- 
rechtlichen Elemente befreite, in sich aufnahm und sich assi- 
milierte, hierbei die auch für ihn brauchbaren Bestandteile 
der Hofverfassung verwertete.‘“ Mit Maurer? sieht Gierke als 
„eine der Wurzeln des städtischen Gemeinwesens die alte Orts- 
markverfassung‘‘ an, verwirft aber dessen „Behauptung, daß 
die Stadtverfassung nichts weiter als eine durch den freien 
Verkehr erweiterte und gesteigerte Ortsmarkverfassung sei“. Zu 
Sohms (in Übereinstimmung mit Maurer vorgetragener) Ansicht, 
daß das Gericht des Stadtrats dem des Bauermeisters entspreche, 
äußert sich Gierke nicht; nach seiner allgemeinen Anschauung 
ist anzunehmen, daß er sie nicht anerkennt. Lebhaften Beifall 
spendet Gierke der im Jahre 1872 erschienenen Schrift von 
Andreas Heusler ‚Der Ursprung der deutschen Stadtverfassung‘‘, 
welcher in Anknüpfung an W. Arnold? Stadtverfassung und 
Bürgertum als ‚‚die Verjüngung der fränkischen Hundertschafts- 


1.8,,853.£.) —- 215. 855: 

® Gierke widmet dieser Frage eine ausführliche Anmerkung, S. 588 
Anm. ı (S. 588 — 592). 

* Zur Auseinandersetzung mit Maurer vgl. auch S. 576 Anm. 4 
und S. 578 Anm. 5. 

5 S. oben S. 46. Zu Heuslers Buch vgl. auch Histor. Ztschr. 59, 
S. 205 Anm. 5. In den ständischen Fragen näherte sich Heusler stark 
Nitzsch. Doch erklärte er diese für nicht relevant bei der Diskussion 
über die Entstehung der Stadtverfassung. 


Gierke. Schmoller. 61 


verfassung und der freien Volksgerichtsgenossenschaften“ auf- 
gefaßt hatte. „In den Bischofsstädten ist die Stadtverfassung 
direkt aus der öffentlichen Gerichtsverfassung hervorgegangen, 
und in allen anderen Städten gehörte irgendwelche Anknüpfung 
an die öffentliche Gerichtsverfassung zum Wesen der Stadt.“ 
Allerdings tadelt Gierke an Heusler, daß er das kommunale 
Element der Stadt nicht beachte; ‚‚das Kommunale aber in ihr 
stammte jedenfalls aus der Ortsmarkverfassung und zum Teil 
aus der Hofverfassung.‘‘ Ferner macht er die Ausstellung, daß 
nach Heusler die öffentliche Gewalt ‚‚einen rein öffentlich-recht- 
lichen Charakter‘ habe, ‚‚während die feudalen und patrimonialen 
und, wie es scheint, auch die kommunalen Verfassungselemente 
ihr als reines ‚Privatrecht‘ entgegengestellt werden“. Endlich 
erörtert Gierke die Bedeutung der Gilden für die Entstehung der 
Stadtverfassung. Wilda hatte sie in seinem Werk ‚Das Gilden- 
wesen im Mittelalter‘ (1831) hoch angeschlagen. Gierke war 
einer solchen Anschauung durch seine Einungstheorien nahe- 
gekommen. Nachdem dann andere! sich unmittelbarer zu jener 
bekannt hatten, fand sie einen entschiedenen Gegner in Heus- 
ler?, der zugleich auch die Einungstheorie Gierkes bekämpfte. 
Jetzt beanstandete dieser zwar die Einseitigkeit der Anhänger 
der Gildetheorie — ‚‚man hat einmal die Gilden aller Bürger 
zu sehr außer Verbindung mit der durch sie nicht geschaffenen, 
sondern nur organisierten und umgebildeten Mark- und Gerichts- 
gemeinde gedacht und ist außerdem in der Annahme nicht 
bezeugter förmlich konstituierter Gilden zu weit gegangen“ —, 
betonte aber, „daß überall der Bürgerverband durch die Auf- 
nahme des Prinzips und der Einrichtungen einer Gilde erst zu 
dem geworden ist, was ihn vom ländlichen Mark- und Gerichts- 
verbande unterschied‘. 

Im Jahre 1875 veröffentlichte G. Schmoller zwei Schriften 
zur Straßburger Geschichte: ‚„Straßburgs Blüte und die volks- 
wirtschaftliche Revolution im 13. Jahrhundert‘ und ‚Straßburg 
zur Zeit der Zunftkämpfe und die Reform seiner Verfassung 
und Verwaltung im 15. Jahrhundert‘: Sie haben das Ver- 


1 Vgl. namentlich L. Ennen, Geschichte der Stadt Cöln, 1863 ff.: 
L. Brentano, Arbeitergilden der Gegenwart, 1871 f. 

® Heusler, Ursprung der deutschen Stadtverfassung S. ıı Anm. I 
(S. II —13). 

3 Vgl. die Analyse dieser Schriften in meiner Abhandlung: Zur 
Würdigung der historischen Schule der Nationalökonomie, Ztschr. für 
Sozialwissenschaft 1904, S. 304 ff. 
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dienst, zur Steigerung des Interesses für wirtschaftsgeschicht- 
liche Fragen mit beigetragen zu haben, und sind ferner dadurch 
bemerkenswert, daß die in ihnen ausgesprochenen Anschauungen 
allgemeiner Natur sich in Gegensatz gegen die Vorurteile des 
Liberalismus stellen, der in jenen Jahren in Deutschland seinen 
größten Einfluß erlangte." Allein vom Standpunkt der wissen- 
schaftlichen Forschung im engeren Sinne sind jene Schriften 
und ihre Wirkungen nicht als erfreulich zu bezeichnen.? 
Schmoller macht keinen Versuch, durch schlichtes OQuellen- 
studium den Sinn der Vergangenheit zu ergründen, führt uns 
die willkürlichsten Geschichtskonstruktionen vor und lehnt Be- 
denken der Historiker und Juristen im Gefühl der höheren 
„staatswissenschaftlichen‘ oder gar ‚‚soziologischen‘“ Erkenntnis 
von oben her ab.? Für unsere besondere Erörterung heben wir 
hervor, daß er sehr stark der hofrechtlichen Theorie, und zwar 
ihrer von Nitzsch vertretenen Form, das Wort redet und für 
eine saubere Unterscheidung der Dinge keine Neigung bekundet. 
Wenngleich anzuerkennen ist, daß keineswegs alle, welche durch 
Schmollers Vermittlung zu wirtschaftsgeschichtlichen Studien 
geführt worden sind, sein Verfahren nachgeahmt haben, so hat 
er doch für dieses eine beträchtliche Gemeinde gewonnen.? Die 
Frucht war eine Störung der Arbeit und namentlich auch eine 
Verwirrung der Probleme, wodurch die wissenschaftliche Förde- 
rung unserer Fragen sehr aufgehalten worden ist. 


1.5. ebenda, S. 308, .S. 309 .Anm. 1,.S..315, S.,320.ff., S.’37ET, 
S. 459, S. 465; Archiv für Kulturgeschichte ıgıo, S. 308; Vierteljahrs- 
schrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 1907, S. 501. 

2 Vgl. meine angeführte Abhandlung, passim; meine Schrift: Die 
Verwaltung des Maß- und Gewichtswesens im Mittelalter (Münster i. W. 
1893); Vierteljahrsschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 1907, 
S. 481 ff. 

3 Vgl. darüber z. B. Ztschr. f. Sozialwissenschaft I904, S. 171 
Anm. 2; S. 174 Anm. 2; S. 322 ff.; S. 329; S. 452 £.; S. 799 Anm. 2. — 
Im Stil dieser Urteile Schmollers ist dann später noch manche merk- 
würdige Äußerung über Historiker und Juristen gefallen. Ich komme 
darauf weiterhin zurück. In der unten zu erwähnenden Schrift von 
P. Sander, Feudalstaat und bürgerliche Verfassung (1906) wird uns 
eröffnet, daß in den Urteilen Schmollers die tiefste Einsicht enthalten sei. 

4 Vgl. Ztschr. f. Sozialwissenschaft 1904, S. 373 Anm. 5; S. 460 
Anm. ı, S. zıoff., S. 787 ff.; Vierteljahrsschrift für Sozial- und Wirt- 
schaftsgesch. 1907, S. 495 ff.; meine Schriften: Der Höniger- Jastrowsche 
Freundeskreis (Düsseldorf 1892) und Die Verwaltung des Maß- und 
Gewichtswesens (Münster i. W. 1893). 
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Einen ganz anderen Eindruck gewährt H. Böhlaus im Jahre 

1877 veröffentlichte Schrift ‚Fiskus, landesherrliches und Landes- 
vermögen im Großherzogtume Mecklenburg-Schwerin‘“.! Mit 
großem Scharfsinn und unerschrockener Konsequenz sucht er 
die ‚„privatrechtlichen‘ Elemente im alten ständischen Staat, 
insbesondere in vermögensrechtlicher Beziehung, festzustellen. 
Er glaubt ihnen ein großes Gebiet zusprechen zu müssen. Ob- 
wohl er aber vieles als ‚‚privatrechtlich‘ erweist, was auf den 
ersten Blick ‚‚publizistischen‘‘ Charakter zu haben scheint, so 
bleibt doch auch für ihn eine Reihe von Erscheinungen übrig 
denen die „publizistische‘‘ Natur nicht aberkannt werden kasal 
Seine Arbeit ist in der angedeuteten Richtung die am schärfsten 
geschliffene Darstellung, die uns eben deshalb vortreffliche MaB- 
stäbe für die Führung der Untersuchung gibt. 

In den Jahren 1874—78 erschien der zweite Teil von Waitz’ 
deutscher Verfassungsgeschichte, unter dem Titel ‚‚Die deutsche 
Reichsverfassung von der Mitte des 9. bis zur Mitte des 12. Jahr- 
hunderts‘“ (Bd. I—4, Bd. 5—8 des ganzen Werks). Es folgte 
in den Jahren 1880—85 die 3. bzw. 2. Auflage des ersten Teils, 
die ihm Gelegenheit gab, sich mit der inzwischen erschienenen 
Literatur über die ältere Zeit auseinanderzusetzen. Hier ist 
nun wohl der geeignete Platz, auf seine Anschauungen näher 
einzugehen. 

In der 3. Auflage des 2. Bandes wendet sich Waitz (1882) 
in einem längeren Exkurs ‚‚Über die angeblich römischen Grund- 
lagen der fränkischen Verfassung‘‘? gegen Fustel de Coulanges, 
der seit 1875 die früher dargelegten Ansichten der Franzosen 


1 Die Schrift ist zugleich bezeichnet als ‚Rostocker Rektorats- 
programm für 1874/75‘. Vgl. ferner desselben Autors ‚‚Mecklenburgisches 
Landrecht‘‘, Bd. I, 1871, S. 52 ff. und S. g8ff. Zu Böhlau s. oben 
S.5I Anm. ı und Hübner, Allg. deutsche Biographie 47, S. 68 £. 

®2 Bd. II, ı, S. 8off. (vgl. ferner II, 2, S. 206 Anm. ı: über das 
Maß des römischen Einflusses). Waitz wendet sich dort, S. 85, auch 
gegen W. Arnold (‚Fränkische Zeit‘), ‚der sich Sybels Auffassung 
nähert‘. — Zu Fustel de Coulanges sei hier angemerkt, daß, wie Waitz 
„gegen eine solche mehr als einseitige Betrachtungsweise Verwahrung“ 
einlegt, so Brunner und Schröder in ihren Darstellungen der deutschen 
Rechtsgeschichte gleichfalls sie von Anfang an aufs entschiedenste ab- 
gelehnt haben. S. auch Waitz, Neuere Arbeiten auf dem Gebiet der 
älteren französischen Verfassungsgeschichte, Hist. Ztschr. 37, S. 44 ff. 
(Kritik von Fustel de Coulanges, Hist. des institutions politiques de 
l’ancienne France I, 1875). 


64 Zweites Kapitel. 


in etwas maßvollerer Weise erneuerte, und gegen H. v. Sybel, 
der in der 2. Auflage seiner ‚Entstehung des deutschen König- 
tums‘‘, ı88ı, von neuem seine Theorie vom Geschlechter- 
staat verteidigt hatte. Zu dieser bemerkt er: ‚Der Grund- 
irrtum seiner Auffassung scheint mir der zu sein, daß staat- 
lich und monarchisch ihm ziemlich identische Begriffe sind, 
beides aber, wo es sich findet, nicht ohne römische oder 
römisch-christliche Einwirkung gedacht werden kann.‘ Weiter 
sind folgende Sätze! aus Waitz’ Darstellung bemerkens- 
wert: ‚Treten hier (in gewissen Einrichtungen des fränkischen 
Reichs) selbständige staatliche Gesichtspunkte hervor, so macht 
daneben ein starkes mehr privatrechtliches Element sich geltend. 
Schon die Erblichkeit, vor allem das Prinzip der Teilung unter 
mehrere Söhne, der Mangel jeder Scheidung zwischen Staats- 
und Königsgut, gaben dem fränkischen Staat einen ganz eigen- 
tümlichen Charakter.‘“ Seine Stellung zu Roth umschreibt Waitz 
bei Erwähnung des dem fränkischen König von den Untertanen 
zu leistenden Eides?: ‚Das habe ich früher schon den allge- 
meinen Untertanenverband genannt und als Grundlage des 
fränkischen Staats angenommen, Roth dann besonders betont. 
Es schließt aber nicht aus, wie dieser meint, daß daneben be- 
sondere persönliche Verbindungen auch zum König bestanden 


1,5 34. 

2 Bd. .Il,2. Aufl. (1870), S. 160 Anm. 3;. Bd. II, .1,.3., Aufl.,.S..208 
Anm. 3. Vgl. hierzu auch die wichtige Äußerung unten S. 65 Anm. 3. 
Natürlich gehe ich hier nicht auf die einzelnen Kontroversen, die zwischen 
Roth und Waitz bestehen, ein. Vgl. darüber darüber z. B. 3. Aufl., 
S. 207 Anm. 2; Bd. III, 2. Aufl., S. ı4 ff. Viel Auseinandersetzungen 
gab es namentlich noch über die Frage des Zusammenhangs von Kriegs- 
dienstpflicht und Grundbesitz. Bd. I, S. 403 Anm. 4 äußert sich Waitz 
zu der Anschauung derjenigen, die „nach Roths Vorgang‘ den Zu- 
sammenhang bestreiten (z. B. Sohm, Boretius, W. Sickel). Ganz ab- 
lehnend verhielt er sich aber ihr gegenüber nicht. Vgl. noch Bd. IV, 
S. 568 Anm. 2. Sohm S. 333 f. W. Sickel, Der deutsche Freistaat (1879), 
S. ı27. In den Mitteilungen des Instituts für österreichische Geschichts- 
forschung 1883 (Bd. 3), S. 120 ff. bespricht W. Sickel Waitz II, 2, 3. Aufl., 
wobei er sich gegen Waitz, der die Dienstpflicht mit dem Grundbesitz 
verknüpfe, ausspricht. Waitz antwortet ebenda S. 333. Er lehnt Sickels 
Argumentation ab, daß, weil die Vorzeit (die Urzeit) und die Nachzeit 
die allgemeine Wehrpflicht kennen, diese auch in der Zwischenzeit be- 
standen haben muß. Er behauptet: ‚Die allgemeine Wehrpflicht hat 
nachher niemals bestanden.‘‘ Sickels Entgegnung ebenda. Gegen jene Be- 
hauptung von Waitz s. übrigens seine Verfassungsgeschichte VIII, S. 108. 
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und im Lauf der Zeit weiteren Umfang erhielten. Und das 
Untertanenverhältnis selbst hatte einen persönlichen Charakter, 
wie mit Recht Gierke (I, S. Io), vielleicht nur etwas zu stark, 
hervorhebt.“ Die große Darstellung ‚‚des privatrechtlichen 
Charakters der königlichen Gewalt‘! in dem Abschnitt über 
„Charakter und Ausbildung der Verfassung (des merowingischen 
Reichs)‘ behält Waitz trotz Sohm in der dritten Auflage wört- 
lich bei.? Wir setzen aus ihr die klassischen Stellen hierher: 
‚Von jeher hat die königliche Gewalt etwas Privatrechtliches 
in ihrem Wesen gehabt, oder sie ist doch in Beziehungen ein- 
getreten, die nicht notwendig mit der Bedeutung einer öffent- 
lichen Gewalt zusammenhängen. Es gehört dies zu dem Charak- 
ter der deutschen politischen Entwicklung und wiederholt sich 
zu verschiedenen Zeiten auf verschiedene und doch analoge 
Weise... Wenn der König zugunsten einzelner über öffent- 
liche Abgaben verfügt, so betrachtet er diese wie ein Privatgut, 
das bloß zu seinem Besten da ist und von ihm nach Gutdünken 
verwandt werden kann... Wie alles einen persönlichen, privat- 
rechtlichen Charakter annimmt, was staatlich sein sollte, so 
auch die Verpflichtung gegen den König, die an sich dem Ober- 
haupt des Reichs oder Volks gebührt, die ihn aber noch in be- 
sonderem Sinn zum Herrn der einzelnen machte... Die privat- 
rechtliche Auffassung der königlichen Gewalt führt dahin, daß 
einmal persönliche Verbindungen zu dem König den allgemeinen 
Untertanenverband ersetzen®, daß andererseits die Rechte, 
welche dieser nur von Staats wegen als dessen Oberhaupt aus- 
üben und auf seine Organe übertragen sollte, wie Privatrechte 


2 S. den Titel im Inhaltsverzeichnis, Bd. II, 2. Aufl., S. VII; 
Sa. 11, 2, 3, Aust. S. VIII. 

® Vgl. S. 671—73 und 677 der 2. mit S. 373—75 und 381 der 
3. Aufl. Die einzigen Abweichungen bestehen darin, daß die 3. Aufl. 
S. 374 „Verleihungen königlichen Landes‘ (statt ‚Erteilungen‘‘) und 
„Keine scharfe Grenze zwischen herrschaftlichen Beamten höheren und 
niederen Ranges und den öffentlichen‘ (statt ‚‚keine ganz scharfe 
Grenze‘) hat. 

® Hierzu macht Waitz in der 2. und 3. Auflage (S. 381 Anm. 2) 
die gleichlautende Anmerkung: ‚Diese Bemerkung behält auch nach den 
Ausführungen von Roth ihr volles Recht: sie sagt natürlich nicht, daß 
von Anfang an kein allgemeiner Untertanenverband bestanden, auch 
nicht, daß er später ganz vergessen, aber wohl, daß er durch die persön- 
lichen Verbindungen und Verpflichtungen, und namentlich in den 
höheren Kreisen, ersetzt, in den Hintergrund gedrängt worden ist und 
an Bedeutung verloren hat.“ 





v. Below, Der deutsche Staat. 5 
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verliehen und besessen werden.‘ Ich führe ferner zwei Sätze 
aus dem Abschnitt über die Einkünfte des fränkischen Königs 
an:! „Alle öffentlichen Rechte haben, insofern sie dem König 
Einkommen gewähren, den Charakter eines Besitztums ange- 
nommen, das nicht wesentlich anders behandelt wird als ein 
Acker oder Hof, der ihm eigentümlich angehört und vielleicht 
auf einem privatrechtlichen Wege erworben worden ist. Nicht 
der Staat oder das Land und am wenigsten das Volk sind das 
Eigentum des Herrschers; aber was es an Einkünften überhaupt 
zu erheben gibt, auch das, was Land und Leute nur aus staat- 
lichen Rücksichten leisten, wird auf solche Weise behandelt.“ 
Gierke? beruft sich auf den ersten dieser Sätze zum Beweis 
dafür, daß ‚‚die öffentlichen Rechte von ihrer nutzbaren Seite 
her patrimonial aufgefaßt werden konnten‘ und daß die ver- 
schiedenen, öffentlichrechtlichen und privatrechtlichen, Befug- 
nisse des Königs ‚genau in derselben Weise‘“ gedacht werden.“ 
Wie indessen das ‚genau in derselben Weise‘‘ dem ‚nicht wesent- 
lich anders‘ nicht ganz entspricht, so enthält auch der zweite 
Satz Wendungen, die mit Gierkes System nicht recht vereinbar 
sind. Einen offenbaren Gegensatz gegen dessen Anschauungen 
finden wir bei Waitz in einer Erörterung über die Bedeutung 
„des persönlichen Elements in den Verhältnissen auch des öffent- 
lichen Lebens“.? Indem er anerkennt, daß Gierke das persön- 
liche Element ‚‚treffend hervorhebt‘‘, fährt er fort: ‚Wenn Roth 
dies persönliche Element in einer an sich berechtigten Reaktion 
gegen früher herrschende Ansichten zu wenig beachtet, so hat 
Gierke den Gegensatz der späteren und älteren Auffassung etwas 
zu stark betont, zuviel auf den Kampf zwischen genossenschaft- 
licher und herrschaftlicher Verbindung zurückgeführt. Nicht 
beistimmen kann ich ihm, wenn er das ältere und spätere König- 
tum in einen scharfen Gegensatz zueinander setzt, und ganz 
Unrecht scheint er mir darin zu haben, daß er weder die eine 
noch die andere jener Verbindungen als wahrhaft staatlich, 
weder bei den alten Deutschen noch bei den Franken einen 
Staatsverband anerkennen will. Das ist doch eine durch nichts 
begründete? Beschränkung des Staatsbegriffs.‘“ So schrieb 
Waitz schon vor dem Erscheinen von Sohms ‚Fränkischer 


2 Bd. IT} 2, Aufl., -S. 626; "Bd.-Il,2,.3.:Aufl,, S..32%; 

2 Gierke, Genossenschaftsrecht II, S. 567 Anm. 17- 

83 Waitz II, 2. Aufl., S. 163 Anm. 1; II, ı, 3. Aufl., S. 214, Anm. 3. 
4 In der 2. Aufl. hatte Waitz noch hinzugefügt: ‚willkürliche‘“. 


Waitz. 67 


Reichs- und Gerichtsverfassung‘. In der dritten Auflage fügte 
er dem letzten Satz hinzu: ‚Sehr entschieden tritt dem auch 
Sohm entgegen.‘ An Sohm tadelt Waitz andererseits wiederum, 
daß er ‚eine scharfe Scheidung der verschiedenen Versamm- 
lungen“ (Dorf-, Hundertschafts-, Gau-, Landes-, Reichsver- 
sammlung) habe durchführen wollen.! Waitz bleibt auch hier 
bei dem Text der früheren Auflage.” Dagegen lehnt er mit 
Maurer und Sohm die Meinung Gierkes ab, daß Mark und Dorf 
politischen Charakter gehabt hätten: ‚Daß der Staat sich ihrer 
für seine Einrichtungen bedient, scheint wenigstens nur einzeln 
vorgekommen zu sein.‘‘® Freilich meint er: „Den Vorsteher 
(des Dorfs) ernannte, wenigstens in manchen Fällen, der 
König‘‘*; womit ein Widerspruch konstatiert sein würde. 
Die private (Immunitäts-)Gerichtsbarkeit erklärt Waitz im 
Gegensatz zu Sohm für „wahre Gerichtsbarkeit‘‘ in demselben 
Sinn wie ‚die öffentliche Gerichtsbarkeit‘. Über das Ver- 
hältnis des genossenschaftlichen Gerichts (von Mark und Dorf) 
zu dem öffentlichen mit Sohm zu streiten, ergab sich für Waitz 
kein Anlaß, da er dessen Existenz für die ältere Zeit leugnete.? 

Waitz, der Forscher, der zuerst damit begonnen hatte nach- 
zuweisen, daß die alten Deutschen wahrhaft Staaten besessen 
haben,® kam weiterhin mit Rechtshistorikern in Konflikt, die 
das staatliche Moment in der deutschen Verfassungsgeschichte 
ebenfalls stark, nur noch stärker und schärfer als er, betonten, 
mit Roth und Sohm. Seine Art ist die kühle Zurückhaltung, 
die Ablehnung extremer Ansichten? nach allen Richtungen 
hin, auch speziell der Ansichten der extremen Vertreter der 


1 Bd. I, S. 340 Anm. ı. 

®2 Vgl. ebenda S. 179 mit Sohm S. 8 Anm. 20. 

BIER T.%9.738% und 210. IT, 1, 8.307, Ih32»8&: 21 Anin2 
4 

5 





Barll;.2,:S. 398; 
Aus. Bd. II, 2, S. ıı erkennt man, daß Waitz sich hier selbst 
unsicher gefühlt hat. Vgl. noch ebenda S. 134. 
© Bd. II, 2, S. 399. 
784.7, 138; D;,’1, S.:394 Anm. 3. 
8 S. oben S. 137. 
® Bd. II, 2, S.3 Anm. ı bemerkt Waitz, nachdem er seinen Kampf 
gegen die Auffassung der Franzosen und Sybels erwähnt hat: heute, 
nach den Arbeiten von Roth, Sohm und Loening, sei ein solcher Kampf 
„kaum noch erforderlich‘. ‚„‚Doch wird es gerechtfertigt sein, im wesent- 
lichen die frühere Darstellung festzuhalten, die dann auch wohl einige 
Übertreibungen nach der entgegengesetzten Seite hin abzuwehren hat“. 


Gr 
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hofrechtlichen Theorie.? Diese Zurückhaltung entstammt nicht 
einem schwächlichen Vermittlungsstreben, nicht der Meinung, 
daß die Wahrheit immer in der Mitte liege; sie ist vielmehr das 
Produkt einer umfassenden Quellenkenntnis, welche den For- 
scher in den Stand setzt und zwingt, überall die einer These 
entgegenstehenden Instanzen wahrzunehmen, und einer zweifel- 
los echten kritischen Befähigung, welche von der Erwägung aus, 
daß die historischen Erscheinungen einer unendlichen Mannig- 
faltigkeit unterliegen, jede scharfe Formulierung mit Mißtrauen 
betrachtet.? 

Ganz gewiß ist Waitz von allen seinen Zeitgenossen — diesen 
Satz dürfen wir wohl schon hier aussprechen — in den meisten 
Fragen der Wahrheit am nächsten gekommen. Dennoch ver- 
langen wir mehr, als er bietet. Er vermeidet zu ängstlich die 
Verbindung der Dinge.? Es ist fast stets das richtige, was er 


1 Auch in seinen letzten Jahren, als die hofrechtliche Theorie mit 
besonders starken Übertreibungen vorgetragen wurde (s. darüber unten), 
hat Waitz dagegen Stellung genommen. Vgl. meinen Nekrolog auf 
K. Th. v. Inama-Sternegg, Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschafts- 
geschichte 1909, S. 169; Gött. Gel. Anzeigen. 1891, S. 771; Hist. Ztschr. 
106, S. 270; Waitz I, S. 139 Anm.4; II, ı, S. 277 Anm. 2, S. 280 ff. 
und S. 395. Wie ich an jenen Stellen darauf hingewiesen habe, daß 
Waitz mit berechtigter Kritik dem Zeitgeschmack Widerstand geleistet 
hat, so macht denselben Gesichtspunkt auch Dopsch, Die Wirtschafts- 
entwicklung der Karolingerzeit I, S. 126 geltend. 

2 Etwas weiteres, was nicht mit dem im Text Gesagten zusammen- 
fällt, hebt L. Weiland, Georg Waitz (Rede gehalten in der öffentlichen 
Sitzung der Kgl. Gesellschaft der Wissenschaften am 4. Dez. 1886, 
Göttingen 1886), S. 7 hervor: ‚Seine unbedingte Sachlichkeit erlaubt 
ihm nicht, die äußerlichen Requisiten des Künstlers anzuwenden, durch 
sie bestechen zu wollen‘. 

® Weiland a. a. O.: ‚es gebrach ihm bei seiner wissenschaftlichen 
Arbeit nicht an der Fähigkeit, nur am Willen zur Kombination‘‘. Bei- 
spiele für die Schwäche der Waitzschen Art s. Verfassungsgesch. Bd. 7, 
S. 415 und den unten zu erwähnenden Abschnitt über die Bede. Über 
die Mängel der Waitzschen Darstellung ist oft gesprochen worden, oft 
freilich auch in nicht zutreffender Weise. Vgl. z. B. Ad. Wagner, Finanz- 
wissenschaft Bd. III, 2. Aufl., S. 42 (sehr bemerkenswert); Nitzsch in 
seinen Briefen an Maurenbrecher, Archiv für Kulturgeschichte 1910, 
S. 348 f. (über ‚die Imperturbalität der Methode‘), S. 359, 366, 441, 
und in seinen Briefen an Schrader, ebenda ıgı2, Bd. Io, S. 59, 
75, 88; oben S. 43; Schmoller oben S. 62 Anm. 3. Zur Rechtfertigung 
von Waitz vgl. Landsberg a. a. O., Textband S. 539; R. Hübner, 
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dem Leser, oder besser dem Benutzer seines Werks, zur Ver- 
fügung stellt. Allein er überläßt ihm die Arbeit, es sich hervor- 
und zusammenzusuchen; seine Darstellung enthält überwiegend 
bloß einzelnes. Daraus erklärt es sich auch, weshalb er seinen 
Gegnern gegenüber nicht den Erfolg gehabt hat, den mit seinen 
kritischen Mitteln ein anderer erreicht hätte. Die Kritik ist nur 
dann ganz wirksam, wenn sie neben der Aufweisung der Fehler 
des Gegners zugleich eine zusammenhängende positive Anschau- 
ung liefert.! Liegt in dieser Richtung der Hauptmangel der 
Waitzschen Darstellung, so kommt ferner hinzu, daß sich ohne 
Beeinträchtigung der historischen Wahrheit vieles im einzelnen 
doch schärfer auffassen läßt, als er es getan hat. ‚Die Dinge 
schildern zu wollen, wie sie an sich gewesen sind, wird immer 
eine für den menschlichen Geist unvollziehbare Operation bleiben, 
da uns die Dinge nur durch das Medium des Geistes erreichbar 
sind. Wir müssen sie ordnen und unseren Denkgesetzen unter- 
werfen, d. h. eben Begriffen unterstellen.‘“® Dieser Forderung 
hat Waitz nicht ausreichend Rechnung getragen. Daß er sie 
nicht vollständig außer acht gelassen hat, versteht sich von 
selbst, und daß er begrifflichen Formulierungen nicht ganz aus 
dem Wege gegangen ist, zeigt die Abgrenzung, die er gegenüber 
den Anschauungen von Sohm und Gierke vorgenommen hat. 

Wenn Waitz in den vorher genannten und vielen anderen 
Fällen sich ablehnend gegen Sohm verhält, so findet sich doch 
andererseits in seiner Darstellung eine starke Übereinstimmung 
mit ihm. Wie er bei dem, was er gegen Gierke eingewandt 
hatte, mit Genugtuung sich auf Sohm als Mitkämpfer beruft®, 


K. F. Eichhorn und seine Nachfolger (aus der Festschrift für 
H. Brunner), S. 823 f.; meine Bemerkungen im Archiv für Kultur- 
geschichte I9Io S. 306 und ebenda Bd. 9, S. 202. 

1 So begreift es sich z. B., weshalb Waitz mit seinen kritischen Be- 
merkungen gegen die hofrechtliche Theorie deren Verbreitung und 
Steigerung nicht im mindesten zu hindern vermocht hat. Er hatte eben 
nicht zusammenhängend dargestellt, wie die Entwicklung sich positiv 
vollzogen hat, und auch in der Kritik nur einzelnes geltend gemacht. 
Nitzsch fühlte sich daher nicht widerlegt; er sagt selbst, daß seine Kri- 
tiker an seiner ‚„Ministerialität‘‘ lediglich einzelne Einzelheiten kriti- 
sierten (an Schrader, ı3. Oktober 1875, Archiv f. Kulturgesch. 1912, 
S. 75). Die bloße Einzelkritik versagte eben. 

®2 Hübner S. 825. 

® Vgl. ferner z. B. die Einwendungen gegen Rogge: Bd. I, S. 419, 
422 und 432. 

45. vorhin S. 67. 
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so macht er, ganz wie dieser, die entscheidende Beobachtung, 
daß Gierke den Staatsbegriff zu eng fasse!, und reklamiert, 
mit Sohm, schon für die alte Zeit das wahrhaft staatliche.? 
Ohne Zweifel wird Waitz das Bewußtsein gehabt haben, mehr 
mit Sohm gemeinsam zu besitzen, als man nach dessen Schilde- 
rung der Gegensätze vermuten sollte; es müßte denn sein, daß 
ihm in dem Kampf um einzelne Nebendinge®? die Vorstellung 
von dem gemeinsamen Besitz in den Hintergrund getreten ist. 

Wenden wir uns der Auffassung der Verhältnisse des eigent- 
lichen Mittelalters zu. Während Waitz im Gegensatz zu Roth 
für die fränkische Zeit dem Untertanenverband nicht so aus- 
geprägte Geltung zugestehen will wie dieser, läßt er ihn anderer- 
seits in der nachkarolingischen Zeit, wiederum im Gegensatz zu 
Roth, nicht so vollständig verschwinden wie dieser: er sei ‚nicht 
ganz vergessen‘, sondern nur ‚in den Hintergrund gedrängt 
worden“, „durch die persönlichen Verbindungen und Verpflich- 
tungen, und namentlich in den höheren Kreisen [also nicht 
allgemein!], ersetzt‘. Dies sind Urteile aus dem Teil der 
Verfassungsgeschichte, der der merowingischen und karolin- 
gischen Zeit gewidmet ist. In dem Teil, der programmäßig 
die nachkarolingischen Verhältnisse darstellt®, betont Waitz 
das staatliche Moment noch mehr als dort. Er gibt ihm die 
Sondertitel: ‚Die deutsche Reichsverfassung von der Mitte des 
neunten bis zur Mitte des zwölften Jahrhunderts‘ und ‚Die 
Verfassung des deutschen Reichs bis zur vollen Herrschaft des 
Lehnwesens‘‘.* Hiermit deutet er an, daß erst in der Mitte 


ı S. vorhin S. 66. 

2 S., vorhin S. 66. Waitz II, 2, S. 2. 

3 Als eine Erörterung von Nebendingen darf man den Exkurs in 
Bd. II, 2, S. 131 ff. (‚‚über den Centenarius der merovingischen Zeit‘‘), 
mitden Invektiven gegen Sohms Methode, bezeichnen, insofern wenigstens, 
als das Resultat, zu dem Waitz hier gelangt, nicht den Kernpunkt von 
Sohms Auffassung beseitigt. Allerdings spielen die Grundfragen teil- 
weise mit hinein: so die Frage der Ernennung des Ortsvorstehers (S. 134). 

* S. vorhin S. 65 Anm. 3. Ähnlich Bd. 4, S. 647. 

5 Die ersten beiden Bände dieses zweiten Teils, Bd. 6 und 7 des 
ganzen Werkes, hat Sohm in der Jenaer Literaturzeitung 1876, S. 466 ff., 
bespıochen. Er äußert sich hier z. B. über die Frage des Verlustes der 
gratia (vgl. Waitz 6, 2. Aufl., S. 576 ff.) und über die Frage, ob der Vogt 
ursprünglich nur auf kirchlichen Besitzungen vorkommt. 

® Der erste Sondertitel steht auf dem Titelblatt, der zweite über 
dem Inhaltsverzeichnis. 


Waitz. 73 


des ı2. Jahrhunderts oder von ihr ab das Lehnswesen zur 
„vollen Herrschaft‘ gelangt, folglich vorher die Verfassung nicht 
bloß durch dieses, sondern auch noch durch ein anderes Moment 
— das würde das staatliche sein — bestimmt worden ist. Und 
sieht man im einzelnen in seiner Darstellung zu, so macht man 
die Beobachtung, daß er das Ziel, das, nach seinen Äußerungen 
im ersten Teil zu schließen, in der unmittelbar nachkarolingischen 
Zeit im wesentlichen schon erreicht sein müßte, nun auch in 
der ganzen zweiten Periode der deutschen Verfassungsgeschichte 
noch immer nicht erreicht sein läßt. Am Schluß des Kapitels 
über das Lehnswesen lesen wir!: ‚Des Königs Eigenschaft als 
Lehnsherr machte sich neben der als Herrscher im Reiche 
geltend, setzte sich wohl manchmal an die Stelle derselben. Und 
selbst für die Beziehungen zur Kirche, zu dem Oberhaupt der- 
selben, dem römischen Bischof, sind die im Lehnsverband 
herrschenden Grundsätze in Frage gekommen. Noch ist diese 
Auffassung nicht vollstandig durchgedrungen, die darin liegende 
Umwandlung nicht zum Abschluß gelangt. Aber die verschie- 
denen Seiten des staatlichen Lebens werden davon berührt.“ 
Es scheint hiernach in der Mitte des 12. Jahrhunderts noch nicht 
einmal so viel erreicht worden zu sein, als nach der obigen 
Schilderung bereits für den Anfang der nachkarolingischen 
Periode hätte erreicht sein müssen. Wir machen also schon jetzt 
in unserem Literaturbericht die Erfahrung: je größer der Ab- 
stand der Periode, die der Forscher uns vorführt, von der Zeit des 
Feudalismus ist, um so grausiger fällt die Schilderung desselben 
aus; je näher aber der Autor den Dingen selbst rückt, um so maß- 
voller äußert er sich. Den Forscher, der, um eine Zeit recht 
wirksam zu schildern, die folgende als einen scharfen Gegensatz 
zeichnet, drückt die Sorge wenig, wie es denn tatsächlich in 
dieser bestellt gewesen ist, und es zeigt sich, daß nicht bloß der 
berufsmäßige Hazardspieler dem Grundsatz apres nous le deluge 
huldigt, sondern daß auch der scharfsinnige Jurist, ja sogar 
der solideste Historiker sich ihrma gelegentlich zugänglich zeigt. 

An unsere Ausführungen über die Verfassungsgeschichte 
von Waitz knüpfen wir einen Bericht über einen dem ‚Lehns- 
wesen‘ gewidmeten Aufsatz, den er im Jahre 1861 im Staats- 
wörterbuch von Bluntschli und Brater veröffentlicht hat.? Er 


1 Bd. 6, S. ııı. Wenn ich nichts Näheres bemerke, zitiere ich stets 
die letzte Auflage. 


2 Staatswörterbuch Bd. 6, S. 357 ff. Wiederabgedruckt in: Ab- 
handlungen zur deutschen Verfassungs- und Rechtsgeschichte von 
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bietet hier eine Schilderung nicht bloß des Lehnswesens im 
engeren Sinne, sondern des Feudalismus. ‚‚Drei verschiedene 
Verhältnisse sind es, die hier in Betracht kommen: die Bene- 
fizien, die Vassallität, die Immunität. Die beiden ersten fallen 
auf das engste zusammen; das dritte hat seine abgesonderte 
Bedeutung, aber doch auch auf die Ausbildung des Lehns- 
wesens einen erheblichen Einfluß erlangt.“ Waitz legt dar, 
wie die Vassallität auf politische Verhältnisse, den Kriegsdienst, 
den Dienst bei der Person des Herrn, weiter auf Beamtungen 
angewandt wurde. ,‚,Die höheren Beamten... wurden den 
Empfängern von Benefizien gleichgestellt, mußten wie diese 
Treue schwören und sich kommendieren. Dann hatte die Ver- 
leihung des Herzogtums oder Amts eine gewisse Ähnlichkeit 
mit der Verleihung eines Benefiziums.‘“ ‚Hier kommt auch 
in Betracht jene germanische Art, staatliche Rechte und Ver- 
hältnisse privatrechtlich zu behandeln, Hoheitsrechte, die Ein- 
kommen gewährten, nicht viel anders als ein Gut zu betrachten 
und in gleicher Weise darüber zu verfügen; und hier greift dann 
jene dritte Institution ein, die auf die Ausbildung des späteren 
Lehnwesens Einfluß gehabt hat, die Immunität. Diese ist 
ursprünglich nichts als Steuerfreiheit.“ Zu der letzteren trat 
später ‚‚die Gerichtsbarkeit, die hier zunächst auch von der 
finanziellen Seite, als Grund für die Erhebung der Gerichts- 
gefälle, in Betracht kam. So ist diese (die Immunität) bald mit 
den Benefizien verliehen, bald besonders, aber auch in diesem 
Fall lieber wie ein Benefizium denn zu Eigentum... Und 
ebenso verfuhr man mit anderen Hoheitsrechten, die Ein- 
kommen gewährten: wie man Kirchen und Abteien zu Bene- 
fizium gab, so auch andere Sachen und Rechte, Fischerei, 
Zölle, Brückengelder und dgl. Dies hat es offenbar befördert, 
die Ämter selbst als Benefizium zu behandeln.“! Waitz hebt 
ferner die Vererbung der Benefizien, einschließlich der Grafen- 
ämter, hervor. ‚Eine allgemeine Neigung der Germanen zur 
Ausbildung erblicher Gewalten auch auf politischem Gebiet 
ist da offenbar auch von Einfluß gewesen.‘ Am weitesten 
vorgeschritten ist der ‚„Feudalismus‘“ in Frankreich, und zwar 
ist hier ‚‚die Zeit seiner vollen Blüte das ıı. Jahrhundert. Da 
durchdrang er alle Verhältnisse.‘‘ Freilich wurde nicht alles 


G. Waitz, herausg. von K. Zeumer, S. 301 ff. Ich zitiere nach diesem 
Druck. 
ı Waitz S. 306—308. — ? S. 308. 
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nach demselben feudalistischen Schema konstruiert. So haben 
die Abgaben und Lasten der eigentlich landbauenden Bevölke- 
rung „an sich mit dem Feudalwesen nichts zu tun, sind aber, 
weil sie unter seiner Herrschaft sich ausgebildet, häufig als 
feudale Lasten bezeichnet worden.‘“! In Deutschland dringen 
„erst nach dem Steigen der fürstlichen Macht unter den Königen 
aus dem fränkischen Haus und den Siegen, welche sie mit 
dem Papst verbündet gegen die Könige davontrug, auch 
hier die Iehnrechtlichen Grundsätze vollständiger durch. Nun 
aber zum Teil im Interesse der Könige selbst.‘“? ‚Die alten 
Rechte des Königtums oder Kaisertums schienen dadurch nur 
einen mehr gefestigten oder geordneten Charakter anzunehmen. 
Die Erteilung des Fürstentums erschien als Belehnung, der 
Kriegsdienst als Lehndienst, die Gerichtsbarkeit nahm lehn- 
rechtliche Formen und Grundsätze an.‘“® Auch das Recht oder 
der Anspruch des Kaisers auf eine Obergewalt über die ver- 
schiedenen Herrscher Europas wird mit der Lehnsordnung ‚‚in 
Verbindung gebracht“. ‚Wenigstens die Theorie betrachtete 
den Kaiser als das Haupt der feudalen Gliederung überhaupt, 
von dem in langer Stufenfolge alle andern Gewalten abzuleiten 
seien; und nur darin zeigte sich ein Zwiespalt, daß kirchliche 
Schriftsteller noch den Papst über den Kaiser hoben und diesen 
selbst wieder von jenem seine Gewalt empfangen ließen, während 
Andere nur zugestehen wollten, daß die päpstliche oder allgemein 
die geistliche Macht als eine besondere für sich dastehe, und 
nicht, wie es eine Zeitlang wohl versucht war, auch der feudalen 
Ordnung eingefügt werden könne. In dem einen Fall ward das 
Feudalwesen zu dem Band, das die ganze Christenheit umfaßte 
und zusammenhielt; in dem andern war es auf staatlichem oder 
weltlichem Gebiet, was die Kirche zunächst auf geistlichem 
sein wollte.‘“‘* Nachdem Waitz dann über die Verbreitung 
gesprochen, die das Lehnswesen außerhalb Frankreichs und 
Deutschlands in verschiedenen Staaten gefunden, und die ab- 
weichende Gestaltung, die es in ihnen erhalten, faßt er als 
„immer wiederkehrende Erscheinungen‘ bei dieser „sehr ver- 
schiedenartigen Ausbildung‘ zusammen: 

„I. Ein größerer oder kleinerer Teil des Grundbesitzes beruht 
auf besonderer Verleihung des Herrschers; mitunter wird dieser 
als Herr oder Oberherr des ganzen Grund und Bodens angesehen 
und aller Besitz von ihm abgeleitet; 


15. 309. — ?S. 310. - 25. 3ı1. — &S. 312. 
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2. ein größerer oder kleinerer Teil des Volkes befindet sich 
in einem besondern persönlichen Verhältnis zum Herrscher, 
nicht bloß in dem allgemeinen Untertanenverband; 

3. staatliche Leistungen und Pflichten nehmen einen persön- 
lichen, gewissermaßen privatrechtlichen Charakter an: Kriegs- 
dienst, Abgaben usw.; 

4. staatliche Rechte werden mit dem Land oder auch einzeln 
für sich an Private übertragen; 

5. ein Teil des Volkes, regelmäßig der bei weitem”größere, 
befindet sich in einem näheren persönlichen Verhältnis zu andern, 
die auch die staatlichen Rechte über sie üben, steht also in 
einem nur mittelbaren Verhältnis zum Herrscher; 

6. die Angehörigen des Staates befinden sich politisch und 
rechtlich in ganz verschiedenen Verhältnissen, in wesentlicher 
Rechtsungleichheit.‘“! 

Im Gesamtresultat bezeichnet Waitz den Lehnsstaat ‚‚als 
eine Form des aristokratischen Königtums; er führt zu einer 
eigentümlichen Teilung der Staatsgewalt, in einseitiger Aus- 
bildung einer Seite zu einer Auflösung der Staatseinheit, fast 
des Staates selbst. Die Verfassung erhält mitunter etwas von 
einem föderativen Charakter. Doch zum Bundesstaat kann 
der Lehnstaat niemals werden, wenn er nicht seinen Charakter 
gänzlich aufgibt.” ‚Auch die Fürstentümer waren wieder 
wesentlich kleine Lehnstaaten... Die Ämter... waren an 
Vögte oder... Amtleute zu Lehen gegeben... Kleinlich sind 
oft die auf dem Lehnorganismus beruhenden Gebilde (Ritter- 
güter mit Gerichtsbarkeit und ähnliches), auf die ein Teil der 
staatlichen Aufgaben übergegangen ist, ohne daß zugleich die 
rechte Kraft oder nur die Grundbedingung zu ihrer Erfüllung 
gegeben ist. Denn nur ein Bruchteil des staatlichen Lebens 
konnte sich meist in diese kleinen und entfernten Körper ver- 
zweigen.‘“® In Anknüpfung an unsere früheren (S. 71) Be- 
merkungen über die Ausblicke eines Autors auf die Zeit, die 
der von ihm geschilderten folgt, erinnern wir hier daran, daß 
Waitz seine Forschungen bis zu einer Darlegung der innern 
Verfassung der Territorien nicht ausgedehnt hat, zumal zur 
Zeit des Erscheinens jener Abhandlung vom Jahre 1861.* 


9.3144 75. 316.0 285 rs 

* Im zweiten Teil der Verfassungsgeschichte — in den Bänden 7 
(S. 331 und S. 371) und 8 (S. 486), die in den Jahren 1876 und 1878 er- 
schienen — läßt Waitz das Lehnswesen im Innern der Territorien schon 
nicht mehr einen so großen Raurn einnehmen. 
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Beachtung verdient es noch, daß er, im Gegensatz zu Duncker 
(S. 27), den englisch-normannischen Staat nicht mit dem 
deutschen oder französischen Reich, sondern ‚mehr mit den 
einzelnen Lehnsfürstentümern‘“ Deutschlands vergleicht und 
demgemäß den Vergleich der englischen Barone mit den fran- 
zösischen Hautseigneurs oder den deutschen Fürsten ablehnt.! 

Mit den Jahren 1878 und 1879, gleichzeitig mit dem Beginn 
der Bismarckschen Wirtschaftspolitik und dem Abbruch des 
manchesterlichen Liberalismus und nicht bloß in zeitlichem 
Zusammenhang mit ihnen?, setzt eine sehr lebhafte Entwick- 
lung der wirtschaftsgeschichtlichen Literatur ein.” Die Be- 


ı Waitz, Abhandlungen S. 313. 

2 Vgl. darüber z. B. Ztschr. f. Sozialwissenschaft 1904, S. 321 f. 
und S. 372. Selbstverständlich will ich nicht einen durchweg zu beob- 
achtenden inneren Zusammenhang behaupten. Es läßt sich in der Ent- 
wicklung der Wissenschaft ja oft beobachten, daß Autoren, dem Zuge 
der Zeit oder persönlichem Einfluß nachgebend, sich für eine Anschauung 
ereifern, zu der sie kein inneres Verhältnis haben. 

® Ein paar Daten mögen das Gesagte erläutern. 1878 erschienen: 
K. Th. v. Inama-Sternegg, Die Ausbildung der großen Grundherrschaften 
in Deutschland während der Karolingerzeit. K. Lamprecht, Beiträge 
zur Geschichte des französischen Wirtschaftslebens im ıı. Jahrhundert. 
K. Zeumer, Die deutschen Städtesteuern, insbesondere die städtischen 
Reichssteuern im ı2. und 13. Jahrhundert. R. Pöhlmann, Wirtschafts- 
politik der Florentiner Renaissance. 1878 erschien auch die dritte (um 
acht Abhandlungen vermehrte) Auflage von Roschers ‚Ansichten der 
Volkswirtschaft aus dem geschichtlichen Standpunkte‘ (2 Bände). Für 
die Ausdehnung des historischen Interesses auf die allgemeinen sozialen 
Erscheinungen sind ferner charakteristisch (ungefähr zur gleichen Zeit 
erscheinend): Eb. Gothein, Politische und religiöse Volkserscheinungen 
vor der Reformation; J. Janssen, Geschichte des deutschen Volkes 
seit dem Ausgang des Mittelalters, Bd. ı. 1879: K. Th. v. Inama- 
Sternegg, Deutsche Wirtschaftsgeschichte, Bd. I. -A. Meitzen, Die 
Ausbreitung der Deutschen in Deutschland und ihre Besiedelung 
der Slawengebiete (Jahrbücher für Nationalökonomie, Bd. 32). 
W. Arnold, Deutsche Urzeit. E. de Laveleye, Das Ureigentum, 
übersetzt und vervollständigt von K. Bücher. A. v. Miaskowski, Die 
schweizerische Allmend in ihrer geschichtlichen Entwicklung vom 
13. Jahrhundert bis zur Gegenwart (unter anderm Titel schon 1878 er- 
schienen). Dietrich Schäfer, Die Hansestädte und König Waldemar 
von Dänemark, Hansische Geschichte bis 1376 (ganz besonders kommt 
hier die zusammenfassende Schilderung S.. ı8o ff. in Betracht: ‚Die 
norddeutschen Städte um die Mitte des 14. Jahrhunderts“). G. Schön- 
berg, Finanzverhältnisse der Stadt Basel im 14. und ı5. Jahrhundert 
(über die Bedeutung dieser Publikation s. jetzt B. Harms, Der Stadt- 
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schäftigung mit der Wirtschaftsgeschichte! reicht ja freilich 
weit zurück. Schon das I8. Jahrhundert hat hier bemerkens- 


haushalt Basels im ausgehenden Mittelalter I, ı, S. VIIf.). R. Sohm, 
Städtische Wirtschaft im 14. und 15. Jahrhundert (Jahrbücher für 
Nationalökonomie Bd. 34). Schmoller-Stieda, Die Straßburger Tucher- 
und Weberzunft (über den Anteil der beiden Verfasser s. Ztschr. für 
Sozialwissenschaft 1904, S. 226 f. und S. 320£.). K. Th. Eheberg, Über 
das ältere deutsche Münzwesen und die Hausgenossenschaft besonders 
in volkswirtschaftlicher Beziehung. K. W. Nitzsch, Über die nieder- 
deutschen Genossenschaften des ı2. und 13. Jahrhunderts (1880 von 
demselben: Über niederdeutsche Kaufgilden). W. v. Ochenkowski, 
Englands wirtschaftliche Entwicklung im Ausgange des Mittelalters 
(vgl. Ztschr. für Sozialwissenschaft 1904, S. 714 Anm. 3). W. Heyd, 
Geschichte des Levantehandels im Mittelalter (2 Bände). 1879 ver- 
öffentlichte auch Nitzsch seine ‚Deutschen Studien“ (‚Gesammelte 
Aufsätze und Vorträge‘). In demselben Jahre zeigte der erste Band von 
H. v. Treitschkes ‚Deutscher Geschichte im ıg9. Jahrhundert“ die 
glänzendste Vielseitigkeit des historischen Interesses. Erwähnung ver- 
dient ferner, daß die dritte Auflage der ersten Bände von Waitz’ Ver- 
fassungsgeschichte seit 1879 erschien. Dem verfassungs- und wirtschafts- 
geschichtlichen Gebiet zugleich gehört auch W. Sickel, Der deutsche 
Freistaat (gleichfalls 1879 erschienen), an. Vgl. ferner L. Erhardt, Älteste 
germanische Staatenbildung (ebenfalls von 1879). Für den Ausbau der 
monographischen Literatur auf unserm Gebiet ist es bezeichnend, daß 
seit 1878 Gierkes „Untersuchungen zur deutschen Staats- und Rechts- 
geschichte‘ und Schmollers ‚Staats- und sozialwissenschaftliche For- 
schungen‘“ (diese nach dem Muster der ‚Quellen und Forschungen zur 
Sprach- und Kulturgeschichte der germanischen Völker‘ von ten Brink, 
Scherer und Steinmeyer) erscheinen. Es handelt sich hier übrigens 
um allgemeine Publikationsorgane, nicht um Sammlungen von Schüler- 
arbeiten, wie denn die drei Autoren, deren Arbei en Schmollers ‚‚For- 
schungen“ eröffnen (Inama, Zeumer, Lamprecht), nicht Schüler von 
Schmoller sind. Vgl. darüber Ztschr. f. Sozialwissenschaft 1904, S. 789 
Anm. ı. Aus den unmittelbar folgenden Jahren mag hervorgebohen 
werden, daß 1880 der erste Band von G. Hanssens ‚‚Agrarhistorischen 
Abhandlungen‘, 1881 die zweite Auflage von H. v. Sybels ‚Entstehung 
des deutschen Königtums‘ erschien und daß 1881 K. Bücher mit der 
Veröffentlichung der Untersuchungen zur städtischen Sozialgeschichte 
begann, die er 1886 in seinem Werk ‚Die Bevölkerung von Frankfurt 
a. M. im 14. und 15. Jahrhundert, ı. Band‘ zusammenfaßte und fort- 
führte. Es sei hier endlich auch noch erwähnt, daß Th. Fontanes Ro- 
mane 1878 beginnen. Sie gehören in jenen Zusammenhang, insofern 
ihnen der Sinn für die realistische Schilderung und die Abkehr von 
dem vulgären Liberalismus eigen sind. 

ı Das Wort ‚„Wirtschaftsgeschichte‘‘ läßt sich zuerst für das Jahr 
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werte Leistungen aufzuweisen. Im 19.? bildet eine Etappe 
die Geschichtsschreibung Niebuhrs. Berührungen mit den 
Fragen der Wirtschaftsgeschichte hatte ferner die Literatur der 
historischen Rechtsschule, der Niebuhr auch angehörte. Unter 
ihren jüngeren Gliedern hat vor allem W. Arnold? die wirt- 
schaftsgeschichtlichen Studien gepflegt und belebt. Als eine 
Abzweigung der historischen Rechtsschule ist die historische 
Schule der Nationalökonomie emporgekommen: ihre Väter, 
Roscher*, Br. Hildebrand? und Knies, forderten wirtschafts- 
geschichtliche Forschungen programmatisch. Daneben gingen 
mancherlei Zweige von der im engeren Sinne sogenannten 
historischen Literatur aus. Namentlich verband die territorial- 
und die städtegeschichtliche Forschung häufig mit der poli- 
tischen die Kultur- und so auch die Wirtschaftsgeschichte.® 
Ganz ablehnend verhielt sich die politische Geschichtschreibung 
zu keiner Zeit gegenüber der Wirtschaftsgeschichte: H. v. Sybel, 
einer ihrer ausgeprägtesten Vertreter, hat uns in seiner ‚„Ent- 


1853 nachweisen, als Titel einer Universitätsvorlesung; als Titel eines 
Buches kommt es zum erstenmal 1879 (K. Th. v. Inama-Sternegg, 
Deutsche Wirtschaftsgeschichte, Bd. I) vor. Vgl. meinen Nekrolog auf 
Inama, Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftgeschichte 1909, 
S. 169. - 

1 Vgl. Götting. Gel. Anz. 1907, S. 397 ff. und meine Besprechung 
von W. Sulzbach, Die Anfänge der materialistischen Geschichtsauf- 
fassung (Karlsruhe i. B. 1911) in der Vierteljahrschrift für Sozial- und 
Wirtschaftsgesch. 1912, S. 463 ff. 

2 Vgl. hierzu und zum folgenden meine Abhandlung: ‚‚Die deutsche 
wirtschaftsgeschichtliche Literatur und der Ursprung des Marxismus‘, 
Jahrbücher f. Nationalökonomie 98, S. 561 ff. 

® Vgl. Histor. Ztschr. 81, S.259; S. Rietschel, Allg. deutsche Biogr. 46 
S. 52ff.; E. Landsberg a. a. O., Textband S. 760 ff. 

* Vgl. meinen Art.: Ein Wort zur Verteidigung Roschers, Ztschr. 
f. Sozialwissenschaft 1904, S. 654 ff.; Vierteljahrschrift für Sozial- und 
Wirtschaftsgesch. 1909, S. 344 ff. 

5 Vgl. meine Abhandlung über B. Hildebrand, Ztschr. f. Sozial- 
wissenschaft 1904, S. 221 ff. Daselbst S. 227 Z. 28 von oben lies statt 
„S. 301° „S. 1259. S. ferner Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirt- 
schaftsgeschichte 1909, S. 203; Gehrig, Jahrbücher f. Nationalökonomie 
8.8: 

® Man denke z. B. an Klöden, G. W. v. Raumer, Th. Hirsch (,,Han- 
dels- und Gewerbegeschichte Danzigs unter der Herrschaft des deutschen 
Ordens‘, 1858) und überhaupt die gesamte hansegeschichtliche Literatur, 
Mone. 
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stehung des deutschen Königtums“ ein eminent wirtschafts- 
geschichtliches Buch geschenkt und durch Vorschläge, die er 
innerhalb der Münchener Historischen Kommission machte, 
sein wirtschaftsgeschichtliches Interesse bekundet. Am stärksten 
zeigt unter den älteren Historikern der Zunft, die sich der Ge- 
schichte des Mittelalters widmen, Hüllmann (in der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts) die Richtung auf die wirtschafts- 
geschichtlichen Studien. Aus einer um ein gutes Menschen- 
alter jüngeren Generation ist hier auch Nitzsch’ zu gedenken, 
der sich mit der Neigung für wirtschaftshistorische Fragen als 
Schüler der Geschichtschreibung Niebuhrs darstellt.! 

Diese von verschiedenen Punkten ausgehenden Studien 


1 Der oft geäußerten Meinung, daß die Beschäftigung mit der 
Wirtschaftsgeschichte eine relativ neue Erscheinung sei, etwa erst mit 
Schmoller oder Lamprecht recht beginne, bin ich schon wiederholt ent- 
gegengetreten. Vgl. z. B. meine Abhandlung ‚Die neue historische 
Methode“, Histor. Ztschr. 81, S. 258f.; Ztschr. f. Sozialwissenschaft 
1904, S. 222 ff.; Gött. Gel. Anz. 1907, S. 398 ff.; Vierteljahrschrift für 
Sozial- und Wirtschaftsgesch. 1909, S. 203. Um noch ein paar weitere 
Daten zu nennen, so genügen schon H. Leos ‚„Rectitudines singularum 
personarum, nebst einer einleitenden Abhandlung über Landansied- 
lung, Landbau, gutsherrliche und bäuerliche Verhältnisse der Angel- 
sachsen‘ (1842) und die Arbeiten Handelmanns (s. über sie G. F. Knapp, 
Die Landarbeiter in Knechtschaft und Freiheit S. 87), um jene Meinung 
abzulehnen. Vgl. auch meinen Art. über E. Nasse, Allg. deutsche Bio- 
graphie 55, S. 844 ff. Bei Nitzsch ist festzuhalten, daß er, wie im Text 
betont, von der Niebuhrschen Geschichtschreibung aus zur Wirtschafts- 
geschichte kam (man denke auch an seine Beiträge zur schleswig-hol- 
steinischen Geschichte) und nicht etwa unter dem Einfluß eines neu- 
modischen Schriftstellers wie Comte, Buckle oder Spencer (vgl. Ztschr. 
f. Sozialwissenschaft 1904, S. 371 Anm. ı und S. 457 ff.) oder der Sozia- 
listen stand. Buckle hat er von Anfang an mit erfreulichster Entschieden- 
heit abgelehnt. S. seinen Brief an Jessen vom 22. August 1867, Ztschr. 
der Gesellschaft für schleswig-holst. Gesch. ıgıı, S. 49. Nitzsch trieb 
Wirtschaftsgeschichte mit der Auffassung des politischen Historikers, 
wie er denn auch Treitschkes deutsche Geschichte aufs lebhafteste be- 
grüßte. Vgl. Archiv für Kulturgesch. Bd. 8 (Igıo), S. 459; Bd. Io (1912), 
S. 99 ff. In der Ztschr. für Sozialwissenschaft ıgıı, S. 443 hebt An- 
dreas Voigt mit dem Hinweis auf G. W. v. Raumer und W. Arnold her- 
vor, daß die wirtschaftsgeschichtlichen Studien ihren Anfang nicht etwa 
von Marx und Engels nehmen. Schon früher hatte er sich in diesem 
Sinne in seinem Aufsatz „‚G. W. v. Raumer und die materialistische 
Geschichtsauffassung‘‘, Preußische Jahrbücher Bd. 103, S. 430 ff. geäußert. 
Näheres hierüber in meiner angeführten Abhandlung (vorhin S. 77 Anm.2). 
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werden nun mit verstärktem Eifer und in umfassenderer Aus- 
dehnung unternommen, und eben die Jahre 1878 und 1879 
sind es, in denen uns ein großer Aufschwung der wirtschafts- 
geschichtlichen Forschung entgegentritt, wie ihn eine frühere 
Zeit nie gekannt hat. Wir sehen jetzt bejahrte Forscher, denen 
die Grundlegung für wichtige wirtschaftshistorische Fragen 
verdankt wird, mit Autoren, die gerade erst in die literarische 
Tätigkeit eintreten, zusammentreffen. Seit jenen Jahren setzt 
sich eine rührige Tätigkeit ohne Unterbrechung auf wirtschafts- 
geschichtlichem Gebiet fort. 

Jetzt macht die Nationalökonomie in dem öffentlichen 
Interesse der Jurisprudenz erfolgreich den Vorraug streitig. 
Innerhalb der historischen Literatur weiß diese sich zwar auf 
die Dauer durchaus ihr gegenüber zu behaupten. Immerhin 
aber ist die rechtshistorische Literatur in dem mit dem Jahre 
1878 beginnenden Zeitabschnitt zunächst nicht so produktiv 
wie die wirtschaftsgeschichtliche. Ein neuer Aufschwung macht 
sich bei ihr etwas später geltend. Erst in der zweiten, Hälfte 
der achtziger Jahre tritt er ein: als A. Heuslers ‚Institu- 
tionen des deutschen Privatrechts“! und H. Brunners? und 
R. Schröders® Darstellungen der deutschen Rechtsgeschichte er- 
schienen und diesen zusammenfassenden Werken, die in der 
Zusammenfassung alle älteren Unternehmungen seit Eichhorn 
übertrafen, eindringende monographische Untersuchungen zur 
Seite gingen. 

Jener eifrigen Tätigkeit auf wirtschaftsgeschichtlichem Ge- 
biet verdanken wir eine außerordentliche Bereicherung unserer 
Anschauungen. Allein in den ersten Jahren haften dieser wirt- 
schaftsgeschichtlichen Literatur in manchen Beziehungen un- 
erfreuliche Erscheinungen an: in der Darstellung der Entstehung 
und der Ausbildung der Vorherrschaft der Großgrundherrschaf- 
ten und des Aufkommens des Städtewesens. Hier wird die 


1 Sie erschienen 1885 —86. 

2 Bd. ı von Brunners großer ‚Deutscher Rechtsgeschichte‘ er- 
schien 1887. Lange vorher lag schon sein klassischer Grundriß ‚, Quellen 
und Geschichte des deutschen Rechts“ in F. v. Holtzendorffs ‚‚Enzyklo- 
pädie der Rechtswissenschaft‘‘ vor. Allein dies war eben nur ein knapper 
Grundriß. 

3 Ein erster Teil von Schröders ‚Lehrbuch der deutschen Rechts- 
geschichte‘ erschien 1887. — K. v. Amiras Darstellung des germanischen 
Rechts in Pauls ‚‚Grundriß der germanischen Philologie‘ folgte 1893 nach. 
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Bedeutung der Grundherrschaft und des Hofrechts stark über- 
trieben!, ferner den Gilden eine zu große Geltung zugesprochen, 
und es werden diese Anschauungen oft mit wenig methodischer 
Beweisführung und viel Unklarheit der Begriffe vorgetragen. 
Eben bei jenen Problemen aber berühren sich Wirtschafts- 
und Verfassungsgeschichte aufs engste, und darum hat auch 
die Erörterung der Verfassungsfragen unter den angedeuteten 
Mängeln gelitten.” Als Zeugen steigenden Interesses für wirt- 
schaftsgeschichtliche Forschungen sind alle diese Arbeiten be- 
merkenswert; aber der eingeschlagene Weg war bei einem er- 
heblichen Teil von ihnen nicht förderlich. 

Nachdem Nitzsch’ extremen Ansichten über die Bedeutung 
des Hofrechts durch die Kritiker seines Buches ‚‚Ministerialität 
und Bürgertum‘ widersprochen worden war®, eröffnete ihnen 
zunächst Heusler freie Bahn, im Grunde dadurch, daß er sie 
für das eigentliche Verfassungsproblem im wesentlichen für 
gleichgültig erklärte.* Schmoller sodann stimmte ihnen posi- 
tiv zu.° Aber die hofrechtliche Theorie hatte ja noch einen 
breiteren Boden. Wir wissen, daß das Hervorgehen des 
städtischen Handwerkerstandes aus einem Kreis grundherrlicher 
Handwerker allgemein angenommen wurde®, daß G. W. Hegel 
im Staate der Feudalherrschaft? nur Herren und Knechte fand 
und daß Paul Roth die öffentliche Gewalt mit dem Ende 
der Karolingerzeit verschwinden ließ.® Ungefähr im Rahmen 
dieser Auffassung von Hegel und Roth ist die Schilderung ge- 
halten, die Inama-Sternegg jetzt im ersten Band seiner 
Wirtschaftsgeschichte von den Resultaten der Wirtschaftsent- 


1 Für die Verhältnisse der Urzeit ist die grundherrliche Theorie 
in jenen Jahren nicht vorgetragen worden (wenigstens in Deutschland 
nicht), sondern erst seit dem Jahre 1896, übrigens im allgemeinen in 
einer Art, die den wissenschaftlichen Ansprüchen mehr genügt als die 
Literatur, die wir sogleich zu besprechen haben werden. 

2 Vgl. darüber z. B.- Histor. Ztschr. 59, S. 22ı ff.; Nitzsch, Stu- 
dien S. 25 f. 

® Nitzsch hatte gegenüber diesen kritischen Stimmen an seiner 
Arschauung festgehalten. Vgl. Histor. Ztschr. Bd. 7, S. 273. S. auch 
oben S. 69 Anm. ı. 

“4 1872. Vgl. oben S. 60 Anm. 5 und meine Entstehung der 
deutschen Stadtgemeinde S. X £. 

85. Obenis. 62.r18,S} oben 'S.1J0NEf. 

” S. oben S. 20. Vgl. auch S. 48 (unten) und S. 50o Anm. 4. 

Br S.H0ben 8. 44 'F. 
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wicklung der Karolingerzeit entwarf.! Zwar haben er wie auch 
andere Forscher dieser Jahre sich unzweifelhafte Verdienste 
um eine gerechte Würdigung der Großgrundherrschaften er- 
worben.?2 Indessen es bleibt die Tatsache bestehen, daß man 
damals über die berechtigte Schätzung von Grundherrschaft 
und Hofrecht hinausgegangen ist. Wie Roth mit dem Ende 
der Karolingerzeit das Lehnswesen vollkommene Herrschaft 
gewinnen läßt, so lassen Inama und andere zu eben dieser Zeit 
den Stand der Freien annähernd verschwinden und die Großgrund- 
herrschaft die schlechthin beherrschende Kraft im Wirtschafts- 
leben sein.? Es handelt sich hier um die klassischen Jahre der 
Überschätzung ihrer historischen Stellung. Zu der gleichen 
Zeit erfuhr auch die Gildetheorie eine neue Belebung, und 
zwar waren es wiederum namentlich Arbeiten von Nitzsch‘, die 
ihr die stärkere Verbreitung verschafften. Andere Autoren 
übertrieben noch dessen Anschauungen von der Bedeutung 
der Gilden für die Entwicklung des Städtewesens.® Überall, 
wenn nur eine Quelle einen kleinen Anlaß zu geben schien, 


1 Vgl. jetzt die Schilderung der Einflüsse, unter denen Inama 
steht, bei Dopsch a. a. O. S. ı ff., auf dessen Buch ich gerade beim Druck 
dieser Zeilen noch hinweisen kann. 

2 S. vor allem Inamas Schrift von 1878 (oben S. 75 Anm. 3). Vgl. 
ferner Lamprecht, Skizzen zur rheinischen Geschichte (1887), S. 65 ff., 
S. ı83 ff. und S. 192 (vorher waren die betr. Abhandlungen in Picks 
Monatsschrift für die Geschichte von Rheinland und Westfalen, Jahrg. 
1881 und in der Westdeutschen Ztschr. Bd. 6 erschienen); G. F. Knapp, 
Grundherrschaft und Rittergut S. 84 £. 

® Vgl. meinen Nekrolog auf Inama, Vierteljahrschrift für Sozial- 
und Wirtschaftsgeschichte 1909, S. 167 ff.; meine Entstehung der 
deutschen Stadtgemeinde S. 13; Histor. Ztschr. 58, S. 195 Anm. 1. 

4S. vorhin S. 75 Anm. 3 (S. 76). Nitzsch berichtet über seine 
Gildestudien in seinen Briefen an Maurenbrecher, Archiv für Kulturgesch. 
IıgIo, S. 439 und 456. 

5 Zur Literatur vgl. meine Abhandlung: Die Bedeutung der Gilden 
für die Entstehung der deutschen Stadtverfassung, Jahrbücher f. Natio- 
nalökonomie 58, S. 56 ff.; Gött. Gel. Anz. 1891, S. 762 ff.; 1892, S. 406 ff.; 
1893, S. 664 ff.; Histor. Ztschr. 70, S. 532 ff.; 76, S. 481; Literar. Zen- 
tralblatt 1894, Sp. 43 ff.; Ztschr. f. Sozial- und Wirtschaftsgesch. Bd. z, 
S. 132 ff. und S. 262 ff.; Mitteilungen des Instituts 1896, S. 316 ff.; 1898, 
S. 173 ff. — In einer nachgelassenen Abhandlung trat Nitzsch (der seine 
alten Theorien dabei nicht aufgab) auch noch für die Landgemeinde- 
theorie ein. Da diese Abhandlung aber erst erheblich später gedruckt 
worden ist, so übte sie in den Jahren, mit denen wir es hier zunächst 

v. Below, Der deutsche Staat. 6 
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witterte man eine Kaufmannsgilde und schrieb ihr maßgebende 
Bedeutung für die Entstehung und Entwicklung der Stadt- 
verfassung zu.! 

Die Gildetheorie, die übrigens in verschiedenen Formen vor- 
getragen wurde, hat mit der hofrechtlichen Theorie das gemein- 
sam, daß beide den Staats- und Gemeindeverband, wenn nicht 
gar ignorieren, so doch in seiner Wichtigkeit gering anschlagen 
(was freilich — charakteristisch genug — nicht allen, die sie 
damals vertraten, zum klaren Bewußtsein gekommen ist). 
Aber es waren nicht bloß diese Theorien, die den gesunden 
Fortgang der Studien damals störten. Hinzutraten mancherlei 
andere Willkürlichkeiten, z. B. in der Auffassung der Stellung, 
die dem Kaufmann in der frühstädtischen Zeit zukommt.? 

Jene Jahre haben in diesem Rahmen eine geradezu unglaub- 
liche Literatur hervorgebracht.” Leider konnte sie sich zum 
Teil mit Recht auf Nitzsch berufen, obwohl ihre hauptsäch- 
lichen Träger nicht zu seinen echten Schülern, vielleicht über- 
haupt nicht zu seinen Schülern gehörten; wir werden noch 


zu tun haben, noch keine Wirkung aus, und Autoren, die als Jünger 
von Nitzsch auftraten, glaubten damals die Landgemeindetheorie ver- 
dammen zu müssen. 

ı Vgl. die in der vorigen Anmerkung zitierte Literatur. Über 
besonders augenfällige Beispiele s. m. Ursprung der deutschen Stadt- 
verfassung S. 5 Anm. 4 und S. 136 ff.; Ztschr. f. Sozial- und Wirtschafts- 
geschichte Bd. 3, S. 483 Anm. 7; m. Verwaltung des Maß- und Gewichts- 
wesens im Mittelalter S. 26. Man sprach von der ‚großen‘ Kaufmanns- 
gilde, die die Handwerker mit umfaßt haben sollte, und ließ den Stadtrat 
„voll und ganz‘ (s. m. Schrift: Der Höniger- Jastrowsche Freundeskreis 
S. 16) die Erbschaft der alten Gilde antreten. 

2 Vgl. darüber z. B. m. Bemerkungen in den Gött. Gel. Anzeigen 
1895, S. 217 Anm. 4 und S. 219 Anm. I; Jahrbücher für Nationalökono- 
mie 75, S. ı ff.; Histor. Ztschr. gı, S. 485 Anm. I; Ztschr. f. Sozialwissen- 
schaft 1904, S. 373 Anm. 5. 

3 Eine Charakteristik dieser Literatur habe ich in den vorhin in 
Anm. ı und oben S. 62 Anm. 4 genannten Arbeiten, ferner in meinen 
Schriften: Die Entstehung der deutschen Stadtgemeinde (1889), Der Ur- 
sprung der deutschen Stadtverfassung (1892), Der Höniger- Jastrowsche 
Freundeskreis (1892) gegeben. 

* Ich habe schon in m. „Entstehung der deutschen Stadtgemeinde“ 
S. VIII Anm. 6 und in m. „Ursprung der deutschen Stadtverfassung‘ 
S. XIV bemerkt, daß die charakterisierten Arbeiten jener Autoren, die 
sich für die besonderen Interpreten der Gedanken von Nitzsch ausgaben, 
seinem Ansehen sehr geschadet haben und daß ‚‚wohl den meisten von 
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sehen, daß seine echten Schüler sich vielmehr überwiegend 
in Gegensatz gegen jene Auffassungen stellten. Die uner- 
freulichsten Blüten der bezeichneten Literatur traten auch erst 
nach dem Tode von Nitzsch (1880) hervor. Diese Kreise stan- 
den unter der Protektion Schmollers!; unter der Protektion, 
nicht der Führerschaft: seine eigenen Gedanken über die Ent- 
wicklung des Mittelalters? waren zu kümmerlich, als daß sie 
eine geistige Führung hätten begründen können.® Am meisten 
betrübt es uns, daß die Entdeckungen jener unerquicklichen 
Literatur auch in die Werke ernster Forscher eindrangen.* 


ihnen jede persönliche Beziehung zu ihm fehlt“. Die mir neuerdings 
bekannt gewordenen und von mir in Verein mit M. Schulz und 
K. Vogel herausgegebenen Briefe von Nitzsch bestärken mich in der 
Überzeugung von der Berechtigung dieser Scheidung. Nitzsch nennt jene 
Autoren nirgends als seine Schüler, dagegen andere mit Nachdruck, so 
Baltzer, Matthäi, Zeumer (Archiv für Kulturgeschichte ıgıo, S. 452; 
1912, S. 87). Über diese s. unten S. 85 Anm. 2. 

1 Vgl. darüber oben S. 62 Anm.; Zitschr. f. Sozialwissenschaft 
1904, S. 373 Anm. 5, S. 452 und S. 796 Anm. ı; Vierteljahrschrift für 
Sozial- und Wirtschaftsgesch. 1907, S. 497 Anm. ı. 

2 Über Schmollers Verdienste auf dem Gebiet der neueren Ver- 
waltungsgeschichte vgl. Ztschr. f. Sozialwissenschaft 1904, S. 372 ff., 
S. 710 ff. und S. 787 ff.; Vierteljahrschr. f. Sozial- und Wirtschaftsgesch. 
1905, S. 142 ff.; 1909, S. 199; IgII, S. 241. 

® Vgl. darüber z. B. m. Entstehung der deutschen Stadtgemeinde 
S. 67 ff.; Die Verwaltung des Maß- und Gewichtswesens im Mittelalter, 
passim. 

* Ein bezeichnendes Beispiel dafür liefert der zweite Band von 
Inamas Wirtschaftsgeschichte. S. über ihn meine Rezension in den 
Gött. Gel. Anzeigen 1891, S. 755 ff. — Ungünstig hat es auch gewirkt, 
daß Forscher, die wohl in ihren Anschauungen einige Beziehungen zu 
der charakterisierten Literatur boten, im wesentlichen aber einen anderen 
Standpunkt vertraten, den Unterschied nicht mit genügender Schärfe 
hervorhoben, sondern eher das geringe gemeinsame Moment betonten. 
So z. B. hätte Gierke in der Rezension, die er in der Deutschen Literatur- 
zeitung 1892, Sp. 55 ff. von Hegels „Städten und Gilden‘ veröffent- 
lichte, sehr gut in der Hauptsache der von diesem geübten Kritik zu- 
stimmen können. Denn er hatte ja selbst früher (Genossenschaftsrecht II, 
S. 5grf., Anm.) an den Vertretern der Gildetheorie getadelt, daß sie 
die vorhandenen Gilden ‚‚zu sehr außer Verbindung‘ mit der Mark-und 
Gerichtsgemeinde gedacht haben und ‚in der Annahme nicht bezeugter 
förmlich konstituierter Gilden zu weit gegangen“ seien. Was ihm bei 
der Gildetheorie die Hauptsache ist, hat mit der modischen Gildetheorie 
der achtziger Jahre wenig zu tun. Trotzdem lehnte er in jener Rezen- 

6* 
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So konnte es geschehen, daß die Wirtschaftsgeschichte in der- 
selben Zeit, in der sie doch tatsächlich sich eines neuen Auf- 
schwungs erfreute und in der Mehrzahl ihrer Produktionen 
unserer Erkenntnis die schönste Förderung brachte, in Miß- 
kredit kam.! 

Nitzsch, dessen Veröffentlichungen in jenen Jahren einen 
so großen Einfluß ausübten, war ein Historiker von Phantasie 
und Anschauung. Er ist nie flüchtig gewesen, sondern hat sich 
stets mit unendlicher Liebe in die urkundliche Überlieferung 
vertieft und auch nebensächlichen Wendungen der Quellen 
ein Bild abzugewinnen gesucht. Und ein Forscher von solchen 
Gaben ist, wie wir heute ja wissen, bei der Schilderung der 
Verhältnisse des Mittelalters in der Hauptsache einen Irrweg? 
gegangen! Wenn wir nach einer Erklärung hierfür suchen, so 
werden wir sie, neben einer Nitzsch unzweifelhaft anhaftenden 
stark subjektiven Art, darin finden, daß ihm sein Ideal, die 
Verbindung des Studiums der mittleren und neueren Geschichte 
mit dem der antiken, ein Hindernis gewesen ist und daß ihm 
bei all seinem verzehrenden Interesse für die Erforschung der 
Realien die juristische Beanlagung oder Schulung gefehlt hat}, 
ohne die nun einmal die Darstellung der Verfassungsgeschichte, 
aber auch der Wirtschaftsgeschichte undenkbar ist. Eben 
gerade der Blick auf seine Arbeiten (ganz zu schweigen von 
der vorhin charakterisierten Literatur)* lehrt uns, wie ver- 
hängnisvoll die Außerachtlassung der juristischen Begriffe und 
Gesichtspunkte wirkt. 


sion Hegels Kritik ab und verschaffte so jenen literarischen Produkten 
eine Stütze. Vgl. darüber m. Anzeige von Hegels Buch in den Gött. 
Gel. Anzeigen 1892, S. 4Ioff.; Hegel, Histor. Ztschr. 70, S. 442 ff. 

1 Ich erinnere an Weilands bekanntes Wort von den Wirtschafts- 
historikern, die das Gras wachsen hören (Gött. Gel. Anzeigen 1892, 
Nr. 7, S. 295 Anm. 2). Urteile anderer Forscher über wirtschaftsgeschicht- 
liche Arbeiten aus der bezeichneten Gruppe GGA. 1892, S. 294 f.; Ztschr. 
f. Sozialwissenschaft 1904, S. 790 ff. Vgl. auch Histor. Ztschr. 61, S. 303. 

® Wir wollen nicht verschweigen, daß neuerdings S. Rietschel, 
Das Burggrafenamt (1905), S. 3, auf Nitzsch als einen von den wenigen 
älteren Forschern hinweist, die das Burggrafenamt richtig gedeutet 
haben. Allerdings hebt die Beimischung von Unrichtigem bei N. auch 
Rietschel hervor. 

® Vgl.obenS. 48 Anm. ı und m. Entstehung der deutschen Stadt- 
gemeinde S. 67. 

“ Vgl. oben S. 83 Anm. 3 und S. ııı Anm. 
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Wenden wir uns nach diesen allgemeinen Erörterungen über 
die Literatur jener Jahre zu den Arbeiten, in denen der ver- 
fassungsgeschichtliche Inhalt überwiegt. Hier machen wir 
die überraschende Beobachtung, daß die Schrift, mit der unser 
Bericht zu beginnen hat und die einen starken und in seinen 
Wirkungen großen Vorstoß gegen die grundherrliche Theorie 
bedeutet, die Erstlingsarbeit eines Schülers von Nitzsch ist: 
Karl Zeumer weist in seinem Buch ‚‚Die deutschen Städte- 
steuern, insbesondere die städtischen Reichssteuern im I2. und 
13. Jahrhundert (1878)'‘! nach, daß die alte landesherrliche 
Bede keine grundherrliche Abgabe ist, sondern den Gegensatz 
zu einer solchen bildet, vermöge der Gerichtsbarkeit erhoben 
wird. Seine Schrift zeichnet sich ferner durch eine Klarheit 
und Durchsichtigkeit der Darlegung aus, wie wir sie in den 
Untersuchungen von Nitzsch? nicht finden.? Die hofrechtliche 


1 S. oben S. 75 Anm. 3. Die Schrift enthält mehr, als der Titel 
erwarten läßt. Sie handelt keineswegs bloß von Städtesteuern, 
sondern von der Bede, die Land und Stadt gemeinsam ist, und den 
Städtesteuern, die sich auf diesem allgemeinen Grunde erheben. Nitzsch 
mag wohl, als er das Thema seinem Schüler stellte, nur an die Steuern 
der Reichsstädte gedacht haben (vgl. seine Äußerung in einem Brief 
an Maurenbrecher, Archiv f. Kulturgesch. Igıo, S. 452), während Z. 
durch die in den Dingen liegende Konsequenz dahin geführt wurde, 
den historischen Zusammenhang, in dem jene Städtesteuern stehen, 
zu ermitteln. Man wirft doch die Frage auf, ob N. gar nicht den Gegen- 
satz der Resultate, zu denen Z. gelangte, zu seiner Anschauung emp- 
funden hat. Er hat ihn offenbar nicht empfunden und zwar deshalb, 
weil er juristische Unterschiede überhaupt zu wenig empfand. Das 
aber wird verhängnisvoll, zumal in dem vorliegenden Fall, wo es sich 
um ein Grundproblem handelt. 

2 Ohne Zweifel hat Nitzsch einen starken Lehrerfolg gehabt. Es 
liegen sehr günstige Urteile über die Wirkung seiner Vorlesungen vor. 
Den Gegensatz dieses Erfolges gegenüber seinem geringen literarischen 
Erfolg erklärt vielleicht eine Bemerkung, die Ranke einmal über Nitzsch 
gemacht hat: ‚‚Der gute N. ist so klar und deutlich im Gespräch; aber 
sobald er schreibt, dunkel und unverständlich; er ist zu scharfsinnig“ 
(mitgeteilt von Th. Wiedemann in der Deutschen Revüe 1893, 3. Band, 
S. 352; vgl. dazu Gött. Gel. Anzeigen 1895, S. 213 Anm. ı). In einem 
Brief vom 6. Januar 1878 nennt N. (Archiv f. Kulturgesch. 1910, 
S. 451f.) drei Dissertationen aus seinem Seminar als solche, die ihm 
in ihrer historischen Auffassung — insbesondere darin, daß die Ver- 
fasser über schulgemäße Methode hinaus zur ‚Anschauung‘ fort- 
schreiten — sehr sympathisch seien: G. Matthäi, Die Klosterpolitik 
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Theorie kommt hier nicht zur Geltung. Ein kleines Hinter- 
türchen wird ihr allerdings noch eingeräumt.! Auch läßt 
Zeumer die Bede ursprünglich eine „private Unterstützung“ 
sein und erst allmählich ein ‚Institut des öffentlichen Rechts“ 
werden.” Wenn er so die Bede von Haus aus direkt als rein 
öffentlichrechtliche Abgabe zu bezeichnen offenbar Bedenken 
trägt, so macht er doch geltend, daß jene Umwandlung in 
ihrem Charakter dadurch erleichtert worden sei, ‚daß die- 
jenigen Gewalten, mit welchen vorzugsweise das Bederecht 
verbunden erschien (Vogtei und Grafengewalt), nie ganz ihren 
öffentlichen Charakter eingebüßt haben‘“?, und vor allem weist 


Kaiser Heinrichs II, ein Beitrag zur Geschichte der Reichsabteien 
(Göttinger Diss. von 1877; der Verf. hatte aber nicht in Göttingen 
studiert); M. Baltzer, Zur Geschichte des deutschen Kriegswesens 
in der Zeit von den letzten Karolingern bis auf K. Friedrich II. 
(Leipzig 1877); Zeumers Arbeit. Diese drei Arbeiten sind in der Tat 
methodisch vortrefflich und bekunden das energische Bestreben, eine 
zusammenhängende Anschauung von den Dingen zu gewinnen. Eine 
andere Arbeit von Baltzer gewährt historiographisch ein ähnliches 
Interesse wie die Dissertation von Zeumer: in seiner Abhandlung ‚‚Mini- 
sterialität und Stadtregiment in Straßburg bis zum ]J. 1266“ (Straß- 
burger Studien, herausg. von Martin und Wiegand II, 1884, S. 53 ff.) 
bekämpft er die hofrechtliche Theorie, indem er für Straßburg die An- 
sicht, die Nitzsch von der Stellung der Ministerialität in den aufkommen- 
den Städten vertreten hatte, widerlegt (vgl. m. Entstehung der deutschen 
Stadtgemeinde S. XI Anm. ır). Auch in den Dissertationen von Baltzer 
und Matthäi bemerkt man keineswegs ein einseitiges Hervortreten der 
hofrechtlichen Theorie. Matthäi (S. 14 Anm. ı) lehnt sogar Fickers 
Lehre vom Eigentum des Reichs am Reichskirchengut ab; freilich zeigt 
er nicht das Bewußtsein von einem tieferen Gegensatz gegen die hof- 
rechtliche Theorie. Die genannten drei Dissertationen sind Arbeiten 
aus N.s Seminar, zu denen er sich ausdrücklich bekennt. Durch welche 
Arbeiten das Ansehen von N. als akademischem Lehrer beeinträchtigt 
worden ist, wurde oben angedeutet. Vgl. ferner Weiland, Gött. Gel. 
Anzeigen 1881, S. 1551 ff. (Kritik einer Schrift, die von Nitzsch angeregt, 
aber erst nach dessen Tode zum Abschluß gebracht worden ist); ebenda 
1892, S. 295 Anm. 2. 

® Einen andern Eindruck als die Untersuchungen hinterlassen die 
Briefe von Nitzsch (vgl. Histor. Ztschr. 106, S. 641f.). Er tritt uns in 
ihnen wie im persönlichen Verkehr entgegen (vgl. das in der vorigen 
Anmerkung angeführte Wort von Ranke). 

! Anklänge an Nitzsch finden sich bei Zeumer, Städtesteuern z. B. 
auf S. 49, 54 und 56. Dagegen wird er S. 52 im wesentlichen abgelehnt. 

* Zeumer S. 46. — ® S. 47. 
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er quellenmäßig nach, daß zwischen Grundzins und Bede scharf 
unterschieden worden ist und daß man sich ‚‚der Schärfe des 
Gegensatzes vom Zins zur Bede deutlich bewußt war“.! 

Mit der Bede hatte man sich literarisch viel beschäftigt zur 
Zeit des Abbruchs des ancien regime, als es sich darum handelte, 
das Steuerwesen neu zu ordnen, in den ersten Jahrzehnten des 
19. Jahrhunderts.” Damals haftete an der Entscheidung der 
Frage, ob die Bede grundherrlichen oder öffentlichrechtlichen 
Ursprungs sei, ein großes praktisches Interesse, weil im zweiten 
Fall die Pflicht der Entschädigung des Berechtigten fortfiel. 
Überwiegend entschied sich jene Literatur dahin, daß die Bede, 
wenn nicht schlechthin öffentlichrechtlichen, so jedenfalls 
gerichtsherrlichen Charakter habe. Sowie jedoch die uninter- 
essierte historische Literatur sich des Problems bemächtigte, 
wurde der Bede die Bedeutung eines ‚„Grundzinses‘ zuge- 
sprochen.® Man hat den Eindruck, daß mit dem Schwinden 
des praktischen Gesichtspunktes Verständnislosigkeit oder 
wenigstens Gleichgültigkeit gegenüber der Frage des Ursprungs 
der Bede ihren Einzug in die Literatur hielt. Eichhorn erklärte 
sie wenigstens als Steuer, aber ihrem Ursprung nach als Zah- 
lung einer Entschädigung für nicht geleisteten militärischen 
Reichs- oder Landesdienst.* Zu dem Gedanken, daß in jener 
Zeit eine wirkliche Steuer bestanden habe, glaubte man sich 
offenbar nicht herbeilassen zu dürfen; zum mindesten sah man 
die Abgabe, die als Steuer galt, als durch Ablösung einer andern 
Pflicht entstanden an. 

Die Auffassung der Bede ist, wie wir noch sehen werden, 
von grundlegender Bedeutung für die Beantwortung der Frage, 
der wir unsere Untersuchung widmen. So hat es denn auch 
den Fortschritt der Diskussion aufgehalten, daß man von 
Zeumers Untersuchung zunächst fast gar keine Notiz nahm 
und die von ihm gewonnenen Erkenntnisse vorerst ohne Wirkung 


15.39 und 41. 

2 Über diese Literatur vgl. meinen Art. Bede im Handwörterbuch 
der Staatswissenschaften, 3. Aufl., Bd. 2, S. 736f. Über die ältere 
Literatur, die die Geschichte der Bede betrifft, überhaupt s. ebenda; 
Zeumer S. 2; meine Landständische Verfassung in Jülich und Berg III, 
1,S.5 ff. und S. 7; Grupen, Von Steuern und Beden, in: Disceptationes 
forenses S. 901. 

® Vgl. darüber Zeumer S. 39. 

* Eichhorn, Deutsche Staats- und Rechtsgeschichte Bd. 2, S. 457. 
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auf die Würdigung der mittelalterlichen Verfassung im all- 
gemeinen blieben. Man schlummerte damals eben in der hof- 
rechtlichen Theorie: sie beherrschte alles.! 

Im Jahre 1879 erschien der Anfang eines, leider nicht voll- 
endeten, Werks, das gerade unserm Thema gewiß eine be- 
merkenswerte Erörterung gewidmet haben würde: der erste 
Band von W. Sickels ‚Geschichte der deutschen Staatsver- 
fassung‘‘, unter dem Titel ‚Der deutsche Freistaat“. In eigen- 
artiger Weise nimmt der Verfasser zu den Ausführungen von 
Waitz, Roth, Sohm und Gierke Stellung, mit dem Bestreben, 
die alten Verhältnisse genauer an den uns geläufigen technischen 
Termini zu messen. Führen wir seine namhaftesten Sätze hier 
an. Man kannte nicht ‚den Staat als solchen, als dauernde 
Veranstaltung‘, ‚weil man der Abstraktion von den sichtbaren 
Menschen ncch nicht fähig war. Wie dieser Ausgangspunkt 
fehlte, der so oft auf ähnlichen Kulturstufen den Staat zu einer 
bleibenden Ordnung erhoben hat, so mangelten auch die übrigen 
Ausgangspunkte für diese Anschauung, welche die leichtesten 
sind. Keine Repräsentativverfassung ließ den Staat unab- 
hängig von seinen Mitgliedern erscheinen, kein Staatsvermögen 
weckte.den Gedanken an eine selbständige Staatseinheit, kein 
festes Landgebiet oder gemeinsame Denkmäler verbanden die 
Generationen. Wir werden sehen, wie die Organisation der 
staatlichen Macht sich noch nicht ganz von der gesellschaft- 
lichen Macht gelöst und eine rechtliche Selbständigkeit erreicht 
hatte und wie das Königtum nicht eine bleibende Institution 
der Verfassung war. In dem Freistaate war die Eigenart des 
Staatsverbandes noch nicht zu vollem Durchbruch gelangt“. 


1 Waitz handelt über die Bede im 8. Band seiner Verfassungs- 
geschichte S. 394 ff. Er konnte schon Zeumers Buch benutzen, neigt aber 
mehr als dieser dazu, der Bede einen gewissen privatrechtlichen Charakter 
zu geben. Schmoller, in dessen Sammlung (,Staats- und sozialwissen- 
schaftliche Forschungen‘‘) Zeumers Arbeit erschienen war, nahm nicht 
Kenntnis von ihren Resultaten. Er hielt an der irrigen Darstellung 
dieser Dinge, die er in seinen „Epochen der preußischen Finanzpolitik“ 
(Jahrbuch für Gesetzgebung 1877, S. 42) gegeben hatte, bei dem Neu- 
druck seiner Abhandlung (,‚Umrisse und Untersuchungen“ S. 121) fest. 
Vgl. gegen Schmoller F. J. Neumann, Die persönlichen Steuern vom 
Einkommen (1896) S. 232 und meine Landständische Verfassung in 
Jülich und Berg III, ı, S. 54 Anm. ı. Dagegen betonte den Steuer- 
charakter der Bede M. Ritter, Ztschr. des bergischen Geschichtsvereins 
20, S. I5 (wie auch Neumann a. a. O.). 
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In einer Anmerkung fährt Sickel fort: ‚Gierke nimmt für den 
Staat die genossenschaftliche Natur in Anspruch, läßt ihn 
jedoch diese Natur von der Geschlechtsverfassung entlehnen. 
Allein wir haben keine Nachricht über die innere Organisation 
des Geschlechts, und ich sehe keinen Grund für den schlichten 
Gedanken des Staatsvereins nach einem vorbildlichen Muster 
zu suchen und dieses Muster nach dem Staatsverband zu rekon- 
struieren.‘“ An anderer Stelle bemerkt Sickel (S. 33): ‚Der 
Staat war ein Bürgerverein, bei dem es sich nur um die Inter- 
essen der jeweiligen Bürger handeite; deshalb war das Bürger- 
recht ein höchst persönliches Recht (deshalb keine Stellver- 
tretung für die Ausübung des politischen Rechts)‘ Wenn 
Sickel weiter betont (S. 44): ‚Die Monarchie war (im Freistaat) 
eine wahrhafte Staatsgewalt, erwachsen aus staatlichen Be- 
dürfnissen und für ihren Dienst geschaffen, eine Gewalt, die 
ihre Ziele und ihr Maß in den Interessen der Gemeinschaft 
fand; der König gehörte dem Volk, nicht das Volk dem König,“ 
so will er damit offenbar den Gegensatz zu den Verhältnissen 
ausdrücken, wie wir sie später im fränkischen Reich finden. 
Das Jahr 1879 brachte ferner A. Luschin von Eben- 
greuths ‚Geschichte des älteren Gerichtswesens in Öster- 
reich ob und unter der Enns“, welches Werk bedeutsam ist 
als Zeichen des wachsenden Interesses für eine ins einzelne 
gehende Erforschung der inneren Verhältnisse der Territorien.! 
Einen Widerspruch gegen Gierke erhob A. Heusler in seinen 
„Institutionen des deutschen Privatrechts‘“, Bd. I, S. 266 f., 
indem er in Übereinstimmung mit Sohm geltend machte, daß 
die Dorf- und Markgenossenschaften nicht Glied des Staats 


1 Kühns ‚Geschichte der Gerichtsverfassung und des Prozesses 
in der Mark Brandenburg‘ (1865 —67) hält in dieser Beziehung den 
Vergleich mit Luschins Buch nicht aus, wenngleich seine Darstellung 
ebenso Beachtung verdient wie die Rechtsgeschichte der Wetterau, die 
Thudichum (s. über ihn auch oben S. 38 Anm. ı) seit 1867 erscheinen 
ließ. Handelt es sich hier nur um die Verfassung von Duodezterritorien, 
so hätte Thudichums Arbeit doch mehr Aufmerksamkeit zugewandt 
werden sollen, als man sie ihr tatsächlich erwiesen hat. Im Vorbeigehen 
notieren wir hier, daß Laband in seiner akademischen Rede (Straßburg 
1880) „über die Bedeutung der Rezeption des Römischen Rechts für 
das Deutsche Staatsrecht‘‘ S. 37 „seit dem 13. Jahrhundert in Deutsch- 
land keine wahre Staatsgewalt mehr“ existieren läßt. Vgl. dazu meine 
„Ursachen der Rezeption des Römischen Rechts in Deutschland“ (1905), 
S. 28ff. und S. 54 ff. 
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gewesen seien. Er erklärte ferner (S. 284) für „sehr irre- 
führend‘ die Auffassung Gierkes, daß ‚das germanische Grund- 
eigentum, das alte ‚Eigen‘, die zwei Grundbegriffe von Grund- 
herrschaft und Grundvermögen in sich gefaßt, also den Stoff 
moderner Gebietshoheit und modernen Eigentums in sich ver- 
einigt habe.‘“? 

Die Arbeiten von G. L. v. Maurer an Lamprecht 1886 
wieder auf mit seinem überaus stoffreichen Buch ‚Deutsches 
Wirtschaftsleben im Mittelalter‘“®, sachlich sie erweiternd, 
bei territorialer Beschränkung (auf das Moselgebiet). In der 
Auffassung ging er über Maurer hinaus: während dieser die 
öffentliche Gewalt des Mittelalters nur als der Grundherrschaft 
analog auffaßt, läßt er die Landesherrschaft direkt aus der 
Grundherrschaft- stammen, die letztere ‚die Wiege der Terri- 
torien‘“ sein und gewährt auch sonst der hofrechtlichen Theorie 
den weitesten Raum.* Die Bede ist ihm eine wesentlich 
grundherrliche Abgabe.®° Wenn er in seinem ‚„Wirtschafts- 


1 Heusler bemerkt auch (S. 306), daß ‚‚die wirtschaftliche wie die 
rechtliche Lage einer Stadtgemeinde ursprünglich keine andere war 
als die einer Dorfgemeinde‘. 

2 Übrigens bekannte sich Heusler (S. 299) zu der Theorie vom 
hofrechtlichen Ursprung der städtischen Handwerker. 

3 Deutsches Wirtschaftsleben im Mittelalter. Untersuchungen über 
die materielle Kultur des platten Landes auf Grund der Quellen zunächst 
des Mosellandes. 4 Bde. (I, ı und 2, II, III). Gedruckt in den Jahren 
1885 —86, veröffentlicht jedoch erst 1886. Über Lamprechts Stellung 
in der neueren Historiographie s. meine Artikel: ‚Die neue historische 
Methode‘, Histor. Ztschr. 81, S. ıg3 ff., und ‚Kulturgeschichte und 
kulturgeschichtlicher Unterricht‘, ebenda 106, S. g6ff. (S. 99 über 
L.s „Wirtschaftsleben“). Vgl. auch Vierteljahrschrift f. Sozial- und 
Wirtschaftsgesch. IgI2, S. 460 f£. 

* Vgl. meine Rezension in der Histor. Ztschr. 63, S. 294 ff.; auch 
ebenda 71, S. 494 ff. Zum erstenmal wandte ich mich gegen Lamprecht 
in meiner Landständischen Verfassung in Jülich und Berg I, S. 254 
Anm. 308 (übrigens nicht in einer Frage der grundherrlichen Theorie). 
Später sind auch von andern die unter dem Bann der hofrechtlichen 
Theorie stehenden Anschauungen Lamprechts wiederholt zum Gegen- 
stand der Kritik gemacht worden. S. z. B. Rietschel, Ztschr. der Sa- 
vigny-Stiftung, German. Abteilung, Bd. 22, S. 206f. und 209 ff. (dazu 
vgl. m. Ursprung der deutschen Stadtverfassung S. ıızf. und Jahr- 
bücher für Nationalökonomie Bd. 59 (1892), S. 126; Ernst Mayer, Deutsche 
Literaturzeitung 1892, Nr. 8). 

5 Eine Kritik der Äußerungen Lamprechts über die Bede habe 
ich in der Histor. Ztschr. 63, S. 303—5 gegeben. Übersichtlich stellt 
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leben‘ die gesamte territoriale Verwaltung mit behandelt, so 
entspricht das eben jener Auffassung. Die Stellung der Ge- 
meinde beschrieb er ungefähr so wie Gierke.! In den folgen- 
den Jahren hat er in weiteren Auslassungen, die in Gegensatz 
stehen zu Studien, dıe ich begann, die These vom Ursprung 
der Landesherrschaft aus der Grundherrschaft aufs entschie- 
denste verteidigt.” Lamprecht ist neben Nitzsch wohl derjenige 
Autor, der den grundherrlichen Abhängigkeitsverhältnissen die 
breiteste Geltung zuspricht. In jener klassischen Zeit der 
hofrechtlichen Theorie wurde seine Darstellung fast allgemein 
beifällig aufgenommen.? 

Den Standpunkt, den die (seit 1887 erschienenen) um- 
fassenden Darstellungen der deutschen Rechtsgeschichte von 
H. Brunner und R. Schröder einnahmen, werden wir an 
einer späteren Stelle darlegen, da sie bis zur Gegenwart neue 
Auflagen erhalten haben. 

Vom Jahre 1885 ab begann ich Studien zu veröffentlichen, 
die sich in direkten Widerspruch zu dem setzten, was die hof- 
rechtliche Theorie behauptete und was sonst vorgebracht worden 
war, um dem mittelalterlichen Staat eine maßgebende Stellung 
abzusprechen. Im ersten Teil meiner ‚„Landständischen Ver- 
fassung in Jülich und Berg‘‘* (er erschien 1885) betonte ich 
unter Herleitung der Landeshoheit aus der öffentlichen Gerichts- 
gewalt im Anschluß an Zeumer, aber stärker als er, den Steuer- 
charakter der Bede. Im zweiten Teil (1886)’, welcher die 


sie zusammen J. Metzen, Die ordentlichen direkten Staatssteuern des 
Mittelalters im Fürstbistum Münster, Münstersche Dissert. von 1895 
(zugleich erschienen in der Ztschr. des Vereins für Gesch. Westfalens, 
Bd. 53), S. 49 Anm. 66; s. auch ebenda S. 25 ff. Die erste Bemerkung, 
die Lamprecht gegen mich gerichtet hat (Wirtschaftsleben I, S. 1334 
Anm. 4; s. dazu Metzen a. a.O.), bezog sich auf meine Auffassung der Bede. 

ı Vgl. dazu Histor. Ztschr. 59, S. 204 Anm. ı; m. Entstehung 
der deutschen Stadtgemeinde S. 8 Anm. ıg und S. 117. 

2 Über einen gewissen Abschluß dieser Polemik s. Deutsche Literatur- 
zeitung 1894, Nr. 12, Sp. 375 f. 

® Vgl. darüber z. B. Ztschr. für Sozialwissenschaft 1904, S. 160. 

* Sonderabdruck aus der Ztschr. des bergischen Geschichtsvereins 
Bd. 21, S. 174 ff. Über die Bede s. S. 197 f. (besonders Anm. 88) und 
S. 2ı1 ff. 

5 Sonderabdruck aus Bd. 22, S. ı ff. (besonders S. 62 ff.). S. auch 
schon Teil ı, S. 177. In Teil 2, S. 46 Anm. 160 und ausführlicher in den 
Gött. Gel. Anz. 1890, S. 309 ff. äußerte ich mich über die Entstehung 
der Landeshoheit. 
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Entstehung der landständischen Verfassung zu schildern hatte, 
legte ich im Gegensatz zu Gierke dar, daß der ‚„Einung‘‘ keine 
grundlegende Bedeutung für sie zukommt, daß die Ritterschafts- 
kurie des alten Landtags nicht aus einem freien Ritterbund, 
sondern aus den im Territorium ansässigen Ritterbürtigen her- 
vorgegangen ist. In zwei Aufsätzen „Zur Entstehung der 
deutschen Stadtverfassung‘‘ (1887 und 1888)! wandte ich mich 
gegen die Aufstellungen der hofrechtlichen Theorie über die 
Entstehung des Bürgertums und der Stadtverfassung: in dem 
ersten sprach ich mich gegen die Ansicht aus, daß die Bevölke- 
rung der aufkommenden Stadt oder wenigstens der Handwerker- 
stand aus Unfreien des städtischen Fronhofs, die städtischen 
Zünfte aus unfreien, grundherrlichen Zünften hervorgegangen 
seien?; in dem zweiten legte ich dar, daß bei der mittelalter- 
lichen Stadtverfassung verschiedene Seiten — Ummauerung, 
Markt, besonderer Gerichtsbezirk, Privilegierung auf dem Gebiet 
der finanziellen und militärischen Lasten, Gemeinde — zu unter- 
scheiden sind, daß aber bei keinem dieser Dinge es sich um 
Herkunft aus dem Hofrecht handelt. Die Mehrzahl der Stücke 
stammt aus dem öffentlichen Recht; als Gemeinde gehört die 
Stadt freilich nicht dem Staate an (zum mindesten nicht von 
Haus aus).” Mit der Stadt als Gemeinde beschäftigt sich 


ı Histor. Ztschr. Bd. 58, S. 193 ff.; 59, S. 193 ff. Den Hauptteil 
des ersten Aufsatzes habe ich unter dem Titel ‚‚Kritik der hofrechtlichen 
Theorie (mit besonderer Rücksicht auf die ständischen Verhältnisse)‘ 
wieder abgedruckt in meinem Buch ‚Territorium und Stadt‘. 

® Zugleich legte ich die Unbrauchbarkeit des Arnoldschen Begriffs 
der ‚altfreien Gemeinde‘ dar. S. Histor. Ztschr. 58, S. 231 Anm. 2; 
107, S. 590; m. Ursprung der deutschen Stadtverfassung S. 112 Anm. 1. 
Der Unterschied zwischen altangesessenen Freien und Einwanderern ist 
flüssig. Vgl. übrigens Arnold, Zur Gesch. des Eigentums in den deutschen 
Städten S. 253 Anm. ı. — Den ersten Anlaß zur Kritik der Ansicht 
von der ursprünglichen Unfreiheit der städtischen Handwerker gab mir 
die Beobachtung, daß die Vertreter der hofrechtlichen Theorie die Zah- 
lung der Bede (die ich doch eben erst als öffentlichrechtliche Abgabe 
reklamiert hatte) als Beweis hofrechtlicher Abhängigkeit anführten. 

® Nachdrücklich betonte ich den Gegensatz des öffentlichen und 
privaten Gerichts. Ein Hauptgewicht legte ich auf die Unterscheidung 
der verschiedenen Seiten der mittelalterlichen Stadt und darauf, daß 
man die besondere Herkunft der einzelnen Seiten untersuchen müsse. Vgl. 
meinen zweiten Aufsatz S. 194 ff.; m. Entstehung der deutschen Stadt- 
gemeinde S. 117; m. Ursprung der deutschen Stadtverfassung S. ı2£. 
und I5; Ztschr. f. Sozial- und Wirtschaftsgesch. 3 (1895), S. 495 Anm. 27. 
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meine Schrift ‚Die Entstehung der deutschen Stadtgemeinde“ 
(1889). In Übereinstimmung mit Sohm faßte ich die deutsche 
Ortsgemeinde als einen autonomen Körper auf, der mit der 
Staatsverfassung nichts zu tun hat, und leitete aus der ländlichen 
Ortsgemeinde die aufkommende Stadtgemeinde her (während 
Maurer die Anknüpfung in der Markgenossenschaft fand).! In 
einer Abhandlung über ‚Die Bedeutung der Gilden für die 
Entstehung der deutschen Stadtverfassung‘ (im Winter 1891/92 
erschienen)? bekämpfte ich die Anschauung, daß die Stadt- 
verfassung aus der Gildeverfassung hervorgegangen sei, die 
Gilde die erste Organisation der Bürger dargestellt, der 
städtische Rat ihr Erbe angetreten habe. 

In meinen Ausführungen über die These von dem Hervor- 
gehen der städtischen Handwerker aus Unfreien des stadtherr- 
lichen Fronhofs wies ich darauf hin?, daß man sich von der 
Verbreitung der Unfreiheit im Mittelalter überhaupt über- 
triebene Vorstellungen mache, daß es keineswegs bloß ‚Herren 
und Knechte‘“ gegeben habe.* Im Zusammenhang mit diesen 
Vorstellungen war man dazu gelangt, sich den staatlichen Ver- 
band als im wesentlichen aufgelöst zu denken. An sich kann ja 
auch bei der allerstärksten Ausbreitung der Unfreiheit und 
sonstiger privater Abhängigkeitsverhältnisse noch ein wirklich 
staatlicher Rahmen vorhanden sein. Indessen in der damaligen 
Literatur wurden die Vorherrschaft der Unfreiheit und die Auf- 


Die Unfruchtbarkeit vieler Arbeiten über die Entstehung der Stadt- 
verfassung hatte (und hat noch heute) zum Teil darin ihren Grund, 
daß für die Stadtverfassung ganz im allgemeinen die Frage gestellt 
wird, woher sie stamme. 

2 S. auch oben $. go Anm. ı. Über das Verhältnis meiner Auf- 
fassung zu der von Maurer s. Näheres in m. Ursprung der deutschen Stadt- 
verfassung S. 4 Anm. ı und S. 23. 

%2 Jahrbücher für Nationalökonomie Bd. 58, S. 56ff. Für einzelne 
Städte hatte ich die Ansichten von Vertretern der Gildetheorie schon 
in meiner Entstehung der deutschen Stadtgemeinde S. 68 f., 95 f. und 
107, in meinem Artikel ‚Die Kölner Richerzeche‘ in Quiddes Ztschr. 
Bd. ı (1899), S. 443 ff., und besonders eingehend in meiner Rezension 
des 2. Bandes von K. Th. v. Inama-Sterneggs deutscher Wirtschafts- 
geschichte (Inamas und Köhnes Ansichten) in den Gött. Gel. Anzeigen 
1891, S. 755 ff. (daselbst zugleich mehreres über die hofrechtliche Theorie) 
zurückgewiesen. 

® S. Histor. Ztschr. 58, S. 195 ff.; meine Entstehung der deutschen 
Stadtgemeinde S. 10— 16. 

4 Vgl. oben S. 20, 48, 80. 
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lösung des Staats zugleich gelehrt, und aus solchen Anschau- 
ungen ergab sich die einseitige Neigung, die mannigfachsten 
Rechtsinstitute aus privaten Beziehungen herzuleiten. In 
meinem zweiten Aufsatz über die Entstehung der Stadtver- 
fassung, in dem ich mich gegen die Meinung von der maßgeben- 
den Geltung von Hofgericht und Hofrecht im städtischen Ge- 
biet wandte, lehnte ich von hier aus die Erklärung ab, die Sohm 
von der Entstehung der gerichtlichen Auflassung vorgebracht 
hatte. Er hatte sie in einer Weise als grundherrlich vermittelt 
aufgefaßt, daß demgegenüber der staatliche Verband ganz 
zurückzutreten schien. Ich will nicht behaupten, daß er ihn 
wirklich negieren wollte. Aber es blieb bei der von ihm gegebenen 
Erklärung kaum etwas von dem staatlichen Verband übrig.! 
In meinen Ausführungen gegen diese machte ich nun die Be- 
merkung?: ‚Indem ich hiermit der Ansicht Sohms (Fränkisches 
und Römisches Recht S. 49 ff.)... entgegentrete, will ich doch 
nicht unterlassen zu konstatieren, daß ich es deshalb tue, weil 
ich die Auffassung von der Verfassung der fränkischen Zeit, 
welche Sohm vertritt, auch für die spätere Zeit gelten lasse. 
Sohm hat nach dem Vorgang Roths den staatlichen Charakter 
der fränkischen Verfassung erwiesen. Der staatliche Charakter 
der Verfassung ist aber m. E. in der folgenden Zeit keineswegs 
verloren gegangen; insbesondere hat sich die Grafschaft nicht, 
wie man behauptet, in eine Art von grundherrlichem Verhält- 
nis... verwandelt. Sohm. widerlegt die Ansicht Maurers und 
Gierkes, daß der Untertanenverband im fränkischen Reich ein 
Analogon des Hintersassenverbandes, daß die Unterordnung des 
freien Mannes unter die öffentliche Gewalt Minderung der Voll- 
freiheit sei. Die Ansicht Maurers und Gierkes trifft aber m. E. 
für die spätere Zeit ebensowenig wie für die fränkische zu.‘ Ich 
kündige dann eine Arbeit an, in der der Beweis dafür (in be- 
sonderem Gegensatz gegen Lamprecht, ‚‚welcher die herrschende 
Ansicht ins äußerste übertrieben hat‘‘) geliefert werden solle. 
Das damals gegebene Versprechen vermag ich erst jetzt einzu- 
lösen. 

Meine Bemühung, die Stellung der Gemeinde innerhalb der 


1 Vgl. zur Charakteristik von Sohms Auffassung auch B. Schneider, 
Friedewirkung und Grundbesitz in Markt und Stadt (Gött. Dissert. von 
ıgır), S. 12 und 29. 

?2 Hist. Ztschr. 59, S. 235 Anm. ı. Vgl. dazu mein ‚Territorium 
und Stadt‘ S. XIV Anm. ı und Hist. Ztschr. ıo5, S. 161. 
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Stadtverfassung zu verteidigen, hatte nicht in erster Linie eine 
Spitze gegen Ansprüche des staatlichen Verbands. Ich ver- 
teidigte die Gemeinde vielmehr vornehmlich gegen Hofrecht 
und Gilde, suchte den Gegensatz der Bürgergemeinde gegenüber 
den Kreisen des Hofrechts und den Gilden darzustellen. Gerade 
die Vertreter der hofrechtlichen und die der Gildetheorie hatten 
sich oft über die Entstehung der Stadtverfassung so geäußert, 
als ob ein Ortsgemeindeverband gar nicht vorhanden gewesen 
sei. Natürlich aber bedeutete mein Satz, daß die ländliche 
Ortsgemeinde nicht Glied des Staats gewesen und daß sie der 
Keim der Stadtgemeinde sei, zugleich auch eine Verwahrung 
gegen etwaige Ansprüche des staatlichen Verbands. 

Meine Kritik der hofrechtlichen Theorie fand ebenso wie die 
entsprechende Ableitung der genannten Seiten der mittelalter- 
lichen Stadt aus der öffentlichen Verfassung bald bei namhaften 
Forschern entschiedene Zustimmung!; daneben mußte ich sie 
freilich auch noch lange verteidigen.” Ähnlich verhielt es sich 
mit meiner Kritik der Gildetheorie.? Meine These von der 
Entstehung der Stadt- aus der Landgemeinde dagegen wurde 
lange Zeit mehr angefochten als angenommen, angefochten vor 
allem von einem damals sich bildenden Kreis von Forschern, 
der die Stadtverfassung aus dem Marktrecht herleitete und da- 
mit dem öffentlichen, staatlichen Recht zuungunsten der Orts- 
gemeinde in der Frage der Entstehung der Stadtverfassung eine 
größere Bedeutung zusprach, der also noch über meine Schät- 


1 Als erster trat meiner Auffassung wohl Pirenne (Hist. de la con- 
stitution de la ville de Dinant, 1889, S. 8) bei; weiter W. Arndt, M. Bär, 
Gothein, R. Schröder, A. Schulte, Sohm. Vgl. meinen Ursprung der 
deutschen Stadtverfassung S. ı Anm. ı und S. ırı Anm. 4 und Baltzers 
Anzeige weiner „Entst. d. d. Stadtg.‘“ in den GGA. 

2 Um ein paar Beispiele anzuführen, so sei auf Gött. Gel. Anzeigen 
1891, S. 757 ff. und 1895, S. 217 ff. und Ztschr. für Sozial- und Wirt- 
schaftsgesch., Bd. 5 (1897), S. 124 ff. hingewiesen. Vgl. ferner den Lite- 
raturüberblick in der Hist. Ztschr. 86, S. 34 Anm. ı (über L. Gold- 
schmidt [Universalgeschichte des Handelsrechts], Stieda, Inama, Eber- 
stadt, Schmoller) und Liter. Zentralblatt 1899, Sp. 615. 

® Gleichzeitig mit meiner erwähnten Abhandlung in den Jahr- 
büchern für Nationalökonomie erschien K. Hegels Werk ‚Städte und 
Gilden der germanischen Völker im Mittelalter‘‘, 2 Bde. (1891), in welchem 
ungefähr dieselbe Auffassung, wie ich sie vertrat, vorgetragen wurde. 
Auf die Kritik, die Gierke Hegels Werk widmete, antwortete Hegel in 
der Hist. Ztschr. Bd. 70, S. 442 ff., ich in den Gött. Gel. Anzeigen 1892, 
S. 406 ff. 
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zung des staatlichen Verbandes des Mittelalters hinausging: von 
R. Schröder ,!A.Schulte,?Sohm,°? Gothein.* Ichmußte 
den Schmerz erleben, daß eben auch Sohm, dem ich ge- 
rade bei der Schilderung des Verhältnisses von Staat und 
Gemeinde gefolgt war (und der übrigens meiner Kritik der 
hofrechtlichen Theorie zustimmte), sich jenem Kreis anschloß 
und die Gemeinde, welcher er früher eine so stolze Stel- 
lung neben dem Staat zugewiesen und Bedeutung gerade 
für die Bildung der Stadtverfassung beigemessen hatte, ganz 
hinter den Staat zurücktreten ließ. Von der Gemeinde sprach 
er jetzt so wenig wie jene Vertreter der hofrechtlichen und 
Gildetheorie; nur daß ihm das alles beherrschende Prinzip 
jetzt der Staat ist: den Stadtrat sieht er nicht als Kommunal- 
organ, sondern als Gerichtsorgan an; das Ratsgericht ist ihm 
nicht Gegensatz des öffentlichen Gerichts, sondern eben dieses. 
So wurde ich, der ich ausgezogen war, den Staat gegen seine 
Gegner zu verteidigen, dahin gebracht, mich der Gemeinde gegen 
den Staat anzunehmen. Die Theorien von Hofrecht und Gilde 
spielten (das hatte ich erreicht) nunmehr eine geringere Rolle; 
im Vordergrund stand fortan die Frage: wieviel stammt in 
der Stadtverfassung aus der Gemeinde, wieviel aus dem Staat? 

Eine Auseinandersetzung mit der Marktrechtstheorie, zu- 
gleich auch mit den Ansichten, die sonst seit dem Erscheinen 
meiner erwähnten Arbeiten über das Problem der Entstehung 
der Stadtverfassung geäußert worden waren, unternahm ich in 
meiner Schrift ‚Der Ursprung der deutschen Stadtverfassung‘“ 


1 In der ersten Auflage des zweiten Teils seiner deutschen Rechts- 
geschichte (1889), auch in seinen älteren Arbeiten über Weichbild und 
Rolandsäulen. S. die Literatur und Beurteilung bei Sohm, Die Ent- 
stehung des deutschen Städtewesens S. 14; vgl. heute die 5. Auflage von 
Schröders Rechtsgeschichte $ 5I, S. 638 Anm. 14. 

2 Über Reichenauer Städtegründungen im Io. und Ir. Jahrhundert, 
Ztschr. f. d. Gesch. des Oberrheins 1890, S. 137 ff. 

® Die Entstehung des deutschen Städtewesens. 1890. 

4 Wirtschaftsgeschichte des Schwarzwaldes und der angrenzenden 
Landschaften. Bd. I (Städte- und Gewerbegeschichte). 1892. Der Band 
erschien in Lieferungen, und so stammen die ersten Teile der Darstellung 
aus der Zeit vor 1892. Zu nennen ist hier auch noch: G. Kaufmann, 
Zur Entstehung des Städtewesens, Münstersches Programm von I8g1. 

5 S. meinen Ursprung der deutschen Stadtverfassung S. 33 und 
67 f. Hier habe ich die älteren und neueren Äußerungen Sohms neben- 
einander gestellt. 
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(1892). Ich füge hier noch Andeutungen über den Inhalt weiterer 
Studien von mir, die die genannten fortsetzen, an. Im dritten 
Teil! meiner landständischen Verfassung in Jülich und Berg 
suchte ich näher zu bestimmen, in welchem Sinne die Bede als 
öffentliche Abgabe angesehen werden darf, und betonte die große 
Bedeutung, die schon im Mittelalter die Steuern im landesherr- 
lichen Haushalt neben den grundherrlichen Einnahmen gehabt 
haben. Ebenda, ferner in der Einleitung zu meinen ‚„Landtags- 
akten von Jülich-Berg‘‘? und in meiner Abhandlung ‚System 
und Bedeutung der landständischen Verfassung‘“® schilderte ich 
die alte landständische Verfassung mit besonderer Rücksicht 
auf ihre staatlichen Elemente und die Bedeutung, welche der 
feste Rahmen des Territoriums für ihre Entwicklung gehabt 
hat.* In meinem Aufsatz ‚Die städtische Verwaltung des 
Mittelalters als Vorbild der späteren territorialen Verwaltung‘? 
wies ich die starke Beeinflussung dieser durch jene nach, legte 
aber zugleich dar, daß die staatliche Entwicklung ununter- 
brochen fortgedauert hat, die spätere territoriale Verwaltung 
doch in sehr wichtigen Fragen an die territoriale Verfassung des 
Mittelalters anknüpft.* In den Arbeiten, die ich in den folgen- 
den Jahren veröffentlichte, standen wirtschaftsgeschichtliche 
Fragen im Vordergrund. Indessen auch in ihnen ergab sich mir 
wiederholt die Notwendigkeit das staatliche Moment zu betonen. 


ı Das erste Heft vom dritten Teil erschien 1890, das zweite IdgI; 
das erste als Sonderabdruck aus der Ztschr. des Bergischen Geschichts- 
vereins Bd. 26, das zweite aus Bd. 28 und 29. Über das Verhältnis des 
Sonderabdrucks zu dem Zeitschriftendruck vgl. Ztschr. des bergischen 
Geschichtsvereins Bd. 29, S. ı Anm. ı und S. 274; Landtagsakten von 
Jülich-Berg Bd. ı, S. ı Anm. ı. Ich zitiere nach dem Sonderdruck. Der 
dritte Teil meiner landständischen Verfassung in Jülich-Berg enthält 
wesentlich Steuergeschichte. S. dazu auch meine Artikel Bede und 
Grundsteuer im Handwörterbuch der Staatswissenschaften. 

® Landtagsakten von Jülich-Berg 1400—1610, Bd. ı. 1895. 

® Veröffentlicht in meinem Buch ‚‚Territorium und Stadt‘. 1900. 

* Vgl. dazu Otto Hintze, Hist. Ztschr. 88, S. ı5; Historische und 
politische Aufsätze, 4. Bd., S. 28. 

> Hist. Ztschr. 75, S. 396 ff. 

° Vgl. zu dem, was ich hier über die Richtung meiner Studien 
bemerke, auch mein ‚Territorium und Staat‘ S. XIII—-XV. Meine 
Arbeiten über die Ahndung der Ehrverletzungen im deutschen Mittel- 
alter gehören ebenfalls in den hier besprochenen Kreis, insofern sie zu 
dem Resultat führen, daß die staatlichen Ordnungen damals viel mehr 
bedeutet haben, als man gemeinhin angenommen hat. 

v. Below, Der deutsche Staat. 7 
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So hatte ich in meiner Abhandlung ‚‚Die Entstehung des 
modernen Kapitalismus‘! gegen Sombart geltend zu machen, 
daß ‚‚feudaler‘‘ Reichtum nicht identisch mit Reichtum aus 
Großgrundbesitz ist.” Es gehört zu den neckischen Wendungen 
der literarischen Entwicklung, daß Sombart, der den neuesten 
Stand der Wissenschaft zu vertreten meint, mit seiner von 
mir bekämpften Ansicht der Anschauung Hallers nahekommt. 

Inzwischen war zugunsten der staatlichen Kompetenz ein 
neuer Vorstoß gegen die Stellung der Gemeinde gemacht worden. 
In meiner ‚Entstehung der deutschen Stadtgemeinde‘ hatte ich 
das Recht des städtischen Rats zur Ordnung von Maß und 
Gewicht, das innerhalb seiner Befugnisse eine außerordentlich 
wichtige, man darf sagen, zentrale Rolle spielt (weil so vieles 
Bedeutende sich weiter daraus entwickelt), aus der Kompe- 
tenz der Landgemeinde hergeleitet? und hatte diese Herleitung 
auch fernerhin gegen kleine Anzweiflungen verteidigt. Dagegen 
erklärten sich nun mit ernsten Einwendungen Ernst Mayer, 
Uhlirz* und besonders eingehend G. Küntzel.® In einer 


2. Hıst,+Ztsehr. '91T,”S. 432. 
? a.a.O. S. 460—463. Gegen Sombart mußte ich hier ungefähr 
das hervorheben, was ich früher gegen Lamprecht eingewandt hatte. 

3 Über meine Vorgänger in dieser Auffassung (namentlich Stobbe, 
Frensdorff, G. L. v. Maurer, Planck) s. Ztschr. für Sozial- und Wirt- 
schaftsgesch. Bd. 3 (1895), S. 481 ff. 

“ Uhlirz hat seit 1894 in den Mitteilungen des Instituts für öster- 
reichische Geschichtsforschung kritische Referate über die seit den acht- 
ziger Jahren des vorigen Jahrhunderts erschienene städtegeschichtliche 
Literatur veröffentlicht, die die Forschung an nicht wenigen Stellen 
auch positiv fördern. 

5 G. Küntzel, Über die Verwaltung des Maß- und Gewichtswesens 
in Deutschland während des Mittelalters. 1894. Über den Artikel von 
Schmoller, ‚Die Verwaltung des Maß- und Gewichtswesens im Mittel- 
alter‘‘, Jahrbuch für Gesetzgebung 1893, S. 289 ff., vgl. meine Schrift 
„Die Verwaltung des Maß- und Gewichtswesens im Mittelalter‘ (Münster 
i. W. 1893) und Ztschr. f. Sozial- und Wirtschaftsgesch. Bd. 3 (1895), 
S. 485 Anm. 10. Schmollers Artikel liefert ein erstaunliches Beispiel für 
den Dilettantismus, der sich noch am Ende des ıg. Jahrhunderts inner- 
halb des äußeren Rahmens der wissenschaftlichen Literatur hervorwagen 
konnte. Da er so ziemlich alle Antworten, die man auf unsere Fragen 
gegeben hat, wiederholt, so wird er natürlich das Glück haben, zu denen 
gerechnet zu werden, die die Antwort gaben, welche sich einmal als die 
richtige erwiesen haben wird. Aber an den unrichtigen Antworten hat 
er eben den gleichen Anteil! 
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längeren Besprechung der Schrift des letztgenannten! habe ich 
mich mit diesen Gegengründen beschäftigt und jenen Autoren 
das Zugeständnis gemacht, daß das Recht der Ordnung von 
Maß und Gewicht in den meisten Fällen der öffentlichen Gewalt 
zugestanden hat, aber hervorgehoben, daß sie faktisch davon 
keinen erheblichen Gebrauch gemacht, die Ortsgemeinde sich 
hier vielmehr wesentlich frei bewegt hat. Andere Autoren sind 
später zu meiner älteren Ansicht zurückgekehrt. 

Aus dem Jahre 1895 verzeichnen wir die knappe Formulierung, 
die Gierke seinen Anschauungen in seinem ‚Deutschen Privat- 
recht‘ I (1895), S. 28f. gegeben hat: „Die Germanen sahen 
ursprünglich nur die Einheit alles Rechts und versäumten jede 
begriffliche Sonderung von Privatrecht und öffentlichem Recht. 
Sie kannten lediglich ein einartiges Recht, das alle menschlichen 
Verhältnisse von den nachbarlichen Verkehrsbeziehungen bis 
hinauf zu dem Treuband zwischen König und Volk in gleicher 
Weise umspannte. Dieses Recht aber war durchweg wahres 
und volles Recht, auf Gegenseitigkeit gegründet und des Gerichts- 
schutzes fähig. Ein bedeutungsvoller weltgeschichtlicher Fort- 
schritt war in dieser Allgewalt der germanischen Rechtsidee 
beschlossen. Doch mußte er mit den Unvollkommenheiten er- 
kauft werden, welche die unlösliche Vermischung von Privat- 
recht und öffentlichem Recht auf lange Zeit hinaus bedingte. 
Das Privatrecht blieb während des ganzen Mittelalters durch 
öffentlichrechtliche Elemente gebunden und entfaltete sich an 
keinem einzigen Punkte zu reinem und freiem Individualrecht. 
So durchdrang alle Institutionen des Personenrechts und des 
Vermögensrechts, insbesondere das Recht des Grundbesitzes und 
das Erbrecht, ein sozialer Geist. Allein das Individuum war in 
ein Netz von gesellschaftlichen Fesseln verstrickt, welche die 
Entwicklung der freien Einzelpersönlichkeit hemmten. Das 
öffentliche Recht blieb mit privatrechtlichen Elementen 
vermischt und erhob sich nirgends zu einer allem Individuellen 
und Zufälligen entrückten gesellschaftlichen Ordnung. In wach- 
sendem Maße ging es vielmehr in die Formen des Individual- 
rechts und insbesondere des Vermögensrechts ein, bis die sozialen 
Funktionen jeder Art zu „patrimonialen‘‘ Rechten umgebildet 
und öffentliche Gewalten, Gerichtsbarkeiten, Ämter, Gewerbe- 
befugnisse usw. als Vermögensstücke besessen, vererbt, ver- 


1 Ztschr. für Sozial- und Wirtschaftsgesch. Bd. 3 (1895), S. 481 
bis 496. 
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äußert, verpfändet, geteilt wurden. So ergoß sich auch durch 
die Ordnung des Gemeinlebens alle Kraft und Fülle der Rechts- 
idee. Allein unentwickelt und machtlos blieb die Staatsidee. 
Denn diese Verstrickung in Individualrecht hemmte die Aus- 
bildung der souveränen Gesamtpersönlichkeit. Im Laufe der 
Zeit ist mit der Befreiung des Individuums und mit der Er- 
höhung des Staats auch bei uns die begriffliche Sonderung von 
Privatrecht und öffentlichem Recht durchgeführt worden. In 
den mittelalterlichen Städten vorbereitet, jedoch nicht ohne die 
starke Beihilfe des römischen Rechts verallgemeinert und voll- 
endet, bildet diese Sonderung heute einen Grundpfeiler der 
Rechtsordnung.‘ ! 


i Gierke verweist auf sein Genossenschaftsrecht II $ 7 und S. 644 ff. 
(Darstellung des inneren Zusammenhangs, in dem die Scheidung von 
öffentlichem und Privatrecht mit der Ausbildung der Stadtpersönlich- 
keit stehe). 


Drittes Kapitel. 


Die neuesten zusammenfassenden Darstellungen 
des älteren deutschen Rechts. Die Unentbehrlich- 
keit der Frage nach dem Unterschied zwischen 
öffentlichem und privatem Recht im Mittelalter. 


Die jüngste Entwicklung der Diskussion über die verfassungs- 
geschichtlichen Fragen verfolgen wir hier nicht; wir nehmen 
auf sie im systematischen Teil unserer Erörterung Bezug. An 
dieser Stelle heben wir nur noch die Antwort heraus, die die 
neuesten zusammenfassenden Darstellungen der Geschichte des 
deutschen Rechts auf die Frage nach einem öffentlichen Recht 
im Mittelalter geben. 

Brunner führt in seiner „Deutschen Rechtsgeschichte‘ als 
Beleg für die Zweckmäßigkeit der Periodisierung der Rechts- 
geschichte (statt der vom Anfang an systematischen Dar- 
stellungsweise) unter anderem die Tatsache an, daß ‚‚erst auf 
einer gewissen Kulturstufe sich die Institute des öffentlichen 
Rechts von denen des Privatrechts scheiden“.! Wenn man 
hiernach annehmen könnte, er wolle die Existenz eines öffent- 
lichen Rechts für die ältere Zeit leugnen, so widersprechen dem 
doch andere Stellen in demselben Werk. So redet er von einer 
„Ööffentlich-rechtlichen Freilassungsform‘“ in der altgermanischen 
Periode? und verwendet wiederholt das Wort Staat (sogar in 
einem gegensätzlichen Sinn) bei der Schilderung der altgerma- 
nischen Zustände.® In seinen „Grundzügen der deutschen 
Rechtsgeschichte‘ disponiert er ferner die Darstellung schon für 
die Anfänge der deutschen Rechtsentwicklung nach den Gegen- 


1 Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte, Bd. ı, 2. Aufl., S. 7. 

®S.ı45f. Unmittelbar bezieht sich diese Äußerung Brunners wohl 
auf die Zeit der Stämme (S. 145 Anm. 59). Aber er hält auch für die des 
Tacitus eine entsprechende Form für wahrscheinlich (S. 160 oben). 

2 VeL 5. 137, 1976, 195; 
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sätzen des öffentlichen und des Privatrechts. Man braucht 
deshalb nicht einen wirklichen Widerspruch in Brunners Äuße- 
rungen anzunehmen. Offenbar hat er an der zuerst genannten 
Stelle vornehmlich ausdrücken wollen, daß in der Urzeit sich 
kein Institut findet, das gerade mit dem öffentlichen Recht, 
wie wir es heute haben, übereinstimmt. Wenn er die Disposition 
seiner Darstellung nach den heutigen Kategorien einrichtet, so 
liegt darin doch ein Beweis dafür, daß er in der alten Zeit Vor- 
stellungen zu finden glaubt, die heutigen Vorstellungen irgend- 
wie entsprechen, diesen natürlich nicht gleich zu sein brauchen, 
aber jedenfalls eine gewisse Verwandtschaft mit ihnen haben. 
Er will zweifellos mehr hervorheben, daß ein öffentliches Recht 
von der späteren Art im Anfang noch fehlt, daß sich ein Fort- 
schritt in der Ausbildung eines öffentlichen Rechts, ein Vor- 
dringen desselben? beobachten läßt, als jede Art von Gegen- 
sätzen für die altgermanische Zeit bestreiten. 

R. Hübner urteilt in seinen „Grundzügen des deutschen 
Privatrechts“ (1908), «S. 13: ‚Der Begriff des Privatrechts in 
seiner Gegensätzlichkeit zum öffentlichen Recht, wie er bereits 
im klassischen römischen Recht, wenn auch noch unvollkommen, 
ausgeprägt und wie er in der modernen Rechtslehre entwickelt 
worden ist, blieb dem Mittelalter völlig fremd. Es gab keine 
Trennung zwischen Privatrecht und öffentlichem Recht; beide 
flossen ineinander über.‘“ Auch bei Hübner dürfen wir annehmen, 
daß er in erster Linie das Fehlen eines öffentlichen Rechts im 
modernen Sinn betonen will. Das geht aus seiner auf jene Sätze 
folgenden Bemerkung, es habe ‚‚einen Staat weder im Sinn des 
antiken Imperiums noch im Sinn des modernen Staatsbegriffs‘ 
gegeben, hervor; ferner daraus, daß er ‚öffentlich-rechtliche 
Befugnisse privatrechtliche Gestalt (z. B. im Lehnswesen) an- 
nehmen“, also jene doch auch bestehen läßt, und daß er es für 
erlaubt erklärt, die privatrechtlichen Bestandteile der mittel- 


1 In Brunners ausführlicher Rechtsgeschichte liegt wenigstens beim 
zweiten Band der Gegensatz von Staatsrecht, Rechtsgang, Strafrecht 
(die Darstellung des Privatrechts steht noch aus) der Disposition zu- 
grunde. 

2 So ist gewiß die Bemerkung von dem privatrechtlichen Charakter 
des germanischen Strafrechts zu verstehen, über die P. Sander in dem 
unten zu erwähnenden Buch S. 179 spricht. Natürlich ist hierbei auch 
zu berücksichtigen, daß ein öffentlichrechtliches Institut einen relativ 
privatrechtlichen Charakter haben kann. 
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alterlichen Rechtsordnung für sich allein zu betrachten (S. 14). 
Wie man sieht, bekennt er sich zu der Ansicht, die Gierke über 
das Verhältnis von öffentlichem und privatem Recht im Mittel- 
alter ausgesprochen hat. An einer Stelle verläßt Hübner freilich 
dessen Theorie und nimmt schlechthin ein öffentlich-rechtliches 
Verhältnis im Mittelalter an: in seiner Arbeit über die mecklen- 
burgische Steuer hat er durchaus meiner Auffassung von der 
mittelalterlichen Bede und der Darstellung, in der mein Schüler 
Brennecke den echten Steuercharakter der mecklenburgischen 
Bede nachweist, zugestimmt.! 

Direkter wendet R. Schröder in seinem ‚Lehrbuch der deut- 
schen Rechtsgeschichte“ die Kategorien des Staats und des 
öffentlichen Rechts bei der Schilderung der älteren deutschen 
Verfassungsgeschichte an.” Und er tut es wiederholt mit 
solchem Nachdruck, daß man sein Verfahren nicht einfach aus 
einem bequemen Sprachgebrauch erklären darf. Wenn er z.B. 
aufs entschiedenste betont?, daß die Germanen selbständig ein 
Staatswesen hervorgebracht, es nicht von den Römern zu ent- 
leihen nötig gehabt haben, so liegt darin eben, daß sie nach 
seiner Auffassung etwas von einem wirklichen Staatswesen be- 
sessen haben.? 


ı R. Hübner, Die ordentliche Kontribution Mecklenburgs in ihrer 
geschichtlichen Entwicklung und rechtlichen Bedeutung, in: Festschrift 
zum 70. Geburtstag O. Gierkes (ıgıı). Vgl. dazu Vierteljahrschrift für 
Sozial- und Wirtschaftsgesch. IgII, S. 450 ff. 

®2 Vgl. z. B. R. Schröder, Lehrbuch der deutschen Rechtsgesch., 
5. Aufl. (1907), S. ıg: „Für das öffentliche Recht hatten die Geschlechter 
und Ortsgemeinden keine Bedeutung.‘ 

3 $. 109. Übrigens stimmt hier Brunner (vgl. Bd. 2, S. 3) mit 
Schröder überein. 

* J.F.v. Schulte hat in seinen ‚‚Lebenserinnerungen, 3. Bd., Essays‘ 
(Gießen 1909) zwei Aufsätze ‚Der Feudalstaat und der moderne Staat“ 
und ‚Die Verdienste des Bürgertums und der Städte im Mittelalter 
um die Staats- und Rechtsentwicklung‘“ (S. ıgff. und 29ff.) ver- 
öffentlicht, in denen zwar nicht die Höhe der heute erreichten wissen- 
schaftlichen Erkenntnis repräsentiert wird, die aber wohl Beachtung 
verdienen, weil sie das wiedergeben, was weit verbreiteten Anschauungen 
entspricht. Ich teile deshalb einige Hauptsätze aus ihnen hier mit. Man 
beachte, wie sehr dieser Liberale, der vom Mittelalter eine ungünstige 
Schilderung entwirft, mit Haller übereinstimmt, mit dessen Sätzen ope- 
riert. ‚‚Wie stellt sich nun der Charakter des Feudalstaats dar? Es fehlte 
ihm der wirkliche Begriff des Staates. Die Quelle der Unterwerfung 
unter den König, den Fürsten, den Landesherrn überhaupt bildet nicht 
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Im Jahre 1906 hat P. Sander mit seinem ‚Feudalstaat und 
bürgerliche Verfassung (ein Versuch über das Grundproblem 
der deutschen Verfassungsgeschichte)‘“ ein Buch veröffentlicht, 


das Gesetz, das über allen stehende Recht, das jeden ohne Rücksicht 
auf Geburt, Stand, Besitz, Beruf innerhalb der Schranken des Gesetzes 
dem höchsten Inhaber der Staatsgewalt unterwarf. Es war kein Staat 
vorhanden, dessen Glieder einerseits dem Ganzen gegenüber als Unter- 
tanen erschienen und als einzelne jene Rechte und Pflichten hatten, 
die die gemeinsame Staatsnorm gibt. Die Grundlage des ganzen Staats- 
verbandes hatte einen privatrechtlichen Charakter angenommen. Dem 
König gegenüber waren die Hunderte von Landesherrn durch Vertrag 
verpflichtet. Sie nahmen von ihm das Lehen auf Grund des Lehns- 
vertrages, der Investitur, leisteten für diesen Besitz den Treueid. Dieser 
verpflichtete sie nur zu demjenigen, was in dem Vertrage ausdrücklich 
festgesetzt oder durch das Herkommen erbracht war. Darüber hinaus 
hing alles von dem guten Willen ab. Mußte das Reich Krieg führen, 
hatte es Einkünfte nötig, so entschied über die Größe des Heeres, die 
Summe des Geldes, die von der Gesamtheit der Landesherrn zu leisten 
waren, nicht das Bedürfnis, sondern die Bewilligung. Alle Landesherrn 
schienen dem König gegenüber als Reichsstände, die nicht das deutsche 
Volk, sondern nur sich selbst vertraten, nicht des Volkes Rechte, sondern 
nur ihre eigenen wahrten. Mit dem Volke, den Einwohnern der Terri- 
torien stand der König in gar keinem Verhältnisse, übte über sie direkt 
gar keine Rechte. Bezog der König etwa in einzelnen Ländern aus 
Zollstätten, Münzen, Gütern u. dgl. unmittelbar Einkünfte, so gehörten 
ihm diese auch persönlich. Was man dem Könige bewilligte, galt als 
ihm persönlich bewilligt. Nicht der Staat, das Volk als organische Ein- 
heit trug die Lasten, sondern der König. Auch dessen Rechte hatten 
so sehr den Charakter persönlicher, daß er darüber frei verfügen konnte. 
Ihm stand frei, durch Privileg einem Vasallen seine Pflichten ganz oder 
teilweise zu erlassen, zu gestatten, daß der eine durch Vertrag die des 
andern übernahm. Von einem Reichsheere, von Reichseinkünften war 
seit den Hohenstaufen keine Rede mehr. So erklärt sich die klägliche 
Rolle, welche die Kaiser allgemach spielten, und ihre Schwäche gegen- 
über dem Auslande. Der König erschien lediglich als Haupt der Fürsten. 
Diese hatten sogar das Recht über ihn zu Gericht zu sitzen. Wie sie, 
seit es dem Papst Gregor VII. gelang, es dahin zu bringen, daß sie Hein- 
rich IV. für entsetzt erklärten und ihm einen Gegenkönig aufstellten, 
wiederholt Könige abgesetzt haben, ist bekannt. Das Reich war tat- 
sächlich nichts als ein Verband von Fürsten, Herren und freien Städten. 

Und nicht anders war es fast durchweg in den einzelnen Territorien. 
Es gab deren, wo dem Landesherrn ohne jede Volks- oder Ständever- 
tretung alle Macht zustand... 

Aber auch in jenen Gebieten, wo es Stände gab, war es nicht besser. 
Das Volk als berechtigter Faktor existierte auch hier nicht. Der Landes- 
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welches unserem Thema ganz unmittelbar gewidmet ist. Leider 
bedeutet es durchaus einen Mißerfolg. Sanders Versuch stellt 
etwas schlechthin Unmögliches dar: die Behandlung einer 


herr galt als Inhaber aller Rechte, die er durch Gewalt, die im Laufe 
der Zeit als berechtigter Besitz erschien, durch kaiserliche Privilegien 
und durch Verträge mit den Ständen erworben hatte. Ihm gegenüber 
hatte das Volk weder Rechte noch Pflichten. Wer auf des Landesherrn 
Gütern wohnte, war sein privater Untertan, hatte nicht den Landes- 
herrn, sondern den Gutsherrn über sich. Nur die Stände hatten Rechte ... 
Dieselbe Stellung, die dem Kaiser gegenüber die Reichsstände hatten, 
nahmen dem Landesherrn gegenüber die Landstände ein. Sie vertraten 
nur ihre privaten Rechte, nicht die des Volkes. Brauchte sie der Landes- 
herr nicht, so berief er sie nicht. Er konnte Gesetze erlassen, wie er 
wollte, sobald diese nur die Rechte der Stände nicht berührten. Das 
Land bildeten die Stände; Landschaft war überall der Ausdruck für 
die Stände. Das Gericht des Landesherrn war das persönliche der 
Stände; das Volk stand unter der patrimonialen, gutsherrlichen Gewalt. 
Die Regierung nahm einen privaten Charakter an. Land und Leute 
galten als Familienbesitz... Von dem Hauswesen nahm man die 
Formen der Verwaltung. Der Küchenmeister, Stallvorsteher usw. wurden 
als vornehme Personen unter dem Namen des Truchseß, Marschalls u. dgl. 
Oberverwalter der Güter und der Verwaltung. Das setzte sich fort im 
kleinen. Der Amtmann, Oberamtmann verwaltete das Gut, die Herr- 
schaft, die Domäne, die Polizei und das Gericht. Noch heute gibt man 
den Domänenpächtern den Titel Oberamtmann, eine Reminiszenz an 
vergangene Zeiten. Die Ausgaben und Einnahmen waren Privatsache 
des Landesherrn. Nur weil der Landesherr ohne Bewilligung der Stände 
über das Hergebrachte von diesen nichts fordern konnte, durfte er die 
Güter ohne ihre Zustimmung nicht veräußern. Das Volk in seiner Masse 
zahlte alles. Die Landesherrn legten die Reichsabgaben ihren Ständen 
auf, diese ihren Gutsuntertanen. So war der Feudalstaat in seiner Blüte, 
im ganzen bis in den Anfang des 19. Jahrhunderts ... 

Die Heerespflicht band sich im Mittelalter im ganzen an bestimmte 
Arten des Grundbesitzes; der weltliche und geistliche Fürst, Graf, freie 
Herr und Ritter, das Stift usw. hatten den durch Herkommen fest- 
gestellten Dienst zu leisten. Ingleichem hatten diese Personen nach dem 
Herkommen oder Reichsgesetze die Reichsabgaben zu tragen. Das 
Wesentliche dieser Entwicklung lag darin, daß für die öffentliche Leistung 
ein besonderer Rechtsgrund, eine private Verpflichtung vorliegen müsse. 
Die wirkliche Last, insbesondere die Abgaben wurden von den ver- 
pflichteten Herrn auf die Untertanen gewälzt. So nahm das Ganze 
einen privatrechtlichen Charakter an, erschien die Steuer usw. als eine 
am Grund und Boden haftende, mit der Hörigkeit verknüpfte Last. 
Für die einzelnen unter den Landesherrn stehenden Reichsgebiete, die 
Territorien, ergab sich daraus der Grundsatz, daß der Herr vom Lande, 
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juristischen Frage unter Ausscheidung jeder juristischen Be- 
trachtungsweise. Unter Zurückstellung der juristischen Gesichts- 
punkte meint er unser rechtshistorisches Problem mit ein paar 
soziologischen Betrachtungen lösen zu können. Er nimmt seinen 
Ausgangspunkt von einigen Äußerungen Schmollers, dessen 
Arbeitskreis und mehr noch dessen Arbeitsweise die Fragen, 
mit denen wir uns hier beschäftigen, völlig fern liegen. Überdies 
aber entstammen jene Äußerungen Schmollers wesentlich einer 
praktisch politischen Tendenz. Es haben denn auch, soviel 
mir bekannt, alle eingehenderen Besprechungen von Sanders 
Buch seine Auffassung abgelehnt, die einzelnen mit einem ver- 
schiedenen Maß der Anmerkung des relativen Werts seiner Dar- 
stellung. Sander wirft den Forschern, die vor ihm sich um die 
deutsche Verfassungsgeschichte bemüht haben, ‚‚begriffliche 
Zerfahrenheit‘ und ähnliche Fehler vor.” Es dürften indessen 
solche Mängel in stärkerem Maße auf ihm lasten, und wahrhaft 
erheiternd wirkt es, wenn er mit Schmollerschen Mitteln die 
vorhandene ‚Unklarheit der Begriffe‘‘® beseitigen will, wäh- 
rend doch Schmoller die Stellung eines wahren Vaters ‚‚begriff- 


d.h. von den Ständen, der Landschaft nichts fordern könne, wozu er 
nicht aus eigenem besonderen Grunde berechtigt sei. Darüber hinaus 
hing die Gewährung einer Forderung, wenn wir absehen von gewalt- 
samer Durchsetzung, lange Zeit ab von der Bewilligung des einzelnen; 
erst seit dem 14. Jahrhundert bildete sich allmählich der Gebrauch, daß 
die Stände: Prälaten, Ritterschaft, Städte, sei es jeder Stand für sich, 
sei es durch gemeinsamen Beschluß, eine gemeinsame Summe bewilligten;; 
seit dem 16. Jahrhundert kam die Bewilligung von Jahressummen dort 
auf, wo es dem Landesherrn nicht gelang, die absolute Gewalt und mit 
ihr das willkürliche Besteuerungsrecht zu erlangen. Die Überwälzung 
der Last auf die Untertanen war bei den Ständen eine analoge.“ 

! Ich gehe auf die hier in Betracht kommenden Äußerungen 
Schmollers nicht näher ein, da ich mich über seine Art bereits oben 
(S. 62) ausgesprochen habe. Vgl. hierzu besonders auch Ztschr. für 
Sozialwissenschaft 1904, S. 304 ff. Gierke und Keutgen weisen in den 
sogleich zu nennenden Kritiken ebenfalls Schmollers Auffassung zurück. 

2 Sander S. 34. 

35. 33. Nur Laien können sich durch Auslassungen im Schmoller- 
schen Sinn, wie Sander sie S. 5ı f. zum besten gibt, befriedigt fühlen. 
— Ich werde eine weitere Auseinandersetzung mit Sanders Ausführungen 
unterlassen. Wird man zu der Meinung gelangen, daß mein Buch einigen 
Nutzen bringt, so wird man gleichzeitig damit die Unbrauchbarkeit der 
Sanderschen Darstellung erkennen, soweit man sie nicht schon er- 
kannt hat. 
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licher Zerfahrenheit‘‘ einnimmt und auch wieder bei diesem 
neuen! Beispiel ‚„‚begrifflicher Zerfahrenheit‘“ Vaterstelle ver- 
tritt. Es ist zu bedauern, daß ein Autor, dem niemand ernsten 
wissenschaftlichen Sinn absprechen wird, sich jenen falschen 
Weg hat führen lassen. Vielleicht würde er selbst diesen Weg 
als Irrweg erkannt haben, wenn er sich in die Literaturgeschichte 
"unseres Problems vertieft hätte. Allein er hat sie fast ganz außer 
acht gelassen. Immerhin ist sein Buch der Anlaß geworden, 
daß in jenen Rezensionen neuerdings bemerkenswerte Urteile 
über den Unterschied von öffentlichem und privatem Recht im 
Mittelalter laut geworden sind. Die Zurückweisung der These 
Sanders war ja nicht schwierig; aber diese Kritiken — von 
Caro,? Gierke,? Hintze,* Keutgen®? — haben auch einen posi- 
tiven Inhalt. 


Indem wir unseren literaturgeschichtlichen Überblick be- 
schließen, gehen wir noch etwas auf die Frage der Berechtigung 
der Erörterungen, wie wir sie versuchen, im allgemeinen ein. 
Gelegentlich ist die Meinung ausgesprochen worden, Betrach- 
tungen über die Zulässigkeit des Gebrauchs der Termini öffent- 
liches und privates Recht bei der Schilderung der alten Ver- 
fassung seien müßig, der Streit darüber, ob dieses oder jenes 
Institut als öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich anzusehen, 
überflüssig. Die Unrichtigkeit einer solchen Ansicht ergibt sich 
indessen schon aus unserer Darstellung der Literaturgeschichte 
des Problems: wir haben gesehen, wie die Wissenschaft sich 
ihm fortdauernd mit Energie gewidmet und nicht umhin ge- 
konnt hat, die Verfassungsentwicklung‘eben unter jenem Ge- 
sichtspunkt zu beurteilen. Auch der Umstand, daß ein Buch 
wie das Sandersche möglich war, beweist, wie unentbehrlich die 
Klärung der vorhandenen Anschauungen ist. Wir berufen uns 


! Vgl. zu den oben erwähnten Beispielen Seeligers Hist. Viertel- 
jahrschrift 1904, S. 553 Anm. ı und S. 556; Vierteljahrschrift für Sozial- 
und Wirtschaftsgesch. 1909, S. 204 und 206. 

® Hist. Vierteljahrschrift 1907, S. 393 ff. S. auch Caro, Neue Bei- 
träge zur deutschen Wirtschafts- und Verfassungsgeschichte (IgII), 
S. 45 f. 

® Ztschr. der Savigny-Stiftung f. Rechtsgesch., Germ. Abt., Bd. 28, 
S. 612 ff. 

* Jahrbuch für Gesetzgebung 1907, 3. Heft, S. 1373 ff. 

5 Ztschr. f. Sozialwissenschaft 1907, im 7., 8. und ıo. Heft. Da- 
selbst auch eine Entgegnung Sanders. 
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weiter darauf, daß die Unterscheidung gegensätzlicher Rechts- 
materien aus dem Bedürfnis der empirischen Einzelforschung 
seit lange und oft verlangt worden ist.! So oft man erklärt 
hat, daß sich unsere juristischen Termini nicht auf das Mittel- 
alter anwenden lassen, ebenso oft hat sich in der Praxis der Dar- 
stellung der mittelalterlichen Verhältnisse ihre Unentbehrlich- 
keit gezeigt. | | 

Ganz gewiß ist es das Recht und die Pflicht des Historikers, 
vor willkürlichen, d. h. ohne Rücksicht auf die Quellenaussagen 
unternommenen, juristischen Konstruktionen zu warnen. Die 
juristische Betrachtung ist ferner selbstverständlich nicht die 
einzig zulässige Betrachtung der Vergangenheit. Allein wenn 
wir die alten rechtlichen Verhältnisse darlegen wollen, so 
vermögen wir es nur mit den Mitteln der Rechtswissenschaft. 
„Die Rechtsgeschichte befaßt sich mit juristischen Fragen und 
muß sie folglich auch juristisch beantworten.“ ?® Für die Rechts- 
geschichte „bleibt totliegender Stoff, was sie dogmatisch nicht 
erfassen kann.“? ‚Durch die Ausschaltung der vom positiven 
Recht abgezogenen festen juristischen Begriffe wird eine wissen- 
schaftlich befriedigende Lösung verfassungsgeschichtlicher Pro- 
bleme unmöglich gemacht.“* Um uns die Verhältnisse der 
Vergangenheit nahezubringen, gibt es kein anderes Mittel, als 
sie an dem Begriff zu messen, den das Recht der Gegenwart 


1 Vgl. z. B. Hist. Ztschr. gı, S. 460 Anm. ı (Pirenne); meine land- 
ständische Verfassung III, ı, S. ıı. Caro bemerkt in der angeführten 
Kritik S. 394 über die Untersuchungen betreffs des rechtlichen Charakters 
der Bede treffend: ‚Das zu ermitteln ist keine ‚juristische Doktorfrage‘, 
sondern von erheblicher, kulturgeschichtlicher Bedeutung‘, wie allein 
schon die beweglichen Klagen der Geistlichkeit über Besteuerung ihrer 
Hintersassen durch die Vögte zeigen, die das ganze Verhältnis in falschem 
Lichte erscheinen ließen, wenn sie nicht auf ihre Ursache hin untersucht, 
sondern einfach wiedererzählt würden.‘ 

2 K. v. Amira, Allg. deutsche Biographie 53, S. 541. Stammler, 
Theorie der Rechtswissenschaft, S. 753 ff. und S. 774 ff. Ohne syste- 
matische Ordnung kann der chaotische Geschichtsstoff nicht in die Form 
gebracht werden, in der allein die Geschichte als Lehrmeisterin zu 
wirken vermag. 

® Dies Wort Brunners wird von Amira a.a. O. und E. Landsberg, 
Geschichte der deutschen Rechtswissenschaft, 3. Abteilung, 2. Halbband, 
Text S. 888 zustimmend zitiert. 

* Gierke in der Rezension von Sanders Buch S. 625. Eine Bestäti- 
gung dieses Satzes liefern die oben (S. 48, 62, 84 und 90 f.) ge- 
machten Beobachtungen. 
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aufstellt; natürlich nicht mit dem Zweck, moderne Vorstellungen 
in die Vergangenheit hineinzutragen oder die Äußerungen der 
alten Zeit nach modernen Vorstellungen zu interpretieren, son- 
dern zum Zweck der Feststellung, ‚wie sich das Recht ver- 
gangener Zeiten zu dem der Gegenwart verhält und ob der 
Rechtstypus der Gegenwart alten oder jungen Ursprungs ist.‘“! 

Wir sind heute zu gebildet, als daß wir uns mit einigen all- 
gemeinen Phrasen über die mittelalterliche Verfassung begnügen 
könnten; wir dürfen und müssen den Anspruch erheben, über 
das Verhältnis der mittelalterlichen zur modernen Verfassung 
bestimmt und anschaulich unterrichtet zu werden. Wie bemerkt, 
tadeln wir es, wenn moderne Vorstellungen in die Vergangen- 
heit hineingetragen, moderne Ausdrücke auf Institutionen der 
alten Zeit angewandt werden, die auf sie tatsächlich nicht 
passen. Aber unser Ziel ist ja auch nur, die modernen tech- 
nischen Begriffe mit den Aussagen der mittelalterlichen Quellen 
in Vergleich zu setzen, zuerst immer bloß die Probe auf ihre 
Anwendbarkeit zu machen. Meine Forderung besteht lediglich 
darin, daß eine historische Darstellung alle Bildungselemente 
unseres Jahrhunderts in sich aufnehmen soll und daß daher der 
Historiker in seinen Arbeiten auch diejenige Sauberkeit der 
Ausführung und Präzision und Klarheit der Vorstellungen zu 

1 So K. Lehmann, Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsge- 
schichte IgIo, S. 130. Im obigen Sinn sprechen sich auch aus: E. Loening, 
Deutsche Literaturzeitung ıgıı, Nr. 3, Sp. 182; Coulin, Ztschr. der 
Savigny-Stiftung, Germ. Abt., Bd. 31 (1910), S. 454 f.; Hübner in der 
Festschrift für Brunner S. 825; F. Varrentrapp, Rechtsgeschichte und 
Recht der gemeinen Marken in Hessen I, S. 107 Anm. I; H. Niese, 
Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 1912, S. 214. 
Ich selbst habe bereits mehrmals meine Meinung dahin abgegeben, daß 
Schärfe und Klarheit der Begriffe an sich keineswegs Feind echter Ge- 
schichtsforschung sind. S. z. B. Hist. Ztschr. gı, S. 436; Vierteljahr- 
schrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte IıgII, S. 241. Neuerdings‘ 
ist die Frage der Zulässigkeit der Unterscheidung zwischen öffentlichem 
und privatem Recht bei der Schilderung der mittelaiterlichen Verhält- 
nisse namentlich zwischen Rietschel und Seeliger eifrig diskutiert worden 
(vgl. z.B. Mitteilungen des Instituts für österreichische Geschichts- 
forschung 27, S. 408 f.; Hist. Vierteljahrschrift 1907, S. 149 und 157 ff.; 
Seeliger, Studien zur älteren Verfassungsgeschichte Cölns (1909), S. 83 £.). 
Ich stimme dem bei, was Gierke a. a. O. S. 619 f. zu der Kontroverse 
Rietschel-Seeliger bemerkt. Vgl. hierzu auch Varrentrapp a. a. O. S. 31 


Anm. 3; Hist. Ztschr. 107, S. 590 f. S. ferner Seeliger, Hist. Vierteljahr- 
schrift 1898, S. 4 ff. 
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zeigen hat, die wir heute nun einmal von allen Darstellungen 
verlangen. Und was die Gefahr der willkürlichen Geschichts- 
konstruktionen betrifft, so wird sie durchaus nicht dadurch 
vermieden, daß man sich jedes Strebens nach klaren Begriffen 
enthält.! Wir machen im Gegenteil die Beobachtung, daß, 
freilich nicht immer, aber häufig gerade diejenigen den phan- 
tastischsten Konstruktionen anheimfallen, die gar nicht defi- 
nieren.”e Und bei allen historischen Thesen handelt es sich 
zwar nicht bloß, jedoch auch um einen Streit um die Definition. 
Derjenige, der klare Rechtsbegriffe hat, ist darum noch kein 
guter Historiker, sondern derjenige, der auf Grund eines um- 
fassenden Quellenstudiums die Vergangenheit uns anschaulich 
vorzuführen weiß; aber klare Begriffe sind ein unentbehrliches 
Hilfsmittel, und je besser das Instrument, um so schärfer die 
Beobachtung.? 


1 Diese Gedanken habe ich schon in meinem Artikel: ‚Ist die 
Schweiz ein Paßstaat?‘“ in der ‚„‚Beilage zur Allgemeinen Zeitung‘ Nr. 56, 
vom Io. März I9o3, ausgesprochen und durch Beispiele erläutert. 

® Vgl. oben S. 82 Anm. 3, S. 108 Anm. 4. Ich habe bereits an- 
gedeutet (S. 70 Anm.), daß Waitz sich in seiner Auffassung von 
Sohm gar nicht so sehr entfernt, wie man vielfach meint, und er ver- 
zichtet auch nicht so Sehr auf Bestimmtheit der Begriffe, wie es ihm 
wiederholt vorgeworfen ist. Sein Fehler ist nur (s. oben S. 68 f.), daß 
er die von ihm begonnene Präzisierung der Begriffe nicht bis zum Ende 
durchführt, wodurch seine Darstellung etwas Unvollendetes erhält. Vgl. 
hierzu S. 88 Anm. ı. 

3 Da in der hier erörterten Frage oft Mißverständnisse hervor- 
getreten sind, so ist es vielleicht nicht überflüssig, unsere Auffassung 
an einem praktischen Fall darzulegen. Ich habe es an Lamprecht (in 
seinem ‚„Wirtschaftsleben‘‘) getadelt (Hist. Ztschr. 63, S. 306), daß er 
von ‚„Etat‘‘ und ‚Budgetierung‘ bei Verhältnissen spricht, denen solche 
Dinge tatsächlich ganz fremd gewesen sind; das mittelalterliche Rech- 
nungswesen erhält ja gerade dadurch ein Hauptcharakteristikum, daß 
es keinen Etat, keinen Voranschlag kannte. Aber ich erachte es selbst- 
verständlich für das allein Richtige, mit dem klaren Begriff des Etats 
an das alte Rechnungswesen heranzutreten, um eben ein Maß zu haben, 
an dem ich feststellen kann, welche Entwicklung es erreicht hat. — 
Ganz besonders werden wir bei der Darstellung des mittelalterlichen 
Abgabenwesens genötigt, die Frage nach dem öffentlichrechtlichen oder 
privatrechtlichen Ursprung zu stellen. Es ist ganz unmöglich, Ordnung 
in dieses zu bringen, d. h. das Wesen der einzelnen Abgaben zu erkennen, 
wenn wir nicht den Rechtsgrund ihrer Erhebung zu ermitteln uns 
bemühen. Wie schon bemerkt (S. 87), ist in früheren Zeiten die Unter- 


Wert d. Unterscheidung zwischen Öff. u. priv. R. im MA. III 


Verzichtet man auf Bestimmtheit der Begriffe, d. h. auf den 
Versuch, die Aussagen der alten Quellen an unseren modernen 
technischen Begriffen zu messen, so werden entweder rohe Ur- 
kundenauszüge geboten oder es handelt sich um ein planloses 
Hin- und Herreden. 


scheidung der mittelalterlichen Abgaben nach ihrem Rechtsgrund prak- 
tisch von großer Bedeutung gewesen, und damals hat man auch im 
wesentlichen das Richtige getroffen. Wir werden aber wahrnehmen, daß 
auch bei anderen mittelalterlichen Rechtsverhältnissen ein starkes prak- 
tisches Interesse (und zwar bis in die Gegenwart hinein) an der Unter- 
scheidung öffentlicher und privater Berechtigungen haftet. — Wie 
sonderbare Urteile über die Arbeit, die in der angedeuteten Richtung 
zu leisten ist, gefällt worden sind, darüber habe ich schon oben (S. 62 
Anm. 3) eine Andeutung gemacht. Den Ruhm, die eigenartigsten 
Urteile der Nachwelt überliefert zu haben, darf vielleicht ein Autor 
(dessen Namen ungenannt bleiben mag) im Jahrbuch für Gesetzgebung 
1884, S. 874 f. in Anspruch nehmen. Dieser meint, daß wohl für den 
Juristen, nicht aber für den Nationalökonomen die Gefahr bestehe, 
moderne Vorstellungen in die Vergangenheit zu übertragen, und sagt 
weiterhin z. B.: es sei „vollkommen möglich ohne theoretische Vor- 
kenntnisse‘ die Entwicklung der Rechtsgedanken zu verfolgen. ‚Die 
Gedanken Chlodwigs und seiner Franken waren von juristischen Kate- 
gorien vollkommen unabhängig.‘‘ Andererseits sei es ‚vollkommen un- 
möglich, jenes Getriebe menschlicher Handlungen, welches unter dem 
Namen ‚Volkswirtschaft‘ zusammengefaßt wird, zu verstehen, wenn 
man nicht die ewig geltenden Gesetze dieses Getriebes kennt‘. Wie 
wäre es denn möglich gewesen, daß die Franken Recht sprachen, wenn 
sie die Kategorien Diebstahl und Totschlag nicht unterschieden? Und 
wie will jener Autor die Geschichte des ehelichen Güterrechts schreiben, 
wenn er sich nicht vorher einige ‚‚theoretische Vorkenntnisse‘ erworben 
hat! Daß er ‚die ewig geltenden Gesetze‘‘ der Volkswirtschaft inzwischen 
nicht bekannt gemacht hat, wird man gewiß bedauern. Mit der Meinung 
endlich, daß dem Nationalökonomen weniger als dem Juristen die Gefahr 
drohe, moderne Vorstellungen in die Vergangenheit zu übertragen, hat 
er zum mindesten keine Prophetengabe bewiesen. DaB die älteren 
Autoren viel mehr Urteil als dieser neuere bekundeten, mag er z. B. 
aus dem entnehmen, was H. Leo, Universalgeschichte II (2. Aufl.), 
S. 67 Anm. ı gerade im Hinblick auf den Frankenkönig sagt. 


ZWEITER TEIL. 
Systematische Darstellung. 
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Die wirtschaftlichen Voraussetzungen der 
deutschen Verfassung des Mittelalters. 


Der Überblick über die literargeschichtliche Entwicklung 
unseres Problems hat uns gezeigt, daß die Urteile über die 
Verfassung oft mit bestimmten Anschauungen von der Ver- 
teilung der wirtschaftlichen Güter in Zusammenhang standen. 
Insbesondere die Deutung der Verfassung auf privatrechtliche 
Beziehungen fällt in der Regel mit der Annahme der stärksten 
Verbreitung der wirtschaftlichen Abhängigkeitsverhältnisse zu- 
sammen. Das wiederholt ausgesprochene Wort,! das Mittel- 
alter habe nur Herren und Knechte gekannt, sollte die Ver- 
fassung wie die wirtschaftliche Organisation kennzeichnen. 

Es ist ganz unbestreitbar, daß die Darstellung der mittel- 
alterlichen Verfassung unter der Voraussetzung einer nahezu 
allgemeinen Verbreitung der Unfreiheit und der wirtschaft- 
lichen Abhängigkeit gelitten hat, wie freilich auch umgekehrt 
die Schilderung der wirtschaftlichen Zustände unter dem Ein- 
fluß der privatrechtlichen Auffassung der Verfassung stand. 

Wir haben nun schon bemerkt,? daß auch bei der aller- 
stärksten Ausbreitung der Unfreiheit und sonstiger privater 
Abhängigkeitsverhältnisse noch ein wirklich staatlicher Rahmen 
vorhanden sein kann. Wohl besteht eine Wechselwirkung 
zwischen Wirtschaft und Recht, und wir werden selbst noch 
Gelegenheit haben, von dieser Tatsache bei der Erklärung 
von Verfassungsbildungen Gebrauch zu machen. Allein es 
läßt sich nirgends in der Geschichte nachweisen, daß eine 
bestimmte Gestaltung der wirtschaftlichen Verhältnisse mit 


ı S. die oben S. 93 Anm. 4 gegebenen Zitate und S. 8 Anm. 1. 
SO 
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Notwendigkeit einen bestimmten, genau entsprechenden Charak- 
ter der Verfassung hervorbringt. Und es wird, wie schon ange- 
deutet, auch die allerstärkste Ausbreitung der wirtschaftlichen 
Abhängigkeitsverhältnisse noch immer für eine gewisse Mannig- 
faltigkeit eigentümlich staatlicher Verfassungen Spielraum ge- 
währen. Eine sehr bedeutende Geltendmachung schroff wirt- 
schaftlicher und rechtlicher Abhängigkeitsverhältnisse kann 
sogar mit einer höchst umfassenden Ausbildung des öffentlichen 
Rechts verbunden sein: um von einem von Leo! schon ver- 
werteten Beispiel Gebrauch zu machen, so wurde in Sparta die 
Landarbeit ja ganz von den leibeigenen Heloten verrichtet; 
aber die Herren, die Spartiaten, haben nicht etwa die Staats- 
verfassung einzeln unter sich aufgeteilt, sondern sie lebten und 
gehörten durchaus dem Staat, der alle ihre Beziehungen regelte 
und überwachte, und die Heloten waren dod4oı TOO x0ww0%; 
eben hier feierte das öffentliche Recht einen besondern Triumph. 
Auf die Tatsache, daß zwischen der Verteilung der Güter 
und der Verfassung ein freies Gebiet bleibt, welches in sehr 
verschiedener Weise okkupiert werden kann, weisen wir denen 
gegenüber hin, die von einer extremen grundherrlichen Theorie 
aus die mittelalterliche Verfassung konstruieren wollen. Indessen 
wir brauchen uns hier nicht in die Frage zu vertiefen, mit 
welchen Möglichkeiten die beherrschende Stellung der Grund- 
herrschaft im Wirtschaftsleben die Verfassung zıı beeinflussen 
vermag. Denn die Forschung der letzten Jahrzehnte hat zu 
dem Resultat geführt, daß das Mittelalter keineswegs von so 
weitgreifenden und so starren Abhängigkeitsverhältnissen be- 
herrscht worden ist, wie es lange die gemeine Meinung war. 
Es ist eine zweckmäßige Vorbereitung für unsere späteren Aus- 
führungen, wenn wir diese Dinge in Kürze darlegen. 
Mannigfacher Bewegung ist die Ansicht von den Zuständen 
der deutschen Urzeit unterworfen gewesen. Einst wurde für sie 
eine streng grundherrliche Theorie vorgetragen. Dann kam die 
Anschauung auf, daß den Kern der freien Germanen Bauern 
gebildet haben, wobei man im einzelnen noch darüber stritt, 
ob neben den freien Bauern noch ein Adel anzunehmen sei oder 
nicht.?2 Allmählich gelangte man zu einer übereinstimmenden 


1 5. oben S. 14. 

® Die Meinungen über die ständischen Verhältnisse der deutschen 
Urzeit waren lange Zeit in erheblichem Maß von politischen Vorurteilen 
und Wünschen beeinflußt. R. Köpke schildert in einem launigen Artikel 


v. Below, Der deutsche Staat. 8 
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Meinung: man hielt daran fest, daß die Masse der freien Ger- 
manen, fast der Germanen überhaupt, aus freien Bauern, den 
technisch sogenannten Gemeinfreien, bestanden habe; man nahm 
aber auch die Existenz eines Adels an: er habe eine mehr soziale 
als rechtliche Stellung gehabt: die Adligen besaßen größeres 
Grundeigentum und bekleideten meistens die Ämter im Staate; 
übrigens war die Zahl der adligen Familien nicht groß. 

Diese Auffassung wurde in Deutschland allgemein geteilt. 
In Frankreich und England erhoben sich wohl einige Stimmen 
dagegen; aber diese drangen nicht durch; am wenigsten in 
Deutschland. 

So blieb es bis 1896!: damals wurde von drei deutschen 
Forschern (W. Wittich, G. F. Knapp und R. Hildebrand) die 
grundherrliche Theorie für die Urzeit erneuert: die Masse der 
freien Germanen habe aus Grundherren bestanden; die Masse 
der Germanen überhaupt aber sei unfrei gewesen; soweit die 
Germanen als Bauern lebten, waren sie unfrei. 

Die Forschungen, die dieser These gewidmet wurden, haben 
unsere Erkenntnis zweifellos vertieft. Allein die Anschauung 
von dem Überwiegen der Gemeinfreien dürfte die haltbarere 
sein.? Wenn Tacitus die freien Germanen als Leute zu schil- 


„Parlamentarische Blumenlese‘‘, Kleine Schriften S. 533 ff., wie 1848 in 
der Berliner Nationalversammlung die Führer der Linken die Frage der 
Existenz eines Adels in der alten Zeit erörterten. Über den Zusammen- 
hang der historischen Theorien mit der politisch-liberalen Strömung in 
England s. Brodnitz, Jahrbücher für Nationalökonomie 98, S. 146. 

1 S. oben S. 80 Anm. 1. 

2 Zur Kritik jener grundherrlichen Theorie vgl. Brunner, Deutsche 
Rechtsgesch. Bd. ı, 2. Aufl., S. 133 ff. und S. 286 und R. Schröder, Lehr- 
buch der deutschen Rechtsgesch., 5. Aufl., S. 48 Anm. 6 sowie die da- 
selbst angeführte Literatur; ferner Heck, Vierteljahrschrift für Sozial- 
und Wirtschaftsgesch. 1905, S. 451 ff., 1906, S. 349 ff.; Sering, Die Ver- 
erbung des ländlichen Grundbesitzes im Königreich Preußen II, 2 (Erb- 
recht und Agrarverfassung in Schleswig-Holstein auf geschichtlicher 
Grundlage), S. 252 ff.; Rachfahl, Jahrbücher für Nationalökonomie 93, 
S. 447. Es ist anzuerkennen, daß es Unfreie nicht bloß auf den Be- 
sitzungen jener wenigen adligen Familien gab. Wie man sich ihre wirt- 
schaftliche Lage gestaltet denken könnte, darüber s. Sering a. a. O. 
S. 252 Anm. 3 (S. 253); Heck a. a. O. und in seinem Buch ‚Die Gemein- 
freien der karolingischen Volksrechte‘“ S. 299 ff. Über die Frage, von 
welcher Art der größere Besitz der adligen Familien war (Sonderfeld- 
marken? Sondergewanne? oder Mehrzahl von Landlosen bei der periodi- 
schen Ackerverteilung?) vgl. Sering a. a. O.; Heck, Gemeinfreie S. 299. 
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dern scheint, die, wenn sie nicht mit Jagd und Krieg zu tun 
hatten, auf der Bärenhaut lagen und sich von ackerbauen- 
den Unfreien ernähren ließen, so ist doch die pointierte Art 
seiner Darstellung zu berücksichtigen, die den Zustand, daß der 
Ackerbau noch ganz extensiv betrieben wurde, sehr wenig Arbeit 
verlangte, daß der Bauer (was ja auch noch lange so blieb) nur 
ein paar kurze Zeiten im Jahr sich ernster zu beschäftigen hatte, 
in scharfen Gegensatz zu dem geschäftigen Treiben Roms 
brachte. 

Eine Stütze für die Auffassung von dem Überwiegen der 
Gemeinfreien liefert auch das Bild, das die Grundbesitzverteilung 
der späteren Zeit, des eigentlichen Mittelalters, erkennen läßt. 
Es tritt uns nämlich als das Resultat eines allmählichen Auf- 
steigens der Grundherrschaft entgegen; man empfängt von ihm 
nicht den Eindruck, daß diese in beträchtlicher Ausdehnung 
seit der Urzeit vorhanden. 

Hier ist vor allem darauf hinzuweisen?, daß der Großgrund- 


ı Brunner a.a. O0. S. 300 f.; Sering a. a. O. S. 255 ff. 

2 Die im folgenden hervorgehobenen Gesichtspunkte habe ich (zum 
Teil in Anknüpfung an Beobachtungen Hanssens, Rives, Thudichums) 
neben meiner allgemeinen Kritik der hofrechtlichen Theorie (s. darüber 
oben S. gı ff.; dazu meine landst. Verf. in Jülich und Berg II, S.8 
Anm. 32 und mein Territor. und Stadt S. 301 Anm. ı) in meiner ‚‚Entst. 
der deutschen Stadtgemeinde‘ (1889) S. 3 ff. ($ ı: Die Landgemeinde) 
gegen die Darstellung, die die Vertreter der hofrechtlichen Theorie von 
den ländlichen Verhältnissen gegeben hatten, geltend gemacht. Seitdem 
ist die gleiche Anschauung mehrfach vertreten worden. — G. Seeliger 
hat in seinem im Jahre 1903 veröffentlichten Buch ‚Die soziale und 
politische Bedeutung der Grundherrschaft im früheren Mittelalter‘‘ zum 
„Sturm auf die allzulange schon herrschende grundherrliche Theorie‘ 
(S. 4) aufgefordert. Allein im Jahre 1903 konnte man von ihrer ‚‚Herr- 
schaft‘ nicht mehr gut sprechen; diese war schon von anderer Seite 
gebrochen worden; es konnte sich nur darum handeln, die längst be- 
gonnene Kritik weiter fortzusetzen. In der Fortsetzung dieser Kritik 
kommt S. ein Verdienst zu. Zwar erwiesen sich mehrere seiner Thesen 
als nicht richtig. Anderes war richtig, aber nicht durchweg neu. Immer- 
hin ist anzuerkennen, daß er auch da, wo er nicht Neues bot, die Auf- 
merksamkeit auf bestimmte Tatsachen gesteigert hat. Freilich beein- 
trächtigte er die Wirkung des von ihm unternommenen Feldzuges gegen 
die grundherrliche Theorie dadurch, daß er zwischen ihren Anhängern 
und ihren Gegnern trotz des proklamierten ‚Sturms‘‘ doch wieder ver- 
mitteln wollte, und so ist er, welcher auszog, die grundherrliche Theorie 
ganz zu töten, schließlich dahin gelangt, halb und halb die unbrauchbare 
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besitz des Mittelalters sich wesentlich aus Streubesitz zusammen- 
setzte. Ein Grundherr besaß in der Regel in einer Mehrzahl von 
Dörfern ein oder mehrere Bauerngehöfte oder Landstücke. Ge- 
schlossene Dörfer oder Distrikte, worin eine Grundherrschaft 
das alleinige Eigentum des Grundes und Bodens hatte, gehörten 
zu den selteneren Fällen.! Und wenn einmal jemand als Grund- 
herr eines ganzen Dorfs gilt, so ist es damit vereinbar, daß 


Theorie vom hofrechtlichen Ursprung der Handwerker zu verteidigen 
(vgl. darüber meinen Artikel: „Zur Geschichte des Handwerks und der 
Gilden‘, Histor. Ztschr. 106, S. 268 ff... Zu Seeligers Buch habe ich 
mich eingehender in meiner Abhandlung ‚Zur Frage nach dem Ursprung 
der ältesten deutschen Steuer‘, Mitteilungen des Instituts, Bd. 25, 
S. 462 ff., kürzer in meiner Anzeige Histor. Ztschr. 99, S. 345 ff. geäußert. 
Daselbst sind auch weitere kritische Stimmen über Seeligers Buch notiert. 
Dazu füge man noch Pirenne, Revue historique Bd. 96, volume supple- 
mentaire S. 137 ff.; F. Varrentrapp, Rechtsgesch. und Recht der ge- 
meinen Marken in Hessen I, S. 31 f.; Jos. Gröll, Die Elemente des kirch- 
lichen Freiungsrechts S. 157 ff. (mit zahlreichen Literaturnachweisen); 
Stengel, Zur Gesch. der Kirchenvogtei und Immunität, Vierteljahrschrift 
f. Sozial- und Wirtschaftsgesch. 1912, S. ızo ff. Treffend charakterisiert 
Dopsch, Karolingerzeit I, S. ı8 ff. Seeligers Standpunkt. Dopsch hat 
seinerseits in diesem seinem Werk die Kritik der grundherrlichen Theorie 
erfolgreich weitergeführt, speziell für die Karolingerzeit. Wenn er da- 
selbst S. 16 bemerkt, daß meine Kritik der grundherrlichen Theorie 
vorwiegend auf die nachkarolingische Zeit gerichtet gewesen ist und die 
Karolingerperiode von mir mehr nur gestreift wurde, so hat er damit 
an sich durchaus recht. Nur möchte ich daran erinnern (s. z. B. die 
einleitenden Partien zu meiner ‚Entstehung der deutschen Stadt- 
gemeinde‘ und Gött. Gel. Anz. 1891, S. 757 ff.), daß, wenn ich die 
Herrschaft der Grundherrschaft in der Zeit des Aufkommens der Städte 
bestritt, ich dadurch den vielbehaupteten absoluten Sieg der Grund- 
herrschaft in der karolingischen Zeit mit bestritt. Denn wenn die Grund- 
herrschaft in dieser wirklich vollständig gesiegt hätte, so wären ja für 
die folgende Periode nicht mehr viel unabhängige Elemente übrig ge- 
blieben. Ich hatte mich aber auch ganz direkt gegen die Auffassung 
Inamas von der Stellung der Grundherrschaft in der Karolingerzeit aus- 
gesprochen (s. meine Entstehung der deutschen Stadtgemeinde S. 13). 
Hiermit will ich jedoch in keiner Art die Verdienste der Untersuchungen 
von Dopsch schmälern: er hat in so umfassender Weise wie vor ihm 
niemand die Nachrichten über die wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Karolingerzeit einer eingreifenden Kritik unterzogen. 

l Beispiele solcher Fälle bei Dopsch, Karolingerzeit I, S. 240; Kiener, 
Studien zur Verfassung des Territoriums der Bischöfe von Straßburg I, 
S. 129 und 139. 
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andere, auswärts wohnende, ebenda Besitz haben. Derjenige 
ferner, der tatsächlich ein ganzes Dorf besitzt, hat daneben 
anderswo Streubesitz. Wenn nun an dem Areal einer Gemeinde 
in der Regel eine Mehrzahl von Personen beteiligt ist, so sind 
die Eigentümer des größeren Teils freilich Grundherren: der 
überwiegende Teil des ländlichen Besitzes befindet sich in Ab- 
hängigkeit.. Immerhin fehlen freie bäuerliche Eigentümer 
nirgends in Deutschland!, und in einigen Landschaften sind sie 
sogar zahlreich. Aber auch beim abhängigen Besitz bestehen 
wenig strenge Verhältnisse. 

Zunächst gibt es in sehr großer Zahl freie Leihegüter?, solche, 


15. meine Entstehung der deutschen Stadtgemeinde S. 14 ff.; 
G. Caro, Die Grundbesitzverteilung in der Nordostschweiz, Jahrbücher 
f. Nationalökonomie 76, S. 493 (wieder abgedruckt in: Beiträge zur 
älteren deutschen Wirtschafts- und Verfassungsgeschichte [1905] S. 23 f.); 
derselbe, Neue Beiträge zur deutschen Wirtschafts- und Verfassungs- 
geschichte (1911), S. 17; Dopsch, Karolingerzeit I, S. 280 ff., S. 284 
Anm. 5 und 6, S. 331. Zeugnisse für das fortdauernde Vorhandensein 
freier Bauern vom 10.—ı3. Jahrhundert: Caro, Beiträge S. 48 ff; 
Keutgen, Histor. Ztschr. 99, S. 350 ff.; Armin Tille, Die Benediktiner- 
abtei St. Martin bei Trier (Trierisches Archiv, Heft IV, 1900), S. 80 
und 85; O. Stolz, Gesch. der Gerichte Deutschtirols, S. 140; Al. 
Deutschmann, Zur Entstehung des deutschtiroler Bauernstandes (Ber- 
liner Dissert. von Igı2), S. 144. — Eine wichtige Interpretations- 
frage berührt Pischek, Ztschr. der Savigny-Stiftung, Germ. Abt., 
Jahrg. 1910, S. 601 (im Anschluß an K. Frey, Wollmatingen), indem 
er fragt, ob nicht die Schenkung Karl Martells an Reichenau, die 
dem Kloster den locus Wollmatingen cum omnibus appendiciis et terminis 
zuweist, ‚auf die communio des Dorfes sich bezogen und das im Sonder- 
eigentum andrer stehende Land stillschweigend ausgenommen“ hat. 
Methodisch wichtig ist es auch festzuhalten, daß Leibfälligkeit der ge- 
samten Einwohnerschaft eines Bezirks nicht für durchgehende Unfrei- 
heit der Einwohner beweist. Vgl. Kiener, Straßburg S. ı23 und dazu 
Westd. Ztschr. 29 (IgIo), S. 395 Anm. 11. 

2 Über den viel erörterten Unterschied von freier und unfreier Leihe 
vgl. v. Voltelini, Immunität, grund- und leibherrliche Gerichtsbarkeit 
in Südtirol, Archiv für österreich. Gesch. Bd. 94, 2. Hälfte, S. 416 ' 
(Sonderabdruck S. 106): ‚‚Ein freies Leiheverhältnis... ließ die Freiheit 
und den Gerichtsstand des Beliehenen ungekränkt. Aber auch unfreie 
Leihen sind vorgekommen, Leihen, die den Beliehenen dem Twing und 
Banne des Grundherrn unterstellten.‘‘ Rietschel, Landleihen, Hofrecht 
und Immunität, Mitteilungen des Instituts 27 (1906), S. 392: „Weil das 
Hofrecht es regelt, pflegt man das Leiheverhältnis der dem engeren 
Wirtschaftsverband angehörigen Hintersassen als Leihe nach Hofrecht 
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bei denen kein zwingendes Band den Inhaber mit dem Grund- 
stück verknüpft. Namentlich seit dem 12. Jahrhundert begegnen 


zu bezeichnen; ihm stellt man die Benefizial- und Prekarialleihe als freie 
Leihen gegenüber... Nicht immer allerdings hat man diese Ansicht 
vertreten. Vielmehr war es früher allgemein üblich, in die Begriffe 
„freie Leihe und Leihe nach Hofrecht‘‘... einen andern Gegensatz 
hineinzutragen, den von ‚frei‘ und ‚unfrei‘ im Sinne eines Standesrechts. 
Man nahm an, daß Eintritt in den Hofverband persönliche Unfreiheit 
im Gefolge gehabt habe, daß das Hofrecht ein Standesrecht der Unfreien 
gewesen sei.‘ Nachdem R. dann (S. 396 f.) an den Nachweis Th. Knapps 
und Th. Ludwigs erinnert, daß ‚‚auch später noch in Hofverbänden freie 
und unfreie Elemente häufig nebeneinander vorkamen und daß Leib- 
herrschaft und Grundherrschaft vielfach auseinander gingen‘, fährt er 
fort: ‚Aber andererseits hat neben vielen anderen auch Th. Knapp 
darauf hingewiesen, daß es zahlreiche Hofverbände gab, in denen ‚die 
Luft unfrei machte‘, für die also die ältere Ansicht durchaus 
zutrifft.‘‘ Wopfner, Vierteljahrschrift f. Sozial- und Wirtschaftsgesch. 
1906, S. ıgI nennt ‚‚frei‘“ ‚jene Leihen, welche das Verhältnis zwischen 
Leiheherrn und Beliehenen rein sachenrechtlich ordneten, also keinerlei 
persönliche Abhängigkeit des Leihemanns vom Grundherrn herbei- 
führten‘. Er unterscheidet ferner zwischen einer ‚Leihe nach strengerem 
und leichterem Hofrecht‘‘ und möchte nur die Leihe zu strengerem Hof- 
recht als ‚‚unfrei‘‘ bezeichnen. Er hebt ferner hervor, daß ‚‚im früheren 
Mittelalter nicht jede unfreie Leihe eine Leihe nach Hofrecht sein muß‘. 
Über das Hofreeht als Standesrecht vgl. Rehme, Jahrbücher f. National- 
Ökonomie, 3. Folge, Bd. 31 (1906), S. 395 f. Ich möchte vorschlagen, 
zwischen freier und unfreier Leihe im wirtschaftlichen und im recht- 
lichen Sinn zu unterscheiden. Unfreie Leihegüter im wirtschaftlichen 
Sinn sind diejenigen, die wirtschaftlich von einem Fronhof abhängig, 
ihm wirtschaftlich untergeordnet sind, wobei das Maß der wirtschaft- 
lichen Abhängigkeit verschieden sein kann. Als unfreie Leihegüter im 
rechtlichen Sinn bezeichnen wir einmal diejenigen, die dem Hofgericht 
unterstehen, sodann diejenigen, die nur an Unfreie des Grundherrn ge- 
geben werden, bei denen der Empfang des Guts die Unfreiheit herbei- 
führt, bzw. bei denen mit dem Besitz des Gut> die Unfreiheit von alters 
verbunden ist. Diese beiden Arten der unfreien Leihegüter im rechtlichen 
. Sinn brauchen nicht zusammenzufallen: es kann jemand durch das 
empfangene Leihegut einem Hofgericht unterstellt werden, ohne seine 
Freiheit zu verlieren. Auch die unfreien Leihegüter im wirtschaftlichen 
und im rechtlichen Sinn brauchen nicht zusammenzufallen. Eine Tendenz 
der Grundherrn, beides zu vereinigen, z. B. wirtschaftlich abhängige 
Güter nur an eigene Unfreie zu geben, läßt sich jedoch beobachten. 
Vielleicht besteht selbst da, wo das geliehene Gut nicht von einem Fron- 
hof wirtschaftlich abhängig war, die Neigung, es nur mit Eigenleuten 
zu besetzen. Vgl. Becker, Liesborn (Münstersche Dissert.) S. 34. 
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derartige Leiheformen in Menge, in mannigfachen Arten der 
Pacht oder als Zinsleihe; aber auch vorher fehlt die freie Leihe- 
form nicht.! Das Grundstück wird einem persönlich freien Mann 
übertragen oder einem Unfreien (desselben oder eines fremden 
Herrn), ohne daß jedoch die Unfreiheit in diesem Verhältnis 
irgendwie zum Ausdruck kommt. Bis zum 12. Jahrhundert 
überwiegen die unfreien Leiheformen weitaus und sind auch 
nachher noch stark verbreitet: seit alters sitzt auf dem Grund- 
stück ein glebae adscriptus, und der, der ein solches neu emp- 
fangen will, wird mit dem Empfang unfrei. Indessen war die 
faktische Lage dieser Schollenpflichtigen nicht unbedingt 
schlechter als’die derjenigen, die in einem freien Leiheverhältnis 
standen. Ihre Verpflichtungen waren begrenzt, entweder recht- 
lich begrenzt oder wenigstens tatsächlich, insofern der Herr 
keinen umfassenden Gebrauch von den Kräften der abhängigen 
Leute machte. Die Schollenpflichtigkeit, die dem Bauern den 
Besitz des Gutes sicherte, konnte sogar als ein Vorzug gelten, 
wie denn andererseits die Grundherren seit dem 12. Jahrhundert 
eine freie Leiheform oft zu dem Zweck zur Anwendung gebracht 
haben, um über das Gut ungebundener verfügen zu können. 

Jene dinglich Unfreien, die Hörigen, wie wir sie technisch 
nennen, bilden die eine große Klasse der Unfreien des Mittel- 
alters. Ihnen stehen gegenüber die persönlich Unfreien, die Leib- 
eigenen, oder, wenn wir nach schärferen Bezeichnungen suchen: 
dinglich-persönliche Unfreiheit und lediglich persönliche Unfrei- 
heit stehen einander gegenüber. Es ist schwer, die alten Ver- 
hältnisse ganz befriedigend auf Termini zu bringen, die uns ge- 
läufig sind. Sprechen wir der Einfachheit wegen schlicht von 
dinglich Unfreien und persönlich Unfreien; der Hauptsache nach 
werden damit doch die Unterschiede charakterisiert sein. Die 
persönlich Unfreien, zu denen wir uns nun wenden, werden als 
proprii de corpore bezeichnet?, womit der Gegensatz zur ding- 


ı Es handelt sich hier wesentlich um das Vorkommen der Precaria 
in älterer Zeit. Vgl. darüber vor allem Rietschel, Mitteilungen des 
Instituts 27, S. 399 ff., ferner Caro, Beiträge zur älteren deutschen Wirt- 
schafts- und Verfassungsgesch. S. 65; neuerdings Dopsch, Karolinger- 
zeit I, S. 89, 176, 206, 250 f.; M. Stimming, Westd. Ztschr. 31 (1912), 
S. 154. S. auch oben S. 9o Anm. 4 und Mitteilungen des Instituts 1904, 
S. 464 Anm. 2. 

® R. Schröder, Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte, 5. Aufl., 
$ 42, S. 467; Brunner, Grundzüge der deutschen Rechtsgeschichte, 
5. Aufl., $ 25, S. 100. Über das erste Auftauchen des deutschen Wortes 
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lichen Gebundenheit ausgesprochen wird. Man darf bei dieser 
Leibeigenschaft nicht etwa an orientalische oder Negersklaverei 
denken. Auch ist es irrig, die „Leibeigenen‘“ hauptsächlich als 
die Unfreien aus dem Hausgesinde und die ländlichen Arbeiter 
aufzufassen. Der Beruf war durch die ‚Leibeigenschaft‘“ gar 
nicht bestimmt. Wir finden die Leibeigenen in den mannig- 
fachsten wirtschaftlichen Stellungen: sie konnten Höfe ihres 
Herrn, aber auch fremder Herren bewirtschaften, als ländliche 
Arbeiter sich frei verdingen, in Städten die verschiedensten Be- 
rufe ergreifen, mancherlei Ämter bekleiden.?2 Ihr Charakteristi- 
kum liegt eben nur in der persönlichen, im Gegensatz zur ding- 
lichen Gebundenheit. Sie zahlten einen Kopfzins: das unter- 
schied sie von den Hörigen, die einen Grundzins zahlten.® 
Aus unsern bisherigen Bemerkungen geht bereits hervor, daß 
für den Unfreien des deutschen Mittelalters zum mindesten keine 


Leibeigen vgl. Schröder a. a. ©. Anm. 102 und Th. Knapp, Beiträge zur 
Rechts- und Wirtschaftsgeschichte vornehmlich des deutschen Bauern- 
standes $. 347. Über entsprechende lateinische Ausdrücke s. Waitz 5, 
S. 208 f. (freilich wird es sich hier nicht durchweg um ‚‚Leibeigene‘“ in 
jenem Sinn handeln). 

ı Dies ist die verbreitetste Ansicht. Vgl. Schröder und Brunner a. a. 0. 

2 Ich habe schon in meinem Ursprung der deutschen Stadtverfassung 
S. ı05 die mittelalterlichen Leibeigenen mit den russischen Leibeigenen, 
die den Obrok zahlten, aber aueh in den verschiedensten Berufen tätig 
waren, verglichen, daselbst jedoch dargelegt, daß die deutschen Leib- 
eigenen sich in günstigerer Lage befanden als die russischen der neueren 
Jahrhunderte. S. ferner mein Territorium und Stadt S. 301; meinen 
Artikel Unfreiheit, Wörterbuch der Volkswirtschaft II, 3. Aufl., S. 1098; 
Paul Schütze, Die Entstehung des Rechtssatzes ‚Stadtluft macht frei‘ 
(1903), S. 43 £.; Th. Knapp a.a.O. S. 358. 

3 Seeliger, Ständische Bildungen im deutschen Volk (Lpz. 1905), 
S. 7 meint: „Vornehmlich bei den Unfreien des Reichs und der Kirche 
nahm das abhängige Verhältnis vielfach einen mehr dinglichen, einen 
fast unpersönlichen Charakter an.‘ Das läßt sich nicht behaupten: in 
der Verbreitung der persönlichen resp. dinglichen Gebundenheit können 
wir wohl örtliche Unterschiede, nicht aber solche der Herrschaft, am 
wenigsten im Sinne Seeligers, beobachten. Er scheint vorauszusetzen, 
daß die persönliche Gebundenheit etwas an sich Härteres gewesen sei 
als die dingliche. Sc verhielt es sich ja aber nicht. Die Wachszinsigkeit, 
die nur auf persönlichem Band beruhte, war sogar ein besonders günstiges 
Verhältnis. Unhaltbar ist auch die Meinung Lamprechts (s. Histor. 
Ztschr. 63, S. 307), daß die persönliche Gebundenheit auf Kosten der 
dinglichen in der zweiten Hälfte des Mittelalters in einer bestimmten 
Entwicklung vordringe. 
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unbedingte Gebundenheit bestand. Wir dürfen sogar so weit 
gehen, ihn wirtschaftlich für wesentlich frei zu erklären. Mit 
der rechtlichen Unfreiheit war eine weitgehende wirtschaftliche 
Bewegungsfreiheit vereinbar.? Auf den Unfreien — den dinglich 
wie den persönlich Unfreien ziemlich gleichmäßig — lasteten 
Zins, Sterbfall, ein bescheidenes Maß von Frondiensten, etwas 
Gesindezwangsdienst (mit nur lokaler Geltung), die Pflicht zum 
Besuch des Hofgerichts (falls der Herr ein solches, wie meistens, 
besaß). Da diese Obliegenheiten rechtlich oder tatsächlich be- 
grenzt und nicht umfassend waren, so blieb dem Unfreien Raum 
für freie Bewegung. Dem Hörigen wurden kaum Wirtschafts- 
vorschriften gemacht, und der Leibeigene konnte sich im all- 
gemeinen den Beruf frei wählen. 

Diese Dinge führen uns noch einmal auf die Besitzverhält- 
nisse zurück. Es wird jetzt verständlich, daß, wie wir vorhin 
erwähnten, ein Grundstück in freier Leiheform einem Unfreien 
übertragen werden konnte. Der Unfreie hatte eben bei der 
Begrenzung des Abhängigkeitsverhältnisses, in dem er zu seinem 
Herrn stand, die Möglichkeit, mancherlei freie Verhältnisse ein- 
zugehen. So kam es denn z. B. oft vor, daß ein Höriger neben 
dem Bauernhof seiner Hörigkeit noch freier Eigentümer eines 
Grundstücks war oder ein Grundstück pachtete, daß ferner ein 
persönlich Unfreier von seinem Leibherrn oder einem fremden 
Herrn ein Gut zu Zins oder Pacht nahm, freier Eigentümer, 
Pächter oder Zinsmann von Grundbesitz eines fremden Herrn 
war und gegenüber seinem Herrn nur eben persönliche Verbind- 
lichkeiten hatte, daß endlich ein Freier, auch ein freier Eigen- 
tümer, mit einem Teil seiner Persönlichkeit durch den Erwerb 
eines hörigen Bauernhofs unfrei wurde.? 


1 Das Nebeneinander von rechtlicher Unfreiheit und wirtschaftlicher 
Freiheit, das tatsächliche Vorkommen der Verbindung beider habe ich 
in meiner Abhandlung ‚‚Die Entstehung des Handwerks in Deutschland“, 
Ztschr. f. Sozial- und Wirtschaftsgesch. 5 (1897), S. 156 f. geschildert. 
Sombart schlägt vor, statt ‚wirtschaftlicher Freiheit‘ ‚Produktions- 
freiheit‘ zu sagen. Vgl. Histor. Ztschr. 91, S. 448 Anm. 

» Vgl. G. v. Below, Andreas Masius von der Hörigkeit befreit, Korre- 
spondenzblatt der westd. Ztschr. 1892, Sp. 150 f. (dazu Wittich, Grund- 
herrschaft S. 225). Meine Landständische Verfassung in Jülich und 
Berg II, S.8 Anm. 31; Ztschr. des bergischen Geschichtsvereins 20, S. IO; 
Buch Weinsberg I, S. 153. Vgl. ferner z. B. Kiener, Studien zur Verf. 
des Territoriums der Bischöfe von Straßburg I, S. 44 Anm. ı; Fehr, 
Die Grundherrschaft im Sachsenspiegel, Savigny-Ztschr. 30, S. 289; 
Th. Knapp, Beiträge S. 356. 
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Die Trennung von dinglicher und persönlicher Unfreiheit sind 
wir geneigt als ein spätes Produkt aufzufassen, in ihnen Ab- 
spaltungen aus der ursprünglichen umfassenden Unfreiheit, die 
den Unfreien ganz ergriff, zu sehen. Doch wird diese Erklärung 
nur zum Teil Platz haben. Denn der Kreis der abhängigen 
Leute des Mittelalters stammt ja keineswegs bloß aus der alten 
strengen Unfreiheit etwa der taciteischen Zeit; es waren dazu 
im Lauf der Jahrhunderte viele von Haus aus freie Elemente 
getreten; dazu kommt die stattliche Zahl der Unfreien, die 
freigelassen und mit der Freilassung in den Schutz einer Kirche 
gestellt, ihr als Schutzhörige überwiesen werden. Nachweis- 
bar ist jene Trennung und damit eine Begrenzung der Pflichten 
des Unfreien bereits in der spätkarolingischen Periode!, und 


1 Als ältester Beleg für die Unterscheidung dinglich und persönlich 
Unfreier ist mir die bei Waitz, Verfassungsgesch. V, 2. Aufl., S. 284 
Anm. 2 erwähnte Urkunde des Bischofs von Toul (814—46) bekannt. 
Vgl. auch die andern bei Waitz S. 238 f., S. 249 und S. 283 f. zitierten 
Stellen, die freilich nicht alle so klar sind. Wenn es in Urkunde Ottos I. 
von der familia von St. Maximin heißt, sie sei in Trier aliisque imperii 
nostri civitatibus vel prefecturis habitans, so beweist die Stelle doch, 
daß diese Unfreien lediglich persönlich unfrei, nicht glebae adscripti 
waren. In Kamerich wird in der ersten Hälfte des ıı. Jahrhunderts der 
familia der Bischofskirche ausdrücklich das Recht zuerkannt, den Auf- 
enthaltsort zu wählen, wenn sie nur den Kopfzins zahlen. Waitz S. 233 
Anm. ı. Deutlich ist die Beschränkung der Unfreiheit in den Urkunden, 
die von der Einwanderung von Unfreien in die Städte handeln. S. z.B. 
Keutgen, Urkunden zur städtischen Verfassungsgesch. S. tıg $ ıı, S. 121 
$ 31 (proprius), S. 448 Nr. 350 (proprius de corpore); Knieke, Die Ein- 
wanderung in den westfälischen Städten bis 1400; Paul Schütze a. a. O. 
S. 29 ff.; Ztschr. f. Sozial- und Wirtschaftsgesch. Bd. 5 (1897), S. 157 
Anm. 87; Gött. Gel. Anz. 1895, S. 218; Keutgen, Untersuchungen über 
den Ursprung der deutschen Stadtverfassung S. 162 Anm. ı. Daselbst 
zugleich über die Aufnahme von Unfreien in das städtische Bürgerrecht. 
Auch das Aufkommen des Sterbfalls, d. h. die Beschränkung des Rechts 
des Herrn auf einen Teil des Erbes des Unfreien ist hier zu erwähnen. 
Vgl. Brunner, Grundzüge S. 238 Anm. ı und meinen Ursprung der 
deutschen Stadtverfassung S. 103 Anm. 5. Über den Unterschied von 
Land- und Kopfzinspflichtigen s. noch Edm. Stengel, Über eine Urkunde 
Lothars III. für Einsiedeln, Neues Archiv 31, S. 719 f. — Eine etwas 
abweichende Auffassung des Sterbfalls (in genetischer Beziehung, die 
uns hier aber weniger interessiert) vertritt Brunner, Zur Geschichte 
der ältesten deutschen Erbschaftssteuer, Festschrift der Berliner jurist. 
Fakultät für F. v. Martitz, Berlin ıgıı. Nach B. findet sich der Sterb- 
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darum dürfen wir sie hier unserer Schilderung der mittelalter- 
Jichen Verhältnisse zugrunde legen, obwohl anzunehmen ist, 
daß die Trennung nicht an allen Orten gleichzeitig sich vollzog 
oder anerkannt wurde. 

Und wie so die Verfügung des Herrn über die wirtschaft- 
lichen Kräfte seiner Unfreien begrenzt war, so auch — wir 
nehmen damit schon etwas von den später zu gebenden Er- 
örterungen voraus — seine Gerichtsgewalt. Für schwerere Fälle 
untersteht der Unfreie im allgemeinen dem staatlichen Gericht; 
das private Gericht des Grundherrn, das Hofgericht, ist in der 
Regel nur ein Niedergericht, und meistens beschränkt sich seine 
Kompetenz auf die Fälle, die sich aus dem speziellen Abhängig- 
keitsverhältnis ergeben. Dieses Hofgericht ferner ist auch eben 
Gericht: es bindet den Herrn bei der Behandlung seiner Un- 
freien an bestimmte Normen. 

Fügen wir hinzu, daß der Unfreie, soweit er dem staatlichen 
Gericht unterworfen war, in ihm auch mitwirkte, daß die ab- 
hängigen Güter der Grundherrschaft regelmäßig im wirtschaft- 
lichen Verband der Ortsgemeinde standen!, daß der unfreie 
Bauer hier wie in der Markgenossenschaft sich in der Verwal- 
tung betätigte und daß Gemeinde und Markgenossenschaft 
keineswegs, wie die hofrechtliche Theorie wollte, seit dem Aus- 
gang der Karolingerzeit von der Grundherrschaft schlechthin 
beherrscht wurden, die Bauern vielmehr mitunter im Lauf der 
Zeit sogar größeres Recht an der Allmende gewannen?, so wird 
das Bild, das wir uns von den bäuerlichen Zuständen des Mittel- 
alters zu machen haben, in der Richtung einer freieren .Be- 
wegung weiter ausgeführt. 

Die Anschauung, die wir so für die ländlichen Verhältnisse 
gewinnen, trifft in gleicher Weise für die Orte zu, an denen 
allmählich eine Stadtverfassung erwächst. Auch hier stehen in 
der Gemeinde ein oder mehrere Grundherrschaften mit ab- 
hängigen Leuten, abhängige Leute auswärtiger Grundherr- 


fall zuerst bei den Schutzhörigen. Wenn er auch bei tiefer stehenden 
Klassen auftritt, so handelt es sich um Übertragung auf sie; bei 
ihnen hat er die Bedeutung einer Abschwächung ausschließlichen 
Herrenrechts oder des Buteils. 

2 Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte I, 2. Aufl., S. 301; Varren- 
trapp, Hessische Markgenossenschaft I, S. 33. 

2 Vgl. z.B. G.L. v. Maurer, Geschichte der Dorfverfassung in 
Deutschland I, S. 82; Kiener, Territ. Straßburg S. 129 (bei Anm. 3). 
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schaften und freie Eigentümer, die nicht Grundherren sind!, 
neben einander. Die Orte, an denen sich zunächst eine eigen- 
tümliche Stadtverfassung ausbildete, sind der Mehrzahl nach 
die ehemaligen Römerstädte.?2 In ihnen hatte sich von der 
Römerzeit her durch die Stürme der Völkerwanderung etwas 
von städtischem wirtschaftlichem Leben erhalten, was dazu bei- 
trug, die Mannigfaltigkeit der vorhandenen wirtschaftlichen und 
rechtlichen Beziehungen zu verstärken. z 

Es ist durchaus notwendig, sich von den Vorstellungen zu 
befreien, die die hofrechtliche Theorie verbreitet hat. Es ver- 
hält sich nun einmal nicht so, daß das Mittelalter nur Herren 


1 Nachweise z. B. bei Rietschel, Die Civitas auf deutschem Boden 
bis zum Ausgange der Karolingerzeit S. 78; Lechner, Mitteilungen des 
Instituts ıgoI, S. 554; Stimming, Die Stadt Mainz in karolingischer 
Zeit, Westd. Ztschr. 31 (1912), S. 144 ff.; K. Beyerle, Die Entstehung 
der Stadtgemeinde Köln, Savigny-Ztschr. Bd. 31 (IgIo), S. 25 f.;M. Foltz, 
Beiträge zur Geschichte des Patriziats in den deutschen Städten vor dem 
Ausbruch der Zunftkämpfe (1899) S. 72 (unten). Ad. Helbok, Die Be- 
völkerung der Stadt Bregenz am Bodensee (1912), S. I01 nimmt ohne 
Grund an, daß die ganze Bevölkerung von B. ursprünglich unfrei. Wenn 
ein Austausch von Leuten des Stadtherrn gegen Leute anderer Herren 
stattfand, so ist damit natürlich nicht gesagt, daß der Stadtherr mit 
allen anderen Herren austauschte. Bei Gründungsstädten ist am wenig- 
sten daran zu denken, daß die städtische Entwicklung mit einer all- 
gemeinen Unfreiheit der Bürger gegenüber dem Stadtherrn beginnt. 
Denn die herbeigerufenen Einwanderer stammen ja aus den verschieden- 
sten Kreisen. — Die besondere Theorie von der ‚‚altfreien Gemeinde“ 
(W. Arnold) vertrete ich nicht. S. Histor. Ztschr. 58, S. 231 Anm. 2; 
S. 242 Anm. 2; mein Ursprung der deutschen Stadtverfassung S. II2 
Anm. ı und S. ızı Anm. 5. Vgl. Keutgen, Histor. Ztschr. 84, S. 476: 
„Von einer ‚altfreien Gemeinde‘ in den alten Bischofsstädten als Aus- 
gangspunkt der städtischen Entwicklung spricht seit v. Belows Kritik 
in Deutschland niemand mehr.‘ Ich hebe dies hervor, weil Schmoller 
mich neuerdings als Anhänger jener Theorie bezeichnet (Ztschr. f. Sozial- 
wissenschaft 1912, S. 578f.). Eine eigene Gemeinde haben die Freien 
nicht gebildet; sondern sie saßen mit Unfreien in derselben Gemeinde. 
Der Ausdruck ‚‚altfrei‘‘ ist deshalb unzweckmäßig, weil die freien Ele- 
mente sich beständig durch Einwanderung (zum Teil aus anderen, älteren 
Städten, wie auch Keutgen a. a.O. S. 477 mit Recht bemerkt) ver- 
stärkten. 

2 Der bekannte Nachweis von Rietschel (,‚Markt und Stadt‘). Zur 
Würdigung dieses Nachweises vgl. meine Abhandlung: Stadtgemeinde, 
Landgemeinde und Gilde, Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschafts- 
geschichte 1909, S. 411 ff. 
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und Knechte kannte, daß den abhängigen Leuten wesentlich 
„die Bedingungen ihrer Produktion‘! vorgeschrieben wurden 
und daß ‚‚die Bauern den ritterlichen Grundherren gehörten‘, 
auf welchen Satz z. B. Duncker? seine Verfassungskonstruktion 
stützt. Gemeinfreie Elemente haben sich behauptet. Wenn die 
Grundherren Herren waren, so waren die abhängigen Leute doch 
keine Knechte. Es wurde im Mittelalter in erheblichem Umfang 
freie Arbeit geleistet. Zunächst insofern, als dem abhängigen 
Bauern noch immer viel Bewegungsfreiheit blieb. Sodann auch 
direkt, indem die ganz freie Arbeit ihren Platz fand. Das un- 
freie Hausgesinde war sehr gering an Zahl; auf vielen Höfen 
fehlte es vollständig. Die Frondienste abhängiger Leute, die 
nicht auf dem Herrenhof saßen, spielten eine größere Rolle, 
machten aber keineswegs das ganze Wesen der ländlichen 
Arbeitsverfassung aus.® Wir finden in starker Verwendung den 
freien Arbeitsvertrag wie für das Gesinde im Hause so für die 
Feldarbeit, die Bauten und sonstigen Arbeiten, die auf dem 
Lande zu besorgen waren.? 


1 SoK. Th. v. Inama-Sternegg, Deutsche Wirtschaftsgesch. II S. 297. 

2.5. oben S. 27. 

® Mit ein paar Worten schildert Gothein, Der Breisgau unter Maria 
Theresia und Joseph II. (1907), S. 7 treffend die am meisten verbreitete 
Gestalt der grundherrlichen Verfassung: Frondienste der Bauern nur für 
ein paar Weinberge oder Matten. Auf die heute sehr strittige Frage 
nach der Ausdehnung der Frondienste im früheren Mittelalter brauchen 
wir hier nicht einzugehen. 

4 Auf die Tatsache der freien Arbeit im Mittelalter (abgesehen von 
den Städten) hat die Literatur fast gar nicht geachtet. Neuerdings sind 
wenigstens die Verhältnisse des freien Gesindes berücksichtigt und ge- 
schildert worden, und es ergibt sich hier, daß ‚‚die Rechtsbücher den 
Vertrag über freie Diensttätigkeit als etwas Regelmäßiges behandeln, 
unfreies Gesinde nur selten noch erwähnt wird, daß schon in der Karo- 
lingerzeit bisweilen eine Erwähnung freier Arbeitsverträge vorkommt‘. 
Könnecke, Rechtsgeschichte des Gesindes in West- und Süddeutschland 
(1912) S. 243. Man wird noch weiter gehen als Könnecke, wenn man 
sich die Frage vorlegt, welche Stellung das Gesinde im bäuerlichen 
Haushalt in der älteren Zeit gehabt hat. Über die geringe Bedeutung 
des Zwangsgesindedienstes in Altdeutschland s. Könnecke S. 327 ff., 
wozu allerdings die Ausführungen von Th. Knapp in seinem angeführten 
Werk hinzuzunehmen sind. Über die Verbreitung des Gesindes auf dem 
Lande im Mittelalter unterrichten gut die Listen über staatliche Dienst- 
botensteuern. Vgl. meine Landständische Verfassung III, 2, S. 49 und 
S. z2ı8ff. Die Steuer wird nach der Höhe des Lohns abgestuft. Die 
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Schon hieraus ergibt sich, daß die Behauptung von der Gel- 
tung der Autarkie des Hauses für die ältere deutsche Zeit nicht 
zutrifft. Und noch andere, nicht weniger beweiskräftige Ge- 


Dienstknechte haben mitunter Grundbesitz; s. meine Landständische Ver- 
fassung II, S. 8 Anm 31. Über freie Landarbeit (abgesehen vom Ge- 
sinde) s. Wittich, Grundherrschaft in Nordwestdeutschland S. 243 
Anm 6; Kaiser Ludwigs erstes oberbayerisches Land- und Lehnrecht, 
herausgeg. von Rockinger, Abhandlungen der Kgl. Bayer. Akad. der 
Wissensch., III. Klasse, 24. Bd., III. Abt. S. 562 f.; Lamprecht, Wirt- 
schaftsleben III, S. 268 und S. 468 ff.; meine Landtagsakten von Jülich- 
Berg I, S. 499 (oben) und S. 533 (unter Düren); Jahrbuch d. Düssel- 
dorfer Geschichtsvereins Bd. 5 (1890), S. 151 ff.; H. Pauen, Die Kloster- 
grundherrschaft Heisterbach (Beiträge zur Gesch. des alten Mönchtums, 
herausgeg. von ]J. Herwegen, Heft 4), S. 76 ff.; Ztschr. f. d. Gesch. des 
Oberrheins, N. F. Bd. 8 (1893), S. 5ıg ff. (Arbeitslöhne beim Schloß- 
bau); v. Bucholtz, Ferdinand I, Urkundenband S. 460 ff.; Jos. Hoff- 
mann, Die Deutschordenskommende Mülheim a. d. Möhne S. ı2; Kil- 
linger, Die ländliche Verfassung der Grafschaft Erbach S. 89; G. Aubin, 
Zur Geschichte des gutsherrlich-bäuerlichen Verhältnisses in Ostpreußen 
S. 36 und 94 (dazu A. Skalweit, Jahrbuch f. Gesetzgebung 1912, 
S. 1523 ff.); Zycha, WVierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschafts- 
geschichte 1907, S. 253; 1908, S. 102, S. 268 ff.; Histor. Vierteljahr- 
schrift 1907, S. 314; Mitteilungen des Instituts f. österreich. Geschichts- 
forschung 1911, S. 672; W. Fabricius, Vierteljahrschrift für Sozial- und 
Wirtschaftsgeschichte 1907, S. 553 ff.; R. Schröder, Rechtsgesch., $ 42, 
S. 462 Anm. 77; Kowalewsky, Die ökonomische Entwicklung Europas 
bis zum Beginn der kapitalistischen Wirtschaftsform, Bd. 5, S. 25 
(unten); Becker, Liesborn S. 29 und 31; Rothenbücher, Gesch. des 
Werkvertrags nach deutschem Rechte S. 4 ff. und dazu Frh. v. Schwerin, 
Savigny-Ztschr. 28, S. 528 ff.; Dopsch, Karolinger II, S. 85. Auch auf 
die Notiz des ersten Straßburger Stadtrechts über merces et annona 
servientium (für ländliche Arbeiten) mag hier hingewiesen werden; 
s. Keutgen, Urkunden S. 100, $ 97. Von den von mir erwähnten Bei- 
spielen beziehen sich nicht alle genau auf das Mittelalter, alle jedoch 
auf eine Zeit, die mit ihm als eine Einheit aufgefaßt werden kann. Indem 
die Anhänger der hofrechtlichen Theorie die oben im Text hervor- 
gehobenen Tatsachen übersahen, haben sie von dem Gesamtbild aus, 
das sie sich von den alten Zuständen gemacht hatten, wiederum einzelne 
wirtschaftliche Erscheinungen unrichtig erklärt. Zahlreiche Kontro- 
versen der letzten Jahrzehnte beziehen sich auf die Frage, ob die Stellung, 
die man der Grundherrschaft in diesem oder jenem Punkte zugeschrieben 
hat, ihr tatsächlich zukommt. Um hier einige Beispiele anzuführen, 
so sei auf die Erörterungen über die Entstehung der Zwangs- und Bann- 
rechte (s. Köhne, Savignys Ztschr. 25, S. 175: gegen die Vertreter der 
grundherrlichen Theorie, Inama und Lamprecht) und der mittelalter- 
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sichtspunkte lassen sich in dieser Richtung verwerten.! Nicht 
der grundherrliche Haushalt, aber auch nicht die bäuerliche 
Wirtschaft ist vollkommen abgeschlossen gewesen. 

Auf diesem Boden konnte und mußte sich auch ein freies 
Gewerbe ausbilden. Wir unterschätzen keineswegs die Ver- 
dienste, die sich die Grundherrschaft um die Fortschritte der 
Technik in den Gewerben wie in der Landwirtschaft und in 
anderer Hinsicht erworben hat; wir sprechen ihr keineswegs 
eine das Wirtschaftsleben und die allgemeine Kultur fördernde 
Bedeutung ab.? Indessen es kommt darauf an, das rechte Maß 
dieser Bedeutung festzustellen, und hier ist zu betonen, daß 
wir das städtische Handwerk nicht als Kind der Grundherrschaft 
auffassen dürfen. Die hauptsächlichen Anknüpfungspunkte für 
die Ausbildung eines städtischen Gewerbes lagen in folgendem.? 


lichen Transportgenossenschaften (s. Stolz, Vierteljahrsschrift für Sozial- 
und Wirtschaftsgeschichte 1910, S. 196 ff. und Haff, Savigny-Ztschr. 31, 
S. 253 ff.) hingewiesen. Allerdings bleibt die Möglichkeit, daß hiersund 
da der Grundherrschaft noch manches zuzuerkennen ist. Aber das alte 
Wirtschaftsleben zeigt jedenfalls ein durchaus anderes Bild als das, das 
früher unter dem Einfluß der hofrechtlichen Theorie entworfen wurde. 

ı S. meine Abhandlungen ‚‚Die Entstehung des Handwerks in Deutsch- 
land‘‘, Ztschr. f. Sozial- und Wirtschaftsgesch. 5, S. 152 f. (dazu meine 
Entstehung der deutschen Stadtgemeinde S. 19) und ‚‚über Theorien 
der wirtschaftlichen Entwicklung der Völker‘, Hist. Ztschr. 86, S. 34 ff. 

» Vgl. oben S. 8ı A. 2; Ztschr. f. Sozial- und Wirtschaftsgesch. 5, 
S. ı5g9f.; Fastlinger, Die wirtschaftliche Bedeutung der bayerischen 
Klöster in der Zeit der Agilulfinger (dazu Vierteljahrschr. f. Sozial- und 
Wirtschaftsgesch. 1904, S. 323; Caro, Histor. Vierteljahrschrift 1904, 
S. 292; Dopsch, Karolingerzeit I, S. 244). 

® Vgl. m. Art. Gewerbeverfassung in Hoops’ Reallexikon der germ. 
Altertumskunde Bd. II. Von neueren Stimmen, die gegen die hofrecht- 
liche Theorie lant geworden sind, verzeichne ich: Caro, Beiträge S. 83; 
Keutgen, Histor. Zeitschr. 99, S. 360; Fedor Schneider, Histor. Viertel- 
jahrschrift ıgıı, S. 85, Anm. ı; E. Kober, Die Anfänge des deutschen 
Wollgewerbes (dazu Al. Schulte, Zeitschr. f. Sozialwissenschaft 1909, 
S. 60 f. und Köhne, Mitteilungen aus d. Histor. Lit. 38, S. 76 ff.); Karcher, 
Das deutsche Goldschmiedehandwerk bis ins ı5. Jahrhundert; Gallion, 
Der Ursprung der Zünfte in Paris. S. ferner m. Art. Zünfte, Wörter- 
buch der Volkswirtschaft, 3. Aufl., II, S. 1486. Auch in der franzö- 
sischen Literatur beginnt neuerdings eine entschiedene Abkehr von der 
hofrechtlichen Theorie Platz zu greifen. Vgl. Martin St. Leon, Hist. des 
corporations de metiers, 2. Aufl., S. XX. Zur Kritik der jüngsten Ver- 
suche (Schmoller, Seeliger und Verfasser einiger Leipziger Dissertationen), 
etwas von der hofrechtlichen Theorie zu retten, vg!. Histor. Ztschr. 106, 
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Wenn die alten Römerstädte der Hauptsache nach verfallen 
waren, so blieb doch an ihrer Stelle ein gewisses gewerbliches 
Leben erhalten, das sich im Lauf der Zeit steigern konnte. 
Dies gilt z. B. von Köln, wo seit der Römerzeit ein selbständiger 
Gewerbebetrieb wohl nie ganz aufgehört und einen Kristalli- 
sationspunkt für eine weitere Entwicklung geliefert hat. Neben 
diesen Anknüpfungen, die sich als römische Traditionen be- 
zeichnen lassen, ist als Wurzel des städtischen Gewerbes in nicht 
geringerem Grade die landwirtschaftliche Nebenbeschäftigung 
hinzuzunehmen. Z. B. war eine Hauptquelle, aus der der älteste 
deutsche Handel mit Textilwaren gespeist wurde, die bäuerliche 
Produktion. Der Bauer besaß die Möglichkeit, über seinen Haus- 
bedarf an Kleidungsstoffen hinaus und, wenn er unfreien Standes 
war, auch über die Höhe seiner Abgabepflicht an die Herrschaft 
hinaus noch Stoffe für den Verkauf zu produzieren und an den 
Händler abzusetzen. Auf diese Weise werden große Mengen von 
den Stoffen hergestellt worden sein, die uns vor dem Aufkommen 
der Städte im Warenaustausch begegnen. Meistens blieb die 
Weberei auf dem Lande landwirtschaftlicher Nebenberuf. In 
einigen Gegenden wurde sie aber auch zum Hauptberuf. 

Fassen wir das bisher Gesagte zusammen, so leuchtet es ein, 
daß eben wegen der freien Bewegung, die die Grundherrschaft 
andern Kreisen ließ, und weil sie sich auch nicht vollkommen 
selbst genügte, dem Staat erheblich mehr zu erledigen blieb, 
als es unter andern Verhältnissen der Fall gewesen wäre, daß 
sein Gebiet umfangreicher sein mußte. Man wird nicht ein- 
wenden wollen, daß das, was wir geschildert haben, zum Teil 
erst im eigentlichen Mittelalter zum Vorschein gekommen ist. 
Denn das eigentliche Mittelalter sollte ja gerade die Zeit sein!, 
in der es nur „Herren und Knechte‘ gegeben, das staatliche 
Element ganz gefehlt hat, alle Gemeinschaftsbeziehungen ledig- 
lich privatrechtlicher Natur gewesen sind. 


S. 268 ff. (mit S. 700); 107, S. 591 f.; 109, S. 23 f.; Ztschr. f. Sozialwissen- 
schaft 1912, S. 577 f. und S. 667 £.; R. Hübner, Grundzüge des deutschen 
Privatrechts, 2. Aufl., S. ıı8 Anm. ı. 

1 S. oben S. 18-20, 27, 32, 44, 46, 70f., 94. — Die Schrift von 
C. Brinkmann, Freiheit und Staatlichkeit in der älteren deutschen Ver- 
fassung (München 1912) berührt sich in ihrem Inhalt mit den obigen 
Ausführungen. 


Fünftes Kapitel. 
Die Verfassung des Reichs. 


8 1. Das Reichsgebiet und seine Teile. 


Wenn uns die Meinung vorgetragen wird, daß die alten Ver- 
fassungen auf dem Haus- oder grundherrlichen Verband be- 
ruhen!, die Grundlage des ganzen Staatsverbandes einen privat- 
rechtlichen Charakter hat?, die öffentliche Gewalt des Mittel- 
alters Formen annimmt, die denen der Grundherrschaft analog 
sind®, das Königtum nicht etwa ein Territorialkönigtum im 
heutigen Sinn, sondern eine dingliche, patrimoniale Herrschaft, 
eine oberste Grundherrschaft des Reiches ist*, daß die Germanen 
jede begriffliche Sonderung von Privatrecht und öffentlichem 
Recht versäumten und lediglich ein einziges, einartiges Recht 
kannten, und daß das germanische Grundeigentum den Stoff 
moderner Gebietshoheit und modernen Eigentums in sich ver- 
einigt°, daß man sich in genau derselben Weise den König als 
Inhaber der Staatsgewalt, als Träger allgemeiner firianzieller 
Rechte und als Eigentümer bestimmter Waldungen und Äcker 
dachte®, so erwarten wir, daß solche Anschauungen in den Aus- 
drücken sich widerspiegeln, die zur Bezeichnung des staatlichen 
Gebiets und der staatlichen Gewalten gebraucht werden. Allein 
gerade die Terminologie führt uns zu einer ganz anderen Auf- 
fassung. 

Wenden wir den Blick in die deutsche Urzeit, so ist uns ein 
deutscher Name für die civitas, wie die römischen Schriftsteller 
den staatlichen Verband jener Periode nennen, nicht überliefert. 
K. v. Amira? nimmt an, daß das germanische Staatsgebiet Land 








1 Haller. °S. oben S. 1. 

2 J. F. v. Schulte. S. oben S. 104 Anm. 

® G. L. v. Maurer. S. oben S. 48. 

40. v. Gierke. S. oben S. 32. 

5 0. v. Gierke. S. oben S. 34, 90 und 99. 

°6 O. v. Gierke, Genossenschaftsrecht II, S. 567 (nach H. v. Sybel). 
? K. v. Amira, Recht $ 27, in: H. Paul, Grundriß der german. Philo- 


logie, elfter Abschnitt. 
v. Below, Der deutsche Staat. 9 
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und, wenn es unter einem Herrscher stand, Reich hieß. Müllen- 
hoff! deutet civitas als Volk (thiuda). Es würde sich also darum 
handeln, ob man mehr das Territorium oder mehr die persön- 
liche Gemeinschaft betont hat. 

Das Wort Land wird zweitellos seit unendlich langer Zeit 
in verschiedener Bedeutung gebraucht: einmal im Sinn von 
„Grundstück für wirtschaftliche Nutzung‘, sodann im Sinn 
von Gegend, Landschaft, Vaterland, Gebiet.” Es wird nicht 
auszumachen sein, welche Bedeutung die ursprüngliche ist; es 
liegt durchaus im Bereich der Möglichkeit, daß beide Bedeu- 
tungen seit Urzeiten nebeneinander hergegangen sind. In den 
urkundlich beglaubigten Jahrhunderten werden sie jedenfalls 
unabhängig voneinander gebraucht®, und die Bezeichnung des 
staatlichen Gebiets als Land kann ganz und gar nicht als Beweis 
dafür angesehen werden, daß die damaligen Menschen, wenn sie 
ein staatliches Gebiet Land nannten, jenes nach der Analogie 
eines wirtschaftlich, privatrechtlich genutzten Grundstücks be- 
trachteten. 

Das Wort Reich hat die Bedeutung: Herrschaft, Gewalt, 
Obrigkeit; das Verbum, mit dem es zusammenhängt, bedeutet 
„lenken‘‘.? 

In dem Wort Volk liegt die Bedeutung: Leute, Schar, Heeres- 
haufe, Heeresabteilung.° 

Für den Zweck unserer Untersuchung macht es nichts aus, 
ob bei den alten Deutschen dem römischen Terminus die Be- 
zeichnung Land oder Reich oder Volk entsprochen hat. Es 


ı K. Müllenhoff, Deutsche Altertumskunde 4, S. 176: „thiuda der 
deutsche Name für civitas“. Vgl. Brunner, Deutsche Rechtsgesch. 
2. Aufl, 'S..157: 

2 Kluge, Etym. Wörterbuch der deutschen Sprache, 7. Aufl., S. 276. 

3 Belege im einzelnen führen wir später bei der Darstellung der 
Entstehung der Territorien an. Für die ältere Zeit vgl. Waitz II, ı, 
S. 406 f. und S. 419; III, S. 380. II, 2, S. 40 Anm. 3 (S. 41): territorium = 
comitatus. Wenn Waitz II, ı, S. 407 A. 2 die Bezeichnung der Diözese 
als territorium daher leitet, daß Gau und Diözese zusammenfallen, so 
könnte man auch in der Bedeutung von territorium als Gebiet, Bezirk 
die Erklärung finden. Terra = patria: Waitz IV, S. 574 Anm. 3 und 4; 
3.581 Anm. 3. 

4 O. Schrader, Reallexikon der indogermanischen Altertumskunde 
S. 451; Kluge S. 369. 

5 Schrader S. 920; Kluge S. 477; Waitz I, S. 203 Anm. 2 (S. 204) 
und S. 213. — Vgl. im Hildebrandslied: chuningrich. 
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genügt festzustellen, daß sich aus keiner dieser Bezeichnungen 
entnehmen läßt, daß der politische Verband privatrechtlich auf- 
gefaßt wurde. 

Im Mittelalter blieben die Termini, deren Geltung wir für 
die Urzeit annehmen, im Gebrauch; mit dem Unterschied, daß 
das Wort Reich, zweifellos im Zusammenhang mit der steigen- 
den Bedeutung des Königtums im öffentlichen Leben, der 
herrschende Terminus wird.! Die lateinischen Ausdrücke regnum 
und imperium sind nachweislich als ‚‚Reich‘‘ empfunden worden; 
daher ist es auch begreiflich, daß sie, obwohl verschiedenen 
historischen Ursprungs, im Mittelalter als Synonyma gelten.? 
Das Wort Land, terra, wird hauptsächlich, worauf wir noch 
ausführlich zurückkommen, für kleinere politische Bezirke ge- 
braucht; die civitas der Urzeit stellte ja auch ein weit kleineres 
Gebiet dar als das mittelalterliche Reich, beanspruchte nur den 
Raum einer Unterabteilung von diesem. Seltener verwendet 
man ‚Land‘ (terra) zur Bezeichnung des Reichs in seinem 
ganzen Umfang und dann wohl mehr im ethnographischen als 
politischen Sinn.?® Mit einem gewissen Bewußtsein mochten die 
Angehörigen anderer Reiche das Deutsche Reich terra nennen‘, 


2 Vgl. z.B. ‚Waitz V, 2. Aufl., .S, 128 ff. 

2 Vgl. Grete Husack, GGA. 1913, S. 193, I94 und 227; s. auch Vigener, 
Bezeichnungen für Land und Volk der Deutschen vom ıo. bis 13. Jahr- 
hundert S. 197. 

® Waitz a. a. O.S. 133 Anm. ı und S. 139 Anm. 7; Vigener S. 147 ff. 
In der Urk. über die Gründung des Herzogtums Braunschweig-Lüneburg 
(1235) wird terra sowohl für das ganze Reichsgebiet (und zwar im poli- 
tischen Sinn) wie für ein kleineres territoriales Gebiet gebraucht. Über 
die mannigfaltige Verwendung des Wortes terra s. auch E. Mayer, 
Histor. Vierteljahrschrift 1913, S. 56. 

* Vgl. z. B. die charakteristischen Worte Sugers: Transeamus audacter 
ad eos, ne reduntes impune faciant, quod in terrarum dominam 
Franciam superbe praesumpserunt. Senciant contumaciae suae meritum 
non in nostra, sed in terra sua, quae iure regis Francorum Francis saepe 
perdomita subiacet, ut, quod ipsi furtim in nos machinabantur attemp- 
tare, nos in eos coram retorqueamus. Angeführt und erläutert bei 
B. Gerken, Die Eheverbindungen in den deutschen Königshäusern von 
Konrad II. bis Heinrich V. hinsichtlich ihrer politischen Bedeutung, 
Greifswalder Dissert. von ıgıı, S. 123 f. Der Äußerung Sugers stehen 
in gewisser Weise gegenüber die Worte im Mainzer Landfrieden von 
1235, lat. Text $ 28: trahunt ad se sollicitudinem imperii regimen et 
diversarum negocia terrarum et regionum. Vgl. Waitz V, S. 143 Anm. 2 
und S. 120. 


9* 
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indem sie es zu ihrem Staat in Parallele setzten. Gelegentlich 
ist von der respublica Francorum die Rede!, was Haller? republi- 
kanischen Sprachgebrauch nennt. Wir dürfen in einer solchen 
Bezeichnung doch wohl einen Beleg dafür sehen, daß die mittel- 
alterlichen Kleriker, die sich so ausdrückten, das Reich dem 
Staatswesen der Römer, nicht einer privaten Einrichtung an 
die Seite stellten. Zur Bezeichnung des Regierungsbereichs 
werden ferner die Ausdrücke regimen und potestas gebraucht, 
der letztere freilich wiederum vorzugsweise für kleinere Gebiete. 
Häufig dienen Ländernamen wie Germania, Francia, Teutonia, 
Alamannia zur Bezeichnung des Reichs, des Herrschaftsgebiets 
des deutschen Königs.*? 

Der Titel Sacrum Romanum Imperium zeigt in seinem ältesten 
Bestandteil und seiner vollen Form den Einfluß römischer und 
kirchlicher Gedanken und rein politischer Bewegungen? und er- 
hebt sich schon dadurch über eine nach privatrechtlichen Ana- 
logien geprägte Bezeichnung. Natürlich haben wir, wenn wir 
hier von imperium und regnum sprechen, die Bedeutung Gebiet, 
nicht die Bedeutung der bestimmten Gewalt, die in dem Gebiet 
ausgeübt wird, im Auge. 

Für die Teile des staatlichen Gebiets werden, wie schon er- 
wähnt, mehrfach dieselben Ausdrücke gebraucht wie für das 
vollständige: so regimen und potestas®, Land und Reich. Wenn 


1-Waitz V, 'S.;130: Anm) 2: 

2 Vgl. hierzu auch unten $ 3 und F. v. Bezold, Histor. Ztschr. 36, 
S. 316: „Es mutet uns eigentümlich an, wenn wir die Annalenschreiber 
der Feudalstaaten von der res publica... reden hören.“ 

3 Waitz VII, S. 304 f. 

4 Waitz V, S. 130; Vigener S. 119 ff. 

5 Werminghoff, Der Begriff ‚deutsche Nation‘ in Urkunden des 
15. Jahrhunderts, Histor. Vierteljahrschrift 1898, S. ı84 ff.; derselbe, 
Deutsches Reich und deutsche Nation, Königsberg 1909 (Kaisergeburts- 
tagsrede); derselbe, Theolog. Literaturblatt ıgıo, Nr. 22, S. "SILE,;, 
Zeumer, Heiliges Römisches Reich deutscher Nation; Bloch, Die staufi- 
schen Kaiserwahlen und die Entstehung des Kurfürstentums S. 9, 
198 f., 374 f. (vgl. dazu G. Husack, GGA. 1913, S. ı8g ff.; Kalbfuß, 
DLZ. 1913, Sp. 1006 f. und Mitteilungen des Instituts f. öst. Gesch. 1913, 
3. Heft; Ernst Mayer, Westd. Ztschr. 30 (IgıI), S. 430 ff.); Stutz, Der 
Erzbischof von Mainz und die deutsche Königswahl S. 98 Anm. 1; 
Kern, Die Anfänge der französischen Ausdehnungspolitik bis zum 
Jahre 1308, S. 323; derselbe, Histor. Ztschr. 106, S. 40 ff.; M. Krammer, 
Der Reichsgedanke des staufischen Kaiserhauses S. 77 ff. 

Waitz 5 (2.’ Aufl), S.196E.:7,,573047 
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Land und Reich in dieser Bedeutung im Mittelalter erscheinen, 
so darf man daran erinnern, daß die alten Völkerschaften, die 
so in der Urzeit benannt wurden, jetzt eben Stücke des großen 
politischen Verbandes bildeten.! Hatten sie die politische Selb- 
ständigkeit verloren, so war ihnen doch in der alten und der 
neuen Zeit das gemein, daß sie beide Male politische Bezirke, 
nicht private, darstellten. Das Wort Reich hat sich weiterhin, 
soweit es im lokalen Sinn gebraucht wird, auf unmittelbares 
Reichsland? und auf einige bestimmte Distrikte beschränkt.? 
Das Wort Land (terra) wird, insbesondere mit dem 13. Jahr- 
hundert, zur technischen Bezeichnung des Territoriums, des 
staatlichen Gebiets des aufkommenden Landesherrn.* Da- 


1 Vgl. darüber z. B. Waitz I, S. 222 A. ı und Cl. Frhr. v. Schwerin, 
Die altgermanische Hundertschaft S. 137. Die fränkische Grafschaft, 
die vielfach an alte civitates anknüpft, lebt später als Territorium weiter. 

®2 Gierke, Genossenschaftsrecht 2, S. 570. 

3 Über die Verwendung des Wortes Reich (regnum) im allgemeineren 
Sinn (insbesondere zur Bezeichnung der großen Stammgebiete) s. Waitz 5, 
S. ı4ı f.; Frensdorff, Hansische Geschichtsblätter 19r0, Ss. 5. "Die*be- 
kannteste Lokalisierung des Wortes ist Österreich: Osterriche (orientale 
regnum). Darüber und über Charentariche (regnum Carentinum) s. 
Waitz a. a. ©. S. 142 Anm. 3. Bemerkenswert sind die Namen der 
Kölner Vorstadtbezirke Niederich und Overrich (Oversburg, Airsbach). 
Niederich bedeutet: nieder gelegenes Reich (im Sinne von Bezirk). 
Beyerle, Die Entstehung der Stadtgemeinde Köln, Ztschr. der Savigny- 
Stiftung Bd. 31 (1910), S. 50. Overrich wird als Gericht, Grafschaft 
bezeichnet, Niederich als iurisdictio. Keussen, Topographie der Stadt 
Köln im Mittelalter II, S. 16, 65, 92. Über das Aachener ‚‚Reich‘ s. 
H. J. Groß, Beiträge zur Gesch. des Aachener Reichs (Aachen 1894), 
S. 51; Niese, Die Verwaltung des Reichsgutes im 13. Jahrhundert S. 185. 
Von einem Aachener ‚Reich‘ ist 1338 zum erstenmal die Rede. Es 
kommt hier die unmittelbare Zugehörigkeit Aachens zum Reich in 
Betracht. Aber wenn das Aachen zustehende Gebiet Reich genannt 
wird, so ist doch die Voraussetzung dafür, daß man mit Reich einen 
politischen Herrschaftsbezirk bezeichnen konnte. Über das Reich von 
Nimwegen s. Ztschr. f. deutsches Altertum 45, S. 129, über das von 
Ingelheim und Kröv Niese a. a. OÖ. S. 185 Anm. 5, über regnum et ad- 
vocatia Scafhusen Heldmann, Histor. Vierteljahrschrift ıgıo, S. 538. 

* Es läßt sich von einer vorterritorialen Bedeutung des Wortes 
terra sprechen, die sich teilweise auch späterhin noch behauptet. Nicht 
immer nämlich bedeutet terra gerade ein Territorium (Gebiet eines 
Landesherrn) im technischen Sinn, sondern dann und wann auch Land- 
schaft, landschaftliches Herrschaftsgebiet im weiteren Sinn. Vgl. Waitz 
5, S. 196 f., S. 203 Anm. 4, S. 470 Anm. 6; 7, S. 272 Anm. 3 (im Sinn 
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neben behält es auch noch andere Verwendung. Es bedeutet 
immer einen Landbezirk, der aber verschiedener Art sein kann: 
es wird damit erstens das ganze Volks- bzw. Staatsgebiet, 
zweitens ein bestimmter Gebietsteil, sei es ein Verwaltungsbezirk 
oder ein mehr oder weniger selbständiger Gebietsteil, drittens 
eine politisch nicht genau abgegrenzte Landschaft bezeichnet. 
Nirgends jedoch liegt eine Vorstellung zugrunde, die auf private 
Beziehungen hinweist. 

Wenn zur Bezeichnung der Teile des Reichs im Mittelalter 
hiernach die Ausdrücke verwendet werden, mit denen man in 
der Urzeit die selbständigen politischen Gebiete benannt hat, 
so behält man andererseits für die Teile auch die Termini bei, 
die man schon in der Urzeit für sie gehabt hat. Mit dem viel 
erörterten Ausdruck pagus der römischen Quellen ist wohl das 
deutsche Wort Gau wiedergegeben worden. Und pagus und 
Gau bleiben eben auch Bezeichnungen für Stücke des großen 
politischen Verbandes. Gau (pagus) wird dann ähnlich mannig- 
faltig wie Land gebraucht!: das eine Mal mit mehr, das andere 
Mal mit weniger scharfer Begrenzung. Oft wird mit Gau der 
Gegensatz des Landbezirks zum Stadtbezirk ausgedrückt.?2 In 
diesem und andern Fällen erscheint das Wort wie ein Synonymon 


von Diözese? s. Bd. 5, S. 470 Anm. 6), S. 306 Anm. 4; 8, S. 488. Bd. 5, 
S. 470 Anm. 6 bemerkt schon Zeumer mit Recht, daß das principes terrae 
der früheren Zeit nicht von Landesfürsten im späteren Sinn zu deuten 
ist. Es bedeutet: Fürsten einer Landschaft, wie man von principes 
episcopatus spricht (s. ebenda). 

1 Vgl. v. Schwerin S. 83 und 87. H. Aubin, Weistümer der Rhein- 
provinz II, ı, S. 35. 

2 Nicht immer ist es der Gegensatz zur Stadt, sondern auch der 
zu einem einzelnen Ort, ohne Rücksicht darauf, ob dieser eine Stadt 
ist oder nicht, oder zu einem kleineren Bezirk. Vgl. die Ausdrücke 
pagenses (Landleute), Landvogt, Landrecht, Landgericht, Landpfennige 
(Keutgen, Urkunden zur städtischen Verfassungsgeschichte II, Nr. 410, 
"S. 504). Landrecht ist der Gegensatz zu Weichbild, welches Recht 
eines einzelnen Ortes bedeutet. Über das Verhältnis von Gau und Graf- 
schaft in Sachsen vgl. Rietschel, Ztschr. des Vereins für Hamburgische 
Geschichte Bd. 17 (1912), S. 261, über die Verwendung des Wortes 
pagus für Landstrecken, die keine Gaue im alten Sinn sind, ebenda 
S. 262. Über die Gleichung Go-Land, Landschaft in Westfalen s. H. Sauer, 
Die ravensbergischen Gogerichte und ihre Reform im 16. Jahrhundert 
(Münstersche Diss. von 1909), S. 8. Sauer irrt freilich, wenn er hier in 
Land und Landschaft eine besondere Hinsicht auf ‚angebautes Land 
und spezifisch ländliche Verhältnisse‘‘ sehen zu müssen meint. 
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von Land. Sprachlich bedeutet es Landschaft, Gegend, Bezirk; 
irgendein Verhältnis zu privaten Beziehungen kann also in ihm 
noch weniger gesehen werden wie in dem Wort Land.! 
Wenn wir hervorheben, daß die Ausdrücke, die für Teile des 
Staatsgebiets der Urzeit, der civitas, verwandt worden sind, 
auch zur Bezeichnung von Teilen des großen Reichs des Mittel- 
alters gebraucht werden, so kommt es nicht darauf an, daß sich 
die alten äußeren Grenzen behaupten; das Entscheidende ist 
nicht die Identität des konkreten Bezirks. Es braucht nur die 
Vorstellung vorhanden zu sein, daß der Bezirk wiederum die 
gleichen Zwecke habe, oder auch bloß die, daß es sich um Teile 
des Staatsganzen handle, mag dies groß oder klein sein, und 
mag der Zweck des Bezirks auch einmal neu bestimmt sein. 
Die einzige Unterabteilung, die der altgermanische Staat 
kannte, war die Hundertschaft, die auch als pagus bezeichnet 
wird; einen besonderen Gauverband neben der Hundertschaft 
besaß er nicht.” Der Name Hundertschaft ist so zu deuten, 
daß es sich um das Niederlassungsgebiet eines unbestimmt 
großen Haufens handelt.? Man hat nicht genau gezählt, sondern 
ungefähr geschätzt. Der Gesichtspunkt aber, unter dem die Ab- 
teilung, die Organisation erfolgte, kann nur der des allgemeinen 
Interesses, des Interesses der Volksgemeinschaft gewesen sein. 
Die Begründung des fränkischen Reichs brachte eine grund- 
legende neue Einteilung des staatlichen Gebiets: die Schaffung 
eines Verwaltungsbezirks, der Grafschaft, während die Hundert- 
schaft (zum mindesten in erster Linie) Gerichtsbezirk gewesen 
war und blieb.* Es wurde ein Mittelbezirk zwischen das ganze 
staatliche Gebiet und den Gerichtsbezirk eingeschoben.5 ‚Wenn 
die fränkischen Könige über ihr Land in der Tat nicht bloß dem 
Namen nach herrschen und vor allem, wenn sie eine straffe 


1 Über die Ausdrücke bant und bara (zum Teil wohl Synonyma von 
Gau) s. Waitz I, S. 82 und 207; Schwerin S. 85 Anm. 3; Rietschel S. 260. 
Als Synonymon von Gau oder Land ist auch Feld (in Gaunamen) 
anzusehen und gewiß ähnlich zu deuten. 

® Waitz I, S. 222 ff. und neuerdings v. Schwerin S. 79. Die Annahme 
der Existenz einer Tausendschaft ist von Rietschel, Die germanische 
Tausendschaft, Ztschr. d. Savigny-Stiftung, Bd. 27, S. 234 ff. und 
Schwerin a. a. O. S. ı5 ff. widerlegt worden. 

® Gierke, Genossenschaftsrecht I, S. 4ı Anm. 7; v. Schwerin S. 64. 

* Vgl. v. Schwerin S. 76, 92, 127, 214. 

5 Über die Frage der Anknüpfung des Grafschaftsbezirks an die 
alte civitas s. oben $. 133 Anm. ı. 
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Herrschaft ausüben wollten, dann mußte die äußere Verwaltung 
allmählich zentralisiert, mußte die oberste Gewalt allmählich 
dezentralisiert werden. In dem allmählichen Aufbau des 
Beamtensystems zeigte sich die entwickelte staatliche Organisa- 
tion der fränkischen Zeit.‘‘t Politische Momente führten die Her- 
stellung des Grafschaftsbezirks herbei. Die Grafschaftsverwal- 
tung hat so ziemlich mit allen staatlichen Aufgaben jener Zeit 
zu tun; von der Domänenverwaltung ist sie prinzipiell getrennt.? 

Ohne Zweifel ist auf das Recht des fränkischen Königs und 
die Stellung seiner Beamten, insbesondere der Grafen, die Ent- 
stehung neuer Bezeichnungen von Teilstücken des Staats zurück- 
zuführen: districtus?, deutsch Gebiet, bannus, Bann.* Districtus 
und Gebiet werden wohl kaum jemals anders als im politischen 
Sinn gebraucht, und bei Bann ist ein anderer Gebrauch jeden- 
falls späten Datums. 

Wir gedenken hier noch eines Ausdrucks, dem ebenfalls durch 
die fränkische Reichsgründung die Bedeutung eines Reichsteiles 
gegeben wird. In der Urzeit kannte man eine herzogliche Ge- 
walt, von militärischem Charakter. Jetzt hat das Wort Herzog- 
tum (ducatus)5 zugleich den Sinn von territorialem Gebiet, wobei 
dessen Vorsteher sein Charakteristikum wieder darin findet, daß 
er die militärischen Kräfte des Sprengels in seiner Hand zu- 
sammenfaßt. 

Das Herzogtum, aber ebenso der Grafschaftsbezirk® und über- 
haupt staatliche Unterbezirke werden auch mit dem der römi- 
schen Verfassung entlehnten Ausdruck provincia bezeichnet. 
Ganz gewöhnlich braucht man weiterhin provincia im Sinn von 
„Land‘”, worin wiederum ein Beweis dafür liegt, daß man das 
Wort Land in politischer Bedeutung empfunden hat. 


1 Schwerin S. 77. 

® Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte II, S. 124 Anm. 47. 

® Von distringere: eine amtliche Zwangsgewalt geltend machen, von 
den fränkischen öffentlichen Beamten gebraucht. Brunner II, S. 294. 
Vgl. Waitz II, 2, S. 243 und 343 Anm. 3; IV, S. 718. 

* Nicht selten ist auch die Verbindung districtus (districtio) banni. 
S. z. B. Mon. Germ. Dipl. III, 837; IV, 537. Über die Anwendung von 
Gebiet für den Herrschaftsbezirk einer Stadt s. Keutgen, Urkunden II, 
S. 301 $ 9. 

5 Es kommt auch die Form herzachriche vor. Frensdorff, Hans. 
Geschichtsblätter 1910, S. 5. 

® Brunner II, S. 740. Waitz IV, S. 737; VIII, S. 535. 

” Waitz V, S. 196 Anm. 2. Mos provincialis: Lacomblet, UB. f. d. 
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Im Beginn der Neuzeit erhielt das Reich die Einteilung in 
Kreise.! Die Geschichte ihrer Einführung liefert uns einen Bei- 
trag zur Beurteilung der Bedeutung, die den Einungen für die 
Fortbildung der staatlichen Verhältnisse zukommt. 

Nach Gierke? knüpft der staatliche Fortschritt an die ‚‚freie 
Einung‘“ an, die besonders in den Städten und durch sie eine 
wirkungsvolle Anwendung findet. Die Geschichte der Einführung 
der Kreiseinteilung zeigt indessen an ihrem Teile, daß eine solche 
Auffassung einer starken Einschränkung bedarf. 

Die Kreiseinteilung geht zurück auf die mittelalterlichen 
Landfriedensbestrebungen, wie überhaupt die Reichsreform, die 
am Ende des Mittelalters ins Werk gesetzt wird, jene fortsetzt; 
zum Teil war der Gedanke einer Einteilung in Quartiere auch 
schon in den alten Städtebünden lebendig. Innerhalb der Land- 
friedensbestrebungen und des Bündniswesens überhaupt — es 
charakterisiert beide, daß die Landfrieden viel von der Natur 
eines Bündnisses haben, und die Bündnisse viel von den Zwecken 
eines Landfriedens in sich aufnehmen — begegnet uns ein Gegen- 
satz der königlichen Gewalt gegen landschaftliche und ständische 
Gruppen. Der Landfrieden steht der Standeseinung gegenüber, 
der allgemeine Landfrieden dem landschaftlichen. Es kam 
immer nur darauf an, daß das Besondere nicht zu sehr auf 
Kosten des allgemeinen überwuchere. ‚Die Gefahr lag gerade 
in dem Erstarken des Einungsgedankens.‘‘® Der König sucht 
den Frieden zu wahren durch Aufrichtung von mehr oder weniger 
allgemeinen Landfrieden.* Die Landesherren, Städte und Ritter 


Gesch. des Niederrheins II, Nr. 53 Anm. ı (1216) und Nr. 556. Pro- 
vinciale iudicium ist das Landgericht. Mon. Germ. Constitut. 3, Nr. 187, 
S. 174. Judex provincialis = Landrichter; advocatus provincialis 
= Landvogt. Niese, Reichsgut S. 273 und 279. Über iustitiarius pro- 
vincialis s. ebenda S. 276. Provincia und Gau werden öfters synonym 
gebraucht. Über einen besonderen Fall dieser Art s. Rietschel, Ztschr. 
des Vereins f. Hamburg. Gesch. 17, S. 261. Man spricht ebenso von 
dem territorium Alsatie (Waitz 5, S. 196 Anm. 3) und der terra Alsatie 
(Niese S. 274), wie andererseits provincia von einem Grafschaftsbezirk 
gebraucht wird. Vgl. Mon. Germ., Dipl. IV, S. 176, Z. 20; S. 415, Z. 15. 

ı Fester, Franken und die Kreisverfassung; F. Hartung, Gesch. 
des fränkischen Kreises, Bd. I; A. Neukirch, Der niedersächsische Kreis 
und die Kreisverfassung bis 1542. Vgl. dazu Hartung, Histor. Ztschr. 105, 
S. 668 f. 

2 5. oben S. 34 f. — ® Hartung S. 18. 

* Daß der König, der den Sonderinteressen der Landschaften und 
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beteiligen sich zwar auch an den Landfriedensbestrebungen; 
aber ihre Sonderinteressen überwiegen so sehr, daß sie sich an 
landschaftlichen Friedenseinigungen genügen lassen und sich 
selbst in diesem Rahmen schwer zu gemeinsamen Handlungen 
verstehen. Ihrem Interesse entspricht am meisten das Bündnis 
innerhalb des einzelnen Standes: es ist die Zeit der landesherr- 
lichen, der Städte- und der Ritterbünde. Die ‚Einung‘ findet 
eben hier eine klassische Betätigung. Wesentlich ihr gegenüber 
setzt sich schließlich die Kreiseinteilung durch. Die Zentral- 
gewalt — zunächst der König, dann des Reiches Stände, die 
eine ständisch organisierte Zentralgewalt zu schaffen suchen — 
schiebt die partikularen Landfrieden und Bündnisse beiseite, 
namentlich auch gegen die Ritter und die Städte, die an der 
Reform der Reichsverfassung keinen Anteil haben. Die Städte 
mit ihren Einungen bilden hier so wenig ein Element des Fort- 
schritts, daß der besondere Städtebund fallen mußte, wenn etwas 
Allgemeines zustande kommen sollte.! Die Schaffung der Kreis- 
einteilung beruht zum größern Teil auf der Anerkennung des 
Reichs als eines politischen Ganzen und dem Sieg der Territorien 
über Städte- und Ritterbünde. Man darf sich nicht dadure 

täuschen lassen, daß mit den Kreisen landschaftlichen Bezirken 
Aufgaben der Exekution übertragen wurden: in erster Linie 
führten einfach technische Erwägungen zu dieser Dezentrali- 
sation. Das Entscheidende war doch, daß die Kreiseinteilung 
eine allgemeine und dauernde Reichseinrichtung sein sollte. Zu 
einem Teil allerdings mag die Kreisverfassung auch als eine 
Fortsetzung des alten Einungswesens angesehen werden, indem 
man in dem einzelnen Kreis etwa das mittelalterliche Bündnis 
der Territorien einer Landschaft stabilisiert sieht. Diese Seite 
der Kreisverfassung würde jedoch nicht den staatlichen Fort- 
schritt darstellen: wir sehen in ihr die alte Schwerfälligkeit 
solcher Bündnisse bewahrt, wie denn auch die Kreise ihre Haupt- 
tätigkeit da entfaltet haben, wo die mittelalterliche politische 
Zersplitterung bei Bestand blieb.? Immerhin hat die Kreisver- 


Stände entgegenwirkt, mehrfach sich auch von Sonderinteressen leiten 
ließ, sol! hier nicht verschwiegen werden. Allein es handelt sich dabei 
doch mehr um ein zufälliges Moment. 

ı Vgl. Hartung S. 23 und 51. 

2 Fester S. ı5 f.: ‚Je schwächer ein Territorium ist, desto geneigter 
wird es sein, an einer landschaftlichen Genossenschaft gleichgearteter 
Territorien einen Rückhalt zu gewinnen.“ 
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fassung trotz solcher Schwächen eine der Hauptgrundlagen des 
Reichs bis zu seinem Ende gebildet, und sie verdankt diese 
Wirkung wesentlich dem, was sie über die Einungen hinaushob 
und von ihnen unterschied. 

Der Name Kreis darf uns vielleicht den Sieg des staatlichen 
Gedankens veranschaulichen. In den seit dem letzten Viertel 
des 14. Jahrhunderts begründeten Einungen und Landfrieden, 
von denen wir vorhin gesprochen, begegnen uns zunächst (frei- 
lich neben ganz neutralen Ausdrücken) ‚Partei‘, ‚‚Rotte‘‘ oder 
„Kontrakt“! zur Bezeichnung der Unterabteilungen. Diese 
Termini, die mehr auf das freie Einungswesen hindeuten, werden 
aber verdrängt durch das technische Verwaltungswort Kreis, 
welches von der Bedeutung Grenze? seinen Ausgang nimmt. 


8 2. Der Herrscher. 


Das Oberhaupt des Reichs ist der ‚König‘. Das Wort ent- 
hält den Begriff der vornehmen Abkunft.® Als Bezeichnung des 
Herrschers dürfen wir ferner bei den alten Germanen thiudans 
(got.) und thiodan (altsächsisch), auch wohl * rik voraussetzen.* 
Jenes bedeutet den Volksvorsteher?, das Volkshaupt®, dieses den 
Lenker, Führer, Machthaber (entsprechend unserm Reich = 
Herrschaft, Regierung).”? 

Die Wörter der ‚Erste‘, der ‚‚Vorderste‘‘, der spätere ‚Fürst‘ 
(princeps) kommen auf deutschem Boden (anders vielleicht bei 
ausgewanderten deutschen Stämmen), wie es scheint, zur Be- 
zeichnung des Staatsoberhaupts nicht vor, sondern nur zu der 
von Vorstehern von Staatsteilen.® 


ı Hartung S. ıoı und 104. 

®2 Hartung S. 57 Anm.; S. 102. Kreis wird auch synonym mit Land 
gebraucht. S. ebenda S. 103. 

® Kluge S. 258. 

%* Brunner, Deutsche Rechtsgesch. I, 2. Aufl., S. 165. 

5 OÖ. Schrader, Reallexikon S. 445. Brunner S. 166. 

® Amira, Recht $ 45. — ?° Vgl. oben S. 130. 

8 Schrader S. 445. Zum mindesten wird man sagen dürfen, daß 
der Gebrauch von princeps zur Bezeichnung des Oberhaupts des ganzen 
Staates nicht sicher nachweisbar ist. Anderer Meinung Waitz I, S. 261 ff. 
Bd. VI (2. Aufl.), S. 149 stellt Waitz fest, daß, wenn caesar und princeps 
zur Bezeichnung des Kaisers gebraucht werden, es sich doch dabei 
nicht um regelmäßige Titel handelt. Vgl. auch G. Husack, GGA. 1913,- 
S. 205 Anm. r: „princeps eine sehr wenig prägnante Bezeichnung‘. 
Über die Frage, ob das Staatsoberhaupt als ‚‚Richter‘‘, ebenso wie der 
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Das lateinische Wort dominus, welches sehr oft auf den König 
angewandt worden ist, mag man in alten Zeiten als truhtin, 
Führer der Schar, des Volks!, empfunden haben, oder als fro, 
worin wohl ein Hinweis auf das Sakrale im altgermanischen 
Königtum liegt.” Das deutsche Wort Herr wird in historischer 
Zeit ebenso von staatlicher wie von privater Herrschaft ge- 
braucht; es liegt also bei ihm ein ähnliches Verhältnis vor wie 
bei dem Wort Land.? Wenn Herr den ‚Ehrwürdigeren‘“ bedeutet, 
so ist damit noch keineswegs die Vorstellung gegeben, daß der 
König nach der Analogie des privaten Brotherrn aufgefaßt 
wurde.* Der Titel ‚der Ehrwürdigere‘‘ würde ja für ein öffent- 
lich-rechtliches Verhältnis durchaus geeignet sein. Dem Wort 
Herr die ursprüngliche Beziehung ausschließlich auf ein privates 
Verhältnis zu geben, könnte man sich höchstens dann genötigt 
sehen, wenn man ein ursprüngliches Königtum bei den Germanen 
leugnet. Indessen tatsächlich hat ein Königtum bei einem Teil 
von ihnen als altüberlieferte Einrichtung bestanden, wobei wir 
von der Verwendung des Wortes Herr auf andere obrigkeitliche 
Ämter absehen. Es würde also kein Hindernis für die Annahme 
bestehen, daß der Ausdruck schon in uralten Zeiten nach der 
öffentlichen wie nach der privaten Seite hin gleichmäßig ge- 
braucht worden ist. 

Wenn in späterer Zeit vom rex et dominus die Rede ist?, 
so wird es sich dabei um einfache Synonymn handeln. Will man 
zwei verschiedene Begriffe darin sehen, so mag man dominus 
auf den obersten Lehnsherrn deuten.* Es wird nicht zu be- 


Vorsteher des ordentlichen lokalen Gerichts, bezeichnet worden ist, 
BuWaitz L,'S. 264. 

ı Vgl. Brunner S. 166. Schrader S. 445. 

® Kluge S. 152 (unter Fron). Indessen kommt bei dem relativ späten 
Wort Fronbote die Vorstellung ‚den Göttern gehörig‘‘ und ‚dem Staate 
gehörig‘ schwerlich in Betracht (wie Kluge meint). Es handelt sich 
hier ebenso um das allgemeine Wort Herr wie bei dem Ausdruck Fron- 
dienste. 

3 Karl der Kahle bezeichnet sich einmal unter besonderer Betonung 
seiner Selbständigkeit als terrae dominus. Waitz III, S. 274 Anm. 3. 

*“ So Kluge S. 206. Wenn er auf das Wort seigneur hinweist, so 
handelt es sich dabei um eine spätere spezielle Anwendung, um eine 
Zeit, in der die Öffentlichen Rechte in den Privatrechtsverkehr zu ge- 
langen anfingen. 

5 Vgl. z. B. die confoed. cum princip. eccles. 

6 Vgl. Schreuer, Histor. Vierteljahrschrift ıgıı, S. 358 Anm. 4. 
S. auch ebenda S. 357. Es mag hier eine in anderem Zusammenhange 
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streiten sein, daß hier wie auch sonst bei technischen Ausdrücken, 
die von Haus aus keine lehnsrechtlichen Beziehungen haben, 
im Lauf der Entwicklung sich lehnsrechtliche Anschauungen 
ansetzen konnten. 

Die Titel König und Fürst sind von den Anfängen der deut- 
schen Geschichte bis über das Mittelalter hinaus lediglich auf 
obrigkeitliche Personen angewandt worden, der Titel König nur 
auf den Vorsteher des ganzen Staatsverbandes.! 

Durchaus Vorrecht des Königs und Kaisers sind auch die, 
größtenteils dem Brauch und den Vorstellungen des alten römi- 
schen Reichs und der Kirche entnommenen, Nebentitel und Prädi- 
kate wie: augustus, semper augustus, serenissimus, gloriosissimus, 
clarissimus, invictissimus, pacificus, pius, piissimus, sanctissimus, 
divus, divinus.® Erst mit dem Aufkommen der Landeshoheit 
werden einzelne von diesen Prädikaten — nur einzelne — 
auf andere obrigkeitliche Personen, eben wiederum in der Be- 
schränkung auf solche, angewandt.? Wenn dem Kaiser der Titel 
„Romanum gubernans imperium‘“ beigelegt wurde, so war damit 
jeder Vergleich mit einem privaten Herrn ausgeschlossen. 


gemachte Bemerkung Frensdorffs, Hans. Geschichtsblätter 1907, S. 22, 
angeführt werden: ‚,Je späterer Zeit die Urkunden angehören, desto 
mehr gefallen sie sich in tautologischen Wendungen.‘ Vgl. H. Frhr. 
v. Minnigerode, Ebenburt und Echtheit S. 57. 

1 Wenn man in der deutschen Urzeit und in der Zeit der Stämme 
gelegentlich von Unterkönigen neben dem Ober- oder Großkönig (reguli 
usw. neben rex) spricht, so liegen eben Fälle vor, in denen es sich um 
annähernde staatliche Selbständigkeit der Teile handelt. — Beachtens- 
wert iistes, daß die Kleriker, die im fränkischen Reich Chroniken schrieben, 
öfters mit einer dem Altertum entlehnten Vorstellung von tyranni und 
tyrannica potestas sprechen. Sie bezeichnen damit solche Personen, 
die sich eine obrigkeitliche Stellung anmaßen. Es wird nicht etwa der 
gewalttätige Grundherr so bezeichnet. Vgl. Waitz III, S. ıı Anm. 2; 
S. 102 Anm. 1, S. 167 Anm. 3; S. 312. 

2 Brunner II, S. 14. Waitz VI, S. 148 ff. und S. 153 ff. 

® Waitz VI, S. 159 Anm. 3 (Flandern). In früherer Zeit nur ganz 
ausnahmsweise: Waitz III, S. 389. 

* Waitz VI (2. Aufl.), S. 159 meint, daß die römische Bezeichnung 
Majestät den König nicht von Personen anderen Standes unterschied. 
Indessen gibt es jedenfalls äußerst wenige Beispiele, daß anderen Per- 
sonen weltlichen Standes der Titel Majestät beigelegt wird, und auch 
bei Geistlichen ist er sehr selten. Es ist ferner darauf zu achten, ob 
die betreffenden Personen ihn sich selbst beilegen oder ob er ihnen 
von anderen in einer Anwandlung übertriebener Ehrfurcht beigelegt wird. 
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Für die Ansicht, daß der König als Inhaber der Staatsgewalt, 
als Beherrscher des Reichs in derselben Weise gedacht wurde 
wie der Eigentümer bestimmter Waldungen und Äcker, spricht 
es ferner nicht, wenn der Herrscher sich nicht als Herr eines 
Landes bezeichnet. Er begnügt sich entweder mit der bloßen 
Bezeichnung rex, imperator oder (was im Lauf der Zeit Regel 
wird) nennt sich nach dem Volksnamen: rex Francorum, Lango- 
bardorum, Saxonum, Romanorum.! 

Unter Karld. Gr. bürgerte sich die Aufnahme des Dei gratia 
in die Königsurkunde ein.? Die Formel bleibt (abgesehen von 
geistlichen Personen) bis zum Aufkommen der Landeshoheit 
wesentlich auf den König beschränkt. Es gibt nur sehr wenig 
Beispiele dafür, daß Beamte des Staats von ihr Gebrauch 
machen. Anfangs hat man vielleicht noch etwas geschwankt?®; 
vom Ausgang der Karolinger bis zum Aufkommen der Landes- 
hoheit aber wird die Formel wohl bloß ganz ausnahmsweise auf 
einen Grafen angewandt.* Um 1250 lehrt Ludolf von Hildes- 
heim in seiner summa dictaminum, geringeren als marchiones 
et quidam comites maiores komme Dei gratia nicht zu.° Wenn 
die Praxis hinsichtlich des Landesherrn bald weiter ging, so 
beweist doch Ludolfs Äußerung die Absicht der Beschränkung 
auf obrigkeitliche Personen. Daneben legte sich etwa noch eine 
mächtige Stadt im Bewußtsein ihrer Selbständigkeit gegenüber 
landesherrlichen Ansprüchen die Formel bei.® 

Bei dem, was wir hier über die Terminologie mitgeteilt haben, 
handelt es sich nicht immer um eine ganz strenge Konsequenz 


2 Brunner II, S. 15 f. , Waitz V, S. 138; VI, S. 1ı4off. Seeliger bei 
Waitz VI, S. 142 spricht von der ‚Bezeichnung König Germaniens“. 
Allein die Belegstellen, auf die er sich beruft, sprechen zu einem Teil 
nicht vom rex Germaniae, sondern vom rex Germanicus (was = rex 
Germanorum ist); zum andern Teil (Waitz V, S. 138) sind sie französischen 
Ursprungs. Vgl. über solche Beispiele Vigener, Bezeichnungen für Volk 
und Land der Deutschen S. 131 ff. Wie das Wort Germania in die Kaiser- 
urkunden unter Friedrich II. eindrang, dazu s. Vigener S. 129; herrschend 
wurde es jedoch nicht. 

®2 Brunner II, S. 15 und namentlich W. Sickel, Gött. Gel. Anz. 1896, 
S. 293 f. Vgl. auch O. Hintze, Das monarchische Prinzip und die kon- 
stitutionelle Verfassung, Preuß. Jahrbücher Bd. 144, S. 408 ff. 

® Sickel S. 293 Anm. 4. — * Waitz VII, S. 8 Anm. 2. 

® Sickel S.,293 Anm. .4..(S..294). 

® Braunschweig 1345. Keutgen, Urkunden zur städtischen Ver- 
fassungsgeschichte Nr. 402, S. 500; Histor. Ztschr. 99, S. 363 Anm. I. 
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des Sprachgebrauchs; es finden sich, wie angedeutet, gelegent- 
lich kleine Ausnahmen. Aber darauf kommt es auch nicht an. 
Entscheidend ist vielmehr, ob wir eine vorwaltende Tendenz zu 
einem bestimmten Sprachgebrauch beobachten können, und 
daran besteht ja nicht der mindeste Zweifel. 

Wenn wir aus den Bezeichnungen des Herrschers einen Schluß 
auf die Anschauung von seiner einzigartigen Stellung ziehen 
dürfen, so liefert denselben Beweis eine Reihe von Emblemen, 
die ihm beigelegt werden. Nicht gerade alle Embleme des Königs 
sind sein Präcipuum; mehrere aber teilt kein anderer Herr mit 
ihm. So zeichnet ihn bei einigen Stämmen der besondere Haar- 
schmuck aus.! Hierher gehören ferner die dem König voran- 
getragene Heerfahne und die Mehrzahl der königlichen Insignien, 
die uns seit der fränkischen Zeit begegnen?, die zum Teil, jedoch 
nicht durchweg, den römischen (spätrömischen) und kirchlichen 
Einfluß zeigen. Die Insignien deuten die militärische und die 
gerichtliche Gewalt des Königs an. Der Besitz der Insignien 
galt, wenn nicht als Bedingung, so doch als Unterpfand der 
königlichen Gewalt und fiel darum für jeden Kronbewerber 
schwer in die Wagschale.®? Die Herrscher von Ungarn und von 
Polen haben zugleich mit der Krone eine Lanze als königliches 
Abzeichen, nach deutschem Vorbild, angenommen.* Diese In- 
signien hoben eben den König über die andern Herren empor, 
verliehen ihm eine Sonderstellung. Eine besondere Bemerkung 
mag dem Gerichtsstab (auf dem Knauf in Frankreich die manus 
iustitiae), dem Symbol der Gerichtsvollmacht®, gewidmet sein. 
Ihn teilt der König mit allen Richtern. Aber alle Richter des 
Staats leiten ihre Gewalt von der seinigen ab; sein Gerichtsstab 
ist der Gerichtsstab par excellence. Wohl gibt es auch grund- 
herrliche Richter. Indessen das grundherrliche Gericht ist eine 
späte Bildung und eine Nachahmung des staatlichen. Der 


1 Brunner I, S. 169. 

2 Brunner I, S. 173; II, S. ı6ff. Amira $ 45. 

3 Vgl. Frensdorff, Zur Geschichte der deutschen Reichsinsignien, 
Nachrichten der K. Gesellschaft der Wissenschaften zu Göttingen, 
Philol.-Histor. Klasse 1897, ı. Heft, S. 64 ff. Adolf Hofmeister, Die 
heilige Lanze ein Abzeichen des alten Reichs S. 37. 

* Hofmeister a. a. OÖ. S. zıf. und 77. 

5 Brunner II, S. 17; Schreuer, Die rechtlichen Grundgedanken der 
französischen Krönungsordnung S. I0og; Amira a. a. O.; derselbe, Der 
Stab in der germanischen Rechtssymbolik (Abhandlungen der Münchener 
Akad.. 1909), S. 87f. und ııgf. 
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königliche Gerichtsstab kann nicht von dem grundherrlichen 
abstammen, weil das staatliche Gericht jahrhundertelang — 
abgesehen etwa von dem Gericht der Gemeinde (Markgenossen- 
schaft) — das einzige Gericht war. 

Die kirchliche Salbung, die Krönung, der Erwerb der Kaiser- 
krone, Dinge, welche die karolingische Zeit hinzubrachte, die 
Schild- oder Thronerhebung! trugen dazu bei, den Herrscher 
des Reichs noch mehr aus dem Kreise der Herren herauszuheben, 
ihm in noch höherem Grade eine Sonderstellung zu verleihen.? 
Wenn der Sachsenspiegel (III, 52 $ ı) von dem König sagt: 
„Svenne die gewiet wert von den bischopen, die darto gesat 
sin, und uppe den stul to Aken kumt, so hevet he koninglike 
walt unde koningliken namen‘, so hat er dabei gewiß die Vor- 
stellung, daß der Herrscher des Reichs mit keinem privaten 
Herrn zu vergleichen sei. 

Die Einzigartigkeit der königlichen Stellung wird in den 
Quellen ausdrücklich ausgesprochen, wie wenn es etwa in der 
Arenga einer Königsurkunde heißt: constat nos divina dispen- 
sante gratia ceteris mortalibus supereminere.? Den französischen 
Königen schrieb man eine Heilkraft gegenüber gewissen Krank- 
heiten zu.* Es tritt uns darin die Vorstellung entgegen, daß 
das Königtum über Kräfte verfügt, die bei einem privaten Herrn 
nicht denkbar sind. 

Des Königs Wort besitzt erhöhte Glaubwürdigkeit; im kenti- 
schen Recht galt der Grundsatz, daß sein eidloses Wort unwider- 


ı Die Thronbesteigung hat allerdings privatrechtlichen Charakter 
(der Erbe ergreift von der Erbschaft feierlich Besitz, indem er sich auf 
den Hochsitz seines Vorgängers setzt). Brunner II, S. ı7f. Bei der 
Thronerhebung, die zunächst nur bei dem unmündigen Thronerben 
angewandt wurde, mag anfangs dieselbe Anschauung bestanden haben; 
es war gleichsam bloß ein Notersatz für die Thronbesteigung. Aber 
seitdem die Thronerhebung die normale Art der Thronbesetzung ge- 
worden war, hat sie gewiß als etwas Einzigartiges gegolten, bei dem 
man an einen privatrechtlichen Akt nicht denken konnte. Bei der Schild- 
erhebung läßt sich eine privatrechtliche Analogie nicht ausfindig machen. 
Sie zeigt die Bedeutung der militärischen Einrichtungen für die Staats- 
verfassung. Vgl. Brunner I (2. Aufl.), S. 167 Anm. 19. 

2 Vgl. dazu Kampers, Internationale Monatsschrift Igı2, Sept., 
Sp. 1486. 

® Beispiele bei Waitz VI. S. 159. 

* M. Buchner, Ztschr. der Savigny-Stiftung, Germ. Abt. 1910, S. 385 f.; 
Deutsche Literaturzeitung Igı3, Nr. 27, Sp. 1711. 
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legbar sei.! Nur die Königsurkunde liefert im fränkischen Reich 
einen selbständigen und vollkommenen Urkundenbeweis; sie ist 
unanfechtbar. Nur die Königsurkunde hat den Charakter der 
wahren öffentlichen Urkunde.? So bleibt es bis zur vollen Aus- 
bildung der Landeshoheit. Erst im 13. Jahrhundert, durchaus 
gleichzeitig mit der Herausbildung der stärkeren politischen 
Selbständigkeit der Territorien, erhalten auch die Urkunden der 
Landesherren öffentlichen Charakter.? 

Das fränkische Recht kennt eine privilegierte Freilassungsart, 
die sofort zum Vollfreien macht (manumissio per denarium): es 
ist die Freilassung vor dem König.*? Sie setzt die in der Urzeit 
bestehende Freilassung öffentlichen Rechts fort, die im Landes- 
ding vor sich ging und den Freigelassenen zum vollfreien Heer- 
mann erhob. 

Der besonderen Stellung des Königs entspricht der Begriff 
eines besonderen Verbrechens gegen seine Majestät. 

Das Ideal, das sich das Mittelalter von der Persönlichkeit 
des Herrschers urd seiner Tätigkeit machte®, erhebt ihn auch 
über den Kreis der andern Herren. Zum Teil ist es schon durch 
die dem König beigelegten Titel angedeutet. Antike und christ- 
liche Kardinaltugenden verlangt man von dem Herrscher; der 
Schutz der Kirche und des Rechts ist seine besondere Obliegen- 
heit; das ritterliche Ideal soll er in gesteigerter Gestalt erfüllen. 
Im einzelnen finden sich die dem idealen Herrscher zuge- 
sprochenen Prädikate wohl auch bei anderen. In ihrer Ver- 
einigung und Steigerung kommen sie doch nur ihm zu. Wenn 
man z. B. von seiner Tätigkeit liest: legem servare hoc est 
regnare®, so würde eine solche Formel für einen privaten Herrn 
nicht am Platz sein. 

Wenn es nicht zu bestreiten ist, daß, wovon schon die Rede 
war, römische und kirchliche Einflüsse zur Steigerung der An- 
* Brunner II, S: 13. 
®2 Brunner I (2. Aufl.), S. 566; II, S. 420. Breßlau, Handbuch der 
Urkundenlehre I (2. Aufl.), S. 643 ff. 

® ©. Redlich, Die Privaturkunden des Mittelalters S. 116. 

* Brunner I, S. 145 und 366ff. Die Bayern kannten eine ent- 
sprechende Freilassung durch den Herzog, dessen Stellung ja der des 
fränkischen Königs entsprach. 

5 Vgl. A. Kühne, Das Herrscherideal des Mittelalters und Kaiser 
Friedrich I. Leipziger Studien aus d. Gebiet der Geschichte V, 2. Lpz. 
1898. S. dazu übrigens K. Hampe, Histor. Ztschr. 83, S. 169. 

® Kühne S. 8. 

v. Below, Der deutsche Staat. IO 
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schauung von der besonderen Stellung des Königtums! beige- 
tragen haben, so ist sie doch in ihren Grundlagen durchaus 
germanisch, älter als die fremden Einwirkungen. 

K. v. Amira® faßt das Resultat der Forschungen Brunners 
in folgenden Sätzen zusammen?: ‚‚Entschiedener als jemals er- 
weist sich das Staatsrecht des fränkischen Großreiches seinem 
Grundtypus nach als eine deutsche Schöpfung, soweit es sich 
auch vom älteren germanischen Staatsrecht entfernt haben mag. 
Im wesentlichen deutsch sind Königtum, Bezirks-, Heer- ınd 
Gerichtsverfassung, der einfache Ämterorganismus mit seiner 
prinzipiellen Verbindung von Zivil- und Militärfunktionen und 
seiner Ablehnung eines subalternen Officium, die Anwendung 
gefolgschaftsrechtlicher Analogien auf die königlichen Beamten, 
die Gesamtanlage des Finanzrechts endlich, welches zur Deckung 
der Staatsbedürfnisse die Untertanen unmittelbar nur mit 
Naturalleistungen heranzieht und im übrigen für die Staats- 
ausgaben das Vermögen des Königs aufkommen läßt.‘ Über 
den ‚Assimilationsprozeß, dem das deutsche Recht gewisse aus 
dem spätrömischen entlehnte Einrichtungen unterworfen hat“, 


1 Über die Steigerung der fränkischen Königsmacht durch die Kirche 
und auch die Steigerung der Anschauung von der besonderen Stellung 
des Königtums durch sie s. Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands I, 
2. Aufl., S. 148 ff. 

2 Vgl. R. Schröder, Rechtsgeschichte (5. Aufl.) $ 17, S. 109: ‚Daß 
die römischen Verhältnisse ebenso wie die monarchischen Vorstellungen 
der katholischen Kirche dem Königtum, zumal dem fränkischen, viel- 
fach förderlich gewesen und eine Menge römischrechtlicher Elemente 
in die Verfassungen der auf römischem Boden errichteten germanischen 
Reiche eingedrungen sind, wird kein Verständiger leugnen. Aber ein 
prinzipieller Unterschied zwischen dem fränkischen Königtum Chlodo- 
wechs und dem norwegischen Haralds hat nicht bestanden. Auch das 
fränkische Reich ist seiner Entstehung und seinem Inhalt nach ein 
germanischer Staat gewesen.‘ 

3 K. v. Amira, Anzeige von Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte II, 
Gött. Gel. Anzeigen 1896, Nr. 3, S. 189. 

4 Vgl. das Referat von W. Sickel über F. Dahn, Deutsche Geschichte I, 
2, Gött. Gel. Anzeigen 1888, Nr. 16, S. 623: ‚‚Der Staat von einem 
König regiert, welcher Militärhoheit, Gerichtsbarkeit, Anfänge von 
Amtshoheit und von Polizeihoheit aus dem germanischen Königtum 
mitgebracht, jetzt Finanzhoheit und christliche Kirchenhoheit hinzu- 
erworben und seine Befugnisse der Verwaltungs-, der Amts- und der 
Repräsentationshoheit sowie des Verordnungsrechts stark vermehrt 
hat.‘ 
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bemerkt Amira weiter!: ‚Ich hebe in dieser Hinsicht hervor 
den Treueid der Untertanen?, die Aufnahme in die tuitio, die 
Trennung der domanialen Verwaltung von der öffentlichen, den 
Domesticat, die öffentlichen Fronden, den Provinzialstatthalter, 
die schriftliche Bestallung der Beamten.‘ Und ferner®: „Was 
die von Brunner hervorgehobenen staatskirchenrechtlichen Ver- 
hältnisse und das Kaisertum betrifft, so mag anerkannt werden, 
daß die ‚unlösliche Verflechtung von Staat und Kirche‘ noch 
mehr die karolingische Periode als die merowingische kenn- 
zeichnet und ‚in der Wiederherstellung des abendländischen 
Kaisertums ihre staatsrechtliche Formel fand‘. Aber jene Ver- 
flechtung möchte ich so wenig wie dieses Kaisertum sachlich 
eine Nachahmung spätrömischer Vorbilder nennen, ja nicht 
einmal eine vollkommene Analogie römischer Zustände. Römisch 
ist neben anderem Äußerlichen die Terminologie der Kaiser- 
gewalt. Die abgeschlossene Veränderung des Königtums, für die 
sie die Formel abgibt, war lediglich durch die inneren und 
äußeren Verhältnisse des fränkischen Reiches selbst verursacht.“ 

Unser Satz von dem staatlichen Charakter der mittelalter- 
lichen Verfassung würde nicht erschüttert werden, wenn sich 
erweisen ließe, daß sie irgendwie in ihren Grundlagen römischen 
oder kirchlichen Ursprungs sei. Wir würden dann noch immer 
das Mittelalter für fähig halten können, die Vorstellung von 
besondern staatlichen Einrichtungen zu fassen, mögen diese auch 
von auswärts übernommen sein. Eben deshalb wird in unserer 
Untersuchung nicht das Hauptgewicht auf die Frage der natio- 
nalen Herkunft der Rechte zu legen sein. Bedeutungsvoll bleibt 
sie immerhin, insofern bei dem Resultat des wesentlich germani- 
schen Ursprungs des staatlichen Charakters der mittelalterlichen 
Verfassung die Befähigung der Deutschen zu jener Unterschei- 
dung weit stärker hervortritt. So wird sie uns denn auch noch 
mehrfach beschäftigen.*? 








> E wAnmsa, 34:85 0: 55.197: 

2 Vgl. dazu freilich unten $ 5. — ®? K. v. Amira S. 192. 

* Um hier auf ein paar Kontroversen, auf die einzugehen wir später 
nicht die Gelegenheit haben, hinzuweisen, so sagt K. v. Amira, Der 
Stab in der germanischen Rechtssymbolik S. 113: ‚Wir dürfen ver- 
muten, daß gerade bei den Germanen, von denen aus das Königtum 
sich verbreitet hat, der Stab als dessen Abzeichen zuerst aufgekommen 
sei... Keinesfalls besteht Grund zu der Annahme, daß das Stabsymbol 
ein fränkischer oder irgendein anderer germanischer König ‚von Byzanz 
entlehnt‘ habe.‘“ Vgl. andererseits Amira ebenda S. ı21: ‚Zu der Zeit, 


10* 
“ 


148 Fünftes Kapitel. 


Im Folgenden soll es unsere Aufgabe sein, die Stellung des 
Herrschers nach ihren verschiedenen Seiten hin im einzelnen zu 
schildern. Hier schicken wır eine Betrachtung über den Begriff 
spezifisch königlicher Rechte voraus. 

Auf dem roncalischen Reichstag ist der Begriff der Regalien, 
derjenigen Rechte, die dem König als solchem und ordnungs- 
mäßig nur ihm zustehen, festgestellt worden. Und diese sind 


als das kirchliche Ritual sich der Krönungssymbolik bemächtigte, war 
eben der Charakter des Königtums schon so verändert, daß der ursprüng- 
liche Sinn des Stababzeichens nicht mehr hervortreten konnte.“ — 
Die Urkunde und der Urkundenbeweis sind von den Römern zu den 
Germanen gekommen, so auch die Kategorie des öffentlichen Schreibers 
(vgl. Breßlau, Handbuch der Urkundenlehre I, 2. Aufl., S. 637 A. 3), 
der aber nicht allen germanischen Stämmen bekarnt ist. Die Privi- 
legierung der Königsurkunde im fränkischen Reich darf man anderer- 
seits wohl als deutsche Einrichtung bezeichnen. Lehrreich ist die Ge- 
schichte des, in gewisser Weise vorübergehenden, römischen Einflusses 
in bezug auf den Urkundenbeweis in Bayern. Breßlau S. 665. Ger- 
manischen Ursprungs ist die Chirographierung, die wohl an das ger- 
manische Symbol des Kerbholzes anknüpft. Sie ist aber für die weitere 
Entwicklung des Urkundenwesens nicht maßgebend. Breßlau S. 677. 
Römischen Ursprungs ist die Besieglung, ‚wenngleich sie im Mittel- 
alter eine sehr viel bedeutendere juristische Funktion erhalten hat, 
als ihr im römischen Altertum zukam‘ (S. 677), und sich bei der Aus- 
gestaltung des Siegelwesens germanische Einflüsse geltend gemacht 
haben (S. 680 f. und 686 f.),. — Über die Einwirkung des römischen 
Begriffs des Majestätsverbrechens auf die Behandlung der schweren 
Infidelität oder des Hochverrats s. Brunner II, S. 688: ‚Abgesehen 
von der Aufnahme des römischen Worts erfuhr der rechtliche Tat- 
bestand des Hochverrats unter dem fremdrechtlichen Einflusse eine 
merkliche Erweiterung.‘‘ Otto Kellner, Das Majestätsverbrechen im 
Deutschen Reich bis zur Mitte des 14. Jahrhunderts (Hallische Disser- 
tation von IgıIı), S. 13 ff. (daselbst auch weitere Literatur) und S. 60 ff. 
Hans Niese, Die Gesetzgebung der normannischen Dynastie im regnum 
Siciliae S. 2ıı u. d. W. Majestätsverbrechen und besonders S. 52 und 
S.99f. Köstler, Huldentzug S. 36 Anm. ı.— Rietschel, Vierteljahrschrift 
f. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 1905, S. 464 macht die Beobachtung, 
daß die aus dem römischen Recht stammenden königlichen Rechte 
nicht so früh auf die Landesherren übergehen wie die Rechte deutschen 
Ursprungs. — Über die Einwirkung germanischer Einrichtungen auf 
die byzantinische Verfassung, die sich in der militärischen Form der 
Kaisererhebung (Schilderhebung) darstellt, s. Brunner I, 2. Aufl., S. 58 £. 
Über den Einfluß der karolingischen Einrichtungen auf den norwegischen 
Staat vgl. Deutsche Lit.-Zeitung 1905, Nr. 36, Sp. 2204. 
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durchweg solche, die wir heute als öffentliche ansehen. In der 
Tatsache, daß die Rechte, die der König als solcher ausübt, 
auf das öffentliche Recht beschränkt sind, haben wir einen 
weiteren Beleg für die Existenz des Bewußtseins von der ihm 
zukommenden Sonderstellung. 

Die Idee der Regalien läßt sich weiter zurückverfolgen. Im 
Investiturstreit machte der König gegenüber der Kirche den 
Anspruch auf die Regalien geltend. Freilich wurde der Begriff 
damals meistens weiter gefaßt. Da der König den kirchlichen 
Instituten gegenüber als Eigenkirchherr und Staatsoberhaupt 
zugleich auftrat und besonders auch an die Grundbesitzmassen 
erinnerte, die das Königtum ihnen seit alters zugewandt hatte, 
so kam es dahin, daß unter Regalien gemeinhin die gesamten 
weltlichen Berechtigungen der Kirche, einschließlich des Grund- 
besitzes, wenigstens soweit sie vom Reich stammen, verstanden 
wurden.? Regalia galt als Synonymon von iura temporalia oder 
saecularia und als Gegensatz zu den iura spiritualia. Indessen 
es hat das Bewußtsein von zwei verschiedenen Besitzkategorien 
innerhalb der iura temporalia doch nicht ganz gefehlt: es wird 
gelegentlich der Gegensatz possessiones und regalia gebildet®, 


ı Einen Zweifel könnte man höchstens betreffs der arimannie hegen. 
Vgl. die Erklärungen bei F. C. v. Savigny, Gesch. des Röm. Rechts 
im Mittelalter IV, 2. Aufl., S. 174; Giesebrecht, Gesch. der deutschen 
Kaiserzeit V, ı, S. 177; E. Suhle, Barbarossas constitutio de regalibus, 
Rostocker Dissert. von 1893, S. 5; G. Caro, Neue Beiträge zur deutschen 
Wirtschafts- und Verfassungsgesch. S. 34; Ernst Mayer, Italienische 
Verfassungsgeschichte I, S. 2, 5 ff., 69 ff. und dazu kritisch H. Niese, 
Ztschr. der Savigny-Stiftung, Germ. Abt. ıgıı, S. 369 ff.; H. v. Volte- 
lini, Immunität, grund- und leibherrliche Gerichtsbarkeit in Südtirol, 
Archiv f. österreich. Gesch. 94, II. Hälfte, S. 413 ff.; Rietschel, Ztschr. 
der Savigny-Stiftung, Germ. Abt. Bd. 28, S. 518. Zur Literatur über 
den roncalischen Reichstag vgl. die ausführlichen Angaben bei Hessel, 
Gesch. der Stadt Bologna von 1116—1280, S. 90 ff. 

®2 K. Hampe, Deutsche Kaisergeschichte im Zeitalter der Salier 
und Staufer, 2. Aufl., S. 77: ‚‚Regalien, d. h. alle Besitzungen und 
Rechte, die die deutsche Kirche vom Reich seit den Tagen Karls des 
Großen erhalten hatte.‘ Über die Geschichte des Gebrauchs des Worts 
„Regalien“ in der Zeit des Investiturstreits vgl. ausführlich H. Rudorff, 
Zur Erklärung des Wormser Konkordats (Weimar 1906), S. 23 ff. 

® H. Niese, S. 53 f. (S. 54 Anm.ı): über den deutschen, englischen, 
italienischen Sprachgebrauch. Gerhoh v. Reichersberg scheidet in 
seinem Opusculum de edificio Dei (im wesentlichen zwischen II26— 1132 
geschrieben) das Kirchengut in drei Teile: a) decimarum oblationes, 
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oder es werden die regalia nur als ein Teil der saecularia be- 
zeichnet.! 

Auch unabhängig vom Investiturstreit kommt das Wort 
regalia in älterer Zeit dann und wann vor, etwa im Sinne der 
finanziellen Berechtigungen des Herrschers.”2 Wenn es einmal 
heißt®: comitatum Foriiulii... cum omnibus ad regalia et ad 


b) agrorum possessiones, c) regales ac publicae functiones. Die Gruppe c, 
unter welche ducatus, comitatus, thelonea, moneta pertinent (Mon. 
Germ. libelli de lite III, S. 153 f.), bezeichnet er als ‚sine dubio ad regem 
pertinentia‘‘. Freilich ist es ein Vertreter der Literatur, der diese klareren 
Unterscheidungen macht. Um auf Gerhohs Kategorien etwas weiter 
einzugehen, so stellt er da, wo er die Gruppe c definiert, sie nur in 
Gegensatz zu Gruppe a, ohne der Gruppe b zu gedenken. Wir lesen 
bei ihm: ducatus, comitatus, thelonea, moneta pertinent ad saeculum. 
Decimae, primitiae ceteraeque oblationes pertinent ad Deum. Illa per 
mundi principes, ista per pontifices antiquitus tractabantur. Später 
heißt es: illae regales et militares administrationes. Warum läßt G. 
hier die Gruppe b aus? Absichtlich? Interessant ist es immerhin, daß 
er jene rein Öffentlichen Rechte als das zusammenfaßt, was per mundi 
principes zu verwalten sei. Bei Gruppe b hält Gerhoh auseinander, was 
die Kirche von den Königen aus eigentlichem Reichsgut (res publica), 
und was sie von ihnen aus ihrem Privatvermögen (res privata) erhalten 
hat. Wie er weiterhin darlegt (Rudorff S. 31), sah man am königlichen 
Hof neben den ‚‚regales ac publicae functiones‘‘ auch diejenigen Liegen- 
schaften als ‚‚regalia‘‘ an, die von den Königen (nicht auch die, die von 
Privatpersonen) herstammen, schränkte diese Liegenschaften aber nicht 
durch das Erfordernis ein, daß sie der Kirche aus Reichsgut zugeflossen 
sein müssen. ‚Man verlangt am Hofe also von den Bischöfen, daß sie 
von zahlreichen liegenden Gründen Reichspflicht tun und deren Be- 
lehung empfangen, die — in Gerhohs Sinne — zu den ‚spirituales the- 
sauri‘, den ‚oblationes fidelium‘ zählen‘ (Rudorff a. a. O.). 

ı Waitz VIII, S. 457 Anm, ı. 

®2 Waitz VIII, S. 478 Anm. ı. Ebenda S. 471 Anm. I: regalia = fiscalia 
(vgl. dazu Rudorff, Zur Erklärung des Wormser Konkordats S. 27). 
S. 303 Anm. ı: die Zölle hervorgehoben. 

® Waitz VII, S. 29 Anm. 2. Beachtung‘ verdient auch das Privileg 
Heinrichs IV. für Kempten von 1062: Campidonensi abbatiae pristinam 
libertatem et ad sola regalia respectionem regali nostro iure ac potestate 
concedimus et confirmamus, ea videlicet ratione, ut nullus deinceps 
episcopus, dux, marchio, comes neque aliqua parva sive magna potestas 
aut persona praedictam abbatiam a nostro iure scilicet a regalibus 
abalienare praesumat. Mon. Boica 31, I, Nr. 185, S. 346 (Stumpf 
Nr. 2613). Vgl. dazu Waitz VII, S. 222 Anm. 5; Meyer v. Knonau, 
Jahrbücher des Deutschen Reichs unter H. IV und H. V, Bd. I, S. 303 
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ducatum pertinentibus, h. e. placitis, collectis, fodro, districtio- 
nibus universis omnique utilitate, so sind hier die Rechte, die 
wir als öffentliche bezeichnen, durchaus in den Vordergrund 
gestellt, wenn nicht allein gemeint, und sie werden ferner aus 
den regalia und dem ducatus hergeleitet. Waitz bemerkt!: 
„Wenn man die königlichen Rechte, die Regalien, aufzählt, 
nimmt, was sich auf die Gerichtsbarkeit bezieht, den vornehm- 
sten Platz ein.‘‘ Im Zusammenhang hiermit erwähnen wir seine 
Konstatierung?, daß der Ausdruck öffentliches Gericht (publi- 
cum iudicium) „sich bestimmt nur von dem Gericht des Herzogs, 
Grafen und Vogts, d.h. der Inhaber der gräflichen Gerichts- 
barkeit findet“. Man beachte auch, daß das Wort Regalien für 
die Rechte, mit denen die weltlichen Landesherren belehnt 
wurden, ebenfalls im Lauf der Zeit üblich wurde. Bei ihnen 
trat die Frage des ihnen etwa vom König übertragenen Grund- 
besitzes durchaus zurück, spielte, im Gegensatz zu dem Ver- 
hältnis der kirchlichen Institute, nur eine geringe oder gar keine 
Rolle. Immerhin bleibt anzuerkennen, daß man in der älteren 
Zeit bei dem Wort Regalien den Gedanken an den Grundbesitz 
nicht ausgeschlossen hat. 

Eine Vorbereitung für die Bildung des Regalienbegrifts stellen 
die Immunitätsurkunden dar, durch welche der König Immuni- 
tätsherrschaften Rechte überträgt. Seine private, seine grund- 
herrliche Stellung kommt hier nicht in Betracht; er regelt 
Handlungen der öffentlichen Beamten, verzichtet auf öffent- 
liche Rechte und überträgt solche.® Hier hatte man Anlaß sich 
der königlichen Rechte bewußt zu werden. 

Die Begriffsbestimmung der Regalien auf dem roncalischen 
Reichstag stellt gegenüber allen älteren Versuchen, einschließ- 
lich der Deutungen des Investiturstreits, einen Fortsehritt’in 
der Richtung der Abgrenzung spezifisch staatlicher Rechte dar. 
Es kommt freilich darauf an, ihn richtig zu deuten. 








Anm. 130. Stengel, Immunität S. 465 Anm. 14. Hier wird mit regalia 
auf das Recht des Königs im Gegensatz zu dem Recht anderer 
Machthaber im Reich (oder dürfen wir noch sagen: der Beamten?) 
hingewiesen. 

I Waitz VIII S. 2. — 2 Waitz VIIL-S. 3 Anm..3. 

® Vgl. das Vokabular bei Edm. E. Stengel, Die Immunität in Deutsch- 
land bis zum Ende des ıı. Jahrhunderts, ı. Teil, S. 465 ff. Ein Über- 
gang zur Erwähnung privater Rechte ist in den Immunitätsurkunden 
allerdings dadurch gegeben, daß das alte (private) Verhältnis des Immuni- 
tätsherrn zu seinen abhängigen Leuten viel mit zur Erörterung kommt. 
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Ohne Zweifel hat das römische Recht damals einen Einfluß 
auf die Anschauungen der deutschen Regierung geübt.! Römisch- 
rechtliche Formeln und Gedanken bewegten und beeinflußten 
sie. Die Erzählungen? von Gesprächen der Herrscher mit den 
gelehrten Juristen über die Deutung von Herrschaftsrechten, 
über die Frage, ob die plena iurisdictio soli principi zustehe 
und das merum imperium etiam aliis sublimioribus potestatibus, 
sind gewiß bemerkenswert, und auch andere Überlieferungen 
weisen auf ein Interesse der Regierenden für das römische Recht 
hin. Freilich zeigen eben jene Erzählungen, daß die Juristen, 
wie üblich, untereinander nicht einig waren und daß der Kaiser 
aus freier Herrscherentschließung sich für die ihm günstigere, 
strengere Auffassung entscheidet. Immerhin mag ein Einfluß 
der römischen Jurisprudenz mitgewirkt haben, wenn er, wie 
eine jener Erzählungen berichtet, so ganz mit Bewußtsein die 
Hoheitsrechte ausschließlich für sich in Anspruch nimmt. Allein 
die Bestimmung der Regalien auf dem roncalischen Reichstag 
ist jedenfalls nicht der klassische Platz eines solchen Einflusses. 
Man hatte es hier nicht nötig, von fremdem Recht Gebrauch 
zu machen. Wiederholt ist nachgewiesen worden, daß auf die 
Reklamierung königlicher Befugnisse, die dort vorgenommen 
wurde, das römische Recht keinen entscheidenden Einfluß geübt 
hat.®? Es handelte sich im wesentlichen um alten Besitz, der 


ı Vgl. hierzu M. Krammer, Der Reichsgedanke des staufischen 
Kaiserhauses S. 3 ff. und dazu die bei Hessel, Bologna S. gı zitierte 
Literatur. 

2 Savigny a.a. O. S. ı80 ff. und 385 ff. Pomtow, Über den Einfluß 
der altrömischen Vorstellungen vom Staat auf die Politik Friedrichs I. 
und die Anschauungen seiner Zeit, S. 35. Simonsfeld, Jahrbücher unter 
Friedrich I, Bd. I, S. 313 —316. Übrigens kommt für diese Erzählungen 
mehr Heinrich VI. als Friedrich I. in Betracht. 

® Savigny a. a. OÖ. S. 174: ‚Ist es denn aber in der Tat römisches 
Recht, was jener Bestimmung der Regalien zugrunde liegt? Für die 
meisten und wichtigsten Punkte läßt sich geradezu das Gegenteil be- 
haupten.‘“ K. Hegel, Gesch. der Städteverfassung von Italien II, S. 233: 
„Es ist nur ganz dasselbe, was man immer schon in den alten Immuni- 
tätsprivilegien unter den von den Königen verliehenen Rechten ver- 
zeichnet findet.“ (Diese Bemerkung ist allerdings insofern etwas zu 
berichtigen, als auf dem roncalischen Reichstag mehr italienische als 
speziell deutsche Verhältnisse berücksichtigt sind, somit auch eine 
Anknüpfung wesentlich in italienischen Königsurkunden zu finden 
ist.) Pomtow, Über den Einfluß der altrömischen Vorstellungen... 
S. 44 ff. (Eine Berichtigung dazu bei Niese, Gesetzgebung der norm. 
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für den Monarchen in Anspruch genommen wurde; wenn nicht 
um solchen, der ihm in Deutschland, so doch um solchen, der 
ihm seit lange in Italien von Rechts wegen zustand. Allerdings 
war er ihm faktisch in Italien zum größten Teil aus der Hand 
gekommen. Indessen auch die auf dem roncalischen Reichstag 
geltend gemachte Anschauung, daß die von Rechts wegen dem 
König zustehenden Befugnisse ihm tatsächlich einzuräumen 
seien, falls der Inhaber keine ausdrückliche Verbriefung auf- 
weisen könne, brauchte nicht durch antike Ideen begründet zu 
werden. Es war im Grunde doch nur das deutsche System, 
das König Friedrich auf das nördliche und mittlere Italien 
anwandte. Während hier die Städte ohne urkundliche Stützen 
die große Masse der staatlichen Rechte an sich gebracht hatten, 
befand sie sich in Deutschland in der Hand des Königs, der 
Herzöge und Grafen, die formelle Belehnungen aufweisen 
konnten, und der kirchlichen Institute, die sich der umfassend- 
sten urkundlichen Beweismittel erfreuten. Die deutschen Städte, 
noch nicht von beträchtlicher Zahl, besaßen erst ein bescheidenes 
Maß von staatlichen Rechten und dies regelmäßig auf Grund 
von urkundlicher Übertragung, sei es vom König selbst, sei es 
von andern legitimen Instanzen. Friedrich wünschte die Macht- 
verteilung in Italien offenbar nach der Analogie der deutschen 
Verhältnisse geordnet zu sehen. Das schloß nicht aus, daß er 
weiterhin das, was seiner Auffassung nach herrenlos oder usur- 


Dynastie S. 53 Anm. 3.) Ficker, Forschungen zur Reichs- und Rechts- 
geschichte Italiens III, S. 401 f.; Giesebrecht, Gesch. der deutschen 
Kaiserzeit V, ı, S. 177; VI, S. 370£.; L. v. Ranke, Weltgesch. VIII, 
S. 176; Hauck, Kirchengesch. Deutschlands IV (1903), S. 2ı8f.; 
G. v. Below, Die Ursachen der Rezeption des römischen Rechts S. 57 
und 107 (erst im 13. Jahrhundert werden wörtlich aus dem römischen 
Recht entlehnte Sätze durch Reichsgesetze förmlich rezipiert); Hampe 
S. 140; G. Blondel, Etude sur les droits regaliens et la constitution de 
Roncaglia, in: M&elanges Paul Fabre (Paris ı902), S. 236 ff. Ficker 
a. a. O. will dem römischen Recht etwas mehr Einfluß zugestehen als 
Savigny. Ersagt: „Lassen sich die Bestimmungen auch mit dem gelten- 
den italienischen Recht vereinigen, so wird doch kaum zu leugnen sein, 
daß weniger dieses als das römische Recht für die Fassung derselben 
maßgebend gewesen ist... Wir werden doch in der Konstitution viel 
weniger eine Feststellung dessen zu sehen haben, was nach altem Her- 
kommen Hoheitsrecht war, als dessen, was nach der Ansicht der gelehrten 
Juristen Hoheitsrecht sein sollte.‘ Aber es verhält sich nun doch so, 
daß die Juristen (zum mindesten wesentlich) das festgestellt haben, 
was nach altem Herkommen Hoheitsrecht war. 
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patorischer Besitz, weil nicht urkundlicher Besitz, war, in seiner 
Hand behielt. Er hat ja die eingezogenen städtischen Gebiete 
nicht zu Lehen fortgegeben, sondern durch Beamte verwalten 
lassen. Dies jedoch! war wiederum ein von ihm in Deutsch- 
land gleichfalls beobachtetes Verfahren: er schuf eine Haus- 
macht bzw. ein unmittelbar königliches Gebiet, d.h. eben ein 
Gebiet, das durch Beamte verwaltet, nicht zu Lehen gegeben 
wurde. 

In der neueren Literatur? werden die Regalien, deren Umfang 
der roncalische Reichstag feststellen sollte, als ‚‚die unveräußer- 
lichen Rechte der Krone‘ bezeichnet. Es läge eine für unsere 
Untersuchung sehr bedeutsame Tatsache vor, wenn damals 
wirklich der Beschluß gefaßt worden wäre, die Unveräußerlich- 
keit bestimmter königlicher Rechte auszusprechen. Allein so 
weit ging der roncalische Reichstag keineswegs: er war ja bereit, 
jedes königliche Recht jeder Stelle zu belassen, die nur eine 
Verbriefung aufweisen konnte. Auch hier nehmen wir also eine 
Übereinstimmung mit dem System Deutschlands wahr, wo so 
viele königlichen Rechte auf legitimem Wege in andere Hand 
gekommen waren. Von dem Gedanken aber, daß dem Herrscher 
alle staatlichen Befugnisse dauernd als ausschließliche Majestäts- 
rechte gebühren®, sind wir jetzt noch weit entfernt. 

Man hat das Neue der ronkalischen Beschlüsse namentlich 
in der Auffassung gesehen, daß Staatseigentum nicht durch 
Verjährung abhanden kommen könne, und eben sie aus den 
römisch-rechtlichen Theorien der Bologneser Juristen herge- 
leitet.* Indessen abgesehen davon, daß den Beschlüssen die 
ausdrückliche Begründung durch einen entsprechenden Satz des 
römischen Rechts nicht gegeben worden ist’, wir sehen vor 
allem auch schon vor der Konsultation der Juristen im Jahre 

1 Ich bestreite natürlich nicht, daß hierbei das Vorbild einer in Italien 
schon vorhandenen Entwicklung (Ficker, Forschungen zur Reichs- und 
Rechtsgesch. Italiens II, $ 325 f., S. 275 ff.) den Kaiser mit bestimmt 
hat. Vgl. dazu Hampe, Histor. Ztschr. 93, S. 4Io; Deutsche Kaiser- 
geschichte im Zeitalter der Salier und Staufer, 2. Aufl., S. 141. 

®2 Ficker, Forschungen I, $ 122, S. 234; Hessel, Gesch. d. Stadt 
Bologna S. 94. 

® Vgl. Jellinek, Allg. Staatslehre S. 452 Anm. 2. 

ı. Hampe:a. a.-0%,S. 740. 

° Zuzugestehen ist zwar, daß der Satz, rem publicam usucapi non 
posse, im Bewußtsein der Juristen jener Zeit lebte. Vgl. Pomtow 
229,05, 3,.40: 
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1158 den Staat die gleiche Maxime befolgen!; es bestand mithin 
für ihn zum mindesten nicht die Notwendigkeit, sich auf fremd- 
rechtliche Deduktionen zu stützen. Ein römischer Einfluß kann 
auch nicht einmal in der Formulierung der Rechte, von der 
sachlichen Bestimmung ganz abgesehen, ‚gesucht werden. Wohl 
setzte sich Friedrich die Wiederaufrichtung des imperium in 
Italien zum Zweck.? Aber das imperium, das er wiederherstellen 
wollte, war aus wesentlich mittelalterlichen Befugnissen gebildet. 
Er ist der Begründer einer Rekuperationspolitik®, die in erster 
Linie Italien galt, weil hier die staatlichen Rechte dem Herrscher 
in so großem Umfang abhanden gekommen waren, die Friedrich 
aber zum Teil auch in Deutschland unternehmen mußte, und 
die hier von späteren Königen, als von den Reichsrechten so viel 
mehr verloren ging, in um so stärkerem Maß versucht wurde. 
Der vorhin bezeichnete Fortschritt in der roncalischen Be- 
griffsbestimmung der Regalien ist zweifellos nicht sowohl durch 
die Anwendung römischer Rechtsgedanken als vielmehr durch 
die neue Situation hervorgebracht worden: der Grundbesitz 
spielt nicht mehr die namhafte Rolle wie bei der Auseinander- 
setzung mit der Kirche; an seine Stelle treten etwa die Verkehrs- 
abgaben, im Zusammenhang mit der stärkeren wirtschaftlichen 
Entwicklung des Landes und der Zeit. Das öffentlich-rechtliche 
Moment macht jetzt ganz das Wesen der Sache aus. Die Be- 
griffsabgrenzung der öffentlichen Rechte hat nun einmal in den 
wechselnden Gegensätzen der Jahrhunderte ihr Maß. 


1 Pomtow a.a.O. S. 48 hat bereits auf Friedrichs Kassierung der 
nicht durch Privilegien gestützten Mainzölle im Jahre 1157 hingewiesen. 
Mon. Germ. Constit. I, Nr. 162; Zeumer, Quellensammlung zur Gesch. 
der deutschen Reichsverfassung I, Nr. 12, S. 20. Vgl. auch Simonsfeld, 
Jahrbücher des deutschen Reichs unter Friedrich I, Bd. I, S. 352 und 
364. Es wären hier ferner die von E. Caspar, Roger II und die Gründung 
der norm.-sizilischen Monarchie S. 320 f. und von H. Niese, Die Gesetz- 
gebung der norm. Dynastie S. 53 f. und 119 hervorgehobenen Tatsachen 
in gewissem Sinne mit heranzuziehen. 

® S. die bezeichnenden Quellenstellen bei Pomtow S. 2f. Vgl. dazu 
auch Kampers, Internationale Monatsschrift 1912 (Septemberheft), 
Sp. 1488. 

® Nitzsch, Deutsche Studien S. 36, spricht von ‚‚Reunionspolitik‘. 
Dieser Ausdruck ist doch aber sachlich nicht angemessen. In den Quellen 
wird das Wort recuperare auf Friedrichs Tätigkeit angewandt (Pomtow 
S. 48), neben reformare, reformatio imperiü, redintegratio imperii 
(ebenda S. 2£.). 
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Einen Beleg für die hiermit angedeutete Zufälligkeit, die den 
roncalischen Formulierungen eigen ist, liefern auch die Auf- 
zählungen königlicher Rechte in den späteren deutschen Ur- 
kunden. Sie haben von jenen kaum etwas, sondern knüpfen 
eher an die Immunitätsprivilegien und die Dokumente des 
Investiturstreits an. Es lassen sich wohl hauptsächlich zwei 
Kategorien unterscheiden: die Urkunden über die Belehnung 
eines Landesherrn, die beim Regierungsantritt ausgestellt werden, 
und die Urkunden, durch die der König einen Stellvertreter für 
die Wahrnehmung seiner Befugnisse einsetzt. 

Als Beispiel der ersten Kategorie heben wir die Urkunde 
über die Belehnung mit Böhmen von 1307! heraus: de regno 
Bohemie, principatibus, ducatibus, marchionatibus, dominiis, 
terris, bonis, iuribus, iurisdictionibus, honoribus et pertinentüs 
quibuscunque; regnum cum principatibus et dominiis antedictis; 
de regno B., principatibus, dominiis, bonis, iuribus et universis 
aliis supradictis investimus. Ferner die Urkunde über die Be- 
lehnung mit Kärnthen von 1335?: ducatum Karinthie... cum 
omnibus et singulis comiciis, advocaciis ac dominiis necnon 
iudiciis, mutis, theloniis, monetis, nemoribus, silvis et omnibus 
iuribus ac bonis feodalibus ad predictum ducatum K. pertinen- 
tibus... conferimus in feodum cum omnibus iuribus predictis, 
libertatibus et consuetudinibus ac pertinenciis seu appendiciis 
universis.? Wie man sieht, stehen die öffentlichen Rechte im 
Vordergrund; sie sind freilich nicht nach den privaten Berech- 
tigungen hin abgegrenzt; sie sind nur viel stärker betont als 
etwaige Lehen aus Grundbesitz. Mehrfach werden die Lehen 
eines Reichsfürsten zusammenfassend einfach mit dem Terminus 
regalia oder dem neutralen bona* bezeichnet. Wenn aber eine 


ı Mon. Germ., Const. IV, ı, Nr. 213, S. 183 f. 

®2 E. v. Schwind und A. Dopsch, Ausgewählte Urkunden zur Ver- 
fassungsgeschichte der deutsch-österreichischen Erblande im Mittel- 
alter Nr. 90, S. 169. Vgl. ebenda Nr. 169, S. 316 die Belehnung des 
Grafen von Görz von I4Is. 

3 Andere Belehnungsurkunden s. z. B.: Constit. III, Nr. 339 (Öster- 
reich und Steiermark 1282), Nr. 373 (Kärnthen 1286). Constit. IV, ı, 
Nr. 216 ff. (1307 und 1308: Belehnungen von Äbtissinnen): regalia feoda 


principatus, quem obtinet,.... concedimus..., amministrationem tem- 
poralium et iurisdictionem plenariam principatus Sekoniensis ecclesie 
prenotate abbatisse... committentes. 


* UB. des Hochstifts Hildesheim, bearb. v. H. Hoogeweg, Bd. IV, 
Nr. 1281, S. 701: Belehnung von 1332: der Erwählte bittet um die 


Begriff der königlichen Rechte. 157 


nähere Erläuterung nachfolgt, wird doch das Hauptgewicht auf 
die iurisdictio, das merum et mixtum imperium gelegt. Diese 
dem römischen Recht entlehnte Bezeichnung bringt übrigens 
kaum einen neuen Begriff, sondern mehr nur einen neuen Aus- 
druck. ‚Die Quellen sprechen von einer iurisdictio alta und 
bassa, wollen sie beide zusammenfassen, von einer iurisdictio 
plena oder in späterer Zeit, wo mit der häufigeren Verwendung 
der Leibes- und Lebensstrafen die Blutgerichtsbarkeit an Be- 
deutung gewinnt, von merum et mixtum imperium.‘1 

Als Beispiel der zweiten Kategorie wählen wir die Urkunde 
über die Einsetzung eines Reichsverwesers in Friesland von 
1290?: dantes eidem plenariam potestatem per se vel suos de 
delictis cognoscendi et puniendi, iudicandi, sentenciandi, in 
facinorosos homines animadvertendi, penas imponendi, iura 
nostra et imperii recuperandi, ampliandi, collectas seu precarias, 
cum sibi expedire videbitur, faciendi in ipsa Frisia, officiatos 
iudices pro se constituendi, iura condendi, ea observare faciendi, 
et omnia ac singula faciendi, ordinandi, disponendi, tractandi, 
que facere, ordinare, disponere et tractare possemus, si essemus 
ibidem personaliter constituti. Dazu aus dem entsprechenden 
Mandat an die benachbarten Fürsten und Herren: dantes sibi 
liberam potestatem iudicandi, iura et redditus nostros et imperii 
colligendi et de eisdem, prout sibi visum fuerit esse utile nobis 
et imperio, disponendi, alios iudices statuendi, novos milites 
faciendi, reos puniendi et bona imperii recuperandi. Und aus 
dem Mandat an die Einwohner Frieslands: ad regendum vos 


Belehnung de bonis a sacro Romano imperio descendentibus. Die Be- 
lehnung erfolgt: de singulis et universis bonis feodalibus et hiis, de 
quibus te, si personaliter affuisses, infeodare possemus, ... cum mero 
et mixto imperio omni modo, forma, iure et iurisdictione tam in realibus 
quam in personalibus. 

ı H. v. Voltelini, Immunität, grund- und leibherrliche Gerichtsbar- 
keit in Südtirol, Archiv für österreich. Gesch. 94, 2. Hälfte, S. 334. Zur 
Geschichte der Übernahme des Ausdrucks merum et mixtum imperium 
vgl. ferner Zeumer, Histor. Ztschr. 82, S. 493; Hans Hirsch, Die Kloster- 
immunität seit dem Investiturstreit (Weimar 1913), S. 80. Zeumer 
a. a. O.: ‚„„Der Satz ist frühzeitig benutzt worden, um die volle Gerichts- 
gewalt der deutschen Reichsfürsten durch eine römische Formel zum 
Ausdruck zu bringen.“ S. auch Zeumer, Quellensammlung I, Nr. 93, 
S. 130. 

®2 Zeumer, Quellensammlung I, Nr. ı11 ff., S. 142 ff. (M. G. Const. III, 
Nr. 435 ff.). Vgl. ebenda Nr. 92, S. 129 f. (M. G. Const. III, Nr. 180). 
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et iudicandum inter vos et de vobis, disponendum de nostris 
iuribus et redditibus et recipiendum illos redditus et converten- 
dum ad utilitatem nostram et imperii et statuendum iudices 
et puniendum reos. In diesen Aktenstücken überwiegt das 
öffentlich-rechtliche Moment noch stärker als in den Belehnungs- 
urkunden. Beachtenswert sind nebenbei die Erwähnung des 
Rechts des Ritterschlags und die Anweisung, der von König 
Rudolf unternommenen Rekuperationspolitik Rechnung zu 
tragen, wiederum ein Beleg dafür, wie die königlichen Befug- 
nisse den Bedürfnissen und Aufgaben der Zeit entsprechend 
gestaltet werden. Die reichere Detaillierung der Rechte des 
Reichsverwesers — man bemerke das Besteuerungsrecht! — 
erklärt sich allerdings zum Teil wohl daraus, daß hier König 
und Landesherr zusammenfielen. — 

Es hat sich uns ergeben, daß das Mittelalter dem Herrscher 
eine besondere Stellung zuerkennt. So viel dürfen wir schon 
nach unsern bisherigen Beobachtungen feststellen, daß es ihn 
nicht einfach nach Analogie eines Grundherrn auffaßte. Frei- 
lich konnten wir einstweilen nur eben die Tatsache einer beson- 
deren Stellung des Königs ermitteln; die bestimmtere Art ihres 
besonderen Wesens ist damit noch nicht aufgewiesen. Aber 
dazu sind wir gewiß bereits berechtigt, für die Erörterung über 
die Stellung des mittelalterlichen Herrschers den unterschieds- 
losen Begriff der Herrschaft abzulehnen.! Und darin dürfte 
die für unsere Untersuchung entscheidende Tatsache liegen, daß 
man im Mittelalter überhaupt Unterschiede in den Berech- 
tigungen, insbesondere Unterschiede zwischen der Stellung des 
Königs und der privater Herren, gemacht hat. Erst in zweiter 
Linie steht die Frage, ob man sich bestimmter Gründe für solche 
Unterscheidungen bewußt gewesen, ob man zu klareren Vor- 
stellungen über das Wesen der unterschiedenen Berechtigungen 
gelangt ist. Denn auch heute sind keineswegs alle Volksgenossen, 
welche Unterschiede sehen, benennen und anerkennen, in der 


! Ich habe mich schon in der Histor. Ztschr. 59, S. 242 Anm. 5 
(S. 243) und 73, S. 522 gegen den in Frankreich noch mehr als in Deutsch- 
land beliebten Gebrauch, unterschiedslos von den ‚Herren‘, ‚seigneurs‘“ 
zu sprechen, gewandt. Man könnte gegen ihn eigentlich bereits geltend 
machen, daß das Mittelalter bei den Handlungen des Königs genau 
unterschied, ob er sie in seiner Eigenschaft als König oder in der als 
Herzog vornahm (vgl. Al. Schulte, Handel Westdeutschlands mit Italien I, 
S. 86 Anm. 2). 
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Lage, eine Begründung für ihre Terminologie zu geben. Die 
Begründung ist noch heute wesentlich Sache der Wissenschaft 
und zwar praktisch einer in weitem Umfang uneinigen Wissen- 
schaft. 


& 3. Der König und die Reichspersönlichkeit. 


a) Die Urzeit. 


In der deutschen Urzeit gab es ein Königtum nur bei den 
im Osten wohnenden Völkerschaften, während die westlichen 
die Form der Republik hatten. 

Aus unserm literargeschichtlichen Überblick wissen wir be- 
reits, mit welchem Eifer man die Frage nach dem juristischen 
Charakter des politischen Verbandes der Urzeit, der Völker- 
schaft (civitas), gestellt hat.! 

Verweilen wir zunächst bei der Republik. Wir haben hier 
eine selbständige Volksgemeinde vor uns; vollberechtigte Mit- 
glieder waren alle waffenfähigen Freien. Wie empfand nun der 
einzelne sein Verhältnis zur Gemeinschaft? Wurde die Gemein- 
schaft lediglich als die Summe der Mitglieder empfunden? Galten 
Verband und Summe seiner sinnlichen Träger als ganz identisch? 
Stehen die Glieder der Volksgemeinde zueinander wie die Mit- 
glieder einer Aktiengesellschaft? W. Sickel hat mit Recht her- 
vorgehoben, daß es an Einrichtungen fehlte, die ‚den Staat 
unabhängig von seinen Mitgliedern erscheinen ließen‘“.® Doch 
entspricht seine Bemerkung: ‚kein festes Landgebiet.... ver- 
band die Generationen‘ nicht mehr dem heutigen Stand der 
Forschung. Wir nehmen ja Seßhaftigkeit und zwar alte Seß- 
haftigkeit der Germanen schon für die erste Zeit, aus der wir 
von ihnen hören, an. Und eben großenteils von hier aus möchten 
wir der Anschauung zuneigen, daß das Gemeinwesen den Ger- 
manen doch als etwas für sich bestehendes erschien. Wenn sie 
einerseits nicht die Abstraktion übten, daß sie das Gemein- 
wesen klar neben die summierten Mitglieder stellten, so werden 
sie andererseits auch die Abstraktion unterlassen haben, das 
Gemeinwesen genau als die Summe der Mitglieder auszurechnen. 
Und die Verhältnisse widersprachen tatsächlich einer solchen 
Deutung. Der lange Bestand des territorialen Verbands, aber 
auch der lange Bestand der Gemeinschaft ohne Rücksicht auf 
die territoriale Grundlage mußten die Meinung hervorbringen, 


! Vgl. namentlich S. 88 f. (über W. Sickels Auffassung). 
®2 Vgl. oben S. 59 (Gierke). — *® S. oben S. 88. 
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daß das Gemeinwesen nicht ganz mit der Summe seiner sinn- 
lichen Träger zusammenfiel. Eben weil Generationen kamen 
und gingen und der Verband doch derselbe blieb, weil ferner 
der junge Germane ohne andere Voraussetzungen als Freiheit 
und Waffenfähigkeit die Mitgliedschaft erlangte, nahm das Ge- 
meinwesen in der Anschauung seiner Mitglieder gewiß eine 
mehr oder weniger selbständige Gestalt an, wurde einigermaßen 
von seinen sinnlichen Trägern unterschieden. Wir sprechen — 
um den vorhin geäußerten Gedanken nochmals zu formu- 
lieren — den alten Germanen keineswegs ein hohes Maß von 
Abstraktion, keineswegs eine hohe Fähigkeit, zwischen der 
Staatsgewalt und ihren sichtbaren Trägern zu unterscheiden, 
zu. Aber es scheint uns, daß eben die Rücksicht auf die gering 
entwickelte Abstraktion der alten Germanen uns auch abhalten 
muß, ihnen nach der andern Seite hin rationalisierende Vor- 
stellungen zuzuschreiben, Vorstellungen, die sie überdies nur 
im Gegensatz zu tatsächlichen Verhältnissen hätten ausbilden 
können. Ohne Zweifel war ihnen etwa die Anschauung fremd, 
daß der politische Verband bloß Mittel zur Erreichung der 
Zwecke seiner einzelnen Mitglieder oder Bereicherungsobjekt 
für sie sei, und es läßt sich auch weder nachweisen noch an- 
nehmen, daß sie praktisch eine solche Gesinnung betätigten. 
Wenn der Staat der Urzeit ‚Land‘‘ genannt wurde! und wenn 
das Wort hier nicht das privatrechtlich genutzte Ackerstück 
bedeutet, so liegt darin doch die Vorstellung von etwas Dauern- 
dem, und es wäre eine solche Bezeichnung zum mindesten nicht 
der adäquateste Ausdruck für ‚einen Bürgerverein, bei dem 
es sich nur um die Interessen der jeweiligen Bürger handelte‘“.? 

Wir kennen Handlungen der Volksgesamtheit, Beschlüsse 
über Krieg und Frieden, Vornahme von Wahlen. Im Landes- 
ding konnte eine privilegierte Freilassung vor sich gehen.? Es 
gibt den Begriff der Untreue gegen das Gemeinwesen.* Es wäre 

TS. vorhin S. 129 f. 

2 Sickels Definition des Staats der Urzeit. S. oben S. 89. — In dem- 
selben Sinn wie die Bezeichnung Land darf man auch die in der Urzeit 
vorhandene Anschauung verwerten, daß das Recht nicht oder nur zum 
kleinsten Teil gemacht, gesetzt, beschlossen ist, sondern als das Her- 
kömmliche, Ewige gilt. Es war Gewohnheitsrecht, ‚„Landlauf‘. Es lebte 
im Gefühl des Volks. Vgl. K. v. Amira, Recht, $ 4. 

*"S. oben S: 145. 

* Brunner II, S. 57. Vgl. hierzu auch Binding, Die Entstehung der 
öffentlichen Strafe im germanisch-deutschen Recht (Lpz. 1909; s. dazu 
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an sich denkbar, daß hier überall die Landesgemeinde nur als 
die Gesamtheit aller einzelner Mitglieder in Betracht kommt. 
Aber näher liegt doch die Vermutung, daß dabei etwas von der 
Vorstellung eines selbständig für sich stehenden Gemeinwesens 
mitgespielt hat. 

Die Monarchie hatte in der Urzeit wesentliche Züge mit der 
Republik gemeinsam.! Wie sollen wir uns das Verhältnis des 
Königs zur Volksgemeinde denken?? Ist er Sozius, Kompagnon, 
Kommis derselben? Ist er Beauftragter, Beamter des Volks? 
Oder geht seine Stellung darüber hinaus?® Überwiegend er- 
scheint er wohl als Beauftragter des Volks. Immerhin unter- 
scheidet er sich (abgesehen von der Größe des Bezirks) dadurch 
in seiner allgemeinen Stellung von dem Beamten für die Hundert- 
schaft, dem princeps, daß er das Friedensgeld (welches in Repu- 
bliken der Landesgemeinde zufällt) empfängt, und daß es ein 
herrschendes Geschlecht gibt, aus dem man den König wählt. 


F. Kauffmann, Theolog. Literaturzeitung IgIı, Nr. ı9, Sp. 578 ff.; 
W. Ranisch, DLZ. 1911, Nr. 10, Sp. 597); K. v. Amira, Grundriß, 3. Aufl. 
S..22g9ff. 

1 Über das altgermanische Königtum s. Brunner I, S. 164 ff. Wenn 
er S. 166 für ‚die ursprüngliche Gegensatzlosigkeit von Volksrecht und 
Herrscherrecht‘‘ ‚‚die Erscheinung‘ anführt, daß ‚einzelne Völker- 
schaften mit dem Namen ihres Königsgeschlechts genannt werden und 
daß gelegentlich der Name des Volks als Eigenname seines Königs er- 
scheint‘, so stammen die Beispiele für Benennung eines Stammes (nicht 
einer Völkerschaft!) nach dem Namen des Königsgeschlechts frühestens 
aus der Zeit der Völkerwanderung, nicht der Urzeit, und sind doch wohl 
anders zu deuten. Das mehrfach verwertete Beispiel der Benennung 
des Königs nach dem Namen des Volks (Ostrogotha) aber geht nach 
Mogk, Histor. Vierteljahrschrift 1906, S. 376 auf Erfindung zurück 
(„ätiologische Sagengestalt‘‘). 

®2 Vgl. ausführlich hierüber Gierke, Genossenschaftsrecht I, S. 50 ff. 
Alfred Schultze, Histor. Ztschr. 105, S. 139: „Das Volk als Machtgeber, 
die Wahl als Vollmachterteilung aufzufassen, scheint mit dem Wesen 
des ältesten germanischen Königtums, so schwer seine tiefere Ergrün- 
dung ist. doch nicht recht vereinbar.‘‘ Schultze macht diese Bemerkung 
zu Amiras Frage (‚‚der Stab in der germ. Rechtssymbolik‘‘ S. 123), ob 
der germanische König den Stab ‚als Bote des Volks, das ihn wählte, 
oder als Inhaber zauberischer Kräfte, als der er galt‘‘, führte. R. Schröder, 
Savigny-Ztschr. Bd. 30, S. 444 äußert sich hierzu dahin, daß der Stab 
den König ‚‚als den Beauftragten des Volks, das ihn erwählte und auf 
den Schild erhob, zu erkennen gab‘. 

® In Hoops’ Reallexikon findet man u. d. W. ‚„Beamte‘“ beide Auf- 
fassungen (Bd. I, S. 185 und 137): 

v. Below, Der deutsche Staat. II 
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Wenn die principes auch in der Regel aus edlen Geschlechtern 
gewählt wurden, so bestand doch keine Bindung an ein be- 
stimmtes Geschlecht; das Wahlmoment trat bei ihnen kräftiger 
hervor. Dennoch können wir gewiß Sickels Formel: ‚Der König 
gehörte dem Volk, nicht das Volk dem König‘ beistimmen und 
auch seiner Deutung!, daß die Monarchie der Urzeit ‚ihre Ziele 
und ihr Maß in den Interessen der Gemeinschaft fand“. 
Hiernach werden wir für die Monarchien der Urzeit dieselbe 
Auffassung von dem Verhältnis des Einzelnen zur Gemeinschaft 
vorauszusetzen haben wie für die Republiken und zwar eben, 
wie vorhin dargelegt, eine Auffassung, die sich unter dem poli- 
tischen Verband, mochte er Land oder Reich? genannt werden, 
etwas von unpersönlicher Idee des Gemeinwesens vorstellte. Es 
war durchaus keine scharfe Abstraktion. Wenn die Germanen 
ihr Gemeinwesen Land oder Reich nannten, so wählten sie 


Seeliger über Deutschland: ‚‚Das 
Königtum wuchs aus der Sphäre 
des Beamtentums hinaus; der 
König ist, auch wenn das Volk bei 
seiner Erhebung und an seiner 
Regierung Anteil hatte, nicht mehr 
Beauftragter des Volks.“ 


v. Schwerin über Skandinavien: 
„Die Hundertschaftshäuptlinge 
waren wie die Könige Beamte des 
Volks, von diesem gewählt, ihm 
verantwortlich und von ihm ab- 
setzbar. Der König ist Zentral- 
beamter, der hersir Bezirksbeam- 


ter, 

Wenn Gierke I, S. 5ı (oben) den König ‚den Gegensatz des Volks‘ 
nennt, so tut er es aus der Voraussetzung eines Gegensatzes von Volks- 
frieden und Königsfrieden. Aber wir wissen heute, daß in der Urzeit 
ein besonderer Königsfriede noch nicht bestand, daß vielmehr der Friede 
lediglich Volksfriede, auf dem Willen des Volks beruhend, war. S. Brun- 
ner I, S. 169. — Mehrfach gebraucht man zur Charakterisierung des 
altgermanischen Königs die Formel, er sei der erste unter gleichen. Vgl. 
z. B. Stahl, Philosophie des Rechts, 2. Bd., 3. Aufl., S. 261 ($ 77): beim 
germanischen Königtum ‚hat der König mehr die Stellung eines Ersten 
unter Gleichen“. Ebenso Dagobert Schönfeld, An nordischen Königs- 
höfen zur Wikingerzeit S. 27. Indessen empfiehlt sich die Formel nicht. 
Denn wenn der König der Beauftragte des Volks ist, so unterscheidet 
er sich prinzipiell von andern, mag der einzelne Volksgenosse noch so 
viel zu sagen haben. Ist der König aber mehr als der Beauftragte des 
Volks, so paßt jene Formel erst recht nicht. Es wäre höchstens die 
Frage, ob das Verhältnis des Königs zu den principes von der Art war, 
daß man es.in der angedeuteten Art charakterisieren könnte. Aus den 
weiterhin im Text angeführten Gründen möchte ich es indessen ver- 
neinen. 

2 S. oben S. 89. — ? S. oben S. 130. 
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damit einen viel konkreteren Ausdruck, als ihn unser ‚Staat‘ 
bietet. Aber um ein gewisses Absehen von den sinnlichen Trägern 
handelt es sich doch. Waitz konstatiert für Historiker des 
Investiturstreits, daß sie unter respublica oder imperium ‚ein 
Allgemeineres und Dauerndes in der staatlichen Gemeinschaft 
und Ordnung‘ gegenüber der Individualität des Oberhaupts 
verstanden haben.! Eine verwandte Vorstellung wird doch auch 
schon für die Bezeichnungen ‚Land‘ oder ‚Reich‘ in der Ur- 
zeit anzunehmen sein. 

In der Literatur ist die Geneigtheit, die Verfassung der 
Urzeit als eine von ‚staatlichem‘‘ Charakter zu deuten, auch 
bei solchen Autoren vorhanden, die ihn der Verfassung des 
Mittelalters oder wenigstens der mittelalterlichen Monarchie 
absprechen?, und die Betrachtungen, die wir eben angestellt 
haben, können jene Deutung ja nur stützen. Gegenstand der 
Kontroverse kann lediglich sein, ob mit der Beseitigung der 
geschilderten Verfassung eine Periode staatloser Verfassung 
einsetzt. 

b) Die königliche Zeit. 

Gegen Schluß der Völkerwanderungszeit beginnt sich das 
Königtum, als Stammeskönigtum, in den nun gebildeten größeren 
germanischen Reichen zu befestigen und zu verstärken, vor 
allem im Fränkischen. Der fränkische König tritt mehr und 
mehr in die Rechte der alten Landesgemeinde ein und legt sich 
noch mehr Befugnisse bei, als sie besessen hatte. Wir gewinnen 
jetzt den Eindruck, daß die Verfassung wesentlich auf den 
Herrschaftsbeziehungen des Königs beruht. Es verhält sich 
jetzt nicht mehr so, daß die Monarchie ‚‚ihre Ziele und ihr Maß 
in den Interessen der Gemeinschaft fand“. Die Entwicklung 
vollzieht sich allmählich, mit Übergängen.® Die politischen 
Beziehungen gehen ferner auch da, wo ein Höhepunkt erreicht 
ist, nicht restlos in Beziehungen zum König auf.* Es bleibt ein 








ı Waitz VI, S. 466. Vgl. dazu Smend, Zur Gesch. der Formel ‚Kaiser 
und Reich‘ in den letzten Jahrhunderten des alten Reichs, in: Histor. 
Aufsätze, K. Zeumer zum 60. Geburtstag als Festgabe dargebracht von 
Freunden und Schülern, S. 440. 

®2 Vgl. unten S. 164 Anm. 4. 

® Über populus noster als Subjekt der fränkischen Staatsgewalt zur 
Zeit Chlodwigs vgl. Sohm, DLZ. 1882, Nr. 22, Sp. 793. A. Dove, Aus- 
gewählte Schriftchen S. ı3 ff.; dazu freilich W. Sickel, GGA. 1896, 
S. 295 Anm. 3. 

“ Es ist bezeichnend, daß ‚‚Reich‘‘ dauernd — wenngleich zeitweise 

11? 
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Spielraum für die Interpretation der Nachrichten über die 
fränkische Verfassung: ob sie dem Absolutismus gleichgekommen 
oder ob (was wahrscheinlicher)! der König Schranken in der 
Rechtsordnung gehabt hat. Aber eine höchst greifbare Um- 
wandlung tritt uns jedenfalls entgegen. Wir haben ja schon 
früher, z. B. bei dem Begriff des Majestätsverbrechens, welches 
jetzt ganz auf die Person des Königs konstruiert ist?, bei der 
privilegierten Freilassungsart, die von der Landesversammlung 
auf ihn übergeht, Andeutungen darüber gemacht, und die weitere 
Verstärkung der königlichen Stellung, die nun erfolgt, wird uns 
noch oft beschäftigen. In gewissem Sinn darf man jetzt davon 
sprechen, daß nicht der König dem Volk, sondern das Volk 
dem König gehört.? 

Was wir hier über den fränkischen König bemerken, gilt in 
entscheidenden Punkten auf lange hinaus auch vom deutschen 
König des Mittelalters. 

Dürfen wir nun deshalb, weil mit der Verstärkung des König- 
tums die genossenschaftliche Verfassung verschwindet oder 
zurücktritt, der Verfassung den Charakter des Staats abstreiten? 
Ist in der älteren Zeit oder überhaupt das staatliche Moment 
auf die genossenschaftliche Verfassung beschränkt? Diese Auf- 
fassung hat in der Tat, wie wir wissen, viele Vertreter.* Er- 


sehr selten — persönlich gebraucht wird. Über die merowingische Zeit 
sagt Sickel, GGA. 1888, Nr. 16, S. 622: ‚Schon fühlte sich die Genossen- 
schaft der Königsdiener dem Könige gegenüber als das Reich, wenn 
auch die Zusammenfassung der dienstlichen Aristokratie unter regnum 
oder imperium noch ohne prinzipiellen Gegensatz geschah.‘ Über 
imperium im Sinn von Volk bei Agobard s. ebenda Anm. ı. Von philo- 
logischer Seite werde ich darauf aufmerksam gemacht, daß der Heliand 
„Reich‘‘ persönlich gebraucht. 

1 Über die Steigerung der königlichen Rechtsstellung (und ihre 
Ursachen), die jedoch nicht zum Absolutismus geführt hat, vgl. unter 
anderm Al. Meister, Deutsche Verfassungsgeschichte von den Anfängen 
bis ins 14. Jahrhundert, 2. Aufl. S. 38f. 

2 S. oben S. 147 Anm. 4 (S. 148). 

3 Die oben (S. 161 Anm. ı) erwähnte Tatsache, daß Stämme nach 
dem Namen des Königsgeschlechts benannt werden, gehört offenbar in 
diese Zeit (erst in die Zeit der Stämme und des wachsenden Königtums) 
und ist in der im Text geschilderten Richtung zu deuten. 

4 In der Konsequenz der Definition, die Sickel von dem Staat der 
Urzeit gibt (s. oben S. 89), liegt es, daß er der Verfassung der fränkischen 
Zeit und des Mittelalters den staatlichen Charakter abspricht. Vgl. 
ferner z. B. oben S. 103 Anm. 4 (J. F. v. Schulte). 
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innern wir ferner nochmals an die besondere Ausprägung, die 
Gierke ihr gibt. Nach ihr vollzieht sich ‚der Übergang der 
patriarchalen zur patrimonialen Gestaltung der Herrschaft“. 
Das Königtum wird ‚eine oberste Grundherrschaft des Reichs“. 
Es handelt sich um ein ‚‚Herrschaftsrecht am Gebiet, wovon 
erst mittelbar, als Zubehör von Grund und Boden, die Personen 
ergriffen wurden“.! Ein staatliches Untertanenverhältnis gab 
es nicht.”? Aus den früher angeführten Sätzen Gierkes® ersieht 
man klar, daß er der alten Verfassung darum das Prädikat 
Staat vorenthält, weil jener Zeit die Vorstellung vom abstrakten 
Staat fehlte. Wenn er zugibt, daß der Staat ‚in seinen sinn- 
lichen Trägern latent‘‘ war, so läßt er ihn doch ‚‚weder in das 
Bewußtsein noch in das Leben“? treten; er bestreitet eine 
„selbständige und nur durch ihr eigenes inneres Wesen be- 
stimmte Staatsexistenz‘‘. Das ‚Konkrete‘ und das ‚‚Indivi- 
duelle“ hindern das Inslebentreten des Staats. 

Es ist ja kein Zweifel, daß hier ein starker Gegensatz besteht. 
Ranke hat ihn auf den Gegensatz römischen und germanischen 
Wesens zurückgeführt.® ‚Auf der einen Seite das zentralisierte 
römische Reich mit seiner Staatsidee an der Spitze, mit seiner 
Beamtenhierarchie, die trotz ihres Glanzes dem Willen eines 
Einzigen untertan war, mit seinem Klerus, dessen Macht eine 
mehr geistliche, und der in weltlicher Beziehung den Kaisern 
unterworfen war. Auf der andern Seite erblicken wir das ger- 
manische Königtum mit seinem Prinzip der Erblichkeit, be- 
schränkt übrigens durch eine Menge gegenüberstehender persön- 
licher Berechtigungen; wir sehen das germanische Gefolgschafts- 
wesen im schroffsten Gegensatze zu der strengen Untertanen- 
pflicht der gewissermaßen zu Verwaltungsobjekten gewordenen 
römischen Provinzialen®; wir sehen ein sehr starkes aristo- 


2.5. oben S. 32. — *'°5. S.'33 (oben). 

8 S. besonders S. 59. — * Von mir gesperrt. 

5 Über die Epochen der neueren Geschichte, 7. Vortrag S. 55 f. Um 
zu Rankes Äußerungen ein neueres Urteil zu fügen, so sagt Meinecke, 
Festrede zur Jahrhundertfeier der deutschen Erhebung und zur Kaiser- 
feier am 14. Juni 1913, S. A. aus d. Ztschr. Logos, Jahrg. 1913, S. 13: 
„Dem Deutschen, so kühn er auch den F' g ins Land der Ideen wagt, 
geht doch immer erst dann das Herz ganz auf, wenn ihm die lebendige 
Persönlichkeit als Träger der Ideen entgegentritt.‘ 

® Aus diesem Satz (s. auch S. 56) scheint sich übrigens zu ergeben, 
daß Ranke damals — die Vorträge wurden 1854 gehalten — Roths 
Untersuchungen (s. oben S. 43 f.) nicht ganz gewürdigt hat, wie ein 
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kratisches Moment, welches sowohl unter den Laien, als unter 
dem Klerus sich nach und nach zu immer größerer Bedeutung 
erhebt... Die Tendenz unserer Zeit geht dahin, jenes germani- 
sche persönliche Prinzip wegzuschaffen und den absoluten Staat, 
der sich durch sich selbst bewegt, wiederherzustellen, worin 
einerseits etwas dem römischen Staat Analoges, dem germani- 
schen Widerstrebendes liegt, andererseits aber auch der Ursprung 
des republikanischen Elementes zu suchen ist; denn auch dieses 
tendiert dahin, alles Persönliche aus dem Staate wegzuschaffen... 
Würde die neue Staatsidee in Deutschland vollkommen Herr 
werden, so würde von persönlichen Berechtigungen nichts mehr 
übrig bleiben, und es wäre von da ab nur mehr ein Schritt zur 
Republik und später zum Kommunismus. Wenn aber auf der 
andern Seite der germanische Staatsgedanke sich zu weit ent- 
wickeln würde, so daß die persönlichen Rechte alles wären, so 
würden die öffentlichen Dinge Gemeingut der Privaten, und der 
Staat würde ganz zur Privatsache werden.“ 

Wir stehen hier an einem Punkt, an dem wir uns über ge- 
wisse allgemeine Anschauungen zu einigen haben. Wie wir uns 
zu ihnen stellen, das ist von grundlegender Bedeutung für den 
ganzen weiteren Gang unserer Untersuchung. Wenn die Nei- 
gung hervortritt, den staatlichen Charakter mehr oder weniger 
nur der genossenschaftlichen Verfassung beizulegen, so geschieht 
dies, wie wir gesehen, von der Voraussetzung aus, daß mit jener 
die Vorstellung von einem abstrakten Staat gegeben oder wenig- 
stens mit ihr leichter vereinbar ist, daß ferner ein wahrer Staat 
nur in der Zeit vorkommt, die sich zum abstrakten Staats- 
begriff bekennt. Wer wollte auch die Fäden übersehen, die von 
jeder genossenschaftlichen Verfassung zu unserem abstrakten 
Staatsbegriff führen? 

Dennoch dürfen wir das Prädikat Staat nicht auf die Ge- 
nossenschaften beschränken. Wir treten vielmehr denen bei, 
die darin eine unzulässige Beschränkung des Staatsbegriffs 
sehen.! Man behielte eine gar zu geringe Zahl von Staaten 
übrig, wenn man einen so engen Maßstab anlegen wollte. Und es 
hat sich doch das, was wir unbefangen als staatliches Leben 
bezeichnen, oft genug in größtem Zug in Verbänden entfaltet, 
die sehr viel ‚‚Konkretes‘ und ‚Individuelles‘, aber sehr wenig 


weiterer Satz (S. 56) zeigt, daß er sich zu Sybels Ansicht von den römi- 
schen Elementen des germanischen Königtums bekannte (s. oben S. 42). 
1 Vgl. oben S. 54 (Sohm) und S. 66 (Waitz). 
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Abstraktes aufwiesen, die wesentlich nur durch die Herrschafts- 
beziehungen des Monarchen bestimmt waren. Im ptolemäischen 
Ägypten! ist ebenso alles königlich, was anderswo staatlich heißt, 
wie in abendländischen Reichen des Mittelalters und der ab- 
solutistischen Zeit. In wie großem Umfang ein solcher Sprach- 
gebrauch und solche Vorstellungen in unsere Tage, in denen die 
Idee des abstrakten Staats proklamiert wird, hineinreichen, be- 
darf keiner näheren Darlegung. Aber nicht bloß das praktische 
Leben bewahrt viel davon. Auch in der Theorie macht sich 
eine Opposition gegen die Alleinherrschaft des abstrakten Staats- 
begriffs geltend. 

Wie Leo? die naturrechtliche Staatskonstruktion ‚‚eine Er- 
scheinung‘“ nannte, ‚welche der eigentümlichen Barbarei und 
verstandeshochmütigen Unwissenheit des letztverflossenen Jahr- 
hunderts angehört‘, so wird heute im Bewußtsein des Wertes 
unserer Vergangenheit ein Protest gegen die Einseitigkeit er- 
hoben, die, wiederum zum Teil in Anknüpfung an naturrecht- 
liche Anschauungen, nur bei dem genossenschaftlichen Staat 
und dem abstrakten Staatsbegriff vom Staat sprechen will. 

„Was bedeutet‘“ — fragt Otto Mayer?, teilweise im Anklang 
an jene Äußerungen Rankes — ‚juristisch der Staat von Haus 
aus? Die rupublikanische Antwort lautet: der Staat ist das 
Volk, und das Volk ist eine Gesellschaft, ein Verein. Ich 
sage: die republikanische Antwort, womit durchaus nicht gesagt 
sein soll, daß alle, die sie geben, republikanisch gesinnt seien. 
Aber die republikanischen Rechtsanschauungen spielen tatsäch- 
lich in unserem Staatsrecht eine sehr dominierende Rolle und 
werden maßgebend weit über ihr natürliches Gebiet hinaus; 
das scheint mir auch bei dieser Lehre (von der juristischen 
Person des Staats) der Fall zu sein. Sie geht zurück auf die 
wohlbekannte Staatsphilosophie des Naturrechts, auf das pactum 
unionis, den contrat social... Das erlauchte Urbild dieses 
Staates ist der populus Romanus, der ja so gewaltige Ein- 
drücke in der ganzen Kulturwelt zurückgelassen hat. Er hat 
auch der Republik ihren Namen gegeben: dieser bedeutet ein 
Staatswesen, das dem Volke gehört, res populi, res publica, den 


ı Vgl. Wenger, DLZ. ıg11, Nr. 49, Sp. 3082. — ?S. oben S. 13. 

® Otto Mayer, Die juristische Person und ihre Verwertbarkeit im 
öffentlichen Recht, in: Staatsrechtliche Abhandlungen, Festgabe für 
P. Laband zum 50. Jahrestage der Doktorpromotion (Tübingen 1908), 
Bd. I, S. 48. 
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Volksstaat. Daß hier der Ausgangspunkt liegt, ist nicht zu 
leugnen; ebenso klar scheint mir aber zu sein, daß nur eine 
Reihe von Begriffsverschiebungen es ermöglicht hat, hieraus 
einerseits das republikanische Dogma, andererseits die genossen- 
schaftliche oder gesellschaftliche Staatstheorie zu ziehen. Immer 
und immer wieder müssen wir die trügerische Schlußfolgerung 
mitmachen: der Staat ist um des Volkes willen da, also muß 
das Volk herrschen und ist die Republik der Idealstaat; Volk 
ist aber alles, was in unsern Grenzen lebt und Menschenantlitz 
trägt, schrankenloses Wahlrecht also selbstverständlich; daß die 
Natur zu verbieten scheint, daß die Kinder es ausüben, ist ein 
Fehler von ihr. ... Man gerät in das Fahrwasser republi- 
kanischer Gedankenwelt. Den französischen Juristen ist das 
auch ganz selbstverständlich: die Monarchie kann für sie nichts 
anderes sein als eine verderbte association, ganz nach Rousseau. ‘1 
Die Annahme der juristischen Persönlichkeit des Staats, einer 
höheren Staatspersönlichkeit hängt in der deutschen juristischen 
Literatur wesentlich mit dem Aufkommen des Verfassungs- 
staats, mit dem Bestreben zusammen, den modernen Ver- 
fassungsstaat zu erklären.? 

Das, was Mayer hier zuletzt betont, wird man in der Tat 
zur Ergänzung seiner vorhin gegebenen Darlegungen über den 
Zusammenhang des modernen Staatsbegriffs mit der Natur- 
rechtslehre Rousseaus hinzuzunehmen haben. Die Idee, um die 
es sich handelt, ist üiberdies ja zum mindesten durch die deutsche 
historische Rechtsschule hindurchgegangen. Derjenige deutsche 
Forscher, der die Lehre vom Staat als juristischer Person be- 
gründet hat, ist Albrecht®, der Jünger Eichhorns. Allein auch 


1 O. Mayer S. 52. Es mag die Anmerkung beigefügt werden, daß 
von der Kritik Mayers speziell die naturrechtliche Auffassung Rousseaus 
getroffen wird. Ältere Naturrechtslehrer, so H. Grotius, tragen den 
historischen Verhältnissen viel mehr Rechnung. Vgl. oben S. 6 Anm. 2 
und Mayer S. 50. 

2.0: Mayer»S..60: 

3 Über den Gegensatz Albrechts gegen die naturrechtliche Theorie 
und andererseits seinen Zusammenhang mit ihr vgl. Jellinek, Allg. Staats- 
lehre, 2. Aufl. S. 162 Anm. ı und S. 658. S. weiter Landsberg, Gesch. 
der deutschen Rechtswissenschaft III, 2, Textband S. 326, Noten S. 148f. 
Zur Würdigung Albrechts und Gerbers vgl. auch Gierke, Savigny-Ztschr. 
Bd. 32 (ıgıı), S. 359 f. Von Albrecht (in der Auffassung der Staats- 
persönlichkeit) gehen zwei Linien aus: einerseits die Linie Albrecht— 
Gerber—Laband, andererseits die Linie Albrecht—Beseler—Gierke. 
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die Definition, die er aufstellt, bleibt zu eng. Es ist Tatsache, 
daß unter dem Vorurteil des modernen Staatsbegriffs die Wür- 
digung der alten Verfassung zu kurz kommt. Die Betrachtung 
der historischen Mannigfaltigkeiten hat darunter zu leiden, daß 
man nur den Verband als Staat gelten lassen will, der eine 
juristische Person und zwar eine solche genossenschaftlicher 
Art darstellt!, und ebenso unter der damit in Verwandtschaft 
stehenden ‚organischen‘ Staatslehre, die lediglich da sich recht 
eigentlich zur Anerkennung eines Staats entschließt, wo der Mon- 
arch die Rolle eines ‚Organs‘‘ einer Genossenschaft zu spielen 
vermöchte.? Wir gehen hier nicht näher auf die Frage ein, in- 
wiefern im modernen Staat der Monarch als ‚Organ‘ bezeichnet 
werden könnte; die Schwierigkeit solcher Deutungen, um ihn 
vom Träger der Staatsgewalt zum Organ des Staats zu machen, 
sind bekannt genug.? Jedenfalls ist es für die ältere Zeit, auch 





1 Vgl. Kohler, Einführung in die Rechtswissenschaft, 2. Aufl., S. 1Io 
($ 54): „Der Staat ist eine juristische Persönlichkeit zu dem Zwecke, 
um auf bestimmtem territorialem Gebiete die Hauptkulturbestrebungen 
der Menschheit kraft eigenen Rechts durchzuführen.“ S. 114 ($ 57): 
„stets [!] ist der Staat als juristische Persönlichkeit von dem Fürsten 
als einem Organ des Staates verschieden.‘ Jellinek S. 158 Anm. 2 
(S. 159): „Auf Grund unserer heutigen Erkenntnisse kann man wohl 
mit Gierke im Staate oder in seinen Teilen einzelne anstaltliche Elemente 
finden, nicht aber einen ganzen Staat der Kategorie der Anstalt unter- 
ordnen.‘ S. auch Jellineks Definitionen vom Staat S. 173 und 176. Um- 
gekehrt dagegen Mayer S. 54: „Wir sind ganz damit einverstanden, daß 
man den Staat eine Anstalt nennt, mit Vorbehalt der Frage, ob er noch 
mehr, ob er namentlich eine juristische Person ist.‘ S. ıı fragt Mayer: 
„Seit wann ist der Staat überhaupt erst juristische Person geworden?“ 

2 Es ist überflüssig, hier ein Wort über die Verdienste der organischen 
Staatstheorie gegenüber einer atomistischen und individualistischen Auf- 
fassung einfließen zu lassen. Vgl. dazu meinen Artikel: ‚Die biologische 
Erklärung der Entwicklung der.Staaten und Völker‘, Beilage der 
Münchener Allg. Zeitung vom 20. September 1898. 

® Zorn, Deutsche Literaturzeitung 1904, Nr. 14, Sp. 881 f. sagt in 
einer Anzeige von Jellineks ‚Allg. Staatslehre‘‘ (1. Aufl.): ‚Der Monarch 
ist nach preußisch-deutschem Staatsrecht jedenfalls nicht ‚Organ‘ des 
Staates. Man wird dadurch auch keineswegs zur Seydel-Bornhakschen 
Theorie: ‚der Monarch ist der Staat‘ gedrängt. Der Kritik dieser 
Theorie durch Jellinek stimme ich völlig zu. Aber dennoch muß zwischen 
der einzigartigen, tatsächlich über dem Recht stehenden Stellung des 
Monarchen, wie sie auf der brandenburgisch-preußischen Grundlage das 
deutsche Staatsrecht und nur das deutsche Staatsrecht von den gelten- 
den Rechten ausgebildet hat, und der Organstellung der Behörden eine 
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bei den freiesten Interpretationen, nicht gut möglich, ihn als 
Organ aufzufassent, und so begreift sich denn vom Standpunkt 
scharfe staatsrechtliche Unterscheidung gemacht werden, andernfalls 
man zu jenem geistvollen Zerrbild der Wirklichkeit gedrängt wird, wie 
es uns in dem Amtsrecht von Preuß entgegentritt. Der Unterschied 
zwischen König und Bürgermeister ist.dann nur quantitativ... Der 
Monarch ist nach deutschem Staatsrecht der Träger der gesamten Staats- 
gewalt. Wenn Jellinek S. 506 sagt: „Träger der Staatsgewalt ist der 
Staat und niemand anders‘‘, so ist darauf nur zu entgegnen: der ‚Staat‘ 
ist ein Begriff, und ein Begriff kann nichts ‚‚tragen‘‘; dazu bedarf es 
eines ‚physischen Willens“. Mag darin ein Dualismus von rex und 
regnum liegen, so ist dieser im heutigen deutschen Staatsrecht jedenfalls 
nicht ‚überwunden‘... Aber es ist auch gar nicht zu erkennen, welcher 
logische Fehler in diesem ‚Dualismus‘‘ liegen soll, wenn darin nichts 
anderes behauptet ist, als: die Persönlichkeit des Staates ist eine Denk- 
kategorie, von der die Brücke zur physischen Wirklichkeit im Träger 
der Staatsgewalt, im Monarchen, liegt... Die Rechtsstellung des 
Monarchen aber ergibt sich aus der Selbstbindung. des Monarchen an 
das Recht.‘‘ Jellinek hat hierauf in der 2. Auflage seiner ‚Allg. Staats- 
lehre‘‘ S. 174 Anm. ı erwidert: ‚mit der Verwendung des Organbegriffs 
wird keineswegs in die Bahn der organischen Staatslehre eingelenkt... 
Das ist auch gänzlich verkannt von Zorn in der Besprechung dieses 
Werks.‘‘ Gewiß wird niemand Jellinek als eigentlichen Vertreter der 
organischen Staatstheorie rechnen. Aber damit ist der Streitfall doch 
nicht erledigt. Zugunsten Zorns vgl. Otto Mayer S. 56: „Es handelt sich 
darum, daß das große Unternehmen Staat mit allem, was dazu gehört, 
von der menschlichen Trägerschaft der Staatsgewalt, dem Souverän, 
rechtlich gelöst werde; dergestalt, daß dieser Souverän fortan, was er 
hier wirkt, nicht mehr eignen Namens wirkt, sondern in Ver- 
tretung einer für dieses Unternehmen geschaffenen besonderen Rechts- 
persönlichkeit. Da muß ich denn von vornherein bestreiten, daß dieser 
Gedanke juristisch vollziehbar ist.‘ S. 58: „So ist denn auch heute 
wieder der Fürst selbstverständlich Staatsorgan; aber ebenso in der 
Republik das Volk ist ‚unmittelbares Staatsorgan‘... Jellinek gibt die 
Lehre vollkommen richtig wieder mit dem Satz, den ihm die französischen 
Kollegen so sehr verübelt haben: ‚Hinter dem Vertreter steht ein anderer, 
hinter dem Organ nichts‘. Also auch keine juristische Person,‘ fügen 
wir hinzu.‘ (S. 58 Anm. ı spricht M. über die Verwendung des Organ- 
begriffs bei Jellinek.) S. 59: „Die Verfassungsurkunden hatten den 
Fürsten üblicherweise noch einfach ‚das Oberhaupt des Staats‘ genannt; 
das sah nicht nach juristischer Person aus. Die Literatur gewöhnte sich 
aber an die neue Auffassung [Albrechts Lehre von der juristischen 
Persönlichkeit des Staats], anfangs recht mühselig.‘“ (Folgt eine Dar- 
legung der Gründe, weshalb die Theorie von der Verbandspersönlichkeit 
des Staats sich ausbreitete.) Den Dualismus im Staat erkennt M an, 
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jener Staatstheorie aus die Abneigung, der älteren Verfassung 
den staatlichen Charakter zuzuerkennen. 

Albrecht, der im Jahre des hannöverschen Verfassungs- 
bruchs — es liegt etwas Symbolisches darin — seine berühmte 
Rezension der Maurenbrecherschen ‚Grundsätze des heutigen 
deutschen Staatsrechts‘“ veröffentlichte?, führte einen Kampf 
gegen zwei Fronten, wie Dahlmann, der zwei Jahre vorher 
seine Politik herausgegeben hatte.® Er lehnt mit Entschieden- 
heit die Forderung der Volkssouveränetät ab, ebenso aber 
auch und zwar ausführlicher die Hallerschen Gedanken, sie 
in ihrer Anwendung auf den gegenwärtigen Staat. Man ersieht 
aus dieser größeren Ausführlichkeit, wie sehr seine Erörterungen 
im Zusammenhange des täglichen Kampfes stehen, für den die 
Forderung der Volkssouveränetät weniger in Betracht kam als 
Forderungen, die auf Hallersche Gedanken gestützt werden 
konnten.* Es handelte sich eben damals darum, den modernen 


S. 57 und S. 59, z. B.: „Fürst und Volksvertretung haben Rechts- 
schranken nicht dem Staat gegenüber, sondern untereinander; beide 
vereint sind sie der unbeschränkte Souverän und können alles.‘‘ Über 
die Schwierigkeiten des Terminus Staatsorgan vgl. Rehm, Allg. Staats- 
lehre S. 179. Er selbst urteilt: ‚„Beide, Träger und Ausüber der Staats- 
gewalt, bilden zusammen den Begriff Staatsorgan.‘ 

1 Nach Rehm a.a. O. heißen die Träger der sera Staats- 
organe in dem Sinn, daß es ihre Rechtspflicht ist, die Geschäfte des 
Staats nicht in egoistischem Interesse, sondern im Interesse der Staats- 
gesamtheit zu führen. Eine Rechtspflicht, die Geschäfte des Staats nur 
im Interesse der Staatsgesamtheit zu führen, kann eben für den Monarchen 
der älteren Zeit nicht erwiesen werden. 

2 Göttingische Gelehrte Anzeigen 1837, 150. und I5I. Stück (21. und 
23. Sept.), S. 1489 ff. und 1508 ff. 

®S. oben S. zıf. In den vorhin (S. 168 Anm. 3) erwähnten Erörte- 
rungen über die Bedeutung von Albrechts Rezension wird der unge- 
fähren Gleichzeitigkeit des Erscheinens von Dahlmanns Politik und der 
Wirkung, die ihr für die Ausbildung der Lehre vom modernen Staat 
zukommt, nicht gedacht. Ein klein wenig günstiger als Albrecht urteilte 
Dahlmann über die alte Verfassung, was nicht ausschließt, daß A. von 
ihm abhängig ist. A. bezeichnete es ja geradezu als sein Programm, 
den privatrechtlichen Charakter der alten Verfassung ganz konsequent 
vorzuführen. 

* Ich setze einige Stellen, die uns zugleich für die spätere Erörterung 
wertvoll sein werden. aus Albrechts Rezension her. S. ı5ı2f.: ‚Die 
staatsrechtliche Grundansicht des neueren Rechts zerlegt die in dem 
Monarchen vereinigten Rechte in Privatrechte desselben und Rechte des 
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Staat zu verteidigen und auszubauen. Albrecht verteidigt aber 
nur ihn gegen Haller. Die gesamte ältere Verfassung opfert er 
dessen Auffassung und wirft Maurenbrecher sogar vor, daß er 
die Verfassung der älteren Jahrhunderte nicht so ganz schroff 
privatrechtlich gedeutet habe. ‚Die Ansicht von dem, das 
ältere Recht beherrschenden, privatrechtlichen Grundcharak- 
ter‘‘ — so lesen wir bei ihm! — „begegnet uns zwar, als hin- 
geworfener Gedanke, in allgemeinen philosophischen? Betrach- 
tungen über das Mittelalter; dagegen ist sie der eigentlich 
juristischen Literatur bisher im Ganzen fremd geblieben®, und 
namentlich ist unter den älteren Publizisten wohl keiner sich 
derselben in ihrer ganzen Fülle klar bewußt geworden, viel- 
leicht schon deshalb, weil ihnen der Gegensatz der neueren Zeit 
fehlte.‘ Wie man sieht, weist Albrecht der alten Verfassung 
ganz geflissentlich und vollständig privatrechtlichen Charakter 
zu und eben aus dem Bewußtsein des Gegensatzes des modernen 
Staats. Maurenbrecher kommt bei ihm in ein doppeltes Feuer: 


Staats, die er als Organ desselben, somit nicht nach Regeln des Privat- 
rechts, sondern der Verfassung auszuüben hat... Wer nicht unter der 
juristischen Person des Staats das Volk versteht (was freilich oft genug 
geschieht und notwendig zur Lehre von der Volkssouveränität hinführt), 
wer einsieht, daß jene Theorie bloß das juristische Gewand eines Ge- 
dankens ist, der als ethischer wohl von jedermann zugegeben wird, 
nämlich der Vorstellung von dem Berufe des Monarchen für eine höhere, 
über ihm (dem einzelnen) stehende Idee zu leben, wer ferner einsieht, 
daß jene moderne Sonderung von Privatrechten des Monarchen und 
Rechten des Staates zu der älteren Verschmelzung beider sich nicht 
anders verhält, als die Teilung eines Fonds, aus dem bisher gemeinschaft- 
lich privat- und öffentliche Zwecke bestritten wurden, in zwei Massen, 
deren eine fortan ausschließlich den erstern, die andere ausschließlich 
den letzteren gewidmet sein soll, wer endlich sich dessen bewußt wird, 
wie manche Erscheinungen des älteren Rechts in der Tat als vorbe- 
reitende Schritte zu jener neueren Theorie zu betrachten sind, der wird 
sie nicht bloß von dem Verdacht einer gefährlichen Lehre frei sprechen, 
sondern auch als einen naturgemäßen Fortschritt in der Bildung und 
Auffassung des Staates betrachten.‘ 

NIGGA. 2:02. 0.8.1496; 

®2 Albrecht wird hier natürlich nicht bloß an philosophische Dar- 
stellungen im engern Sinn gedacht haben, sondern an allgemeine Be- 
trachtungen über das Mittelalter überhaupt, aber doch auch wohl an 
Hegels Darstellung. S. oben $. 18 ff. 

® Auf Eichhorns Darstellung — s. oben S. ıı — trifft dies Urteil 
wohl zu. 
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er wird ebenso sehr getadelt, weil er in die gegenwärtige, moderne 
Verfassung zu viel von Haller hineintrage, wie deshalb, weil 
er in der Darstellung der alten Verfassung noch nicht hallerisch 
genug sei. Albrecht gehört zu denen, die Hallers Geschichts- 
konstruktion nicht in Zweifel ziehen konnten oder wollten, die 
auch nicht daran interessiert waren es zu tun, die vielleicht 
gerade in einer Schilderung des streng privatrechtlichen Cha- 
rakters der alten Verfassung eine Waffe gegen ihre Wieder- 
herstellung zu besitzen glaubten, die in der alten Verfassung 
jedenfalls etwas Verkehrtes, Verwerfliches sahen und keinen 
Anlaß hatten, sie mit Sympathie oder voller Unparteilichkeit 
zu betrachten. Und so ergab sich für ihn denn auch kein Motiv, 
nach einer Definition zu suchen, die das Gemeinsame der alten 
und der neuen Verfassung ausdrückte. 

Albrecht sah sich Bestrebungen gegenüber, die sich vornehm- 
lich auf Haller stützten. Er glaubte sein Staatsideal nur retten 
zu können, indem er den Staat als juristische Person definierte 
und alle Verfassungen für unstaatlich, für ein privatrechtliches 
Gebilde erklärte, die eine solche Voraussetzung nicht erfüllten. 
Es ist indessen möglich, die Vorzüge des modernen Staates 
nach allen Richtungen hin anzuerkennen und doch der alten 
Verfassung ihr Recht zuteil werden zu lassen. Eben hier liegt 
die Aufgabe der Wissenschaft: die alte Verfassung in ihrem 
ganzen echten Wesen ebenso gegen Haller wie gegen Albrecht 
und die gesamten Neurechtler, die doch wiederum von jenem 
sich so sehr abhängig zeigen, herauszuarbeiten. 

„Wir denken uns heutzutage (wenigstens läßt sich dieses 
als eine überwiegend herrschende Ansicht betrachten) den Staat 
nicht als eine Verbindung von Menschen, die lediglich und 
unmittelbar für individuelle Zwecke und Interessen derselben, 
sei es aller oder vieler, oder auch eines einzelnen, namentlich 
etwa des Herrschers, berechnet ist, sondern als ein Gemein- 
wesen, als eine Anstalt, die über dem einzelnen stehend, zunächst 
Zwecken gewidmet ist, die keineswegs bloß die Summe indi- 
vidueller Interessen des Herrschers und der Untertanen, sondern 
ein höheres, allgemeines Gesamtinteresse bilden, von wo aus erst 
mittelbar jenen Nahrung, Förderung, Richtung zuteil wird.“ 

Dieser Definition Albrechts! können wir zustimmen, wenn 
das Wort Gemeinwesen nicht im Sinne von Genossenschaft, 
von juristischer Person als Genossenschaft genommen wird. 


1 GGA. a. a. O. S. 1491 f. 
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Wir stimmen ihr insbesondere auch in der Ablehnung der 
individualistischen Auffassung bei; sie war übereinstimmendes 
Eigentum der Naturrechtslehre und Hallers, in dem ja viel 
Rationalismus steckte. Wir fassen den Staat als eine Anstalt 
auf, welche Zwecken gewidmet ist, die ein höheres, allgemeines 
Gesamtinteresse bilden. 

Was wir hier andeuten, nimmt zum Teil den Inhalt des Be- 
weises voraus, den wir weiterhin zu führen haben werden. Es 
wird einmal darauf ankommen darzulegen, daß mit dem politi- 
schen Verband des Mittelalters tatsächlich Zwecke der bezeich- 
neten Art verbunden gewesen sind. Zum zweiten wird die Probe 
aufs Exempel in der Möglichkeit des Nachweises liegen, daß 
die Beziehungen innerhalb des Verbandes über den Rahmen 
privatrechtlicher Beziehungen hinausgehen. Haller nahm als 
Grundlage der Verfassungen lediglich private Beziehungen an; 
dem Herrscher schrieb er, wie auch Albrecht hervorhebt?, nur 
dem Eigentum analoge Rechte zu. Es wird demgemäß zu 
prüfen sein, ob die Beziehungen der einzelnen Mitglieder des 
Verbandes zueinander oder zu ihm oder zur Obrigkeit durch- 
weg; privatrechtlich erklärt werden können, ob, wie Gierke 
meint, das Königtum eine oberste Grundherrschaft des Reichs 
darstellte, ein Herrschaftsrecht am Gebiet war, wovon erst 
mittelbar, als Zubehör von Grund und Boden, die Personen 
erfaßt wurden, oder ob nicht auch Beziehungen und Verhält- 
nisse anderer Art innerhalb des Verbandes Platz gegriffen haben. 
Für die Beziehungen des Reichsgebiets und des Herrschers 
haben wir den Nachweis bereits erbracht, daß die Auffassung 
Hallers und Gierkes nicht durchführbar ist. Weiterhin wird 
sich noch an vielen Stellen die Unmöglichkeit der vollständigen 
Reduzierung der Gemeinschaftsbeziehungen und Abhängigkeits- 
verhältnisse innerhalb des Verbandes auf private Berechtigungen 
und Pflichten ergeben. Diese Nichtreduzierbarkeit und der 
Gemeinschaftszweck, das sind die greifbaren Kriterien des 
Staats im Mittelalter und gewiß in allen Zeiten. 

Die letzten Erörterungen werden uns schon vor dem Ver- 
dacht bewahrt haben, daß es sich um einen Wortstreit handle, 
wenn wir für die Anwendung des Terminus Staat auf die mittel- 
alterliche Verfassung eintreten. Wir haben es vielmehr mit 








1S. oben $S. 13 Anm. 4. 
®2 Albrecht a. a. O. S. 1499 (in unmittelbarer Polemik gegen Mauren- 
brecher). 
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sehr konkreten Unterschieden zu tun. Es ist die Einschätzung 
großer Stücke der mittelalterlichen Kultur, die hier zur Dis- 
kussion steht. 

Man hat das Mittelalter rechtfertigen zu können geglaubt, 
indem man die mittelalterliche Zügellosigkeit, die man noch 
dazu übertrieb, als etwas Schönes und Edles darstellte! und 
die Tätigkeit der nichtstaatlichen Gewalten idealisierte.? Wir 
leugnen gar nicht, daß hier eine Rechtfertigung möglich und 
innerhalb gewisser Grenzen auch erreicht worden ist. Aber die 
starken Übertreibungen und unhistorischen Idealisierungen, 
deren man sich schuldig gemacht hat, sind heute eben als das 
erkannt, was sie sind, nämlich als Entstellungen. Und es dürfte 
ferner unbestreitbar sein, daß alle Rechtfertigungen und Ret- 
tungen dieser Art doch nicht ausreichen, um ein recht erfreu- 
liches Bild vom Mittelalter zu geben. Erfolgreicher wird man 
eine Rechtfertigung unternehmen, wenn man sein Augenmerk 
mehr darauf richtet, daß das Mittelalter der Ordnung fähig 
war, den staatlichen Rahmen kannte, staatliche Einrichtungen 
ausbildete und von ihnen Gebrauch machte. 

Kehren wir aber zu dem unmittelbaren Gang unserer Unter- 
suchung zurück. Wie wir hervorgehoben haben, wird der Nach- 
weis für den staatlichen Charakter der wesentlich monarchischen 
Verfassung im einzelnen später zu führen sein. An dieser Stelle 
versuchen wir eine Würdigung der allgemeinen Stellung des 
Herrschers. 

Gedenken wir zunächst der Erzählung, wie der Kaiser die 
Juristen Bulgarus und Martinus fragte, ob er der Herr der 
Welt sei, wie Bulgarus es leugnete, insofern von Eigentum die 
Rede sei, Martinus es bejahte, worauf der Kaiser sein Pferd 
‚. dem Martinus schenkte.* Der Anspruch auf Eigentum mag 
erhoben worden sein. Indessen gerade unsere Erzählung zeigt, 
daß es sich um eine Auffassung handelt, die keineswegs aus- 
gemacht war.* Unbestreitbar ist, daß der Herrscher eine Stellung 


15. oben z. B. S. 35, 39, 97 Anm. 6 

2 5, oben S. 46 ff., 6ıf., 8o ff. 

® F.C. v.Savigny, Gesch. des röm. Rechts im Mittelalter Bd. 4, 
S. 180. Es kommt hier nicht in erster Linie darauf an, ob die Erzählung 
ein historisches Faktum berichtet. Die Hauptsache ist, daß damals die 
Frage des Eigentums am Reich einmal aufgeworfen wurde. 

“ Es mag hier daran erinnert werden, daß Waitz die Geltung der 
Auffassung vom Eigentum des mittelalterlichen Herrschers am Staat 
oder Land oder gar Volk zurückweist. S. oben S. 66. 
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zu eigenem Recht! hatte; sein Recht kann (wenn wir im Rahmen 
der weltlichen Instanzen bleiben) von keiner Instanz abgeleitet 
werden.” Und er ist auch — einige Einschränkungen haben 
wir schon angedeutet — Subjekt der Staatsgewalt gewesen. 
Freilich kaum der einzelne konkrete Herrscher. Vielmehr hat 
man wohl die Institution des Herrschers als Subjekt der Staats- 
gewalt angesehen.? Wir nehmen ja wahr, daß bei einem Inter- 
regnum der Staat fortbesteht*: trotz aller tatsächlichen 
Schwierigkeiten, trotz der vielleicht tatsächlichen Anarchie, 
die es hervorruft, betrachtet man den Reichsverband rechtlich 
doch nicht als aufgelöst.” Als die Pavesen, die nach dem Tode 
Heinrichs II., aber vor der Wahl Konrads II. die königliche 
Pfalz in ihrer Stadt zerstört hatten, sich darauf beriefen, daß 
sie, wegen der Vakanz, unmöglich der Zerstörung einer könig- 
lichen Pfalz sich schuldig gemacht haben könnten, erwiderte 
ihnen, wie Wipo erzählt, Konrad: si rex periit, regnum remansit, 
sicut navis remanet, cuius gubernator cadit.® In einer späteren 
Zeit mag der Reichsvikar, der während des Interregnums die 
königlichen Rechte wahrnimmt, als Vertreter einer Reichs- 
persönlichkeit aufgefaßt worden sein. Jetzt fehlt der Anlaß 
zu einer solchen Deutung; es ist lediglich die Institution des 
Königtums, die das Reich bei einem Interregnum zusammenhält. 

In dieser Zeit fallen Herrschergewalt und Staat gewiß zu- 
sammen; alle staatlichen Beziehungen sind königliche Be- 
ziehungen. Aber es wird sich nun doch eben im Verlauf unserer 
Untersuchung ergeben, daß die königlichen Beziehungen nicht 
bloß auf privatrechtliche reduzierbar sind. Wenn Herrscher- 
gewalt und Staat sich decken, wenn der Herrscher der Träger 


1 Über den Begriff des ‚eigenen Rechts‘ (im Sinne des originären 
Rechts, im Gegensatz zum abgeleiteten Recht) s. Zorn in Hirths Annalen 
1884, S. 469. Derjenige, welchem ‚eigenes‘‘ Recht zusteht, besitzt das 
Recht nur aus sich selbst. Vgl. meine landständ. Verf. in Jülich und 
Berg II, S. 13 Anm. 51. 

?® Über die in der Literatur teilweise begegnende abweichende An- 
schauung s. unten S. 184 Anm. 3. 

® Vgl. Rehm, Allg. Staatslehre S. 157. 

NV el ARehm"a.'a. 0752194. 

5 Vgl. Triepel, Das Interregnum S. 33: ‚Niemals erhob sich der 
Gedanke, daß das Reich ohne König nicht mehr ein Staat sei, oder 
überhaupt, daß der Wegfall des Reichsoberhauptes auf die Integrität 
des Reichs als eines solchen irgendwelchen Einfluß ausübe.‘ 

° Waitz VI, S. 462 £.; Triepel S. 33 und 37. 


Charakter von Wahl- und Erbkönigtum. 177 


der Staatsgewalt, wenn eine besondere Persönlichkeit des Staats 
nicht zu beobachten ist, so sind wir darum doch noch immer 
nicht auf die Konstruktion Hallers angewiesen. 

Das fränkische Königtum hat das Wahlkönigtum durch das 
reine Erbkönigtum ersetzt. Die Wahl, die es beseitigte, könnte 
als Zeichen öffentlichrechtlicher Ausgestaltung der Verfassung, 
die Vererblichkeit der Krone als Ausdruck ihres privatrecht- 
lichen Charakters angesehen werden. Indessen unsere histori- 
schen Beobachtungen lehren uns, daß ein so einfacher Gegensatz 
nicht besteht. In Reichen mit Wahlkönigtum und in Republiken, 
vom polnischen Reich bis zu den Staaten von Nord- und Süd- 
amerika, ist die Form, die scheinbar dem Wohl der Gesamtheit, 
der Gemeinschaft dient, unendlich oft der Hebel gewesen, 
private Zwecke der einzelnen Mitglieder des Verbandes zu ver- 
wirklichen; der Verband wurde teils zum Bereicherungsobjekt, 
teils zum Mittel der Bereicherung für seine Mitglieder. Unsere 
eigene Geschichte weiß genug von den selbstsüchtigen Zwecken 
der Wähler zu berichten. Unter den entwürdigenden Hand- 
lungen, zu denen sich die von dem Zwang ihrer Wähler ab- 
hängigen Könige verstehen mußten, ist kaum eine so ent- 
würdigend wie die Verpflichtung, die Adolf von Nassau, als 
König ausersehen wegen seiner geringen Macht!, gegenüber 
dem Erzbischof von Köln eingehen mußte: kommt der König 
bestimmten finanziellen Zusagen, die er macht, nicht nach, 
so soll er zum Einlager in Bonn sich einstellen und “daselbst 
bleiben bis zur Zahlung des Geldes.” Vergegenwärtigen wir uns 
den König, der auch beim Einbruch der Feinde ins Reich das 
Wirtshaus in Bonn nicht verlassen durfte, so haben wir, eben 
durch das Wahlrecht, eine Herabwürdigung des Herrschers zu 
einer privaten Figur, wie sie nicht krasser gedacht werden kann. 
Und in der älteren Zeit kommt dem Wahlrecht gewiß nicht 
immer eine ruhmreichere Geschichte zu. Das Wahlkönigtum 








ı Th. Lindner, Deutsche Geschichte unter den Habsburgern und 
Luxemburgern Bd. I, S. 98: ‚‚Adolf war politisch vollkommen frei. Aber 
er war auch ebenso machtlos, und so durften die Erzbischöfe hoffen, ihn 
dauernd an sich zu fesseln und sein Königtum für sich auszu- 
beuten.‘ S. auch die Schilderung Kerns (Die Anfänge der französischen 
Ausdehnungspolitik S. 168) von dem Verhältnis, in dem das Eintreten 
für die Allgemeinheit und die Sorge für Aufbesserung der eigenen 
Finanzen in der Politik Adolfs zueinander stehen. 

2 Constit. III, Nr. 474, $ ı3. Zeumer, Quellensammlung I, Nr. 114, 
S. 147. 

v. Below, Der deutsche Staat, I2 
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ist so in Mißkredit gekommen, daß man heute darauf verzichtet, 
von ihm Gebrauch zu machen. Auf der andern Seite hat das 
erbliche Königtum als ein Hort der Wahrung der allgemeinen 
Interessen dienen können, hat sich an diese Institution die 
Verteidigung der staatlichen Interessen geknüpft. 

Die Frage, ob das Erbrecht oder das Wahlrecht öffentlich- 
rechtlichen oder privatrechtlichen Charakter hat, wird nach 
dem historischen Zusammenhang, in dem es auftritt, zu beant- 
worten sein. 

„„olange‘‘ — meint Jellinek! — ‚die Anschauung vom Staat 
als Patrimonium des Fürsten vorherrscht und den Gedanken 
des Fürstenamtes zurückdrängt, ist die Thronfolge mit privat- 
rechtlichem Erbgang identifiziert worden.‘“ Wir möchten diesen 
Satz eher umkehren. Obwohl — würden wir sagen — die An- 
schauung vom Staate als Patrimonium des Fürsten nicht 
hervortritt und der Gedanke des Fürstenamtes sich beobachten 
läßt, hat die Thronfolge privatrechtlichen Charakter. Er kommt 
ihr zu, insofern das Reich unter mehrere Söhne geteilt werden 
kann. Hierin liegt der privatrechtliche Charakter des könig- 
lichen Erbrechts im fränkischen Reich.? 

Es läßt sich nicht leugnen, daß für die Ordnung der Sukzession 
und die Teilungen die im privaten Erbrecht geltenden Grund- 
sätze maßgebend waren. Doch begegnen einige Einschränkungen 


der einfachen Teilungen?, für die sich zwar wiederum im Privat- 
ni 


ı Jellinek, Allg. Staatslehre, 2. Aufl., S. 676. Ebenso derselbe, Aus- 
gewählte Reden und Schriften II, S. 155: „Sodann ist es die privat- 
rechtliche Auffassung des Staates als eines Patrimoniums der Fürsten 
gewesen, welche die Teilungen begünstigt hat.‘ 

2 Vgl. die vorsichtige Formulierung von Waitz III, S. 274: „Das 
Erbrecht wird... in jener mehr privatrechtlichen Weise gefaßt, daß 
eine Teilung unter mehreren Söhnen geboten erscheint.‘‘ Als einen andern 
Beleg der privatrechtlichen Auffassung zitiert W. einen Brief Karls d. K., 
worin es heißt, die Könige seien non episcoporum vicedomini, sed terrae 
domini. Aber es ist ja keineswegs ausgemacht, daß dominus hier im 
privatrechtlichen Sinn zu nehmen ist. Vgl. oben S. 140 Anm. 3 Sickel, 
Gött. Gel. Anz. 1888, S. 623: „Die Behandlung der Thronfolge als ver- 
mögensrechtliche Verlassenschaft, als Vererbung von Grundstücken.“ 

3 Vgl. darüber Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte II, S. 26. Die 
These Brunners, daß die Teilungen des Reiches genau genommen nicht 
als Teilungen des Reiches, sondern als Teilungen der Reichsverwaltung 
anzusehen seien, ist freilich bestrittefi; s. Waitz II, 1, S. 144 f; K. v. Amira 
GGA. 1896, S. 199; Sickel, GGA. 1896, S. 295 f. und 1903, Nr. Io 


Das Geblütsrecht. 179 


recht Vorbilder finden, die aber ebenso gut durch die Rücksicht 
auf den vorhandenen, überlieferten großen politischen Verband 
veranlaßt sein können. Ferner machen wir geltend, daß später 
die Idee des Kaisertums, also ein öffentlichrechtlicher Gesichts- 
punkt, eine weitere Einschränkung der einfachen Teilungen 
gebracht hat.! Sodann ist mit Recht auf die Gründe allgemein 
geschichtlicher Natur hingewiesen worden, die die Teilungen 
mit hervorgerufen haben.” Endlich sei daran erinnert, daß 
Teilung und Wahl nicht unbedingte Gegensätze gewesen sind.® 

Ranke®* und Waitz® legen Wert darauf, das Erbrecht als 
germanisches Prinzip zu bezeichnen. Sie wollen damit speziell 
den Gegensatz zum Römertum ausdrücken. Als germanisch 
kann jedoch nicht das strenge unbedingte Erbrecht, sondern 
nur die Verbindung von Erb- und Wahlrecht, das ‚Geblüts- 
recht‘‘® angesehen werden. In diesem Zusammenhang sei ver- 


S. 8oo ff.; Meister, Verfassungsgeschichte S. 4I. Sickel bemerkt an 
der ersten Stelle: „Wenn Gregor einen Krieg unter Merowingern eben- 
so wie Kämpfe unter den Einwohnern von Tours bezeichnet, so ist 
diese auch sonst geäußerte Ansicht zwar für die Stufe der politischen 
Bildung, aber nicht staatsrechtlich von Wert.‘ Indessen auch wenn 
man jene These Brunners verwirft, bleiben doch noch ein paar Ab- 
weichungen von den reinen Teilungen übrig. Die Tatsache, daß bei den 
Teilungen politische Bedeutung und geschichtliche Zusammengehörig- 
keit der Teilgebiete berücksichtigt werden, braucht nicht nach der Ana- 
logie der Erhaltung ererbten Grundbesitzes erklärt zu werden (wobei 
wir die Frage noch nicht einmal aufwerfen, ob damals schon eine solche 
Tendenz beim Grundbesitz hervortritt). 

! Brunner S. 27. 

® Waitz II, ı, S. 144; Jellinek, Ausgewählte Reden und Schriften II, 
S. 154 f. 

® Brunner S. 24. 

* L. v. Ranke, Über die Epochen der neueren Geschichte S. 50 und 55. 

5 Waitz III, S. 273. Bd. VII, S.g9: „Der alte Trieb germanischen 
Lebens nach Ausbildung erblichen Rechts.“ 

% Gierke hat kürzlich die Unterscheidung von Geblütsrecht und Erb- 
recht vorgeschlagen. Vgl. seine bei Joh. Krüger, Grundsätze und An- 
schauungen bei den Erhebungen der deutschen Könige in der Zeit von 
gII—1056, S. 143 f. abgedruckten Äußerungen: „Ich meine, daß man 
den Unterschied einer Thronfolge kraft wirklichen ‚Erbrechts‘ von der 
Thronfolge auf Grund bloßen ‚Geburtsrechtes‘ strenger erfassen und das 
Ringen beider Gedanken miteinander in der geschichtlichen Entwicklung 
verfolgen sollte. Altgermanische Volkswahl, gebunden an das Königs- 
geschlecht, konstituiert grundsätzlich reines Geblütsrecht, kein Erb- 
recht. In der fränkischen Zeit ist das Geblütsrecht zum Erbrecht ge- 

12" 
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merkt, daß das strenge königliche Erbrecht mit dem Lehns- 
wesen, also mit dem Feudalismus im engeren Sinne, nichts zu 
tun hat; es ist vorhanden, ehe es ein Lehnswesen gab. Dieses 
hat auf die Sukzessionsordnung erst in nachkarolingischer Zeit, 
in den Grafschaften und Landesherrschaften, Einfluß geübt. 
„Erstes Geschäft des neuen Königs war, sein Reich zu um- 
reiten, es gleichsam dadurch wie der Erwerber eines Grund- 
stücks in förmlichen Besitz zu nehmen.‘“! Dieser Deutung, 
die J. Grimm der Umfahrt des Königs gibt, tritt Brunner bei?: 
„Wie unter den privatrechtlichen Formen des Erwerbs von 
Grundstücken eine feierliche Grenzbegehung vorkommt, so 
pflegte der merovingische König zum Zeichen förmlicher Besitz- 
ergreifung eine Umfahrt im Reiche zu halten. Für das ältere 
merowingische Königtum ist es sicherlich bezeichnend, daß 
es eine Form des Regierungsantritts kennt, welche sich mit 
der Apprehensionssymbolik begnügt und die Traditionssymbolik 
vermissen kann.“ Von Haus aus wird die Umfahrt in der Tat 
privatrechtliche Bedeutung gehabt haben. Dem Herrscher, 
der nach Gregoı von Tours ‚„omne, quod circumivi, laxare 
non potero‘‘ gesagt hat, mag dabei die Analogie der privaten 
Grenzumgehung vorgeschwebt haben. Indessen zum mindesten 
für die deutsche Kaiserzeit dürfte R. Schröders? Meinung zu- 
treffen, daß die Umfahrt wohl nicht bloß ‚‚einen Akt der Besitz- 
ergreifung darstellte, sondern auch der Entgegennahme der 
Huldigung diente‘. Der politische Gesichtspunkt, in den ver- 
schiedenen Teilen des Reichs die Huldigung zu empfangen und 
durch Privilegienerteilungen Anhänger zu gewinnen, wird jetzt 
maßgebend.* Spätestens im 12. Jahrhundert dürfte die An- 


steigert. Denn es werden die Regeln, die für das private Erbrecht im 
Grundbesitz gelten, auf die Thronfolge angewandt. Den sichersten Be- 
weis liefert der Anfall an mehrere gleich nahe Erben zu gesamter Hand 
und die nachfolgende Teilung. Im Deutschen Reich überwiegt wieder 
das bloße Geblütsrecht.‘‘ Vgl. auch Triepel, Interregnum S. 17, der es 
als „‚germanische Auffassung‘‘ bezeichnet, ‚‚daß auch der geborene König 
einer Wahl oder wenigstens einer Anerkennung durch das Volk oder die 
Großen des Reiches bedürfe.‘ 

1 ]J. Grimm, Deutsche Rechtsaltertümer, 4. Ausgabe besorgt durch 
A. Heusler und R. Hübner, Bd. I, S. 329. 

2 Brunner II, S. 18. 

83 Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte, 5. Aufl., S. II2. 

4 Über solche Umfahrten vgl. z. B. Th. Lindner, Deutsche Geschichte 
unter den Habsburgern und Luxemburgern I, S. 130 f. 
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schauung erloschen sein, daß der Weg, den der König am An- 
fang seiner Regierung durch das Reich macht, zum Zweck der 
privatrechtlichen Besitzergreifung unternommen werde. 

So beobachten wir denn in der königlichen Periode überall, 
daß zwar die persönlichen Beziehungen die Herrschaft haben, 
daß diese aber keineswegs an allen Stellen mit privatrechtlichen 
Beziehungen zusammenfallen. Ranke, der mit vollem Recht 
den persönlichen Charakter als wesentliche Eigenschaft der 
alten Verfassung bezeichnet, spricht die Meinung aus!, ‚der 
Staat würde ganz zur Privatsache werden“, wenn „die persön- 
lichen Rechte alles wären“. Er gehört, wie man sieht, zu denen, 
die die politische Unzulässigkeit der Hallerschen Verfassungskon- 
struktion betonen?, aber ihre historische Möglichkeit nicht be- 
streiten.® Indessen auch bei der stärksten Steigerung des persön- 
lichen Elements würde der Staat noch nicht zur Privatsache 
werden. Es gibt eben zahlreiche und entscheidende persönliche 
Beziehungen, die nicht privatrechtlicher Natur sind. Übrigens 
ist ja, wie wir gesehen, der alten Zeit die Abstraktion nicht so 
vollständig fremd, wie es uns oft vorgehalten wird. Doch 
darauf legen wir nicht das Hauptgewicht; vielmehr darauf, 
daß der alten Verfassung, trotzdem ihr überwältigender Ein- 
druck der des persönlichen Elements bleibt, staatlicher Charak- 
ter nicht fehlt. 

Ganz gewiß hat das persönliche Element der Verfassung 
dauernde Vorzüge. Jener Zeit aber war dasselbe, war die könig- 
liche Verfassung zweifellos die angemessenste, vorteilhafteste. 
Das Ludwigslied schildert, wie das ganze Reich durch das 
Fernsein des Königs in Wirrnis kam. So nehmen wir auch 
vorher wie nachher oft genug wahr, wie die Anwesenheit oder 
Abwesenheit des Königs, seine persönlichen Eigenschaften und 
die lange oder kurze Dauer der Dynastie die Geschicke des 
Reichs in höchstem Maße bestimmt haben. Es entspricht 
den Bedürfnissen der Zeit, wenn der Staat persönlich gestaltet 
und gedacht wird.? 


ı 5. oben S. 166. — * Vgl. oben z.B. S. ı2 Anm. 3. 

3 Vgl. oben z. B. S. 28. 

* Über den persönlichen Charakter der mittelalterlichen Kirche vgl. 
M. Ritter, Histor. Ztschr. 107, S. 253. L. v. Ranke, Epochen der neueren 
Geschichte S. 57, nennt die Kirche „zwischen den persönlichen Berech- 
tigungen und den allgemeinen Tendenzen des Staates in der Mitte 
stehend‘. 
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c) König und Reich. 


Neben dem monarchischen Element, mit dem wir uns eben 
beschäftigt haben, erhebt sich allmählich wieder das genossen- 
schaftliche. Freilich ist es nicht ganz einfach zu ermitteln, seit 
wann es hervortritt. 

Wie Waitz, für die Zeit seit etwa dem 9. Jahrhundert, hervor- 
hebt, „betätigt sich mehr und mehr in den verschiedensten 
Verhältnissen die Auffassung‘‘, daß es ein ‚Reich‘, auch ohne 
den König, gebe.! ‚Man spricht von den Gütern, den Einkünften, 
den Ministerialen, den Rechten, dem Dienst, den Beamten des 
Reiches oder des Staates‘‘ (imperii, regni, rei publicae). „Schon 
alte Gewohnheit war es, in den königlichen Urkunden neben 
der Rücksicht auf das Wohl oder Heil des Königs und seiner 
Angehörigen auch die auf Erhaltung oder Bestand des Reiches 
hervorzuheben, beide den Fürbitten und Gebeten zu empfehlen. 
Ebenso wird jetzt das Beste, die Ehre desselben neben und vor 
dem Wohl des Königs betont.‘“? 

Derartige Formulierungen deutet Gierke® aus der Vorstellung 
heraus, „daß nicht der Kaiser allein, sondern der Kaiser in 
Verbindung mit der Gesamtheit der Reichsstände Subjekt der 
Reichsgewalt und des Reichsvermögens sei.“ ‚Wenn neben 
dem Kaiser oder im Gegensatz zu ihm vom ‚Reiche‘ gesprochen 
wird, so wird darunter zunächst die das Reich mit ihm teilende 
Gesamtheit, mithin oft geradezu die Reichsversammlung, der 
Reichstag oder ein irgendwie sonst versammelter Inbegriff von 
Reichsständen oder Reichsvasallen verstanden.“ Im Wider- 
spruch gegen Gierke gibt Smend* folgende Deutung: ‚In 
ihrer formelhaften Zusammenstellung bezeichnen beide Aus- 
drücke (Kaiser und Reich) nicht zwei verschiedene Faktoren, 
deren höhere Einheit durch die ganze Formel gedeckt wird; 
sondern mit jedem von beiden ist im Grunde dasselbe gemeint, 
nur mit dem zweiten mehr nach der Seite der objektiven In- 
stitution, mit dem ersten mehr nach der Seite seiner Aktualität 
in der Machtvollkommenheit des Oberhauptes und der diesem 
geschuldeten Treupflicht; insofern decken beide Begriffe sich 

ı Waitz VI, S. 463. — ? Waitz a. a. O. S. 464. 

8 Gierke II, S. 569 und 571. 

4 R. Smend, Zur Geschichte der Formel ‚Kaiser und Reich‘ in den 
letzten Jahrhunderten des alten Reiches, Histor. Aufsätze K. Zeumer 
zum 60. Geburtstag als Festgabe dargebracht von Freunden und Schülern, 
S. 440. 
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nicht vollständig, sondern jeder greift in gewissem Sinne über 
den anderen hinaus, und auf ihrer damit gegebenen beider- 
seitigen Ergänzung, nicht auf der Zusammenfassung zweier 
verschiedener koordinierter Faktoren beruht der eigentümliche 
Charakter der Formel.‘ 

Ohne Zweifel ist oft, und zwar zu allen Zeiten, bei der Wen- 
dung ‚Rechte des Reichs, der res publica‘“ lediglich an könig- 
liche Rechte gedacht worden: der König gilt dabei als der 
einfache und einzige Träger, auch als das einfache und einzige 
Subjekt des imperium, der res publica, so abstrakt gerade der 
letztere Ausdruck klingen mag." Aber die Formel ‚Kaiser 
(König) und Reich‘ nötigt doch zu der Annahme, daß nicht 
bloß eine solche Vorstellung bestanden hat. Welche anders- 
artigen Vorstellungen vorhanden gewesen sind, das wird freilich 
nach den verschiedenen Jahrhunderten zu unterscheiden sein. 

In älterer Zeit dürfte schwerlich bei der Formel Kaiser und 
Reich unter ‚Reich‘ ein besonderer Personenverband, ein 
irgendwie selbständiger Faktor, neben dem König, verstanden 
worden sein. Aus dem einfachen Grunde, weil ein solcher in 
der Reichsverfassung noch nicht zu entdecken ist. Es gibt 
noch keinen Reichstag oder sonst eine Instanz, die das Reich 
neben dem König darstellt. Wenn in dieser Zeit neben ihm 
jenes genannt wird, so kann damit eben nur die objektive 
Institution von dem persönlichen Träger ihrer Kompetenzen 
geschieden werden. Es trifft hier die früher von uns in anderm 
Zusammenhang erwähnte? Erklärung von Waitz zu, unter 
res publica oder imperium habe man ein Allgemeineres und 
Dauerndes in der staatlichen Gemeinschaft und Ordnung 
gegenüber der Individualität des Oberhaupts verstanden. 

Zur Zeit des Investiturstreits tritt eine gewisse Steigerung 
in dem Gebrauch der Formel Kaiser und Reich ein. ‚In der 
Zeit, da das Königtum um sein Recht und Ansehen gegen 
Kirche und Fürsten kämpfen mußte, haben die Träger des- 
selben neben ihrer Person auch das Reich und ;eine Ehre, den 
Staat und seine Interessen hervorgehoben, die Wahrung der- 
selben als ihre Aufgabe, als die Pflicht aller hingestellt und 
empfohlen... Aber nicht mehr immer verbunden sind diese 


1 Wipo versteht unter respublica einfach das Romanum imperium. 
Vgl. Zeumer, Heiliges Römisches Reich deutscher Nation S. 6f. 

® S. oben S. 163. Smend a. a. O. akzeptiert ausdrücklich Waitz’ Er- 
klärung. 
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Begriffe. Es kommt dahin, daß man sie sich gegenüberstellt. 
Unter Heinrich V. wird von dem Streit zwischen Kaiser und 
Reich gesprochen.‘‘! Es dandelt sich eben um eine Zeit des 
Streits um die Grundlagen des Königtums. Wir begegnen 
einer Auflehnung gegen den König?; man versucht die herr- 
schende Dynastie beiseite zu schieben. Man geht jedoch auch 
dazu über, das Recl.t des Königs in neuer Art zu begründen; 
in den Streitschriften des Investiturstreits taucht, bei beiden 
Parteien, die Lehre von der Volkssouveränität auf.” Haben 
wir es hier nur mit Theorien der Literatur zu tun, so werden 
sie doch an dem Anlaß der tatsächlichen Vorgänge ausgebildet 
worden sein. Jedenfalls brachte der große Streit eine Erschütte- 
rung der königlichen Stellung, und so konnte nun die An- 
schauung aufkommen, daß der König nicht das einfache Rechts- 
subjekt, der einfache Träger der Staatsgewalt sei. Ein be- 
merkenswerter Ausspruch wird Heinrich V. in den Mund gelegt: 
die Erniedrigung der Fürsten sei der Untergang des Reichs, 
während der Fall des Königs als ein wieder gut zu machendes 
Übel erscheine.* Obwohl wir schwerlich diesem Wort eine all- 


1 Waitz S. 464 und 467. 

®2 Vgl. Mirbt, Die Publizistik im Zeitalter Gregors VII., S. 550 £. 

3 F. v. Bezold, Die Lehre von der Volkssouveränetät während des 
Mittelalters, Histor. Ztschr. 36, S. 322 ff. Panzer, Wido von Ferrara 
S. 37: der Staat steht über den Inhabern der staatlichen Gewalt. Wie 
die Lehre von der Volkssouveränetät weiterhin gelegentlich in der Arenga 
einer königlichen Urkunde hervortritt, darüber s. M. G. Const. II, Nr. 270; 
Zeumer, Quellensammlung I, Nr. 67, S. 86 (1248). 

* Waitz VI, S. 467: ... iniuria regni potius quam mea; nam unius 
capitis licet summi deiectio reparabile dampnum est; principum autem 
conculcatio ruina regni est. L. v. Ranke, Deutsche Gesch. im Zeitalter 
der Reformation I (5. Aufl.), S. 24 deutet den Satz in folgender Weise: 
„schon unter Heinrich V. kam es so weit, daß man die Einheit des 
Reiches mehr in ihrer (der Fürsten) Gesamtheit erblickte als in der 
kaiserlichen Person‘. In dem Würzburger Friedensratschlag der Fürsten 
von 112I (Mon. Germ. Const. I, Nr. 106, S. 158) scheinen mir am be- 
merkenswertesten die Worte im Eingang: controversia inter domnum 
imperatorem et regnum. Weniger besagt der Satz: d. inperator, que 
sua et que regni sunt, habeat. Denn diese Besitzgruppen werden als 
Einheit zusammengefaßt, und dieser Satz bildet den Gegensatz zum 
folgenden: ecclesie et unusquisque sua quiete et pacifice possideant. 
Wenn es weiter heißt, daß in der Investiturfrage principes.... elaborare 
intendunt, ut in hoc regnum honorem suum retineat, so ist es m. E. 
zweifelhaft, ob hier ‚ein dem Königtum sich entgegensetzendes Fürsten- 
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gemeine oder länger dauernde Geltung zuschreiben dürfen, so 
zeigt es doch, daß die alte Ordnung nicht mehr ganz fest war. 
Eine beträchtliche Wirkung übte dann mit dem Aussterben 
der salischen Dynastie der Übergang der Krone auf ein ganz 
anderes Haus aus. Während früher der Wechsel der Dynastien 
sich mehr oder weniger friedlich vollzogen hatte oder gar die 
neue als der echte Erbe der letzten erschienen war, führte 
diesmal der neue Herrscher einen offenen Kampf gegen die 
privaten Erben des alten Hauses. Die Vorstellung von dem 
Unterschied der dauernden Institution des Reichs gegenüber 
den wechselnden Königsgeschlechtern mußte sich jetzt den 
Zeitgenossen einprägen, namentlich auf dem Gebiet des Reichs- 
guts, worüber mit besonderer Heftigkeit gekämpft wurde. Das 
Resultat solcher Auseinandersetzungen vergegenwärtigt die 
viel erwähnte Nachricht der Disibodenberger Annalen!, ein 
Reichsurteil habe über die eingezogenen Güter der Reichs- 
ächter oder die gegen Reichsgüter eingetauschten Besitzungen 
bestimmt: potius regiminis subiacere ditioni quam regis pro- 
prietati. 

In der Literatur jener Jahre unterscheidet Gerhoh von 
Reichersberg? klar zwischen eigentlichem Reichsgut (res publica) 
und königlichem Privatvermögen (res privata). 

Unter den Dokumenten der älteren Zeit spricht mit der 
größten Schärfe wohl die Gründungsurkunde des Herzogtums 
Braunschweig-Lüneburg (I235) von dem Gegensatz zwischen 
der Person des Herrschers und dem Reich®: nos, sagt hier 
Friedrich II., qui tenemur modis omnibus imperium augmentare, 
predictum castrum deL...., quemadmodum ex eiusdem Ottonis 
assignatione in proprietatem accepimus, in presentia principum 
in imperium transtulimus et concessimus, ut per imperium 
infeodari deberet... Imperio concessimus, proprietatem nobis 


tum das regnum gegenüber der Person des rex repräsentiert‘ (Niese, 
Reichsgut S. 4). Denn in der Investiturfrage fielen doch die Interessen 
des Königs und des Reichs zusammen, wie denn auch in der Urkunde 
die Worte ecclesia adversus inperatorem et regnum vorausgehen. 

ı Waitz VIII, S. 254 Anm. 2. R. Schröder $ 48, S. 532 Anm. ı. Auf 
die Frage des Reichsguts und die Anfänge der Unterscheidung von 
Reichsgut und kgl. Hausgut kommen wir bei der Darstellung der Reichs- 
finanzen ausführlicher zurück. 

2 5. oben S. 149 Anm. 3 (S. 150). 

® M. G. Const. II, Nr. 197 ff; Zeumer, Quellensammlung Nr. 59 ff., 
S. 78 ff. 
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debitam in dominium imperii transferentes... Considerantes, 
quod numquam per eum (Ottonem) fuerit offensum imperium 
et nec contra honorem nostrum ad suggestionem alicuius voluerit 
inveniri... Creavimus inde ducatum... ducatum ipsum in 
feodum imperii ei concessimus. 

Dürfen wir nun auf Grund der hier angeführten Äußerungen 
oder Tatsachen aus dem 12. und 13. Jahrhundert, wie Gierke 
vorschlägt, annehmen, daß bei der Gegenüberstellung von Kaiser 
und Reich das Reich als Reichspersönlichkeit, als seine be- 
sonderen Träger die Reichsstände, der Reichstag gedacht sind? 

Gierke datiert die Idee der Reichspersönlichkeit ‚seit dem 
Siege des Wahlprinzips“.t Aber dieses siegt nicht mit einem 
Male; es setzt sich in Etappen, und mit Rückschlägen, durch. 
Vor dem Investiturstreit hat es wiederholt eine große Rolle 
gespielt, ohne den Gedanken der Reichspersönlichkeit hervor- 
zubringen. In dem Investiturstreit können wir wohl einen 
gewissen Zusammenhang zwischen beiden wahrnehmen: in 
jenem Ausspruch, der Heinrich V. beigelegt wird, schimmert 
in der Tat etwas von Reichspersönlichkeit durch. Allein wenn 
sie durch das Wahlprinzip hervorgebracht worden sein soll, 
so müßten die Wähler ihre Träger sein. Der Wählerkreis ver- 
engert sich jedoch zuletzt zum Kurfürstenkolleg, und fällt nicht 
zusammen mit dem Reichstag. Dieser ferner entwickelt sich 
sehr langsam, wird lange Zeit nur sporadisch tätig, entbehrt 
bis ins späteste Mittelalter der greifbaren Formen. So fehlte 
es eben, wie schon angedeutet, einstweilen an einer Instanz, 
die sich ganz deutlich als Träger einer Reichspersönlichkeit 
darbieten konnte. In den ‚Reichsvassallen‘‘, woran Gierke 
auch denkt, sie zu sehen ist — abgesehen von dem Fehlen 
solcher Anschauungen in den Quellen — unmöglich, weil, wie 
wir noch festzustellen Gelegenheit haben werden, das Reich 
keine bloße Lehnsmonarchie war. In dem Ausspruch Hein- 
richs V. ist von den Fürsten die Rede. Indessen sowohl ihre 
verfassungsrechtliche Grundlage wie ihr tatsächlicher Einfluß 
zeigen eine wechselnde Geschichte. Barbarossa ıegierte im 
Verein mit wechselnden Fürstengruppen; es war nicht ein 
geschlossener Kreis mit dauernden Rechten, der ihm gegenüber 
stand, sondern der Einfluß der einzelnen Fürsten war wesent- 
lich tatsächlicher Natur. So fehlte überall die dauernde In- 
stitution, aus der die Reichspersönlichkeit entspringen konnte. 


1 Genossenschaftsrecht II, S. 569. 
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Darum werden wir auch für diese Zeit noch überwiegend jene 
Definition von imperium gelten lassen, die wir vorhin von 
Waitz anführten. 

Man hatte gesehen, wie die Personen der Könige und ganze 
Königsgeschlechter dahingingen, während das Reich erhalten 
blieb. Man mußte die Überzeugung gewinnen, daß das Reich 
etwas von den Herrscherpersonen Unabhängiges darstellte. 
Die Macht der Fürsten oder gar der Gesamtheit des Volkes 
war freilich noch nicht so weit gewachsen, daß man sie als die 
dauernden Träger des Reichs im Gegensatz zu den Königen 
als seinen wechselnden Trägern aufzufassen vermochte. Es 
bestand keine Einrichtung, in der sich die neue Situation konkret 
ausprägen konnte. So blieb den Zeitgenossen nur übrig, sich 
das Reich, das doch nicht mit den königlichen Personen zu- 
sammenfiel, als etwas mehr Unpersönliches, annähernd abstrakt 
vorzustellen. 

Im Laufe der Zeit nahm das Reich wohl eine persönlichere 
Gestalt an, seit dem Augenblick, in dem die Stände dem König 
in der Verfügung über das Reich Konkurrenz zu machen be- 
gannen. Wenn vorübergehende Anfänge einer solchen Ent- 
wicklung im Investiturstreit hervortreten, so kündigt sie sich 
weiterhin in der Forderung an, daß wichtigere Verfügungen 
in Reichsangelegenheiten, so Vergabungen von Reichsgut, vom 
König nicht allein getroffen werden sollten. Doch ist die ihn 
beschränkende Instanz wiederum meistens nicht die Gesamt- 
heit der Stände, sondern die Kurfürsten. Überdies fehlt es 
lange an einer unzweideutigen Erklärung, daß ein Akt ohne 
deren Zuziehung ungültig sei.” Klarere und festere Verhältnisse 
begegnen uns erst im I5. Jahrhundert. Jetzt erwirbt der Reichs- 
tag, aus Anlaß der Bewilligungen für Hussiten- und Türken- 


1 Die Privaterben des Königs hatten die Verpflichtung, die Reichs- 
insignien und die Reichsarchivalien auszuliefern (Schröder $ 48, S. 532 
Anm. ı). Darf man für die ältere Zeit behaupten, daß die Träger des 
Eigentumsrechts an den Reichsinsignien die Fürsten oder das Volk 
waren? 


2 Unzweideutig wird 1418 der Satz ausgesprochen, daß der König 
des Reiches Erbe nicht ohne Zustimmung der Kurfürsten erbsweise hin- 
geben dürfe. Frankliu, Sent. cur. reg. Nr. 48, S. 26. Über das schwan- 
kende Verhältnis, das wir etwa vom 12. Jahrhundert an beobachten, vgl. 
R. Schröder, Rechtsgesch. S. 523 und 532; Ficker-Puntschart, Vom 
Reichsfürstenstande II, ı, S. 68, $ 284 ff.; Niese, Reichsgut S. 5 ff. 
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feldzüge, eine einflußreiche Stellung und bestimmtere Gestalt!, 
und in seinem Rahmen erhebt sich die große Bewegung der 
Reichsreform, die den ständischen Charakter des Reichs noch 
verstärkt. Je mehr die Macht der Stände wächst, desto mehr 
werden sie als Träger des Reichs gedacht; desto mehr tritt uns 
ein Dualismus von König und Reich entgegen. 

Im 15. Jahrhundert galt zweifellos die Auffassung, daß die 
Stände gegenüber dem König das Reich vertreten. Von dieser 
Zeit an trifft Gierkes Deutung der Formel Kaiser und Reich 
zu, daß Kaiser und Stände zusammen das Subjekt der Reichs- 
gewalt darstellten. Die Ausdrücke bezeichnen jetzt zwei ver- 
schiedene Faktoren, deren höhere Einheit durch die ganze 
Formel gedeckt wird.? 

Es ist jedoch nicht richtig, wenn Gierke die große Reichs- 
reform, die am Ende des Mittelalters zustande kam und deren 
Zentrum die Aufrichtung des ewigen Landfriedens bildet, aus 
dem Reich eine Einung, eine ‚‚Konföderation einzelner Stände‘ 
machen läßt.? Der leitende Gedanke der gesamten Reform- 
bestrebungen sei der gewesen, die Verfassung des Reichs auf die 
Einung seiner Glieder zu gründen. Der Kaiser sei als das Haupt, 
die einzelnen Reichsstände als Genossen der Einung anerkannt 
worden.* Nach Gierke hat die Reichsreform das Reich als eine 
große Friedenseinung für ewige Zeiten konstruiert, in welcher 
jede Fehde unter den Genossen verboten ist. 

Hier liegt indessen ein Mißverständnis vor. Gierke setzt, 
wie auch sonst mehrfach, eine Regung‘ der Selbständigkeit 
der Einungsbewegung gleich. Die Einung ist aber nur eine 


1 Über die speziellen Grundlagen und die staatliche Natur des Reichs- 
tags werden wir uns erst äußern können, nachdem wir die Eigenart 
weiterer Teile der Verfassung ermittelt haben. 

®2 Gegen Smend hat sich, hinsichtlich des ı5. Jahrhunderts, mit Recht 
F. Hartung, Die Reichsreform von 1485 bis 1495, Histor. Vierteljahr- 
schrift 1913, S. 52 f. gewandt. Seine Argumente (s. auch S. 42 Anm. I) 
sind gewiß beweisend. Er spricht sich zugleich gegen die von Smend in 
seinem Werk ‚Das Reichskammergericht‘‘ Bd. I (ıgıı) vorgetragene 
Auffassung von dem mangelnden scharfen Gegensatze zwischen Kaiser 
und Reich in der Durchführung der Reichsreform aus; s. Hartung S. 39. 
Ich glaube in Übereinstimmung mit ihm gegen Smend die Darstellung 
der Reichsreform aufrechthalten zu können, die ich in dem unter der 
Redaktion von J. v. Pflugk-Harttung erschienenen Sammelwerk „Vom 
Morgenrot der Reformation‘ gegeben habe. 

® Gierke I, S. 509. — # S. sıı. 
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einzelne Form, in der sich Regungen der Selbständigkeit geltend 
machen, und zwar eine mittelalterliche. In jener großen Reichs- 
reformbewegung streben die Stände danach, die Summe der 
Macht im Reich an sich zu ziehen, sie dem König abzunehmen; 
nicht jedoch in der Weise, daß der einzelne Reichsstand seinen 
Gewaltbereich vergrößert, sondern so, daß die Stände im 
ganzen die Gewalt im Reich gewinnen. Zum größeren Teil 
siegen die Stände: sie konstruieren eine in weitem Umfang 
ständische Zentralgewalt. Es ist dasselbe Verhältnis, wie wenn 
in einem modernen Staat das Parlament Eroberungen auf 
Kosten des Monarchen macht. 

Diese Reichsreform zeigt nicht spezifisch mittelalterliches 
Gepräge: sie bedeutet gar keine Zunahme der Rechte der ein- 
zelnen Reichsstände je für sich, keine Veräußerung von Reichs- 
rechten; sondern die Stände kennen und anerkennen das Reich 
als einen einheitlichen Verband, dessen Rechte nicht vermindert, 
sondern verstärkt werden sollen. 

Der Gedanke, daß das Reich seit der Reichsreform eine freie 
Einung, einen frei gewillkürten Verband darstellt, fehlt völlig.! 
Die Reichsreform vollzieht sich geradezu in Gegensatz gegen die 
mittelalterlichen Einungen. Über die Bedeutung der Einrichtung 
der Reichskreise haben wir in dieser Beziehung schon gesprochen. 
Der ewige Landfriede kam keineswegs bloß dem ‚Genossen‘ 
einer „Einung‘‘, sondern jedem Insassen des Reichs zustatten. 
Das Reich hat durch die Reformbewegung an staatlichem 
Charakter nicht verloren. Wenn ‚‚diese Personifikation des 
Reiches‘ von nur geringer Bedeutung ‚‚für die Erzeugung eines 
wirklichen Staatsbegriffes‘‘? gewesen ist, so liegt der Grund 
dafür wahrlich nicht darin, daß sie „Einungspersönlichkeit‘ 
war — denn einen solchen Charakter hatte sie eben gar nicht —; 
die Ursache ist vielmehr mit der allgemeinen Situation des 
Reichs gegeben. 

Blicken wir zurück auf die Vorstellungen, die der Deutsche 
sich vom Beginn der historischen Zeiten bis zum Schluß des 
Mittelalters von seiner Staatsgewait gemacht hat, so haben 
wir keineswegs eine geradlinige Entwicklung vor uns: in der 
Urzeit eine kleine Neigung zum Abstrakten; dann eine starke 


ı Hartung a. a. OÖ. S. 39 meint Smend nur durch den vollen Anschluß 
an Gierkes Einungstheorie bekämpfen zu können. Allein man braucht 
diese nicht anzunehmen, wenn man Smends Ansicht ablehnt. 

2 Gierke II, S. 572. 
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Wendung zum Konkreten, Persönlichen; hierauf wieder die 
Notwendigkeit, etwas Abstraktes anzuerkennen; endlich eine 
Rückkehr zum Persönlichen: jetzt in doppelter Gestalt, mit 
dem Dualismus der Persönlichkeit des Königs und der Persön- 
lichkeit des Reichsverbands. Die Art der Vorstellung von der 
Staatsgewalt ist nicht unbedingt durch die Form der Verfassung 
gegeben; der Höhepunkt der persönlichen Deutung wird ebenso 
zur Zeit des strengen Königtums erreicht wie zu der des ge- 
nossenschaftlichen Charakters des Reichs. 

Natürlich löst das eine Prinzip das andere kaum je voll- 
ständig ab. Wie bei steigender Bedeutung der Persönlichkeit 
des Reichsverbandes die Persönlichkeit des Königs noch immer 
von größter Wichtigkeit bleibt, so konnten auch in dieser 
Periode des Dualismus der beiden persönlichen Faktoren die 
Verfassungsbeziehungen nicht schlechthin persönlich gedeutet 
werden. Denn schon das schwankende Verhältnis zwischen 
König und Ständen rief gewiß die Meinung von einem von den 
jeweiligen Trägern unabhängigen Rechtssubjekt hervor. Wie 
sich andererseits an den einzelnen Stellen im Innern des Reichs 
die Bedeutung des Persönlichen im Laufe des Mittelalters 
steigert, wird uns später die Darlegung der Durchkreuzung des 
Untertanenverbandes lehren. 


S 4. Der Staatszweck. 


Als die greifbaren Kriterien des Staats zu allen Zeiten haben 
wir vorhin! den Gemeinschaftszweck und die Unmöglichkeit 
der vollständigen Reduzierung der Gemeinschaftsbeziehungen 
und Abhängigkeitsverhältnisse innerhalb des Verbandes auf 
private Berechtigungen und Pflichten bezeichnet. 

Wenn wir uns jetzt dazu wenden zu ermitteln, ob das mittel- 
alterliche Reich bestimmte Gemeinschaftszwecke und welche 
es verfolgt hat, so kann es sich nicht in erster Linie darum 
handeln aufzuzählen, was es tatsächlich zum Wohl der Gemein- 
schaft vollbracht hat. Die rein tatsächlichen Verdienste, die 
sich die Monarchie jener Zeiten um die Allgemeinheit erworben 
hat, vermögen nicht den Maßstab zu liefern. Solche Verdienste 
können bei einer Verfassung, die den vollendetsten Kategorien 
des abstrakten Staatsbegriffs vollauf genügt, gering sein und 
bei einer Verfassung, die einen formell ganz unbeholfenen Ein- 
druck macht, groß. Es ist ferner denkbar und durch zahlreiche 


1 S. oben S. 174. 
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Beispiele belegt, daß eine nicht staatliche Instanz Gemein- 
schaftszwecken, wie wir sie heute als Aufgabe des Staats ansehen, 
in hohem Maß gerecht werden kann. Ein nicht staatlicher Ver- 
band oder ein Grundherr kann, und zwar unter Umständen voll- 
kommener als der Staat, staatliche Zwecke erfüllen. Natürlich 
sind wir nicht gleichgültig gegenüber den tatsächlichen Ver- 
diensten der verschiedenen historischen Mächte. Wir bestreiten 
auch keineswegs einen Zusammenhang zwischen dem Programm, 
den ausgesprochenen Zwecken der Verbände oder Anstalten und 
ihren tatsächlichen Leistungen. Durch die Setzung und Verede- 
lung der Zwecke werden im großen und ganzen die Verdienste 
wachsen. Es ist dabei nicht erforderlich und auch nicht be- 
rechtigt einen geradlinigen Fortschritt anzunehmen: die Zwecke 
variieren; durch die Verschiedenheit der Zwecke wird den wech- 
selnden Bedürfnissen der Jahrhunderte Rechnung getragen. 

Aber wenn wir das Recht der allgemein geschichtlichen Be- 
trachtung damit vertreten, daß wir die Verdienste auch unab- 
hängig von dem formalen Programm anerkennen, so ist doch 
die juristische Beurteilung stets ein Urteil über die Form, und 
so gipfelt denn unsere Erörterung in der Frage nach formalen 
Zwecken des mittelalterlichen Reichs. 

Die Tätigkeit des Königs wird als regni negotia disponere!, 
als gubernare bezeichnet. Von dem Truchsessen von Waldburg 
heißt es einmal: qui gubernationem terre ex parte regis tenebat 
tunc temporis.? Ausdrücke dieser Art werden gewiß nie von 
der Verwaltungstätigkeit eines Grundherrn gebraucht. Was aber 
ist Gegenstand und Ziel der königlichen Verwaltung? 

In Quellen der merowingischen Zeit lesen wir, daß die Großen 
des Reichs mit dem König eine Versammlung pro utilitate regia 
et salute patriae hielten.” Als Aufgabe der Könige wird be- 
zeichnet: ut pax et disciplina in regno nostro sit.* Von den 
Königen werden die Prädikate publica iura regens, publica iura 
gubernans gebraucht. Die utilitas regni, patriae wird oft als 
Motiv der Handlungen des Königs hervorgehoben. 


1 Kerrl, Reichsgut und Hausgut S. 88. 

®2 Vgl. K. O. Müller, Die oberschwäbischen Reichsstädte S. 48. Die 
Stellen, die Waitz VIII, S. 515 zu gubernare anführt, beziehen sich 
sämtlich auf königliche Verwaltung bzw. die Verwaltung einer Instanz, 
die die Stelle des Königs einnimmt. 

® Waitz II, 2, S. 236 Anm. 1. — *a.a. O. S. 355 Anm. ı. 

°sa.a.0.S. 355 Anm. 2. 
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Die Quellen der karolingischen Periode wiederholen die 
gleichen Formeln in noch reicherer Ausprägung. Die Hinweise 
auf honor regni et communis utilitas, communis salus et regni 
honor ac populi utilitas! sind keineswegs selten. Waitz formu- 
liert auf Grund solcher Stellen den Satz: ‚Auf das öffentliche 
Wohl und Interesse, das Beste des Volks neben der Ehre des 
Reichs und des Königs, oder auch allgemein auf staatliche 
Ordnung und Gewalt wird wiederholt und bei verschiedenem 
Anlaß Gewicht gelegt.‘‘? 

In der Darstellung der nachkarolingischen Zeit kann Waitz? 
an die jetzt fortgesetzte ‚alte Gewohnheit‘ erinnern, ‚in den 
königlichen Urkunden neben der Rücksicht auf das Wohl oder 
Heil des Königs und seiner Angehörigen auch die auf Erhaltung 
oder Bestand des Reiches hervorzuheben“. Es ist ganz üblich, 
von rei publicae commodum, totius regni honor, communis 
patriae salus et regni honor et regni stabilitas zu sprechen. 
Barbarossa beruft sich einmal darauf, ‚‚qualiter non pro cumu- 
landis diviciis ad usum nostrum aut filiorum nestrorum, sed 
solummodo ad pacis reformacionem et augmentum imperii, dis- 
pendio tam rerum nostrarum quam fidelium nostrorum instancia, 
etiam attritione proprii corporis incessanter laborassemus‘‘.5 
Der vom König bei der Krönung abzulegende Schwur spricht 
die Verpflichtung aus, für das Reich, die Allgemeinheit zu 
sorgen. 

Eben dieser Schwur zeigt uns nun freilich zugleich, daß sich 
im Mittelalter eine scharfe Begrenzung der Tätigkeit der poli- 
tischen Instanzen auf staatliche Zwecke im modernen Sinn nicht 
beobachten läßt. Der König verspricht den rechten Glauben 
zu bewahren und zu betätigen, den heiligen Kirchen und ihren 
Dienern ein Schützer und Verteidiger zu sein, das ihm von Gott 
übertragene Reich nach dem Recht seiner Väter zu regieren 
und zu verteidigen®, oder, wie die Spiegler des 13. Jahrhunderts 
sagen’, das Recht zu stärken, das Unrecht zu kränken, das 
Reich allezeit zu mehren und nicht ärmer zu machen. Kirch- 


1 Waitz III, S. 237 Anm. 1. — ?2 a.a.O. S. 236 

3 Waitz VI (2. Aufl.), S. 464. — % Waitz a. a. O. Anm. 2 und 3. 

5 Mon. Germ. Const. I, Nr. 195, S. 273 (aus dem Jahre 1160). Zur 
Situation vgl. Joh. Haller, Mitteilungen des Instituts ıg12, S. 683. 

® Waitz VI, S. 216. Über die erste Erwähnung eines Eides des 
Königs an das Volk s. Waitz II, ı, S. 209. 

? Zu den späteren Formen vgl. Schröder, Rechtsgesch. $ 43, S. 491. 
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liche und weltliche Pflichten zugleich übernimmt der König. 
Klassischer Repräsentant dieses religiös-weltlichen Königtums 
ist neben Karl d. Gr. Heinrich III., und die glänzendste Aus- 
prägung findet diese seine Tätigkeit in den ergreifenden Reden 
in Konstanz und in Trier, durch die er die Bewahrung des 
Friedens als Christenpflicht verkündete und forderte und die 
Pflicht der Verzeihung für sich ebenso wie für das Völk aus- 
sprach. „Die Durchführung der sittlichen Anforderungen des 
Christentums erscheint als das höchste Ziel der irdischen Herr- 
schaft. Deshalb war Heinrich überzeugt, daß er in nicht min- 
derem Maß als die Bischöfe zum göttlichen Dienst berufen sei.‘“! 
Man hat mit Recht von der ‚religiösen Fassung des königlichen 
Amtes‘ gesprochen.” Im Privileg für das Bistum Würzburg 
von II68 stehen die necessitates ecclesiarum und die salus pro- 
vinciarum (provincia = Land, Landschaft) zueinander parallel.*® 
Sehr nachdrücklich wird in der Goldenen Bulle von Rimini, 
der Urkunde Friedrichs II. von 1226 für den Deutschen Orden, 
als Zweckbestimmung des Reichs und seines Inhabers (solli- 
citudinis nostre cura) die Förderung der religiös-kirchlichen 
Angelegenheiten hingestellt.* Und wie der Staat sich der kirch- 
lichen Dinge annimmt, so wollen andererseits die fränkischen 
Synoden für die causae publicae, die salus populi, pro statu 
ecclesiae vel stabilitate regni sorgen.®° Aber es ist überflüssig, 
Beispiele zu häufen; die Verbindung von kirchlichen und staat- 
lichen Zwecken in einer Hand ist ja ein wesentliches Charak- 
teristikum des Mittelalters. Wir haben hier nicht die näheren 
Beziehungen zwischen Staat und Kirche und das etwaige Ver- 
hältnis der Unterordnung darzulegen, in dem sich der Staat 
gegenüber der Kirche und der kirchlichen Hierarchie befand; 
wir konstatieren nur, daß der Staat kirchlich-religiöse Zwecke 
verfolgte. 

Man könnte nun in dieser Verbindung, in dem Mangel der 
Beschränkung des politischen Körpers auf staatliche Zwecke 
einen Beweis dafür sehen, daß das Mittelalter keinen Staat 


1 Hauck, Kirchengesch. Deutschlands III, 3. und 4. Aufl., S. 574. 

® Hauck a.a. O.S. 575. Zur Würdigung der mittelalterlichen staats- 
rechtlichen Literatur in dieser Beziehung s. O. Gierke, Joh. Althusius, 
2. Aufl. S. 60 ff. 

® Zeumer, Quellensammlung Nr. 15, S. 19. 

4 Vgl. Werminghoff, Histor. Ztschr. 1Io, $. 476 und 490 (s. auch 
S. 500 £.). 

5 Waitz II, 2, S. z2oı Anm. 

v. Below, Der deutsche Staat. 13 


194 Fünftes Kapitel. 


gekannt hat, wie man denn in der Tat einen wahren Staat erst 
von dem Augenblick an datieren will, in dem der politische 
Körper nur weltliche, nur staatliche Zwecke zu verfolgen sich 
entschließt. Richtiger ist es indessen gewiß, in dem politischen 
Körper, der kirchliche und staatliche Zwecke zugleich sich setzt, 
eine charakteristische Form des Staats zu sehen. Der kirch- 
liche Zweck kann uns um so weniger abhalten, im mittelalter- 
lichen Reich ein Staatswesen zu sehen, als es ihn als eigenen 
Zweck verfolgt. Wir dürfen es auch keineswegs als ausgemacht 
betrachten, daß nicht noch einmal ein politischer Körper mit 
ähnlich mannigfacher Verbindung von Zwecken eine große Auf- 
gabe zu lösen hat.? 

Ebenso kann uns der Umstand, daß der Zweck der Förde- 
rung der utilitas des Reichs mit dem der Förderung der utilitas 
des Königs verbunden erscheint, nicht abhalten, in dem mittel- 
alterlichen Reich einen Staat zu sehen. Zur allgemeinen Wür- 
digung dieses Verhältnisses dürfte das genügen, was wir früher 
über das Verhältnis von König und Reich bemerkt haben. Im 
einzelnen wird dem dualistischen Charakter der Verfassung noch 
manches Wort zu widmen sein. 

Man hat jene Äußerungen der mittelalterlichen Quellen über 
den Zweck der Tätigkeit der politischen Instanzen beiseite zu 
schieben versucht, indem man sie als ‚‚abgelernte römische Phrase‘ 
bezeichnete.®? Die Äußerungen begegnen doch so zahlreich, und 
man macht diese Anschauungen mit solchem Nachdruck geltend, 
daß man genötigt ist, ihnen reale Bedeutung zuzumessen. Da- 
gegen wäre die Frage aufzuwerfen — die Kontroverse hat uns 
ja schon mehrfach beschäftigt —, ob der Kreis der Anschau- 
ungen, der mit jenen Formeln umschrieben wird, einfach aus 
den Grundsätzen der Verwaltung des alten römischen Reichs 
übernommen worden ist. Der Hauptsache nach haben wir sie 
zu verneinen.* Wohl kamen jene Anschauungen großenteils von 

1 R. Schmidt, Allg. Staatslehre I, S. 149 nennt mit Recht die Auf- 
fassung, welche die Aufgaben des Staats seinem Wesen nach auf die 
Besorgung der weltlichen Angelegenheiten beschränkt, unhistorisch. 

2 Vgl. Andreas Walther, Die deutsche Frage im Ausgang des Mittel- 
alters, Preußische Jahrbücher, Jahrg. 1913, Aprilheft, S. A. S. 4. 

3 So K. Th. v. Inama-Sternegg, gegen den sich Waitz II, 2, S. 355 
Anm. 2 wendet. In der 2. Aufl. seiner deutschen Wirtschaftsgesch. 
Ba. I, S. 74 hält Inama an seiner Meinung fest. 

4 S, hierzu Waitz III, S. 239. Vgl. auch W. Sickel, Die Reiche der 
Völkerwanderung, Westdeutsche Ztschr. IX, S. 251: „Während der 


Kirchliche Einflüsse auf die Ausbildung der Staatszwecke. 105 


außen her: die Kirche war es, die hier einen beträchtlichen 
Einfluß auf den politischen Körper ausgeübt hat. Soweit von 
altrömischer Einwirkung gesprochen werden kann, vollzieht sie 
sich wesentlich auch durch Vermittlung der Kirche. Es sind 
auch kirchliche Schriftsteller, die aus der neuen Pflege der 
klassischen Studien im karolingischen Zeitalter mit neuen römi- 
schen Ausdrücken jene Formeln bereicherten. ‚Die wichtigste 
Verbindung zwischen Römertum und Mittelalter hat die römische 
Kirche hergestellt.‘‘! Wenn aber die Kirche auf die politischen 
Körper jener Zeit einen Einfluß übt, so sind es keineswegs bloß 
römische Traditionen, die sie vermittelt; von original religiös- 
kirchlichen Gesichtspunkten aus hat sie daran gearbeitet, ‚daß 
das privatrechtliche und persönliche Element, welches den 
germanischen Herrschaften ursprünglich einwohnte, zurück- 
gedrängt ward und mehr allgemeine und öffentliche Gesichts- 
punkte hervortraten.‘‘?* Die Staatsauffassung der germanischen 
Reiche hat durch die kirchlichen Einflüsse eine Steigerung er- 
fahren, und wie im privaten Leben so läßt sich auch auf dem 
Gebiet des Staatsrechts eine wohltätige Einwirkung der Kirche 
beobachten. Die Gesetzgebung empfängt wertvolle Anregungen 
von kirchlicher Seite.? Der Sinn für die Werke des Friedens 
wird belebt®, das Verantwortungsgefühl der Herrscher geschärft, 
der Grundsatz, die Untertanen human zu behandeln, empfohlen. 
Wenn die unter kirchlichem Einfluß aufgenommene Formel Dei 
gratia, die anfangs nur eine Bescheidenheitsklausel war, später 
mißbraucht worden ist, so hat es doch nicht an solchen Herr- 
schern gefehlt, die sich bei ihr mehr der gottgewollten Pflichten 


Römerstaat vergessen hatte, daß er für das Volk da sei und dem herrschen- 
den Stande diente, verhieß das fränkische Weltreich allen seinen Unter- 
tanen für ihre gleichen unmittelbaren Leistungen die gleiche Gegen- 
leistung, den Frieden. Und hier erstand eine neue Ehrfurcht vor dem 
Recht, welche die Anerkennung der wohlerworbenen Rechte begründete 
und die Beteiligung des Volkes an seinem Recht in der Rechtsprechung 
und in der Gesetzgebung gewährte.‘“ S. andererseits Hauck, Kirchen- 
geschichte Deutschlands III (3. und 4. Aufl.), S. 67. 

U W. Sickel, GGA. 1897, Nr. ıı, S. 837. 

2 Waitz III, S. 236. 

® Caspar, Roger II, S. 240 f. 

* Vgl. dazu z. B. E. Dagobert Schönfeld, An nordischen Königs- 
höfen zur Vikingerzeit S. 35. 

5 Waitz III, S. 233 f. Vgl. Niese, Die Gesetzgebung der norm. Dynastie 
im Regnum Siciliae S. 53. 

13* 
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als ihrer königlichen Ausnahmestellung bewußt waren.! Mag 
man aber auch der Wirkung kirchlicher Ideen im mittel- 
alterlichen Staat eine andere Wertschätzung zuteil werden 
lassen, unbestreitbar bleibt, daß er sich religiöse Zwecke 
setzte. 

Die kirchlichen Zwecke, die der mittelalterliche Staat ver- 
folgt, werden seit der Verbindung des Königtums mit dem 
Kaisertum noch stärker betont. Darin hat man vornehmlich 
den Unterschied von Königtum und Kaisertum zu suchen, daß 
der Kaiser der Kirche noch näher steht und seine Gewalt kirch- 
lichen Zwecken noch mehr dienstbar macht als der König.? 
Diese Entwicklung wird anschaulich durch das Verhältnis des 
königlichen Versprechens bei der Königskrönung zu dem bei der 
Kaiserkrönung.?° Wenn in der staufischen und nachstaufischen 
Zeit wiederholt die Vorstellung hervortritt, daß die Kaiser nicht 
nur politische Erneuerung, sondern auch kirchliche und sittliche 
Umgestaltung, eine Wiedergeburt, eine Reformation bringen 


ı Vgl. W. Andreas, Grenzboten vom 25. Dezember 1912, S. 599. 
S. auch Hintze, Preußische Jahrbücher 144, S. 394 ff. 


*2 In der neuesten Literatur ist mehrfach stärker zwischen könig- 
licher und kaiserlicher Stellung unterschieden worden, als es den Ver- 
hältnissen entspricht. Vgl. dazu oben S. ı31ı Anm. 2. Werminghoff be- 
merkt Histor. Ztschr. IIo, S. 497: ‚Sie (die Könige, die niemals zu 
Kaisern gekrönt wurden oder es noch nicht waren) handelten als Hüter 
der imperialen Traditionen, ohne die Grenzen scharf innezuhalten, die 
unsere Logik so gern zwischen dem Kreis der königlichen und der kaiser- 
lichen Befugnisse gezogen zu sehen wünschte.“ Die Worte ‚unsere 
Logik‘ enthalten schon eine Kritik. Es handelt sich gerade in dem 
von W. erörterten Fall nicht um ‚‚imperiale Traditionen‘, sondern um 
ein altes Recht des Königs. S. auch die Schlußworte von W.s Abhand- 
lung, S. 516. Man darf gewiß K. v. Amira, GGA. 1896, Nr. 3, S. 192 
beistimmen: ‚‚Römisch ist... die Terminologie der Kaisergewalt. 
Die abgeschlossene Veränderung des Königtums, für die sie die Formel 
abgibt, war lediglich durch die inneren und äußeren Verhältnisse des 
fränkischen Reichs selbst verursacht.‘‘ Vgl. auch Ritter, Histor. Ztschr. 
107, S. 271. — Ausgezeichnet ist bei Waitz III, S. 224 f. dargestellt, 
wie das Kaisertum nicht neue Verhältnisse, neue Rechte brachte, wie 
vielmehr das, was immer bestand, nur neue Begründung und Ver- 
stärkung erhielt und wie das religiöse Element entschiedener hervor- 
gehoben wird, in dem sich Kaiser und Volk vereinigt fühlen, das ihrer 
Verbindung eine höhere Bedeutung und Weihe geben soll. 


3 Vgl. Waitz VI, S. 230 ff. 
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würden!, so knüpfen diese Erwartungen eben an das Kaisertum 
an, das ein Vogtamt für die allgemeine Kirche hat. 

Es darf indessen nur von einer Steigerung der germanischen 
Staatsauffassung durch kirchliche Einflüsse gesprochen werden; 
jene ist nicht etwa durch diese hervorgerufen. Die Anschauung 
von Gemeinschaftszwecken des politischen Verbandes ist älter 
als die Einwirkungen der Kirche. Das erkennen wir, wenn wir 
weiterhin zu ermitteln suchen werden, welche speziellen 
Zwecke sich die Verwaltung der politischen Instanzen setzte. 

Zuvor jedoch noch ein Wort über die verbindliche Kraft der 
Gemeinschaftszwecke. Wenn wir den erwähnten Äußerungen 
reale Bedeutung zumessen, so kommt sie ihnen gegenüber dem 
Herrscher ganz unzweifelhaft zu. Waitz? bemerkt zu solchen 
Quellenstellen, nach denen der Nutzen des Königs nichts anderes 
sein soll als das öffentliche Wohl, der Nutzen des Staats: ‚Eine 
Schranke, wenn auch keine gesetzliche, ist unter allen Umständen 
auch dieser Nutzen, das Wohl des Königs und Reichs.‘ Es ist 
nicht entscheidend, ob gerade eine ‚gesetzliche‘ Schranke hier 
vorliegt. Durch formelles Gesetz ist der Herrscher gewiß nicht 
gebunden; die Zeit war ja der gesetzlichen Regelung sowieso 
nicht sonderlich geneigt. Aber eine rechtliche Schranke möchten 
wir schlechthin behaupten: die Quellen sprechen so oft von der 
Pflicht des Königs, den Nutzen des Reichs wahrzunehmen, daß 
wir jener Zeit die Anschauung von einer entsprechenden recht- 
lichen Pflicht des Herrschers zuzuerkennen genötigt sind. Dabei 
kann die Frage nach der tatsächlichen Erfüllung der Pflicht 
nicht maßgebend sein, wie ja auch heute die rechtliche Pflicht 
des Monarchen und der Abgeordneten, das Wohl des Ganzen 
im Auge zu haben, unabhängig von ihrem tatsächlichen Ver- 
halten bestehen bleibt. Nicht so einfach liegen die Dinge hin- 
sichtlich der Verpflichtung der Stände oder Untertanen des 
Reichs. Eben hier glaubte Haller seine Theorie von den nur 
privatrechtlichen Verhältnissen innerhalb der Verfassung mit 
vollem Erfolg durchführen zu können. Allein er konstruierte 
doch nur ein rohcs Schema, das nicht der Wirklichkeit ent- 
spricht. Nehmen wir den Fall der Landesverteidigung oder den 


1 Vgl. Kampers, Internationale Monatsschrift ıgı2, Sept.-Heft, 
Sp. 1484f. F. Kern, Humana Civilitas. Eine Dante-Untersuchung 
S. 43. Kern nennt Dantes Kaisertum treffend ‚ein Stück Kirchen- 
reform‘. 

2 Waitz IL, 1, S. zı2 Anm. 4. 
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der Verfolgung des Verbrechers: hier haben wir die schlichte 
Pflicht der Leistung um des öffentlichen Wohls, um des Wohls 
der Gemeinschaft willen. Die Unterstützung bei der Verfolgung 
des Verbrechers ist, je nach der Verfassung, verschieden organi- 
siert: entweder leisten sie die Volksgenossen dem verletzten 
Volksgenossen auf seinen Ruf hin, oder sie folgen dem auf- 
bietenden staatlichen Beamten; immer aber ist es eine Leistung 
um des öffentlichen Wohles willen, ohne Entgelt. In andern 
Fällen vermissen wir die Anerkennung einer derartigen Pflicht 
seitens der Volksgenossen oder Untertanen. Aber der zu kon- 
statierende Mangel reicht doch nicht aus, mit Haller der mittel- 
alterlichen Verfassung öffentlich-rechtliche Pflichten schlecht- 
hin abzusprechen. Das öffentliche Wohl als zwingendes Motiv 
hat eine lange und recht langsam verlaufende Geschichte; die 
großen Fortschritte stellen sich recht spät ein; allein der Kern 
der später so gewaltigen Entwicklung ist von Anfang an vor- 
handen. 

König Johann von Sachsen schreibt einmal an Friedrich 
Wilhelm IV.: ‚Unsere Zeit fordert klare, einfache Verhältnisse 
und duldet solche Dinge nicht, welche bloß auf dem guten 
Willen der Teilhaber beruhen, wie das im Mittelalter anging.‘‘! 
Das Wort geht in seiner Bedeutung über die Frage des Staats- 
zwecks und des öffentlichen Wohls als zwingenden Motivs 
hinaus. Aber es zeichnet gerade auch in diesem Punkt den 
Unterschied zwischen Mittelalter und Neuzeit gut. Nur meinen 
wir, daß König Johann das Mittelalter doch etwas einseitig 
nach der von Haller beeinflußten Darstellung beurteilt hat. 

Nachdem wir uns davon unterrichtet haben, daß dem Mittel- 
alter die Anschauung von einem Zweck des Staats geläufig war, 
suchen wir die spezielleren Zwecke zu ermitteln, die es ihm 
zuschrieb. 

Die Gemeinschaftszwecke des politischen Verbandes treten, 
wie bemerkt, schon in der vorchristlichen Zeit hervor. Das 
Königtum hatte damals bereits, wie Waitz sich ausdrückt, 
„einen wahrhaft staatlichen Charakter. Worauf es in dem Leben 
des Volkes besonders ankam, Schutz des Rechts und Führung, 
Gerichts- und Heergewalt, sind, wie schon bei den Fürsten 
(principes), auch für das Königtum die Hauptsache.“? 


1 Den Hinweis auf diese Äußerung entnehme ich H. v. Petersdorff, 
D: Lit.-Ztg; 1912, Sp. 79: 
®2 Waitz I, S. 328. 
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„Alle, auch die kriegerischsten, germanischen Stämme preisen 
den Frieden; das ist der gesicherte und geordnete Zustand im 
Volke unter der Herrschaft des Rechts.‘‘! So ist denn der König 
zunächst Schützer des Friedens.” Die Aufrechterhaltung der 
Rechtsordnung ist und bleibt weiterhin seine Aufgabe. Me de- 
functo, läßt Gregor von Tours einen König sprechen, simul 
pereatis, cum de genere nostro robustus non fuerit qui defensit.? 
„In den germanischen Staaten von jeher und immer die Grund- 
lage aller Ordnung und zugleich die eine Hauptseite der Befugnis 
und der Pflicht dessen, der an der Spitze des Gemeinwesens 
steht, ist die Sorge für Recht und Frieden, die dem Fürsten 
oder König zustehende Gerichtsgewalt.‘“* In einer Urkunde 
Heinrichs IV. von 1062 lesen wird: „Summum bonum est in 
regibus iustitiam colere et sua cuique iura servare et in subiectos 
non sinere quod potestatis est fieri.“ 

Dem altdeutschen Staat eignet eine geringere Aktivität. Er 
läßt, bis zum Ende der merowingischen Zeit, die Fehde als 
prinzipales Rechtsmittel zu; er duldet die eigenmächtige Pfän- 
dung in weiterem Umfang, als es wohl sonst unter gleichen 
Verhältnissen geschieht. Die Autonomie der Gemeinden und 
mancher andern Verbände im selbst gesteckten Rahmen gehört 
gleichfalls hierher. Im Lauf der Zeit vermehrt der Staat — 
obwohl er nie Unersättlichkeit gezeigt hat — sein Gebiet. Es 
erfährt der staatliche Rechtsschutz eine Ausdehnung und zwar 
im Zusammenhang mit der Verstärkung der Herrschergewalt. 
Die Gerichtsbarkeit nichtstaatlicher Verbände und ihr Verhält- 
nis zum Staat’, ihre Kämpfe um die Kompetenz werden uns 


! Binding, Die Entstehung der öffentlichen Strafe im germanisch- 
deutschen Recht S. 14. 
 * Waitz a. a. O.S. 329. Vgl. auch oben S. 145 über das mittelalter- 
liche Herrscherideal. 

® Vgl. W. Sickel, GGA. 1888, Nr. 16, S. 624. 

4 Waitz IV, S. 365. — 5 S. oben $S. 150 Anm. 3. 

%° E. Mayer-Homberg, Die fränkischen Volksrechte im Mittelalter I, 
S. 162 ff. und S. 251 ff. legt dar, daß das salische Recht von der grund- 
sätzlichen Geltung des Fehderechts ausgeht, während das ribuarische 
die Fehde verbietet, daß ferner die eigenmächtige Pfändung nur dem 
salischen, nicht dem ribuarischen Recht bekannt ist, daß aber das Reichs- 
recht (des fränkischen Reichs) den Standpunkt des salischen Rechts 
akzeptiert. 

” Vgl. Jellinek, Allg. Staatslehre S. 249. J. spricht von der ‚„Selbst- 
gerichtsbarkeit der Familie, der Sippe, des Stammes“. Allein Familie, 
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noch oft beschäftigen. Besonders lehrreich ist die Geschichte 
des Strafrechts, das der Staat erst allmählich in seinen Bereich 
zieht.! ‚In der Zeit der Volksrechte stärkte sich die öffentliche 
Gewalt. Die Aufgaben des Königs wuchsen. Er glaubte ener- 
gischerer Mittel zur Niederhaltung des Verbrechens zu bedürfen, 
als die Buße ihm bot: der Gedanke der Abschreckung durch 
die Strafe griff Platz und betätigte sich in der energischen Ver- 
wendung der Leibes- und Lebensstrafen.““” ‚Während das 
Friedensgeld erst spät zur öffentlichen Strafe wird und die 
Leibes- und Lebensstrafen einer Reihe der Zahl nach kaum 
genau bestimmbarer Jahrhunderte bedürfen, um die echte Natur 
öffentlicher Strafen zu gewinnen, tritt unter dem merowingischen 
Königtum plötzlich eine Geldstrafe ganz rein öffentlichen 
Charakters in die Geschichte ein: die Bannbuße“.? Eben diese 
Vorgänge aus der Entwicklung des Strafrechts liefern uns einen 
anschaulichen Beleg für die Tatsache, daß die Ausbildung öffent- 
lich-rechtlicher Gesichtspunkte, die Aufstellung von Gemein- 
schaftszwecken nicht an die genossenschaftliche Verfassung, die 
„juristische Person des Staats‘ geknüpft ist, sondern ebenso 
gut durch die rein monarchische Form? gefördert werden kann. 

Das Mittelalter stellt keineswegs eine Zeit konsequent fort- 
schreitender Ausdehnung der staatlichen Rechtsbildung und des 
staatlichen Rechtsschutzes dar. Allein so wenig das mittelalter- 
liche Reich den Rechtsschutz als sein Monopol beansprucht hat, 
so galt dem Herrscher doch die Fürsorge für den Rechtsschutz 
als sein höchstes Ehrenrecht. 

An diesen Rechtsschutz wird unter anderem und sehr oft 
gewiß vornehmlich gedacht, wenn dem König die Pflicht, für die 
salus, die utilitas populi oder regni usw. zu sorgen, auferlegt 
wird. Es ist ein Irrtum, wenn man die Worte salus und utilitas 
auf Fürsorge für das öffentliche Wohl im Sinne moderner Wohl- 
fahrtspflege deutet® und nun, weil von einer solchen kaum 


Sippe und Stamm können hier doch nicht in Parallele gestellt werden. 
Denn soweit von einer Gerichtsbarkeit des Stammes gesprochen werden 
kann, würde sie staatliche Gerichtsbarkeit sein. 

ı Wie übrigens die Germanen das Schuldmoment und das öffentlich- 
rechtliche Moment im Verbrechen, die Beziehung der Untat auf den Ge- 
meinfrieden nie verkannt haben, darüber s. Binding a. a.O. S. 15 und 43. 

2 Binding a. a. OÖ. S. 39. — °? Binding a. a. O. S. 44. 

4 Vgl. Brunner II, S. 43. 

5 K. Th. v. Inama-Sternegg (s. oben S. ı94 Anm. 3) bemerkt, 
Deutsche WG. I, 2. Aufl., S. 73: „das, was wir Verwaltung nennen und 
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etwas in jenen Zeiten wahrzunehmen ist, die Äußerungen über 
die salus populi als ‚„abgelernte römische Phrase‘ wegschieben 
zu müssen glaubt. Das Mittelalter sah das öffentliche Wohl in 
erster Linie und vor allem durch die Fürsorge für die Aufrecht- 
erhaltung der Rechtsordnung garantiert. 

Die Zwecksetzung der Aufrechterhaltung der Rechtsordnung 
ist schlechterdings unentbehrlich für die Existenz eines Staats. 
Wollte sich der Herrscher dieser Aufgabe nicht widmen, so 
würde sie sofort eine andere Instanz an sich reißen, und damit 
würde die letztere die Herrschgewalt in ihre Hand bringen, wie 
wir denn auch in der Geschichte reichlich zu beobachten Ge- 
legenheit haben, daß, sobald ein Staat jene hohe Aufgabe zu 
vernachlässigen beginnt, sein Hoheitsrecht entsprechend beein- 
trächtigt wird. Wenn sich mit der Ausübung der Herrschaft 
nicht die Verfolgung eines Gemeinschaftszwecks paart, wenn 
der Herrscher diese nicht wenigstens formell proklamiert, so 
wird die Herrschaft nicht vollständig. Es kommt eben ein 
anderer hinzu, der die Herrschaft mit der Verfolgung eines 
Gemeinschaftszwecks verbindet und deshalb erfolgreicher wird. 
So gibt es denn auch keinen Herrscher, der es nicht als seine 
worunter wir insbesondere den Einfluß der öffentlichen Gewalt auf 
die soziale Organisation und die gemeinwirtschaftliche Leistung des 
Staates verstehen, das fehlte vorerst noch vollständig. Das Wenige, 
was der Art erscheint, ist mehr römischer Nachklang als eigene Schöpfung 
der fränkischen Könige; die ausgesprochenen Rücksichten der Staats- 
gewalt auf das Öffentliche Wohl aber überhaupt kaum mehr als eine 
abgelernte römische Phrase.‘“ Indessen man wollte in jener Zeit ja gar 
nicht mit dem Hinweis auf das öffentliche Wohl etwas. wie moderne 
Sozialpolitik fordern! 

1 Auf die Frage der Entstehung der Staaten einzugehen ist hier kein 
Anlaß. Ich möchte aber nicht unterlassen mich zu der Meinung der- 
jenigen zu bekennen, die den Satz aufstellen, daß Staat und Recht von 
Anbeginn miteinander verknüpft sind. Vgl. hierzu oben S. 13; R. Schmidt, 
Allg. Staatslehre I, S. 121 f. und "38; Jellinek, Allg. Staatslehre, 2. Aufl., 
S. 249 und 264 (über Stahls Ansicht); Ed. Meyer, Gesch. des Altertums, 
2. Aufl., I, 1, S. 6; Gierke, Savigny-Ztschr. Bd. 28, S. 615 (Besprechung 
von Sander, Feudalstaat und bürgerliche Verfassung); Alfred Schmidt, 
Niccolö Machiavelli und die allgemeine Staatslehre der Gegenwart S. 5, 
S. 7 Anm. 2, S. 43 Anm. ı. — Über die Parallele, die zu dem uranfäng- 
lichen Staat in dem uranfänglichen (wenn ‚auch begrenzten) gesell- 
schaftlichen Wirtschaften liegt, s. M. Szuca, Die biologisch-evolutio- 
nistische Richtung in der Nationalökonomie, Freiburger Dissertation 
von IgI12, S. 61. 
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Obliegenheit — vielleicht nicht immer als seine Pflicht, aber 
zum mindesten als sein Vorrecht — angesehen hat, die Rechts- 
ordnung aufrecht zu halten, seinen Untertanen zu ihrem Recht 
zu verhelfen. Schon von hier aus erhellt, daß ein Staat ohne 
Zwecksetzung nicht gedacht werden kann. ‚Eine Regel“ — 
wie Leo sich vorsichtig ausdrückt! —, ‚eine in irgendeiner Hin- 
sicht vorhandene Schranke des Supjekts... muß da sein, sobald 
Menschen sind.‘“ Die Definition des Staats als bloßer Verwirk- 
lichung von Herrschaft? reicht nicht aus. Denn die Arten von 
Herrschaft sind zu mannigfacher Art. Die Herrschaft ist nur 
Mittel für die Verwirklichung der Staatszwecke.?® Natürlich kann 
das, was die Bestimmung hat Mittel zu sein, von dem einzelnen 
Herrscher auch als Zweck mißbraucht werden. Aber die Tat- 
sache, daß mancher mittelalterliche Herrscher lediglich aus 
Herrschsucht, aus imperii cupiditas® seine Herrschaft ausgeübt 
hat, stürzt das rechtliche Verhältnis ebensowenig um wie die 
Tatsache, daß im parlamentarischen Staat mancher formell 


278. oben Ss. 13. 

2 Vgl. z. B. Kiener, Studien zur Verfassung des Territoriums der 
Bischöfe von Straßburg, Bd. I, S. 4: „Staat ist in seinem innersten 
Wesen Verwirklichung von Herrschaft, ist oberste Gebotsgewalt.‘“ Es 
ist charakteristisch, daß K. den deutschen Territorialstaat zum Teil 
aus der Grundherrschaft herleitet. 

® Vgl. Rosin, Annalen des Deutschen Reichs 1883, S. 296: ‚Dieser 
Auffassung gegenüber (von Seydel und Gumplowicz, von denen der 
erstere die Persönlichkeit des Staates zugunsten des Herrschers ganz 
aufgeben will, der letztere die ‚Herrschaft‘ zum Selbstzweck des Staates, 
d..h. der in ihm herrschenden Klassen erhebt) halten wir daran fest, 
daß der Staatszweck das den Staat charakterisierende Moment ist, 
daß die ihm zustehende Herrschaft über seine Untertanen nichts 
anderes als ein Mittel ist zur Erreichung seiner Zwecke, und zwar ein 
Mittel, dessen Verwendung einerseits weder die Lebenstätigkeit des 
Staates erschöpft noch andererseits dieselbe von der Lebenstätigkeit 
anderer Gemeinwesen unterscheidet.“ In dem großen Überblick, den 
Ed. Rosenthal, der Wandel der Staatsaufgaben in der letzten Geschichts- 
periode (Jena 1913) über die wechselnden Staatszwecke gibt, nennt er 
S. 4 als dauernde Staatszwecke ‚‚die Macht und den Rechtszweck“. Er 
versteht aber unter ‚„Machtzweck‘“ (vgl. auch S. 26) die Sicherung und 
Stärkung des Volkes nach außen. 

4 Wenn ich hier Augustins Ausdruck aufnehme, so weiß ich natürlich, 
daß er bei ihm mit einer Nuance anders gebraucht ist. Vgl. Ritter, Histor. 
Ztschr 107, S. 239 und dazu Kern, Humana Civilitas S. 25: über den 
Knecht der cupiditas. 
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durchaus konstitutionell regierende Minister oder formell korrekte 
Parlamentarier sich von der reinen Gier nach äußerlicher Herr- 
schaft oder von der nichtigen Eitelkeit, eine Rolle zu spielen, 
leiten läßt. 

Es sind gelegentlich Ansichten geäußert worden, als ob im 
Mittelalter gewisse Mächte das Dasein des Staats zu bestreiten 
gewagt hätten!, etwa durch die Geltendmachung des Fehde- 
rechts. Dies setzt ja aber, als wesentlich subsidiäres Recht, die 
Existenz eines Staats mit geordneter Gerichtsverfassung voraus. 
Wenigstens die Idee des subsidiären Fehderechts wird konse- 
quent festgehalten. Gegen die Anschauung, daß im Mittelalter 
ein „Faustrecht‘‘ gegolten habe, braucht man sich heute nicht 
mehr zu wenden. Im übrigen finden wir viel Kampf um den 
Besitz der Gerichtsbarkeit und große Verluste des Reichs. 
Indessen so wie sie ihm wirklich abhanden kommt, entsteht an 
der andern Stelle, entsprechend der vorhin gemachten Beobach- 
tung, ein neues staatliches Gebilde. 

Neben der Aufrechterhaltung der Rechtsordnung haben wir 
als Zwecke des germanischen politischen Verbandes bereits die 
Förderung der kirchlich-religiösen Angelegenheiten und die 
Sicherung des Landes durch das Heerführeramt des Königs zu 
erwähnen Anlaß gehabt. Mit dem Heerführeramt ist zugleich 
das ganze internationale Verhältnis, die Entscheidung über 
Krieg und Frieden, die Vertretung nach außen, Erhöhung des 
Ansehens gegeben. Die Förderung der kirchlich-religiösen An- 
gelegenheiten ist dem fränkischen wie dem mittelalterlichen Reich 
durchaus inhärent. Man widmete sich ihr keineswegs bloß im 
Auftrag des kirchlichen Instituts, sondern setzte sie sich auch, 
wie schon angedeutet, als unmittelbaren und eigenen Zweck. 
Damit erschöpfen sich die Staatszwecke jener Zeit der Haupt- 
sache nach. ‚Dem Frankenreich stellte sein Begründer nicht die 
Aufgaben des römischen Reichs. Während die Westgoten den 
Polizeistaat zu einer Zeit, als die Bischöfe sich bereits solcher 
Zwecke bemächtigt hatten, fortsetzten, war das Ziel des chlodo- 
wechschen Staates der Schutz und nicht das Wohl.“® Von den 
Spuren oder Anfängen einer Staatstätigkeit, die über jene Ge- 
biete hinausgeht, werden wir sprechen, wenn wir die einzelnen 
Verfassungseinrichtungen des Reichs und ihr Verhältnis zum 


1 Vgl. z. B. Jellinek, Ausgewählte Schriften und Reden II, S. 46. 
2 Sickel, Die Reiche der Völkerwanderung, Westd. Ztschr. IX, 
S. 250 f. 


204 Fünftes Kapitel. 


Lehnswesen zu schildern haben; dort wird überhaupt das, was 
wir hier über die Staatszwecke zusammenfassend andeuten, zur 
näheren Ausführung kommen. An dieser Stelle sei aber sogleich 
angemerkt, daß, wie bei den verschiedenen Völkern der Staat 
bald in geringerem, bald in größerem Maß das Leben des ein- 
zelnen in sein Gebiet gezogen hat!, wie der Begriff des öffent- 
lichen Interesses schwankend und dem Wandel unterworfen ist?, 
so auch das deutsche Mittelalter keine ganz scharfe Grenze 
zieht. Je nach Zeit, Stamm und Landschaft?, Persönlichkeit des 
Herrschers®, momentanen Konstellationen streckt der Staat 
seinen Arm bald weiter aus; bald zieht er ihn wieder zurück. 

Sohm will den alten deutschen Staat im Hinblick darauf, 
daß er ‚keine andere Aufgabe als die Realisierung des Rechts- 
gesetzes kennt“, Rechtsstaat nennen.?° Ganz richtig ist es, 
wie wir sehen, nicht, den mittelalterlichen Staat auf diese Auf- 
gabe zu beschränken. Denn, um nicht von der Aufgabe der 
Sicherung des Gemeinwesens nach außen zu sprechen, so ist 
die Förderung der kirchlich-religiösen Angelegenheiten zweifel- 
los als ein erhebliches Stück der Staatszwecke empfunden 
worden. Hierauf Rücksicht zu nehmen ist auch deshalb wichtig, 
weil wir dadurch verhindert werden, dem mittelalterlichen 
Menschen die Vorstellung eines atomistischen Staatswesens zuzu- 
schreiben, wie sie später im Zusammenhang mit der Idee des 
reinen Rechtsstaats hervorgetreten ist. Andererseits macht 
Sohm mit Recht vorhandene starke Gegensätze geltend, wenn 
er den alten Staat wegen der Begrenzung seiner Aufgaben als 
Rechtsstaat dem modernen Kulturstaat gegenüberstellt; die 
spezifischen Kulturaufgaben, die der heutige Staat auf sich 
nimmt, wurden ja in der alten Zeit, wenn überhaupt, von andern 
Verbänden als dem Staat gelöst. 

In einem andern Sinn als Sohm bezeichnen Mohl und 
Bluntschli den mittelalterlichen Staat als Rechtsstaat. Sie 
stimmen zwar mit seiner Anschauung überein, daß der mittel- 
alterliche Staat sich auf jenen Zweck beschränke, nicht ‚Kultur- 
staat‘ sei. Aber Rechtsstaat ist ihnen der ‚„Lehnsstaat‘“ doch 


1 S. oben S. 14 (Leo). 

2 Fleiner, Einzelrecht und Öffentliches Interesse, in: Staatsrechtliche 
Abhandlungen, Festgabe für P. Laband, 2. Bd. S. ı. 

® Vgl. oben S. 196 Anm. 6. 

“ R. Schmidt, Allg. Staatslehre II, 2, S. 858 £. 

5 5. oben S. 53. — ® S. oben S. 30 und S. 30 Anm. 1. 
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vornehmlich in der Bedeutung, daß alle Gemeinschafts- und 
Athängigkeitsbeziehungen privatrechtlich, wie Haller es dar- 
stellte, geordnet sind. Bei den Rechtshistorikern der roman- 
tischen Richtung! endlich findet sich eine Auffassung, die zu 
der Verwendung des Wortes Rechtsstaat in einer dritten Be- 
deutung führt. Es wird hier zugleich etwas über den positiven 
Inhalt des Rechtsstaats ausgesagt. Man hebt die energische 
Verwirklichung der Rechtsidee hervor? und betont, daß auch 
das öffentliche Recht als Recht gilt. ‚Der Staat wurde nicht 
als Maschine behandelt, an welcher ein jeder, der zufällig Herr 
derselben ist, nach Willkür administrieren, experimentieren, 
organisieren kann.‘‘® Im Grunde geht hierauf Gierkes? An- 
schauung ebenfalls hinaus, wenn er es zu dem „weltgeschicht- 
lichen Fortschritt der germanischen Rechtsidee‘“ rechnet, daß 
auch das Recht, das die Beziehungen zwischen König und Volk 
regelt, „durchweg wahres und volles Recht‘, ‚des Gerichts- 
schutzes fähig‘“ war. 

Wir möchten sowohl im Sinne Sohms wie im Sinne der 
Romantiker das Wort Rechtsstaat auf den mittelalterlichen 
Staat anwenden.° Um zur Begründung der romantischen Deu- 
tung hier noch etwas anzufügen, so ist ja in der Tat der Rechts- 
schutz innerhalb der öffentlich-rechtlichen Beziehungen im 
deutschen Mittelalter wohl stärker als zu irgendeiner andern 
Zeit und bei irgendeinem andern Volk, bis an die neuesten 
Zeiten heran; es sei nur daran erinnert, daß Steuerstreitigkeiten 
durch das ordentliche Gericht entschieden wurden. Wenn die 
Hallerianer und die Liberalen dies aus der Abwesenheit des 


ı Vgl. z. B. W. Arnold, Verfassungsgesch. der deutschen Freistädte II, 
S. ı22f. S. ferner oben S. ı2 ff. (H. Leo). Ganz anders Rotteck (s. oben 
S. 8 Anm. 1). 

2 Vgl. hierzu auch Alfred Schultze, Publizität und Gewährschaft 
im deutschen Fahrnisrecht, Iherings Jahrbücher 49 (1905), S. 170 £.: 
„Tiefer und vielseitiger als die Germanen hat keine andere Rasse die 
Idee des Rechtsfriedens erfaßt und praktisch verwertet. Es ist dies 
einer der eigenartigsten Züge der germanischen Rechtsgeschichte... 
Es war den Germanen bei Diebstahl und Raub nicht bloß um kriminelle 
Sühne für den Friedensbruch, sondern auch und zwar in gleicher Linie 
um die Wiederherstellung des gebrochenen Rechtsfriedens zu tun.“ 

3 Arnold a. a. ©. — *#S. oben S. 99. 

5 Zu den verschiedenen Vorstellungen, die man mit dem Begriff 
Rechtsstaat verbindet, vgl. R. Schmidt, Allg. Staatslehre I, .S. 182 f; 
Ed. Rosenthal a. a. O. S. o. 
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öffentlichen Rechts im Mittelalter, aus der alleinigen Herrschaft 
des Privatrechts erklären, so trifft eben die Meinung nicht zu, 
daß das öffentliche Recht gefehlt hat. Das deutsche Mittelalter 
zeigt die Möglichkeit eines öffentlichen Rechts mit starkem 
Rechtsschutz innerhalb seines Gebiets. Die germanische Rechts- 
idee sucht der Tyrannis des Staats Schranken zu ziehen!, wie 
denn auch in der ganzen Gerichtsverfassung des Mittelalters, 
der Trennung zwischen der Leitung des Prozesses und der 
Urteilsfindung, der Urteilsfindung durch die Gerichtsgemeinde 
ein gewaltiger Rechtsschutz lag, ein Rechtsschutz, der einen 
klassischen Ausdruck darin findet, daß die Trennung auch dem 
Königsgericht, Reichshofgericht wesentlich ist. 

Wenn wir weiter fragen, ob die Kategorie Rechtsstaat im 
Sinne Sohms oder im Sinne der Romantiker auf den ‚‚Lehns- 
staat‘, also auf den durch das Lehnswesen umgestalteten Staat, 
zutrifft, so ergibt sich schon aus unsern bisherigen Erörterungen, 
daß der deutsche Rechtsstaat älter ist als der Lehnsstaat. 
Sohms Darstellung ist ja auch in erster Linie der noch nicht 
vom Lehnswesen ergriffenen fränkischen Verfassung gewidmet. 
Für die Auffassung der Romantiker trifft es ebenfalls zu, daß 
die Elemente des Rechtsstaats in ihrem Sinne vor dem Auf- 
kommen des ‚„Lehnsstaates‘‘ vorhanden waren. Und wie der 
Rechtsstaat älter ist als der Lehnsstaat, so behält er auch später 
seinen Bestand unabhängig von diesem. Nur so viel darf man 
zugeben, daß die Feudalisierung staatlicher Elemente den 
Charakter des Rechtsstaats nicht beeinträchtigt, sondern an 
manchen Stellen verstärkt hat. 

Die vorstehende Erörterung über den Staatszweck haben wir 
angekündigt, als wir uns mit Albrechts Definition von der 
juristischen Persönlichkeit als grundlegender Eigenschaft des 
Staats auseinander zu setzen hatten. Wir glaubten sie nicht 
annehmen zu können, in der Erwägung, daß auch ohne die von 
Albrecht behauptete Voraussetzung eine politische Instanz Ge- 
meinschaftszwecke haben könne. Wir greifen jetzt auf einen 
Satz Albrechts zurück, mit dem es uns möglich sein dürfte, ihn 
auf unsere Seite zu ziehen. 

Indem Albrecht den Staat als juristische Person definiert, 
macht er die Einschränkung?, diese Theorie sei ‚bloß das 
juristische Gewand eines Gedankens, der ais ethischer wohl von 


1 Vgl. Hasbach, Die moderne Demokratie S. 26 f. 
2 3.. ODER" S. 171 Anm... (S: 772). 
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jedermann zugegeben wird, nämlich der Vorstellung von dem 
Berufe des Monarchen für eine höhere, über dem einzelnen 
stehende Idee zu leben‘. 

Diese Voraussetzung: ‚für eine höhere, über dem einzelnen 
stehende Idee zu leben‘‘, ist bei dem Herrscher unseres mittel- 
alterlichen Reichs erfüllt und eben auch da, wo das Reich 
schlechterdings nicht als juristische Person aufgefaßt werden 
kann. Auch bei einer solchen ‚‚Anstalt‘“!, die nicht juristische 
Person ist, ist das erfüllbar, was Albrecht verlangt. Der Fürst 
— dürfen wir mit Ranke? sagen — ‚repräsentiert das Allgemeine 
des Landes‘. Mag der Umstand, daß der mittelalterliche Herr- 
scher nicht ‚Organ der juristischen Person des Staates‘ ist, die 
„klaren, einfachen Verhältnisse‘ (um an König Johanns von 
Sachsen Wort wieder zu erinnern), die wir uns wünschen, 
hindern, mag es die juristische Betrachtung stören, daß der 
mittelalterliche Herrscher neben dem Wohl des Reichs ein Ge- 
biet für sich in Anspruch nahm?, die Tatsache bleibt doch 
bestehen, daß er für eine höhere, über dem einzelnen stehende 
Idee lebte. Im übrigen erinnern wir uns der Schwierigkeiten, 
mit denen die juristische Doktrin auch bei der Erfassung des 
heutigen Verhältnisses von Fürst und Staat zu kämpfen hat. 


$ 5. Der Untertanenverband und die Natur der staatlichen 
Herrschaft. 


Wenn die Quellen den ausreichenden Beweis für die Existenz 
von Gemeinschaftszwecken bei der mittelalterlichen Verfassung 
liefern, so läßt sich das zweite Kriterium, an dem wir ihren 
staatlichen Charakter erkennen, durch ein noch weit reicheres 
Material stützen: die Nichtreduzierbarkeit der Gemeinschafts- 
und Abhängigkeitsverhältnisse auf privatrechtliche Beziehungen. 
Sie tritt an so vielen Stellen hervor und ist so greifbar, daß wir 
die Neigung empfinden könnten, auf alle Beweise zu verzichten, 
die den Zwecken des Verbandes gewidmet sind. Wir möchten 
sagen: die Nichtreduzierbarkeit allein schon beweist das Vor- 
handensein eines Staats. Aber es besteht ein innerer Zusammen- 
hang zwischen beiden. In der Nichtreduzierbarkeit kommt der 
Zweck, dem Allgemeinen, der Gemeinschaft zu dienen, zum 


ı S. oben S. 169 Anm. 1. 
2 L. v. Ranke, Epochen der neueren Geschichte S. 57 und 214. 
3 Vgl. oben S. 17I Anm. ı. 
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Ausdruck. Nichtreduzierbare Beziehungen finden sich, weil der 
Staat Gemeinschaftszwecke verfolgt. 

Haller bestreitet jede andere als eine private Beziehung 
zwischen Herrschern und Beherrschten, den Angehörigen eines 
Verbandes überhaupt: der von ihm geschilderte Patrimonial- 
staat beruht ja eben auf privatrechtlichen Beziehungen und 
nur auf solchen. 

Wie wir aus unserm literargeschichtlichen Überblick wissen, 
ist Hallers Schilderung von stärkstem Einfluß auf die staats- 
rechtliche Literatur gewesen. Es hat angesehene Vertreter der 
Staatsrechtswissenschaft gegeben, und es gibt sie heute noch, 
die mit vollem Ernst an das Vorkommen von Patrimonial- 
staaten glauben.! Andere nehmen wenigstens analoge Bildungen 


ı Z. B. R. Maurenbrecher, Grundsätze des heutigen deutschen 
Staatsrechts (1837). Hallers Anhänger schlechthin ist übrigens Mauren- 
brecher, wie schon aus Albrechts Bemerkungen (s. oben S. 171 Anm. 2 und 
S. 172) sich ergibt, nicht. S. 40 spricht er von der Theorie, daß die 
Staatsgewalt ‚auf einem Eigentum an Grund und Boden beruhe, welches 
letzteres in Staaten Deutschlands wirklich vorgekommen ist‘. In der 
zugehörigen Anmerkung (S. 41 Anm. c) heißt es: ‚Diese Staaten heißen 
deshalb auch Patrimonialstaaten, im Gegensatz der Aggregat- oder 
Landsassiatstaaten.‘‘ S. 239 ($ ı4I Anm. ı) wird hierfür folgende Er- 
klärung gegeben: ‚Im alten Staatsrecht hatte man eine äußere Ein- 
teilung der deutschen Staatsgebiete, nämlich in Patrimonial- und Land- 
sassiat- oder Aggregatstaaten: unter erstern verstehend diejenigen 
Staaten, deren Gebiet das erbliche Eigentum und deren Untertanen 
die Hintersassen der regierenden Familie waren, unter letztern die- 
jenigen, deren Gebiet im freien Grundeigentum der Untertanen (Land- 
sassen) stand, über welche die Landeshoheit nach und nach erworben 
wurde. Veraltet ist aber diese Einteilung, weil es keine Patrimonial- 
staaten in Deutschland mehr gibt, vielmehr alle Bundesstaaten Land- 
sassiatstaaten sind.‘ Vgl. noch S. 251 ($ 148) Anm. c: ‚in allen kleinern 
Staaten, insbesondere in den sog. Patrimonialstaaten findet sich land- 
ständische Verfassung nicht‘. S. ferner Jellinek, Allg. Staatslehre 
S. 676, wo die „Auffassung vom Staat als Patrimonium des Fürsten“ 
als tatsächlich vorhanden vorausgesetzt wird. Rehm, Allg. Staatslehre 
S. 173: „Entweder ist der Monarch Subjekt der Staatsgewalt lediglich 
als Mensch oder als Gott auf Erden und entweder ist er es privatrechtlich, 
und zwar als Herr von Art des Familienhauptes (Patriarchalstaat) oder 
als privatrechtlicher Eigentümer (Patrimonialstaat niedrigerer 
Kulturstufe) oder er ist es öffentlichrechtlich als Herr (Autokratie) 
oder als öffentlichrechtlicher Eigentümer, in welch letzterem Falle die 
Herrschaft als ein öffentlichrechtliches, d. h. für die Zwecke der Staats- 
gesamtheit zu verwendendes Vermögensstück angesehen wird (Patri- 
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an. In verschiedenen Abstufungen lehrt man, daß die Staats- 
angehörigen entweder direkt Eigentum des Herrschers oder 
Annex seines Grundbesitzes, Zubehör von Grund und Boden 


monialstaat höherer Kulturstufe). Alle diese Formen kommen 
konstruktiv darin überein, daß sie einseitig rechtliche oder auch nur 
tatsächliche Herrschaftsverhältnisse darstellen. Der Staat ist Objekt 
der Herrschaft des Herrschers (Objekt- oder auch Herrschertheorie); 
innerhalb dieses Grundgedankens aber besteht, wie in unserer Einteilung 
schon angedeutet, der Unterschied, daß bei Patriarchalstaat und Auto- 
kratie die Herrschaft in erster Linie als eine Gewalt über die Staats- 
angehörigen, beim Patrimonialprinzip dagegen in erster Linie als eine 
Gewalt über das Gebiet erscheint. Die Herrschaft über die Untertanen 
hat hier die Natur eines am Gebiet haftenden Realrechts, einer Pertinenz 
der Eigentumsbefugnis, wie auch die Staatsangehörigen als Zubehör 
von Grund und Boden aufgefaßt sind.‘ Hintze, Jahrbuch f. Gesetz- 
gebung 1907, S. 1377 sucht Wort und Begriff Patrimonialstaat zu er- 
klären, weil er annimmt, daß einmal wirklich ein Patrimonialstaat be- 
standen hat. Eine Art des Patrimonialstaats ist ihm der Staat des 
Absolutismus. ‚‚Der absolute Fürst stützt sich auf ihm persönlich ver- 
pflichtete Diener und Offiziere und sieht zunächst Land und Leute als 
sein persönliches Eigentum, als sein Patrimonium an.‘ Hintze sieht 
in dem Edikt Friedrich Wilhelms I. von 1713 über die Domänen eine 
klassische Äußerung. des Patrimonialstaats, ‚die äußerste Steigerung 
der patrimonialen Staatsauffassung‘‘ (Forschung z. brand. und preuß. 
Gesch. 18, S. 298). In dem Moment aber, in dem der Absolutismus sich 
völlig durchgesetzt hat, tritt ein Umschlag der Begriffe ein, der Um- 
schlag der privaten Herrschergewalt in eine wahrhaft öffentliche Ge- 
walt, in Preußen unter Friedrich d. Gr. (Jahrbuch a. a. O. S. 1378). 
Die andere Ausprägung des Patrimonialstaats ist Hintze der Feudal- 
staat: ‚im Lehnwesen ist der Versuch gemacht worden, eine im Grunde 
hausherrliche Gewalt zur Beherrschung des Reichs zu verwenden“ 
(a. a. O. S. 1377). — Auf die Deutung des preußischen Domänenedikts 
von 1713, in der ich von Hintze abweiche, wird später, bei der Dar- 
stellung des Territorialstaats, zurückzukommen sein. — Während die 
genannten Forscher, indem sie den Patrimonialstaat gleichsam an ent- 
legener Stelle, überwiegend sogar nur im Reich der Begriffe suchen, 
im Grunde bereits eine Kritik der Hallerschen Darstellung liefern, ist 
es andererseits amüsant zu sehen, wie ein Schriftsteller von der politischen 
Richtung des ‚Berliner Tageblatts‘‘, der das Mittelalter, die Zeit der 
„Junker“, möglichst schwarz malen will, sich ganz und gar in den 
Formeln Hallers bewegt. Vgl. M. Nachimson, Die Staatswirtschaft 
(Leipzig 1913) S. 9: ‚‚Der Staat zerfiel in mehrere kleine ‚Staaten‘ mit 
einem Grundherrn an der Spitze... Ein gemeinsames Staatsleben gibt 
es nicht mehr; die Verhältnisse zwischen dem Bürger und dem Staat 


v. Below, Der deutsche Staat. 14 
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gewesen seien." In diesem Sinne behauptet man, daß die 
Grundlage der Verfassung des Reichs privatrechtlichen Charak- 
ter gehabt habe.? 

Es darf indessen zu den sichersten Ergebnissen der rechts- 
geschichtlichen Forschung gerechnet werden, daß, zum mindesten 
bis zum Ausgang der fränkischen Zeit, gerade die Grundlage 
des Reichs nicht privatrechtlicher, sondern öffentlich-rechtlicher 
Natur war.® 

Es handelt sich um die Auffassung, der Waitz erfolgreich 
vorgearbeitet hatte, die dann von Roth und Sohm glänzend 
durchgeführt wurde und die Waitz in den letzten Auflagen 
seiner Verfassungsgeschichte in allen wesentlichen Punkten ver- 
tritt: um die Anschauung, daß die Grundlage des Reichs ein 
allgemeines staatsrechtliches Verhältnis, die Abhängigkeit jedes 
freien Einwohners von dem gemeinsamen Staatsoberhaupt, 
bildet, die Verfassung auf der allgemeinen Dienstpflicht der 
Freien beruht.? 

Die Untertanen werden im fränkischen Reich als leudes des 
Königs, als seine homines, seine fideles, sui bezeichnet.® Es ge- 
hört zu den wichtigen Nachweisen von Roth, daß das Wort 
leudes sich ganz gewöhnlich auf alle Untertanen des Königs 
bezieht. * Das Wort Untertanen (subditi) kommt jetzt noch 
selten vor.” 


sind reine Privatverhältnisse. Die Leistungen für den Staat fließen 
mit den reinen Privatabgaben zusammen... Der Staat des Feudalismus 
trägt den ausgesprochenen Charakter der privatwirtschaftlichen Gewalt- 
verhältnisse.‘‘ 

1 Vgl. außer den Stellen in der vorigen Anmerkung oben S. 31 ff. 
und S.. 58 (Gierke); ferner S. 129. Gierke, Genossenschaftsrecht II, 
S. ı4r: „alle Gewalt- und Vermögensrechte Ausfluß des Bodens“. Oben 
S. 103 Anm. 4 (J. F. v. Schulte). 

2 Vgl. z. B. J. F. v. Schulte (s. vorige Anm.). 

3 Vgl. hierzu oben S. 38. 

4 S, oben $. 42 f. (Waitz), S. 43 f. (Roth), S. 52 ff. (Sohm), S. 63 ff. 
(Waitz). 

5 Waitz II, ı, S. 346 ff. Brunner II, S. ıı£. 

6 Roth, Benefizialwesen S. 105 ff. und S. 276 ff. Daneben bedeutet 
leudes freilich auch Untertanen, die in besonderem Dienstverhältnis 
zum König stehen, wie ebenso die andern Termini neben jener allge- 
meinen Bedeutung noch speziellere Bedeutungen haben. 

? Waitz III, S.601 Anm.2. Etwas Besonderes ist es, wenn die schotti- 
schen und irischen Fürsten sich gegenüber Karl d. Gr. als seine subditi 
und servi bezeichnen (ebenda S. 177 Anm. 2). 
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Jene Bezeichnungen bleiben auch nach der fränkischen Zeit 
im Gebrauch.! Vor allem das Wort fideles ist gebräuchlich. 
Zunächst ist regelmäßig von fideles nostri die Rede; allmählich 
tritt dazu die Bezeichnung fideles imperii.? Sehr häufig findet 
sich die Verbindung: fideles Dei et nostri®, fideles sanctae Dei 
ecclesiae et nostri?, Christi nostrique fideles?, Christi imperiique 
nostri fideles.* Wenn man in den Urkunden liest, wie der König 
sich an seine fideles wendet, so könnte man auf den ersten Blick 
meinen, daß es seine Lehnsleute sind, zu denen er spricht.? 
Allein die Formel ist vollkommen eingebürgert, ehe sich ein 
Einfluß des Lehnswesens auf die Verfassung an irgendeiner Stelle 
beobachten läßt. In einer späteren Zeit mag allerdings bei dem 
Wort fideles der Gedanke an den Lehnsverband des Reichs 
manchmal obgewaltet haben. Aber die Idee, daß die fideles die 
dem Reich durch Treueid (nicht speziell durch den Lehnseid) 
verbundenen Personen sind, läßt sich auch in den letzten Jahr- 
hunderten bestimmt nachweisen.® Es ist zu berücksichtigen — 
wir kommen darauf noch zurück —, daß die Bekanntmachungen 
des Reichs sich nur in Ausnahmefällen lediglich an Reichslehns- 
leute richten. Wendet sich der König an Kurfürsten, Fürsten, 
Grafen, Freie, Herren und Getreue und faßt alle miteinander 
mit dem Terminus ‚‚Getreue‘“ zusammen, so sind schon von den 
Grafen nicht alle Reichslehnsmannen. In der Wendung ‚,Christi 
nostrique fideles‘“ steckt vielleicht etwas davon, daß der Staat 
mit den weltlichen religiös-kirchliche Zwecke verband: der 


! Homines steht im politischen Sinn ohne Zweifel in der Gründungs- 
urkunde des Herzogtums Braunschweig von 1235. Mon. G. Const. II, 
S. 263 ff. Zeumer, Quellensammlung I, S. 78f. Vgl. übrigens ebenda 
in dem entsprechenden Mandat an die Ministerialen der Grafschaft 
Stade: fidelitatis iuramentum secundum consuetudinem imperii exhi- 
bentes. 

°® Vgl. z. B. Hamburg. UB. I, Nr. 209. Zeumer, Quellensammlung I], 
S. 22. Vgl. dazu unsere obigen Darlegungen S. 182 ff. 

® M. G. Dipl. Karol. I, S. ı2. Vgl. hierzu auch Edw. Schröder, GGA. 
1913, S. 249; Ed. Eichmann, Savigny-Ztschr., Kanonistische Abt. II, 
25: 

* M. G. Capit. I, S. 261. — 5° Monum. Boica 31, I, $. 346 (1062). 

° S. vorhin Anm. 2. 

” K. Beyerle, Von der Gnade im deutschen Recht (Göttingen Igıo), 
S. 8: „Die Königsvasallen heißen Dei et nostri fideles.‘ 

® Vgl. z. B. Zeumer a. a. O. S. 216 (Reichstagsakten I, Nr. 205): 
Nürnberger Reichslandfriede von 1383. 
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König hat es bei den Reichsinsassen nicht bloß mit ihren welt- 
lichen, sondern auch mit ihren religiösen Beziehungen zu tun; 
zum mindesten besagt die Wendung, daß der Herrscher sich 
für berechtigt hält, die Untertanen nicht nur bei der Treue, 
die sie ihm, sondern auch bei der, die sie Gott schuldig sind, 
zu mahnen.! Das Wort Untertanen (subditi, subiecti) wird in 
der nachkarolingischen Zeit häufiger.” Man verspricht fidem 
cum subiectione, fidem, auxilium et subiectionis debitum, fidem 
subiectionemque, tota fidelitate et subiectione, ut regi oportet, 
servire.? Doch ist die Verwendung des Worts Untertanen nicht 
vorherrschend. Ihr klassisches Gebiet sind die Territorien, und 
diese entfalten sich ja nun sehr bald. Ganz vereinzelt wird das 
Wort subditus auch für den Lehnsmann? gebraucht. Aber es 
handelt sich dann bloß um eine Abirrung von dem Gewöhn- 
lichen oder um den Unterschied eines weiteren und engeren 
Sinns des Worts. Eine absolute Korrektheit des Sprach- 
gebrauchs läßt sich ja nirgends konstatieren; als entscheidend 
kann nur immer der überwiegende Gebrauch angesehen werden. 

Das Abhängigkeitsverhältnis wird bekräftigt durch einen 
Treueid, aber so, daß es auch unabhängig von dessen Leistung 
besteht. 

Woher stammt dieser Treueid? Nach den einen® ist er ein ur- 
sprüngliches Recht des deutschen Königtums, nach den andern’ 
römische Entlehnung. Für den germanischen Ursprung dürfte 
wohl die Tatsache sprechen, daß er sich bei einer Mehrzahl von 
deutschen Stämmen findet®, auch der Umstand, daß die reichen 
Quellen der fränkischen Zeit so gut wie gar nicht die Bezeich- 
nungen des alten Imperatorenreichs für den Untertan (Örnxoos, 
subiectus, ömoreAng)?, sondern neue und eigene Ausdrücke ver- 


ı Vgl. Sickel, GGA. 1903, Nr. 10, S. 817. Eine etwas andere Deutung 

bei Beyerle a. a. O. 

Waitz VI, S. 507. — ? Ebenda S. 483 Anm. 4. 

Waitz VI, S. 68 Anm. 1; s. auch S. 57 Anm. 2. 

S. Brunner II, S. 58 ff. 

So nach dem Vorgang von Roth namentlich Waitz II, ı, S. 208. 
Brunner II, S. 61. K. v. Amira, GGA. 1896, S. 191. Gegen die 
Herleitung aus dem Römischen Schröder, Rechtsgesch. $ 17 S. 112. 

8 Brunner a. a. O. S. 61 Anm. 24 sucht dieses Argument mit dem 
Einwand zu beseitigen, daß der Treueid bei den Angelsachsen, bei denen 
er nicht vor dem ıo. Jahrhundert begegne, aus westfränkischem Einfluß 
zu erklären sei. 

% Nur ganz vereinzelt kommt im alten römischen Reich dvdgonoı 
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wendet. Für unsern unmittelbaren Zweck macht diese Streit- 
frage freilich nichts aus: stammt der fränkische Treueid aus dem 
Römischen, so läßt sich sein öffentlich-rechtlicher Charakter mit 
noch größerer Sicherheit behaupten. Aber auch bei deutschem 
Ursprung des Treueids braucht nicht an private Herkunft ge- 
dacht zu werden. Eine solche wird in der Literatur von keiner 
Seite vertreten. Dagegen leitet man die Form des Treueids 
aus dem Eid der Gefolgsleute her.! Allein nicht einmal dieser 
Zusammenhang ist erweislich. Es bestehen doch greifbare Unter- 
schiede zwischen dem Untertaneneid und dem Diensteid des 
Gefolgsmanns.*® Der Diensteid begründete eine Pflicht; der 
Untertaneneid stellte nur eine Bestärkung einer Pflicht dar. 
Jener betraf eine besondere Treupflicht; dieser ging auf die 
Gesamtheit der Untertanenpflichten. ‚Da es größtenteils Unter- 
tanen waren, welche Antrustionen wurden, so kann ihre Treue 
nicht als Untertanentreue verstanden werden; die Pflicht, den 
Dienstherrn zu schützen, wird ein Franke mit der Obliegenheit 
der leudes, der Untertanen, weder dem Worte noch der Sache 
nach verwechselt haben.‘ Diese sachlichen Unterschiede legen 
die Vermutung, daß die Form entlehnt sei, wahrlich nicht nahe. 
Eine etwaige Ähnlichkeit in der Fassung könnte sich überdies 
leicht aus ‚‚der Unbeholfenheit der Zeit im Formulieren‘“ er- 
xlären. Aber es besteht auch keine Verwandtschaft in der Form. 
Nach Markulf schwur der Antrustio trustem et fidelitatem, der 
Untertan fidelitatem et leudesamio. Leudesamio wird hier 
ebenso auf das allgemeine staatsrechtliche Verhältnis der Reichs- 
insassen zum König gehen, wie das Wort leudes darauf geht.® 

Im Lauf der Zeit hat allerdings der Treueid der Untertanen 
in der Form eine Beeinflussung erfahren, aber nicht durch den 
alten Eid der Gefolgsleute, sondern durch den Eid des neuen 
Lehnsverhältnisses. Man kann an der Hand der überlieferten 


für Untertanen vor. — Über subiecti (subiugati) oder subditi bei den 
West- und Ostgoten, einigermaßen nach römischen Vorbild, s. Schücking, 
Regierungsantritt I, S.63. Im Frankenreich begegnen die entsprechen- 
den Ausdrücke weit seltener, weil hier eben nicht römisches Vorbild. 

1 So Brunner II, S. 62 und andere, z. B. K. Beyerle, Von der Gnade 
im deutschen Recht (Göttingen 1910), S. 6. 

® Die folgenden Gesichtspunkte macht W. Sickel, GGA. 1897, Nr. I1, 
S. 836, geltend. Gegen die Annahme einer Nachbildung des Gefolgeids 
im Untertaneneid spricht sich Schücking, Regierungsantritt I, S. 63 eben- 
so aus wie gegen die Annahme römischen Vorbilds. 

® Dies gegen Brunner II, S. 62 (bei Anm. 29). 
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Eide? beobachten, wie die Anpassung fortschreitend zunimmt. 
Natürlich bleiben die beiden Verhältnisse trotzdem für sich be- 
stehen. ‚Es werden nicht alle (die den Untertaneneid leisten) 
wirklich Mannen oder Vassallen des Kaisers; sie leisten auch 
nicht die eigentümliche persönliche Huldigung wie diese und 
werden deshalb auch nicht alles dessen teilhaftig, was mit der 
Vassallität verbunden ist. Aber ihre Treue und Ergebenheit 
soll keine geringere sein, dieselbe Kraft und Bedeutung haben.‘‘? 

Wie schon angedeutet, sind Untertaneneid und Untertanen- 
verband zu trennen. Dieser wird durch jenen bloß bekräftigt. 
Die Eidesleistung, Huldigung dient nicht etwa dazu, in vertrags- 
mäßiger Weise eine Untertanenpflicht zu begründen.? Gelegent- 
lich nimmt man den Eid nur den Großen des Reichs ab; aber 
nicht, weil nur sie zum König in einem unmittelbaren Verhältnis 
stehen; es geschieht vielmehr in einer Zeit, in der sie eine 
Zwischenstellung zwischen dem Herrscher und der Menge der 
Reichsinsassen noch gar nicht erlangt haben.* Die Beschränkung 
der Eidesleistung auf die Großen war möglich, weil Jas all- 
gemeine Untertanenverhältnis von dem Schwur gegenüber dem 
König nicht abhängig war. Mag nun die von uns abgelehnte 
Meinung von der römischen Herkunft des Eides doch zutreffen, 
das allgemeine Untertanen- oder Staatsbürgerverhältnis ist jeden- 
falls deutschen Ursprungs. 

Wie weit dürfen wir das Untertanenverhältnis zurückdatieren? 
In der Urzeit finden wir in den Republiken eine Verfassung, 
die den Volksgenossen als Staatsbürger, aber nicht als Untertan 
erscheinen läßt. Und auch in den monarchisch organisierten 
Völkerschaften ist die Stellung des Königs® kaum schon von 
der Art, daß auf die Mitglieder des Staatsverbands der Begriff 


ı Waitz II, ı, S. 207; III, S. 295 ff. Brunner II, S. 60 und 62. Keutgen, 
Urkunden zur städtischen Verfassungsgesch. II, S. 497f. Der Eid der 
abhängigen Bauern, innerhalb des grundherrlich-bäuerlichen Verhält- 
nisses, dürfte nach dem Vorbild des beim echten Lehen zu leistenden 
Eides, zum Teil auch nach dem des Untertaneneides geschaffen worden 
sein. Vgl. dazu Ernst Mayer, Deutsche und französische Verfassungs- 
geschichte II, S. 64 Anm. 28. Dem Unfreien der Urzeit nahm man gewiß 
keinen Eid ab; er war ja Sache. Über England (Treueid gegenüber dem 
König wörtlich wie der private) s. Brodnitz, Jahrbücher £. National- 
ökonomie 98, S. 150. 

2 Waitz III, S. 208. 

3 So mit Recht Schröder, Rechtsgeschichte $ ı7, S. ıı3 Anm. 28. 

4 Waitz III, S., 297. —#5.7oben'S."I6r. 
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Untertan zuträfe oder daß sie, wie es in der fränkischen Zeit 
üblich ist, als die ‚‚Seinigen‘“ bezeichnet werden könnten. Doch 
fehlt es nicht ganz an Andeutungen, die darauf hinweisen, daß 
die Angehörigen einer monarchischen Völkerschaft damals nach 
ihrem Verhältnis zum Monarchen, freilich in gleicher Weise auch 
die Angehörigen einer Hundertschaft nach ihrem Verhältnis 
zum Hundertschaftsvorsteher benannt worden sind.! Im all- 
gemeinen wird man geneigt sein, in der Ausbildung des Unter- 
tanenbegriffs und in der Schaffung entsprechender Bezeich- 
nungen das Zeichen einer Verstärkung der königlichen Gewalt 
zu sehen, wie auch der Untertaneneid erst durch sie eingeführt 
worden sein dürfte.” Man könnte die Vermutung? annehmen, daß 
die Huldigung unter den Söhnen Chlodowechs eingeführt worden 
sei, um nach voller Ausbildung der Erblichkeit der Krone die 
in der Huldigung ausgesprochene Anerkennung durch das Volk 
als Ersatz für die Königswahl eintreten zu lassen. Die Huldi- 
gung würde also ein Rest des Wahlrechts sein. Allein dem steht 
doch entgegen, daß der Untertaneneid auch bei andern germani- 
schen Stämmen, bei solchen, die die Wahl noch haben, vor- 
kommt. Überdies wird die Huldigung nicht sowohl als ein Recht 
der Untertanen als vielmehr als eine Pflicht empfunden. 

Es ist ein öffentlich-rechtliches Verhältnis, in dem die Mit- 
glieder des politischen Verbandes uns hier begegnen. Dieses 
würde auch noch nicht dadurch beeinträchtigt werden, wenn 
die Mitgliedschaft im Verband an den Grundbesitz geknüpft 


ı Es kommen hier die Namen auf -ing und -ingen in Betracht, die 
die Zugehörigkeit (verschiedener Art) ausdrücken. Cl. v. Schwerin, 
Die altgermanische Hundertschaft S. 101 Anm. 2, spricht im Hinblick 
auf sie direkt von „Untertanen“; doch will er damit nur den Gegensatz 
zum gentilizischen Verhältnis ausdrücken, nicht den Gegensatz zum 
Staatsbürger. Mehr Spielraum bleibt, wenn man (wie Schwerin weiter- 
hin) die Namen auf -ingen deutet: ‚die Leute unter dem Befehl eines 
Mannes.“ Natürlich können solche Namen außer im politischen auch 
im gentilizischen Sinn gebraucht sein. Vgl. ferner Schwerin S. 139 f. und 
Kluge, Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgesch. 1908, S. 73; 
DLZ. 1909, Sp. 1960. 

®2 Waitz I, S. 335 bemerkt: ‚Ob es von jeher üblich war, daß das 
ganze Volk dem König einen Eid leistete, läßt sich nicht ermitteln.‘ — 
Ist dem princeps auch ein Eid geleistet worden? Vgl. Brunner I, S. 164. 
Es ist schwerlich anzunehmen. Hier wird der Unterschied zwischen 
König und princeps hervortreten. 

3 Vgl. Schröder, Rechtsgeschichte $ 17, S. ıızf. 
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gewesen wäre, wie manche angenommen haben.! Aber nicht 
einmal diese Einschränkung wird gemacht: alle Freien sind ho- 
mines des Königs, sind seine Untertanen.? Ein westfränkisches 
Kapitulare aus dem 9. Jahrhundert verpflichtet die Grafen dafür 
zu sorgen, daß jeder, der in der Grafschaft weile oder daselbst 
Grundeigentum besitze, Treue schwöre.® 

Spätestens im 8. Jahrhundert, wie es scheint, werden auch 
Unfreie als Mitglieder des Verbandes, als staatliche Untertanen 
anerkannt. Sie werden zur Eidesleistung herangezogen, und es 
werden ihnen staatliche Pflichten auferlegt.* Der Vorgang wird 
uns bei der Darlegung der einzelnen Verfassungseinrichtungen 
weiter beschäftigen. Die allmähliche Ausdehnung des Unter- 
tanenverhältnisses auf die Unfreien ist wiederum ein Beweis 
gegen die Auffassung, welche den staatlichen Verband von 
privaten Verhältnissen seinen Ausgang nehmen läßt. 

Mit dem Untertanenverhältnis ist der Genuß des Königs- 
friedens und des Königsschutzes, die allgemeiner Frieden und 
allgemeiner Schutz sind, gegeben. Davon zu trennen sind ein 
besonderer Königsfrieden und ein besonderer Königsschutz, die 
einzelnen Personen oder Instituten zugestanden werden.® Der 
Sonderfrieden und der Sonderschutz bringen wohl eine Ungleich- 
heit in den allgemeinen Untertanenverband; sie beseitigen ihn 
aber nicht. Sie sind auch mehr nur Vorboten, nicht eigentlich 
die Anfänge der späteren Durchbrechung des Reichsverbandes. 
Ebenso hat eine bald einsetzende Ungleichheit in der Verteilung 
der Lasten das allgemeine Untertanenverhältnis noch nicht 
aufgelöst.€e Wohl aber darf man sagen, daß der Sonderschutz 
des Königs „Verhältnisse privatrechtlicher Natur begründet; 
seine Gewalt ist hier einer erweiterten Familiengewalt gleich- 
gesetzt, und seine Schützlinge .... sind ihm nicht als dem Haupt 


ı So Waitz. Vgl. übrigens Mitteilungen des Instituts 3 (1882), S. 638. 

® S, über diese Kontroverse oben S. 64 Anm. 2. Brunner II, S. 202 ff. 
Heck, Die Gemeinfreien der karolingischen Volksrechte S. 78. R. Schröder, 
Rechtsgeschichte $ 23, S. 158. 

83 Brunner II, S. 166. 

4 Brunner II, S. 203 und S. zır Anm. 35. Kiener, Verfassung des 
Territoriums der Bischöfe von Straßburg I, S. 144. 

5 Brunner II, S. 42 ff. und S. 48 ff. 

6 Vgl. Sickel, GGA. 1888, S. 622: „Wie groß auch die Neuerungen, 
die in dem Volke wirkten, gewesen sind, der Staatsverband blieb noch 
der staatsrechtlich gedachte Untertanenverband; dieser war nach wie 
vor die zusammenhaltende Rechtsform des Staates.‘ 
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des Volks oder Staats, sondern als einem Herrn wie anderen 
Herren untergeordnet‘‘.! Die königliche Gewalt ist mit jenen 
besonderen Schutzverhältnissen ‚in Beziehungen eingetreten, 
die nicht notwendig mit der Bedeutung einer öffentlichen Ge- 
walt zusammenhängen“.?2 Doch wird man Waitz® widersprechen 
müssen, wenn er meint, daß ‚‚von jeher die königliche Gewalt 
etwas Privatrechtliches in ihrem Wesen gehabt hat“. Ihr 
Wesen machen die besonderen Schutzverhältnisse ja nicht 
aus. Sie sind auch gewiß nicht von Anfang an vom Königtum 
gewährt worden, zumal mit den Folgen, die sie in der fränki- 
schen Zeit haben. 

Als ‚eine der am meisten charakteristischen Erscheinungen 
in dem deutschen Rechtsleben‘‘ des Mittelalters bezeichnet 
Waitz* das Recht der königlichen Gnade oder Huld, Ungnade 
und Unhuld.®° Es handelt sich hier nicht bloß um ein Be- 
gnadigungsrecht im engeren Sinne, sondern darum, daß der 
Herrscher die Fortdauer seiner Gnade von der Beobachtung 
eines Befehls oder überhaupt von einer ihm erwünschten Hal- 
tung abhängig macht, im andern Fall sie entzieht. Der Verlust 
der Gnade bringt den Abbruch aller persönlichen Beziehungen 
zum König, die Einbuße der Ämter, Lehen, Geschenke; der 
von der königlichen Ungnade Getroffene, der Missetäter hat 
eine vom Gutdünken des Königs abhängige, den Umständen 
angemessene Ahndung zu gewärtigen; Huldentzug ist der Vor- 
behalt der Strafe von Fall zu Fall, hat ein ‚Richten nach Gnade“ 
zur Folge.® Die Wirkungen, die sichan denGnadenverlust knüpfen, 


ı Waitz II, 2, S. 373. Vgl. hierzu und zum Folgenden unsere Dar- 
stellung oben S. 65 f. 

®2 Waitz ebenda. — ° Waitz ebenda. — * Waitz VI, S. 577. 

5 In großem Zug und Stil hat K. Beyerle in seiner vorhin (S. 213 
Anm. ı) erwähnten akademischen Rede ‚‚Von der Gnade im deutschen 
Recht‘ die Entwicklung des Gnadenrechts geschildert. Weiter s. darüber 
namentlich Waitz VI, S. 576 ff.; Köstler, Huldentzug (Stutz’ kirchen- 
rechtliche Abhandlungen, 62. Heft); dazu v. Schwerin, Savigny-Ztschr. 31, 
S. 596 ff. Waitz bezweifelte anfangs die Existenz dieses Gnadenrechts 
für die fränkische Zeit, konstatierte sie aber später selbst. S. Bd. II, ı, 
S. 197; III, 326 Anm. ı. Über diese ältere Zeit vgl. ferner Sickel, Mit- 
teilungen des Instituts 3 (1882), S. 638; Schröder, Rechtsgeschichte 
$ 17,5. 120, $ 25, S. 187 Anm. 95; Brunner II, S. 66. Wie Brunner Nitzsch 
auf die Darstellung bei Waitz aufmerksam macht, darüber s. Archiv 
für Kulturgeschichte 8 (1910), S. 359. 

$ Köstler S. 39 f. 
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stellen eine lange Skala dar: von dem Fall an, daß der König 
den, dem er seine Huld entzieht, unfreundlich ansieht und in 
dem Schreiben an ihn den üblichen Eingangsgruß unterläßt, 
bis zu dem Fall, daß er ein Stück Rechtlosigkeit über ihn ver- 
hängt. Der Wiedererwerb der königlichen Huld erfolgt, soweit 
er nicht mit der Abbüßung der ausgesprochenen Strafe gegeben 
ist, gegen eine besondere Aufwendung oder sonstige Leistung. 
Dieses königliche Gnadenrecht ist eine dem Königsschutz 
parallele Erscheinung und eben darum seine Deutung gleich- 
falls von Wichtigkeit für die richtige Auffassung des Unter- 
tanenverbandes. 

Seinem Kern nach darf das Gnadenrecht ganz unzweifelhaft 
auf die Erbschaft zurückgeführt werden, die der König als 
Nachfolger der altgermanischen Landesgemeinde angetreten 
hat.! Es ist auch nicht bloß dem Frankenreich, sondern 
mehreren germanischen Monarchien eigen.? 

Für die Weiterentwicklung des Gnadenrechts aber wird die 
Auffassung vorgetragen®, daß ‚aus dem engeren Verband der 
Gefolgschaft die Ideen von Gnade und Gnadenverlust ihre 
charakteristischen Ausprägungen im nationalen Denken emp- 
fingen“. Hieran zu denken ist nicht erforderlich, da genug 
Anknüpfungspunkte anderer Art sich zur Verfügung stellen. 
Man könnte das Gnadenrecht fast als eine Äußerung jeder 
stärkeren Herrschergewalt überhaupt ansehen, wie es denn 
im alten römischen Imperatorenreich sich ebenfalls ausgebildet 
hat.* Jedenfalls tritt es im Zusammenhang mit der Verstärkung 
der königlichen Gewalt auf. Es geht auf dieselbe Wurzel zurück 
wie das für die fränkische Verfassung so bedeutungsvolle Bann- 
recht, eine Tatsache, die später wieder darin zum Ausdruck 
kommt, daß Bann- und Gnadenrecht gleichmäßig den lokalen 
Gewalten, den Landesherren zufallen.e ,‚,Ein einheitlicher 


1 So auch Beyerle a.’a. OÖ. Gegen die Ansicht, daß der Huldentzug 
im Lehnswesen seine Wurzel habe, s. Waitz VI, S. 97 Anm. ı und S. 578 
Anm. 2 und ihm folgend Köstler S. 35 Anm. 4. 

2’ Sickel\a. a. ®! S"36g: 

3 So namentlich von Beyerle, S. 5. Vgl. auch S. ı0: ‚Der Hulde- 
verlust war in fränkischer Zeit aus gefolgsrechtlicher Wurzel als Ent- 
ziehung der Königsgnade neben der allgemeinen Infidelität hoch- 
gekommen.“ 

4 Nachweis von Köstler a. a. O. S. 2 ff. 

5 So übereinstimmend Sickel a. a. ©. S. 639 und Köstler a. a. O. S. 41. 

6 Vgl. Waitz S. 578; Köstler S. 21. 
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Machtmittelpunkt, der sich seiner Macht auch vollauf bewußt 
ist und sie zur Geltung zu bringen sucht‘, ist die Voraussetzung 
der Entstehung des Gnadenrechts, „Macht und Majestät‘‘? 
seine Quelle. Neben der Verstärkung der königlichen Gewalt 
verdankt es seine spezielle Ausbildung religiös-kirchlichen An- 
schauungen (wie es denn auch zunächst namentlich zugunsten 
der Kirche zur Anwendung kommt): der christlichen Lehre 
von der Gnade Gottes und ihrem Verlust und deren Folgen? 
und, im Zusammenhang damit, dem Cäsaropapismus, der Ver- 
bindung geistlicher und weltlicher Herrschaft*, geistlicher und 
weltlicher Zwecke® im Staate. Gerade von hier aus wird es 
verständlich, daß der König sich in seinen Bekanntmachungen, 
wovon wir vorhin sprachen®, an die Christi et nostri fideles 
wendet: er appelliert an das religiöse Empfinden seiner Unter- 
tanen; ‚aus Gottes Zorn leitet er seine Strafbefugnis ab‘“.? 
Unmittelbar und mittelbar haben religiös-kirchliche An- 
schauungen auf- die Ausbildung des Gnadenrechts eingewirkt, 
mittelbar, insofern sie die allgemeine Verstärkung der könig- 
lichen Gewalt befördert haben, die dann wiederum die Voraus- 
setzung für jene war. Eine Entlehnung aus dem römischen 
Recht ist nicht anzunehmen, da auf dem Boden des fränkischen 
Rechts das justinianische Recht, welches das Gnadenrecht 
besitzt, nicht gegolten hat; erst die karolingische Zeit nimmt 
einigermaßen den römisch-rechtlichen Sprachgebrauch an.® 
Man hat viel Gewicht auf das abweichende Verhältnis des 
Gnadenrechts gegenüber den Beamten und den Untertanen 
gelegt und darauf, daß gegenüber den ersteren die religiöse 
Motivierung fehlt.” Es dürfte indessen hier das eigentliche 
Problem nicht zu suchen sein: gegenüber den Beamten wird 
der Herrscher, solange sie nicht ein detaillierteres Beamtenrecht 
schützt, immer eine freiere Bewegung haben. Es verdient auch 
Beachtung, daß schon die ältesten Nachrichten von der Aus- 
übung des Gnadenrechts gegenüber den Untertanen sprechen. 
Es ist nun wiederum geltend gemacht worden, daß das Gnaden- 
recht auf einer „privatrechtlichen Auffassung‘ beruhe, insofern 
der Huldentzug eine ‚offensa‘‘ des Königs sühnen solle.!! Ein 


1 Köstler S. 58. — ? Waitz S. 576. 

® Beyerle S. 7f. Köstler S. 49 und 59. 

4 Köstler S. 60. — 5 S. oben S. 192 ff. — ® S. oben S. .211. 

” Köstler S. 5. — ® Köstler S. 57. — °? Köstler S. 46 f. 

36. Köstler S...ı0 ff. 

11 Köstler S. 57 nimmt dies für die Zeit an, in der die römisch-recht- 
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persönliches Element liegt gewiß darin. Aber die persönlichen 
Beziehungen fallen ja nicht mit den privatrechtlichen zusammen. 
Es handelt sich bei dem Gnadenrecht um die Beweglichkeit, 
die die öffentliche Gewalt annimmt, wenn sie eine persönliche 
Gestaltung empfängt. Entstanden ist es durchaus auf dem 
Boden des Untertanenverbandes.. Vom Lehnswesen ist es so 
wenig hervorgebracht, daß es in demselben vielmehr ein neues 
Anwendungsgebiet fand.! 

Eine Anomalie gegenüber dem allgemeinen Untertanen- 
verhältnis oder Staatsbürgertum, das wir so überall die Grund- 
lage der Verfassung bilden sehen, stellt allerdings von Anfang 
an das Gefolgschaftswesen dar. Der Gefolgsmann schwört 
seinem Herrn einen besonderen Eid, und dieser schafft sich 
aus der Gefolgschaft eine besondere Heerschar. Wenn die alte 
Auffassung auch gänzlich zu verwerfen ist, daß die Gefolg- 
schaften den Schwerpunkt des germanischen Heeres gebildet 
haben und daß die Staatengründungen auf römischer Erde als 
Taten von Gefolgsherren zu erklären seien — das Wesen des 
Heeres machen die Volksgenossen aus, die auf Grund der all- 
gemeinen Staatsbürgerpflicht aufgeboten werden—, so haben 
wir in der Gefolgschaft doch ein ‚‚charakteristisches Dienst- 
und Treuverhältnis, das unter den Einrichtungen des öffentlichen 
Lebens der Germanen in Lied und Sage die farbigsten und 
dauerndsten Spuren hinterlassen hat‘. Indessen diese Ab- 
weichung vom allgemeinen Untertanenverhältnis wird doch 
andererseits wieder dadurch eingeschränkt, daß man sie in 
den Dienst des Staats stellt. Nicht jedermann darf ein Gefolge 
haben, sondern nur obrigkeitliche Personen: in der Urzeit der 
König und die Principes, in der fränkischen Zeit nur der König. 
Eben weil insofern das Gefolgswesen eine durch die öffentliche 
Verfassung regulierte Einrichtung ist, können Freie ohne 
Minderung ihrer Freiheit in ein Gefolge eintreten. Rein tat- 
sächlich hat das Gefolgswesen den allgemeinen staatlichen Ver- 
band und die überlieferten staatlichen Rechte und Pflichten 
nicht stärker, sondern vielmehr weniger bedroht als die Leib- 
wache und das Heer absoluter Fürsten. 

Um die Abweichung von dem allgemeinen Untertanen- 
verhältnis, die in der Gefolgschaft liegt, nicht zu überschätzen, 


lichen Termini noch nicht in den mittelalterlichen Sprachgebrauch 
eingedrungen waren. 
1 Köstler S. 35. Vgl. S. 17. — *® Brunner I, S. 186. 
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empfiehlt es sich, des Verhältnisses des Beamteneides zu den 
Untertanenpflichten im Territorialstaat sich zu erinnern.! 
Im ‚Allgemeinen Landrecht für die preußischen Staaten‘ 
lesen wir Teil II, ıo. Titel $ 2: ‚‚Militair- und Civilbediente 
sind außer den allgemeinen Untertanenpflichten dem Ober- 
haupte des Staats besondere Treue und Gehorsam schuldig.‘ 
$ 3: „Ein jeder ist nach der Beschaffenheit seines Amtes und 
nach dem Inhalte seiner Instruktion dem Staate noch zu be- 
sondern Diensten durch Eid und Pflicht zugetan.‘“ Und eben 
wie der Beamte so ist auch der Gefolgsmann nur ‚dem Ober- 
haupte des Staats besondere Treue und Gehorsam schuldig‘“. 

Die in der Literatur vorhandene Neigung, das persönliche 
Element, das der alten Verfassung eigen ist, als etwas mehr 
oder weniger Privatrechtliches anzusehen, macht sich be- 
sonders auch in der Auffassung des Verhältnisses des Königs 
zu seinen Untertanen geltend.?2 Selbst Waitz neigt dazu, hier 
das Persönliche dem Privatrechtlichen gleichzusetzen.” Für 
eine solche Deutung steht kein anderer Anhalt zur Verfügung 
als der Umstand, daß der König die Untertanen als seine Leute 
bezeichnet, und die Deutung entspricht wesentlich nur dem 
Vorurteil, daß lediglich die Genossenschaft einen wahren Staat 
darstellt.* Wir brauchen uns indessen bloß daran zu erinnern, 
daß wir heute den staatlichen Baumeister vollkommen zu- 
treffend von dem Stadtbaumeister und dem privaten zu unter- 
scheiden glauben, indem wir ihn als königlichen bezeichnen. 
Das Mittelalter hat sich aber auch nicht einmal auf die persön- 
liche Ausdrucksweise beschränkt: die Termini fideles nostri 
und fideles imperii wechseln miteinander, und der zweite dringt 
gegenüber dem ersten sogar erfolgreich vor. 

Dem Einwand Hallers, der das Verhältnis des Königs zu 
seinen Untertanen auf ganz konkret privatrechtliche Be- 
ziehungen zurückführen will, begegnen wir, indem wir auf die 
Zwecke, die der Herrscher im Interesse der Gemeinschaft 
seiner Untertanen verfolgt, und auf die Unmöglichkeit hin- 
weisen, die Abhängigkeit des Freien oder gar des Unfreien 
vom König irgendwie privatrechtlich zu erklären. An der 
Unterstellung des Unfreien, des Mannes eines fremden Herrn, 
unter den König scheitert Hallers Theorie vollends. 

Aber wir sind bisher einer Erklärung der Gemeinschafts- 


ı Vgl. dazu Rehm, Annalen des Deutschen Reichs 1884, S. 668. 
2 Vgl. oben S. 65 ff. — ® Waitz II, 2, S. 375. — * S. oben S. 169. 
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und Abhängigkeitsverhältnisse aus dem Wege gegangen, die 
weder öffentlichrechtliche noch so. derb privatrechtliche Ge- 
sichtspunkte bieten will, wie es Haller tut: der Theorie vom 
Geschlechterstaat, der Anschauung, daß dem Staat, dem eigent- 
lich politischen Gemeinwesen, die auf der Gemeinsamkeit des 
Bluts beruhenden Verbände, der Verband der Familie und 
der weitere, auf gemeinsame Abstammung gegründete Sipp- 
schaftsverband, vorausgegangen sind, daß in jener vorstaatlichen 
Zeit alle Gemeinschaftsbeziehungen in die Form der Familie 
gekleidet waren, daß die Menschen jener Zeit ihren Verband 
zum mindesten nach dem Muster der Familie regelten. Die 
Theorie vom Geschlechterstaat schiebt für die Urzeit und 
noch ein weiteres Stück die Verfassung der Germanen aus dem 
Gebiet des Staatlichen heraus, während nach einer andern 
Ansicht! gerade jene Zeit mit ihrer genossenschaftlichen Ver- 
fassung der Idee des Staats näher kommt als die Periode der 
fränkischen Monarchie. 

In dem Umfang, wie H. v. Sybel? diese Theorie vortrug und 
auch wissenschaftlich zu begründen sich ernstlich bemühte, 
ist sie nach ihm kaum wieder vertreten worden, abgesehen von 
den Theorien für die prähistorische Zeit.” Aber im einzelnen, 


15. oben S. 163. — ?S. oben S. 41. 

® Gegen einen solchen Versuch (OÖ. v. Zallinger, Der Formalismus 
im altdeutschen Privatrecht) wendet sich scharf Stutz, Ztschr. der 
Savigny-Stiftung, Germ. Abt. Bd. 20, S. 342: ‚Woher weiß Z., daß 
dem Staat eine Epoche der selbständigen Geschlechtsverbände voraus- 
gegangen ist? Ich meine, daß durch das deutsche Recht eine solche 
Annahme in keiner Weise nahegelegt oder gefordert werde, und daß, 
wenn wir uns auf prähistorische Spekulationen einlassen wollen, es 
viel näher liegt, die gesellschaftliche und rechtliche Organisation gleich 
der Sprache durch Differenzierung von oben nach unten sich entwickeln 
zu lassen als sie von unten aufzubauen. Die Vorstellung, wonach die 
gesellschaftlichen Faktoren, mit denen wir zu Beginn der historischen 
Zeit zu rechnen haben, unmittelbar auf die, auf eine Familie zurück- 
gehen, und die Idee des altdeutschen Geschlechterstaates verdienen es, 
endgültig begraben zu werden.‘“ Ebenso entschieden Eduard Meyer, 
SB. der Berliner Akademie vom 6. Juni 1907. Er betont den Herden- 
charakter der Menschen gegenüber der naturrechtlichen Annahme von 
isolierten Menschen am Anfang der Entwicklung; feste, geordnete 
Verbände haben von Anfang an bestanden; der Staat ist nicht aus den 
Geschlechtsverbänden herzuleiten. Vgl. Ed. Meyer, Gesch. des Alter- 
tums, 2. Aufi., I, 1, S. 6ff. Der Hauptsache nach lehnt auch Gothein, 
Art. Familie, Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 3. Aufl., 
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etwa zur Ausfüllung von Lücken, wo andere Erklärungen zu 
versagen scheinen, findet sie doch noch ihre Vertreter. 

Als herrschende Meinung gilt es heute, daß der gentilizische 
Charakter der altgermanischen Verfassung sich nicht über die 
Ortsgemeinde hinaus erstreckt, daß also die Hundertschaft, 
der ordentliche Gerichtsbezirk, oder gar die Völkerschaft, der 
umfassende politische Verband, nichts mit ihm zu tun haben.! 
Brunner? führt als ‚triftiges Argument gegen die Auffassung 
v. Sybels“ die Tatsache an, daß der Geächtete, wie er aufgehört, 
Volksgenosse zu sein, auch nicht mehr als Geschlechtsgenosse, 
nicht mehr als Blutsfreund behandelt werden darf. Der junge 
Germane wurde durch die Wehrhaftmachung Glied der Landes- 
gemeinde, der politischen Rechte teilhaftig. Wie Tacitus (cap. 13) 
sagt: arma sumere non ante cuiquam moris, quam civitas 
suffecturum probaverit; die Landesgemeinde ist es, die über 
die politischen Rechte entscheidet. Wenn es Angehörige sind, 
die den für wehrhaft erklärten Jüngling mit den Waffen 
schmücken, so liegt die Entscheidung doch eben nicht bei der 
Familie oder Sippe, sondern bei der Volksversammlung.® Für 


4. Bd., S. 32, die Theorie vom Ursprung des Staats aus der Geschlechter- 
verfassung ab. Vgl. ferner oben S. ı3 (H. Leo) und S. 43 (Waitz). Brun- 
ner I, S. 131: ‚Von je stand über den einzelnen Geschlechtern die Ge- 
samtheit der Volksgenossen‘‘ (nicht ganz verständlich ist mir die Be- 
merkung S. 179 über die Vorstellung von der Völkerschaft als ‚,er- 
weitertem Geschlecht‘). Als Anhänger der Theorie vom Geschlechter- 
staat bekennen sich Schmoller (vgl. Ztschr. für Sozialwissenschaft 1904, 
S. 385 Anm. 3) und Lamprecht (Leipziger Rektoratsrede S. 14). Seeliger, 
Ständische Bildungen im Deutschen Volke (Leipz. Rektoratsrede von 2905) 
S. 2: ‚Die gesellschaftliche Ordnung der alten Germanen beruhte auf 
den Sippenverbänden.‘‘ Da S. das Wort ‚gesellschaftlich‘ in umfassendem 
Sinn gebraucht, scheint er hiermit auch jene Theorie anzunehmen. Nach 
S. 5 tritt der ‚„Staat‘‘ allmählich gegenüber den Sippen hervor, so daß ‚‚die 
Sippen nicht mehr die Grundelemente des staatlichen Verbands waren“. 

! Schröder, Rechtsgeschichte S. 19. — * Brunner I, S. 131 Anm. 92. 

® Wenn Cl. v. Schwerin, Die altgerm. Hundertschaft S. 27, es für 
möglich hält, daß sich die Germanen im Ding geschlechterweise auf- 
stellten, so würde dem, falls es sich dartun ließe (belegt ist es nicht), 
doch für unsere Frage keine Bedeutung zukommen. Denn über die 
Aufnahme in den politischen Verband entscheidet eben nur die Völker- 
schaft als Ganzes. — Sohm, Reichs- und Gerichtsverfassung S. 554, 
faßt die Wehrhaftmachung als Emanzipation auf. Von dieser Auf- 
fassung aus ließe sich die These Sybels auch bekämpfen, auf andere Art. 
Doch ist Sohms Ansicht nicht haltbar. S. Brunner $S. 104 Anm. 66. 
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die Stellung in der Familie trägt die Wehrhaftmachung an sich 
nichts aus; für den politischen Verband ist sie grundlegend. 

Im Gegensatz zu der herrschenden Meinung hat man neuer- 
dings die Geschlechtertheorie zwar nicht für die ganze alt- 
germanische Verfassung, aber für die Hundertschaft zu er- 
neuern gesucht!, unter Hinweis darauf, daß für die Formation 
der Heereskörper verwandtschaftliche Gesichtspunkte, mit den 
Worten des Tacitus: für die Ordnung in den turmae et cunei 
die familiae et propinquitates maßgebend waren. Dieses Argu- 
ment kann doch nicht ausreichen. Nehmen wir an (wofür 
Anhaltspunkte vorliegen), daß das Dorf, die Ortsgemeinde 
gentilizischen Charakter gehabt hat, daß ferner die Hundert- 
schaft mehrere Ortsgemeinden umfaßte, so bleibt die Möglich- 
keit übrig, daß die zusammenkämpfenden Verwandtschaften 
nicht mit der Hundertschaft zusammenfielen, wobei es hier 
gleichgültig ist, ob die Hundertschaft militärische Bedeutung 
gehabt oder nicht. Wenn natürlich nicht bestritten werden 
soll, daß die Bedeutung des Geschlechts in das öffentliche Leben 
hineinreicht?, so hat es doch nicht den Rahmen für die Ver- 
fassung abgegeben. Es liegen doch gar zu wenig Anhaltspunkte 
für die Annahme eines gentilizischen Charakters der Verfassung 
vor. Es fehlt namentlich auch ganz an einer Terminologie, 
welche gentilizisch gedeutet werden könnte. Weder die Ver- 
bände noch die Ämter — König, Herzog, Princeps — tragen 
entsprechende Bezeichnungen. Die deutschen Bezeichnungen 
sind in hohem Maße spezifisch staatlich gedacht.? 

Allerdings findet sich bei den Angelsachsen die Bezeichnung 
ealdorman*, die dem Ausdruck Princeps entsprechen dürfte. 


1 v. Schwerin a.a.O. S. 2off., S.g6ff. Vgl. dazu Ernst Mayer, 
Histor. Vierteljahrschrift 1913, S. 67. 

®2 Prägnant darüber Waitz I, S. 54 ff.; Brunner I, S. ıı1 ff. 

® Vgl. oben S. 130 und $. 139. Über die Anschauungen, die den 
römischen Amtsbezeichnungen (magister, magistratus, von magis, der 
„mächtigere‘‘, und honor) zugrunde liegen, s. Mommsen, Römisches 
Staatsrecht I, S. 45. 

% v. Schwerin S. 109; derselbe, Zur Hundertschaftsfrage, Ztschr. der 
Savigny-Stiftung Bd. 29, S. 291 Anm. ı und S. 301. Beda gibt das 
Wort mit satrapa wieder. Über das Vorkommen von Aldermännern in 
den Dörfern s. Ernst Mayer, Deutsche und französ. Verfassungsgeschichte 
I, S. 497 Anm. ı (doch ist es bei seinen Beispielen nicht ganz sicher, ob 
sie sich wirklich auf Dörfer beziehen). Allbekannt sind die Aldermänner 
in den Gilden (Zünften). Über die Dorfverfassung im allgemeinen haben 
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Es mag auch an die burgundische Bezeichnung des Ober- 
priesters, Sinista, der Älteste, erinnert werden.! Derartige 
Bezeichnungen kommen ja bei vielen Völkern vor?, bei den 
Germanen wenig, immerhin auch bei ihnen. 

Liegt nun in solchen Bezeichnungen ein sicherer Beweis für 
gentilizische Herkunft des Staats, für gentilizische Deutung 
der Verfassung? Waitz selbst hat in seiner Auseinandersetzung 
mit Sybel mit diesem Faktor gerechnet, indem er festzustellen 
suchte, inwieweit dem von Sybel verwerteten Wort ealdorman 
eine Beweiskraft zuerkannt werden könnte. ‚Ich meine‘ — 
sagt er? —, „daß das deutsche Wort allerdings auf eine Zeit 
zurückweist, wo die Familienverhältnisse Vorbild, um nicht 
zu sagen, Grundlage der politischen Vereinigungen waren, daß 
wir aber in keiner Weise berechtigt sind, aus der späteren An- 
wendung des Ausdrucks auf ein Fortbestehen weder der reinen 
Familienverhältnisse noch einer künstlichen Gentilverfassung 
zu schließen, daß wir überhaupt bei der Frage nach der Be- 
deutung und Stellung des Princeps oder Aldermanns von dem 
Wortsinne absehen und uns an bestimmte historische Zeugnisse 
halten müssen.“ 

Ohne Zweifel ist es richtig einen voreiligen Schluß aus einer 
späteren Anwendung eines Ausdrucks auf ein Fortbestehen 
einer entsprechenden alten Verfassung abzulehnen; schon 
deshalb, weil alte Ausdrücke oft unverstanden von einer späteren 
Zeit übernommen werden. Andererseits möchten wir uns nicht 
so gleichgültig zu dem ‚Wortsinn‘ stellen, wie Waitz es hier 


wir hier nicht zu sprechen, da sie, wie noch näher darzulegen sein wird, 
der Staatsverfassung nicht angehörte. So sprechen wir hier auch nicht 
über die Frage ihres gentilizischen Charakters. 

2 Brunner S. 171 Anm. go. 

2 Vgl. die Beispiele in Sybels ‚‚Entstehung des deutschen Königtums‘“ 
und z. B. den Starosta bei den Slaven: O. Schrader, Reallexikon der 
indogerm. Altertumskunde S. 443 und 445. Wißmann, Unter deutscher 
Flagge quer durch Afrika, 4. Aufl., S. 38ı (über Lubuku): ‚Dafür, daß 
die Bevölkerung eines Dorfes oder Distriktes stets von einer Familie 
ausgegangen ist, spricht der Umstand, daß sich die Bewohner eines 
solchen stets ‚Söhne‘, ‚Bena‘ nennen, also ‚Bena-Katende‘: die Söhne 
Katendes.“ 

3 Waitz, Zur deutschen Verfassungsgeschichte, in Schmidts Ztschr. 
f. Geschichtswissenschaft Bd. III, S. 27, wieder abgedruckt in: G. Waitz, 
Abhandlungen zur deutschen Verfassungs- und Rechtsgeschichte, heraus- 
gegeben von K. Zeumer, S. 45. 

v. Below, Der deutsche Staat. 15 
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vorschlägt. Aber es ist die Frage, ob der Wortsinn richtig ge- 
deutet wird, ob die erwähnten Ausdrücke auf tatsächliche ver- 
wandtschaftliche Beziehungen zu deuten sind. 

„Das Wesen der Zugehörigkeit zu einem staatlichen Organis- 
mus‘ — so lesen wir in Labands ‚Staatsrecht des Deutschen 
Reichs‘‘! — ‚besteht in der Untertanenschaft, d. h. in der 
Unterwerfung unter die obrigkeitliche Herrschermacht. Der 
Bürger ist als einzelner Objekt der obrigkeitlichen Rechte des 
Staates; die Willenssphäre des Staates richtet sich gegen ihn 
und verpflichtet ihn zu Handlungen, Leistungen und Unter- 
lassungen behufs Durchführung der dem Staate obliegenden 
Aufgaben.‘ Dazu in der Anmerkung: ‚Diese Auffassung und 
juristische Formulierung des Verhältnisses der Staatsgewalt 
zur Person des Staatsbürgers ist mit voller Klarheit hingestellt 
worden von v. Gerber, Grundzüge des deutschen Staatsrechts 
$ 15—17... Auf mehrfachen Widerspruch hat v. Gerber in 
der zweiten Auflage S. 222 ff. so meisterhaft repliziert, daß 
es genügt, auf diese Ausführungen hinzuweisen. Die Analogie 
auf privatrechtlichem Gebiete darf allerdings nicht 
in den Instituten des Sachenrechts, sondern nur in 
den Gewaltverhältnissen des Familienrechts gesucht 
werden.‘? Auf diese Stelle und auf Bemerkungen Gerbers in 
der zweiten Auflage seiner Grundzüge verweist Ernst Landsberg 
in seiner „Geschichte der deutschen Rechtswissenschaft‘, indem 
er die Förderung der Wissenschaft hervorhebt, die Gerber und 
Laband durch ihre Beobachtungen ‚über die Anwendung des 
Begriffes ‚Herrschaftsrecht‘“ auf das Untertanenverhältnis, ferner 
über die zivilistische Analogie, welche, richtiger als dem Sachen- 
rechte, vielmehr dem Personenrechte zu entnehmen sei“, ge- 
bracht haben.? 


ı 1. Aufl. Bd. I, S. 137. — *® Von mir gesperrt. 

® E. Landsberg, 3. Abteilung, zweiter Halbband, Noten S. 348. Vgl. 
C. F. v. Gerber, Grundzüge 2. Aufl. S. 220 Anm. ı: „Das Herrschafts- 
recht über die Staatsbürger verhält sich systematisch zur Gebietshoheit 
ähnlich wie im Privatrechte die familienrechtlichen Befugnisse zu den 
Rechten an Sachen.‘ S. 222f.: ‚Der Staatsbürger ist Gegenstand des 
staatlichen Gewaltrechts. Der Anstoß, welchen manche an dieser Formel 
genommen haben, läßt sich, wie es scheint, aus einem Mißverständnis 
erklären. Man hat sich zu sehr daran gewöhnt, das Verhältnis von 
Subjekt und Objekt im Sinne des privatrechtlichen Sachenrechtes auf- 
zufassen, und schreckt nun vor einer Vorstellung zurück, bei welcher 
der Staatsbürger in eine Lage gebracht zu sein scheine, in welcher man 
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Die alten Germanen und so viele andere Völker in der alten 
Zeit dürften in derselben Lage gewesen sein wie Gerber und 
Laband. Diese lehnen Hallers Auffassung von den rein privat- 
rechtlichen Beziehungen zwischen dem Herrscher und den 
Beherrschten ab. Immerhin suchen sie nach rechtlichen Ana- 
logien, nach denen sie uns diese Beziehungen anschaulich zu 
machen vermögen. Sie haben die Empfindung, daß die Vor- 
stellungen des Sachenrechts zu kurz sind, zu wenig Spielraum 
lassen, um zur Veranschaulichung der Verfassungseinrichtungen 
zu dienen. So greifen sie zu der Analogie aus dem Personen-, 
dem Familienrecht. In derselben Lage befanden sich jene alten 
Völker. Um der Hallerschen Verfassungskonstruktion und der 
rein sachenrechtlichen Darstellung des Staatsrechts zu entgehen, 
retteten sie sich, wie Gerber und Laband, zur Analogie aus 
dem Familienrecht und wählten von da her manche Bezeichnung 
für die Gemeinschafts- und Abhängigkeitsbeziehungen. Solchen 
dem Familienverband entnommenen Bezeichnungen liegt gewiß 
nicht immer eine tatsächliche Verwandtschaft zugrunde. Es 
handelt sich gewiß oft nur um den Versuch, für öffentlich- 
rechtliche Beziehungen eine Analogie zu finden. Man verzichtet 
nun einmal ungern darauf, etwas Eigenartiges anzuerkennen. 
Wie man heute zwischen der Analogie des Sachenrechts und der 
des Familienrechts schwankt, wenn man die öffentlichrechtliche 
Herrschaft zur Anschauung bringen will, so sind solche tastenden 
Versuche auch in der alten Zeit denkbar. Die alten Germanen 
haben übrigens einen guten Geschmack bewiesen, indem sie 
von den familienrechtlichen Analogien nur einen äußerst be- 
scheidenen Gebrauch gemacht haben. Und anerkennende Er- 
wähnung verdient es auch, daß sie sich den Formeln der organi- 
schen Theorie ganz verschlossen haben.! Diese gehört zu den 


nur die leblosen Bestandteile der Güterwelt zu erblicken gewohnt ist. 
Aber die Relation von Subjekt und Objekt ist ja nicht bloß eine sachen- 
rechtliche, sondern eine allgemein rechtswissenschaftliche und empfängt 
ihren Inhalt immer aus der allgemeinen Natur des Rechtsverhältnisses, 
dessen Bestimmung sie dient. Schon in der privatrechtlichen Konstruk- 
tion der familienrechtlichen Rechte an der Person ist der Begriff ‚Gegen- 
stand‘ in einem andern Sinne zu nehmen als im Sachenrechte.“ 

! Der Einwand, den Sickel (oben S. 89) gegen die Geschlechtertheorie 
macht, trifft wohl noch mehr gegen die organische Theorie zu. — Von 
der organischen Theorie machen die Südslaven Gebrauch, indem sie von 
glavar pleminski (Haupt des Stammes) sprechen. Schrader, Reallexikon 
S: 443. 

E5* 
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Theorien, die gute Dienste leisten, wenn man sie anwendet, 
um eine andere Theorie totzuschlagen, und wenn man sie mit 
solcher Zurückhaltung übt, daß man sie in den Einzelheiten 
nicht ausmalt, die aber zu Geschmacklosigkeiten herabsinken, 
sobald man beginnt, sie im Detail auszuspinnen. Man kennt 
die fürchterlichen Parallelen, die Bluntschli zwischen den ver- 
schiedenen Funktionen des Staats und den Funktionen der 
einzelnen Teile des männlichen und weiblichen Körpers zog.! 
Von derartigem haben sich die alten Germanen freigehalten. 

In Sybels Darstellung ist vielleicht manche Wendung so 
zu deuten, daß er nicht überall eine Identität der politischen 
Herrschaft mit der des Familien- oder Sippenhauptes annimmt, 
sondern gelegentlich nur davon sprechen will, daß den Germanen 
das verwandtschaftliche Band das Muster für die Schaffung 
von Gemeinschafts- und Abhängigkeitsbeziehungen oder die 
Kategorien, nach der sie solche dachten, war. Natürlich fallen 
Muster und Kategorie nicht zusammen, und man wird immer 
zwischen Anknüpfung und Vorbild einerseits und Mittel der 
Veranschaulichung andererseits zu unterscheiden haben. 

Es ist aber ferner auch wohl geboten zu zweifeln, ob man 
Bezeichnungen wie der „Älteste“ unbedingt als dem Familien- 
verband entlehnt ansehen darf. Bei ‚dem Ältesten‘ und ‚‚den 
Ältesten“ hat man mehrfach doch vielleicht nur an die er- 
fahrensten Männer, ohne Rücksicht auf ein Verhältnis der 
verwandtschaftlichen Überordnung, gedacht.*2 Bei den Ältesten 
des russischen Dorfs, bei den Anzianen der italienischen Städte 
des Mittelalters liegt eine solche Deutung gewiß am nächsten.® 
Die ‚Alten‘ in den deutschen Städten sind die Patrizier.* 
Im Mahabharata wird der vornehmste aus dem Herrscher- 
geschlecht der Bharata ‚‚o Stier der Bharata‘ angeredet. Es 


1 Ich habe in dem oben S. 169 Anm. 2 zitierten Artikel der Allg. 
Zeitung Bluntschlis Verfahren geschildert. 

®2 Vgl. Waitz I, S. 60. Daselbst wie auch S. 92 Anm. 3 und S. 265 
überhaupt treffende Beobachtungen. 

® Im deutschen Mittelalter werden für die Aufnahme eines Weistums 
die veterani zugezogen. Vgl. z. B. M. G. Const. III, Nr. 415; Zeumer, 
Quellensammlung I, Nr. 112, S. 144. Daß die Namenendung -ing nicht 
in die Argumentation für den Geschlechterstaat gezogen zu werden 
braucht, geht aus den obigen (S. 215) Bemerkungen hervor. 

4 Vgl. z. B. Kolmar Schaube, Zur Entstehung der Stadtverfassung 
von Worms, Speier und Mainz (Programm des Elisabeth-Gymnasiums 
in Breslau 1892), S. 19; Chroricon Moguntinum ed. Hegel S. 29. 
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ist auch einer der Versuche, sich mit Analogien aus dem 
Naturleben zu helfen. 

Es wäre schließlich die Frage zu erheben, ob die Deutschen 
sich den sachenrechtlichen Analogien ganz verschlossen haben. 
Hier wird namentlich die Bezeichnung dominus terrae in Be- 
tracht kommen. Wir haben indessen schon dargelegt, daß sie 
nicht privatrechtlich gedeutet zu werden braucht.! In gewisser 
Weise gehört auch der gesamte Einfluß des Lehnswesens auf 
die Verfassung, von der Beeinflussung des Untertaneneides an, 
hierher; auch dabei spielt die Verwendung sachenrechtlicher 
Analogien eine Rolle. Zum Teil ist von sachenrechtlichen 
Analogien im Zusammenhang eines Versuchs der Steigerung 
der Herrscherrechte Gebrauch gemacht worden; ein Beispiel 
hatten wir bereits zu erwähnen.” Kommt es dahin, daß über 
die sachenrechtlichen Analogien hinaus eine wahrhaft sachen- 
rechtliche Herrschaft hergestellt wird, so tritt natürlich eine 
Beeinträchtigung des staatlichen Gebiets ein; das Privatrecht 
siegt über das öffentliche. Doch ist nie ein Staat vollkommen 
von dem Privatrecht aufgezehrt worden, und von der deutschen 
Verfassung der Urzeit und des Mittelalters dürfen wir schon 
hier sagen, daß das Sachenrecht den Staat nur umwuchert, 
aber nie in seinem Kern beseitigt hat. 

Wir geben zu, daß die Völker der verschiedenen Zeiten 
familienrechtliche und sachenrechtliche Analogien bei der 
Bezeichnung ihrer Verfassungseinrichtungen und Verfassungs- 
rechte angewandt haben. Es war, wenn man von jenen politi- 
schen Bestrebungen mit konkretem Ziel absieht, ein Notbeheltf, 
der zur Veranschaulichung der staatlichen Beziehungen dienen 
sollte; wie die entsprechenden Bemühungen in der heutigen 
Literatur auch ein solcher Notbehelf sind. Die familienrecht- 
liche Analogie verdient, wenn man ohne solche Notbehelfe 
nicht auskommen zu können meint, gewiß den Vorzug vor der 
sachenrechtlichen. Wir verwerfen indessen jede privatrecht- 
liche Analogie. Ein solcher Notbehelf führt doch vom rechten 
Weg ab. Das Wesen des Staats, wie es uns übereinstimmend 
aus der Mannigfaltigkeit der Jahrhunderte entgegentritt, wird 
dadurch nicht erfolgreicher erfaßt. In dem Versuch der Angel- 
sachsen und Labands, mit der familienrechtlichen Analogie 
zu operieren, steckt noch immer etwas von Haller. Wenn der 
Herrscher nur als Familienvater oder nach der Analogie von 


1 5. oben S. 130 und 140. — ? S. oben S. 175. 
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dessen Stellung aufgefaßt wird, so kommt das, was im Staat 
liegt, nicht ausreichend zur Geltung; es handelt sich dann um 
keine wahre Herrscherstellung. Die Beziehungen innerhalb des 
engeren oder weiteren Familienverbands sind doch auch nur 
private. Mit der Labandschen Auffassung ist der Geschlechter- 
staat, der nach Sybels Geständnis kein Staat ist, leidlich ver- 
einbar.! 

Worin besteht das staatsrechtliche Verhältnis, die Herrschaft 
über Untertanen, die Unterwerfung unter die obrigkeitliche 
Herrschermacht? 

Wir haben zunächst eine negative Definition: Herrschaft 
über Untertanen ist nicht privatrechtliche Herrschaft, besteht 
aus Beziehungen, die nicht auf private Rechte zurückgeführt 
werden können. 

Dazu tritt aber auch eine positive: Herrschaft über Unter- 
tanen wird ausgeübt und ist notwendig, damit bestimmte 
Gemeinschaftszwecke verwirklicht werden können. 

Die Vereinigung beider Verhältnisse macht das Untertanen- 
verhältnis aus. 

Jedem Gemeinschaftszweck des Staats entspricht eine Pflicht 
der Untertanen, die aber gar nicht privater Natur ist. Der Um- 
fang der Pflicht kann variieren; sie läßt sich aber an sich immer 
wahrnehmen. Diese Sätze ergeben sich aus der Beobachtung 
der Verfassung der Urzeit und des Mittelalters ebenso wie aus 
der der Neuzeit. 

Gerber? hebt es als ‚das Eigentümliche des Herrschafts- 
rechts“ hervor, ‚daß es keineswegs mit der Unterwerfung der 
seinem Kreise angehörenden Personen abschließt, sondern mit 
der Subjektion und durch sie zugleich eine Reihe der wichtigsten 
Befugnisse verleiht, die staatsbürgerlichen, insbesondere die 
politischen Rechte, welche gewissermaßen den Charakter einer 
Gegengabe haben. So entsteht zwischen dem Staate und seinen 
Untertanen ein Rechtsverhältnis, ein Verhältnis korrespon- 


1 Als eine Art des Geschlechterstaats wird auch der Patriarchalstaat 
angesehen. Vgl. Jellinek, Allg. Staatslehre S. ıgo f. Juristisch ist der 
Patriarchalstaat kaum zu fassen, schwerlich mehr als die Kategorie der 
Tyrannei oder die des gütigen Regiments. Als Patriarch und als Tyrann 
können sowohl absolute Herrscher wie Präsidenten einer Republik be- 
zeichnet werden. Vgl. zur Charakteristik des Patriarchalstaats die feinen 
Bemerkungen von Leo oben S. 17. 

?2 Gerber, Grundzüge S. 223 f. 
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dierender Rechte und Pflichten.“ Gerber nennt in diesem 
Sinne die staatsbürgerlichen Rechte ‚‚Reflexrechte‘“. 

Um Gerbers Formulierung der besonderen Beziehung auf 
den modernen Staat zu entkleiden, wird es sich empfehlen, 
statt von ‚„‚Befugnissen‘‘ der Staatsbürger, von ‚Reflexrechten“ 
lediglich davon zu sprechen, daß mit jedem staatlichen Herr- 
schaftsrecht eine Pflicht des Inhabers zur Wahrnehmung eines 
Gemeinschaftszwecks, eine Reflexpflicht korrespondiert. Die 
Pflicht kann ja konstituiert sein, ohne daß sie mit einer Be- 
fugnis, einem Anspruch des Staatsbürgers verbunden ist.! 


86. Die Durehbrechung des Untertanenverbandes. Wesen und 
Entstehung des Feudalismus. 


a) Die Durchbrechung des Untertanenverbandes. 


In dem letzten Paragraphen haben wir in großen Zügen das 
allgemeine Untertanenverhältnis gezeichnet, dessen einzelne 
Seiten und Konsequenzen uns noch weiterhin zu schildern ob- 
liegt. Wir wenden uns jetzt dazu, die Auflösung des Unter- 
tanenverbandes ebenso in großen Umrissen zu skizzieren, um 
nachher bei den einzelnen Verfassungseinrichtungen den Vor- 
gang gleichfalls eingehender darzulegen. 

Wie lange hat im Reich der allgemeine Untertanenverband 
Bestand behalten? 

Wir kennen die Anschauung von Roth?: er, der so entschieden 
den Untertanenverband für das fränkische Reich reklamiert 
hat, läßt mit dem Ende der karolingischen Periode ‚eine Läh- 
mung aller öffentlichen Funktionen‘, die Ersetzung des Unter- 
tanenverhältnisses durch das vassallitische Verhältnis eintreten. 
Es ist speziell das ‚Seniorat‘, wodurch die „Verwandlung des 
Untertanenverbandes in das Vasallenverhältnis‘‘ bewirkt wird.? 
„Im g9. Jahrhundert bemächtigen sich die Seniores aller Gewalt 
im Staat.‘“ ‚Die staatliche Gleichberechtigung der Freien war 
das erste, was dem ausgebildeten Seniorat als Opfer fiel.“ Roth 
spricht von einem ‚Stand der Senioren‘.? 

Roths Senioratstheorie übt noch heute einen gewissen Einfluß 
auf die Literatur.° Aber sie ist ganz haltlos. Es gibt Lehns- 


ı Vgl. z.B. Allg. Preußisches Landrecht, 2. Teil, 13. Titel, $ ı ff. 
Aber die in unserm Text gemachte Bemerkung gilt nicht bloß für das 
Zeitalter des Absolutismus. 

2 S. oben S. 44 f. — ° Roth, Gesch. des Benefizialwesens S. 386. 

* Ebenda S. 381. — ° Vgl. dazu oben S. 80 und S. 158 Anm. 1. 
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herrn, indessen nicht Senioren, die etwas anderes oder mehr 
sind als Lehnsherren. Roths Irrtum stammt wohl wesentlich 
daher, daß er die Verfassung hauptsächlich nur unter dem 
Gesichtspunkt der Heeresverfassung aufgefaßt hat, und der 
Neuerung in dieser, dem Aufkommen des Lehnsdienstes, eine 
umfassende Bedeutung für die ganze Verfassung glaubte bei- 
legen zu müssen. Die Wahl des Terminus Seniorat ist unter 
allen Umständen unzweckmäßig, da das Wort senior in den 
Quellen des deutschen Mittelalters nur selten begegnet.! 

Roths Ansicht findet ihre einfache Widerlegung darin, daß 
der Untertanenverband auch noch nach der angeblichen Er- 
hebung der Seniores bestehen bleibt und daß diejenigen, die 
dem Reich die Untertanen rauben, keineswegs die Lehnsherren 
als solche und nicht einmal bloß die Lehnsherren sind. Es wird 
in der Schilderung der Reichsheeresverfassung darzulegen sein, 
inwieweit im Heerwesen durch private Truppen eine rein tat- 
sächliche, indirekte Durchbrechung des Untertanenverbandes, 
Mediatisierung der Reichsuntertanen stattgefunden haben 
dürfte. Hier genügt es zu bemerken, daß es sich dabei nicht 
um rechtliche und direktc Mediatisierung handelt, daß dabei 
etwas anderes als das Heerwesen nicht in Betracht kommt 
und daß private Truppen in einer Zeit hervortreten, in der 
Reichsuntertanenverband und Vereidigung noch in vollem 
Gang sind. 

Bei der Frage nach der Fortdauer des Reichsuntertanen- 
verbandes sind zu unterscheiden die Fortdauer der allgemeinen 
Vereidigung und die Fortdauer des Untertanenverbandes im 
allgemeinen. 

Die Frage der Fortdauer der allgemeinen Vereidigung wird 
von Waitz und Seeliger, dem Bearbeiter der zweiten Auflage 
des 6. Bandes der Verfassungsgeschichte, verschieden beant- 
wortet. Darin stimmen beide überein, daß sie von einer all- 
gemeinen Beeidigung des Volks, sei es beim Regierungsantritt, 
sei es zu bestimmten Zeiten, in der nachkarolingischen Periode 
keine Spur mehr zu entdecken vermögen.? Von einer perio- 


ı Vgl. Waitz IV, S. 244 Anm. 2; VI, S. 57; Beyer, Mittelrheinisches 
UB. I, 176; Brunner, Zur Geschichte der ältesten deutschen Erbschafts- 
steuer S. 5 (senior als Bezeichnung des Grundherrn gegenüber dem 
Unfreien in bezug auf die Besthauptzahlung). Am ehesten noch wird 
der König senior genannt. Waitz IV, S. 285 f. Doch überwiegt bei ihm 
neben dem Titel rex (imperator) die Bezeichnung dominus. 

® Waitz VI, S. 487 und 490. 
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dischen Wiederholung der allgemeinen Eidesleistung kann jeden- 
falls nicht mehr die Rede sein. Dagegen nimmt Waitz, unter 
dem Widerspruch Seeligers, an, daß wenigstens gelegentlich eine 
allgemeinere Vereidigung, vielleicht nicht aller Reichsinsassen, 
aber doch nicht bloß der Großen des Reichs, stattgefunden 
hat.! Es wird wohl behauptet werden dürfen, daß, allerdings 
bei zufälligem Anlaß, noch dann und wann bis zum 12. Jahr- 
hundert die ganze Einwohnerschaft eines Orts, einer Stadt dem 
König vereidigt worden ist, und zwar eines Orts, der nicht als 
unmittelbar königliches Gebiet angesehen werden kann.? Diese 
Tatsache ergibt gewiß, daß man nicht grundsätzlich auf die 
Eidesleistung des einfachen Reichsinsassen verzichtete, nicht 
grundsätzlich sich darauf beschränkte, den Eid von den Großen 
des Reichs zu fordern. Der weit überwiegende Brauch dieser 
Zeit ist allerdings, daß nur die Großen dem König den Eid 
leisten. 

Die Quellen sprechen ausdrücklich von der Eidesleistung der 
„Großen“: proceres, primores, magnates.” In Parallele damit 
nennen sie auch die Fürsten, principes®, womit wir wohl die 
Gleichung erhalten, daß die Eide der Großen die Eide der 
Fürsten sind. 

Wir unterscheiden den älteren und den neueren Reichs- 
fürstenstand; ihre Grenze fällt in die Jahre 1I80o—88.° Zum 
älteren Reichsfürstenstand gehören die Reichsbischöfe, die 
Reichsäbte und Reichsäbtissinnen, der Reichskanzler, der Propst 
von Aachen, die Herzöge, Markgrafen und Grafen. Es ist 
durchaus ein Amtsadel, um den es sich hier handelt; das Lehns- 
verhältnis bestimmt die Zugehörigkeit zum Reichsfürstenstand 
ganz und gar nicht. Seine Grundlage bildet, insbesondere bei 


1 Waitz S. 489. 

®2 Waitz S. 490 Anm. 2. — In der epistola ad Mantuanos, Brixienses, 
Bergamenses Friedrichs I. vom J. 1155 heißt es: per fidelitatem, quam 
nobis iurastis, und: per jiuramentum, quod nobis iurastis. M. G. Const. I, 
Nr. 155, S. 218. Diese Stelle darf doch auch wohl in unserm Sinn heran- 
gezogen werden. Anders wäre es, wenn die Urkunde aus der Zeit nach 
dem roncalischen Reichstag stammte, in welcher die oberitalienischen 
Städte der Mehrzahl nach als unmittelbares Reichsgebiet gelten konnten. 
Vgl. übrigens zu jener Stelle Köstler, Huldentzug S. 34. 

3 Waitz VI, S. 487f. — * a.a. ©. $. 487 Anm. 7. 

ö Vgl. zusammenfassend darüber Schröder, Rechtsgeschichte $ 45 
S. 504. Über die neueren Kontroversen zu dieser Frage s. Fehr, Sa- 
vigny-Ztschr. 33 (1912), S. 557 und Niese, GGA. 1914, S. 54 ff. 
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den weltlichen Fürsten, das Grafenamt, und es ist ganz gleich- 
gültig für die Qualifikation zum Fürsten, ob der Träger des 
Grafenamts es von jemand zu Lehen hat oder nicht, und von 
wem er es etwa zuLehen hat. Das also sind die Kreise, die jetzt 
statt der Allgemeinheit der Untertanen dem König den Eid 
leisten; das also die Kreise, die dem Reich den Untertaneneid 
rauben. Diese Tatsache liefert einen der vielen Beweise für die 
Widerlegung der Rothschen Senioratstheorie; sie beweist aber 
überhaupt, daß mindestens bis zu den Jahren 1T80—88 Deutsch- 
land unmöglich wesentlich als Lehnsstaat aufgefaßt werden kann. 

Der Eid, den die Großen leisten, wird zunächst nur als Be- 
amteneid geleistet. Bei einem Teil wandelt er sich freilich zum 
Lehnseid. Indem eine sich steigernde Zahl von Beamten ihr 
Amt zum Lehen zu machen versteht und als Lehen empfängt, 
wird der Beamteneid durch den Lehnseid ersetzt. Indessen ist 
nie die Vorstellung (wir kommen darauf zurück) unterdrückt 
worden, daß es sich bei dem zum Lehen gewordenen Amt doch 
um ein Amt handelt, und bei der großen Gruppe der geistlichen 
Fürsten wird in dieser Periode der Eid noch durchaus als Amts- 
eid geleistet. Bei dem Eid der Großen ist auch wohl noch eine 
dritte Bedeutung zu beobachten: wenn der König ihren Eid 
entgegennimmt, so sieht er darin die Versicherung der Treue 
des Reichs oder des Reichsteils, dessen Große er vereidigt. 
Insofern sind ihm die Großen mit ihrem Eid die Repräsen- 
tanten der ganzen Einwohnerschaft des Reichs, und in diesem 
Sinne leisten sie an Stelle der Reichsuntertanen den Eid. Fest- 
zuhalten ist aber, daß es die Nachfolger der alten Reichsbeamten 
sind, die die Reichsuntertanen zunächst vertreten und dann 
dem Reich die Untertanen abnehmen. Die Lehnsleute als solche 
sind nicht die Großen des Reichs, sondern nur solche Lehnsleute 
gehören zu ihnen, die ein Reichsamt zu Lehen haben. Und 
bis zum Jahre 1180 wird die Stellung der Großen, der Fürsten 
als solcher auch noch nicht lehnsrechtlich, sondern amtsrecht- 
lich aufgefaßt.! 

Dem Verhältnis der geistlichen Fürsten zur Zeit des älteren 
Reichsfürstenstandes mag noch eine Nebenbemerkung gewidmet 
werden.? Es ist mitunter vorgekommen, daß ein Bischof aus 


1 Über den Zeitpunkt, zu dem die Großen den Eid leisten, s. Waitz VI, 
S. 480 ff. (hauptsächlich beim Regierungsantritt). 

2 Zum Treueid der geistlichen Fürsten vgl. R. Schröder, Rechts- 
geschichte S. 4ıı Anm. 17. 
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kirchlichen Bedenken sich geweigert hat, dem König den Eid 
zu leisten.” In dem Nachdruck, mit dem man eine solche 
Weigerung abgelehnt, den Eid gefordert hat, findet die Tat- 
sache ihren Ausdruck, daß man das persönliche Band des Eides 
nicht glaubte entbehren zu können. Andererseits wollten die 
Bischöfe mit der Eidesverweigerung die Herrschaft des Königs 
nicht bestreiten; ein Zeichen, daß jene Zeit für die Unter- 
ordnung unter den Staat ohne eine spezielle Form der Verpflich- 
tung doch Sinn hatte. 

Einen starken Fortschritt zur Feudalisierung der Verfassung 
bedeutet das Aufkommen des neueren Reichsfürstenstandes. 
Jetzt wird der Eid der Großen durchaus zum Lehnseid, der 
Fürstenstand zum Lehnsadel. Wenn das Amt, das Grafenamt, 
noch immer eine Grundlage bleibt, so doch mit der Beschrän- 
kung, daß nur diejenigen als Fürsten gelten, die ein Grafenamt, 
mindestens ein Grafenamt, unmittelbar vom König zu Lehen 
tragen und keines Fürsten (abgesehen von den Pfaffenfürsten) 
Lehnsmannen sind. Die geistlichen Fürsten gewinnen in der 
auf das Wormser Konkordat folgenden Zeit allmählich die 
Stellung von Lehnsmannen des Königs, eine Stellung, die der 
der weltlichen Fürsten analog und mehr und mehr gleich wird; 
von den Regalien des Bischofs gebraucht der König fortan 
das Wort: infeudamus. 

Aber auch für die Periode des neueren Reichsfürstenstandes 
trifft es nicht zu, daß der Untertaneneid dem König durch 
seine Lehnsmannen geraubt wird, daß ein „Übergang des 
Untertanenverbands in den Lehnsverband‘“ stattgefunden hat, 
„die Untertanentreue von der Lehnstreue, der Untertanen- 
verband vom Lehnsverband abgelöst“ worden ist?, „an die 
Stelle der öffentlichen Beziehungen zwischen König und Volk 
Sonderverpflichtungen durch Lehen treten‘.® 

Denn erstens bilden die Mitglieder des neueren Reichs- 
fürstenstandes nur einen Teil der Instanzen, die einen Unter- 
taneneid empfangen. Neben ihnen steht die beträchtliche 
Zahl der nichtfürstlichen Landesherren, die genau in derselben 


! Einen besonderen Standpunkt nahm Bischof Wazo von Lüttich 
ein. Er erklärte dem König: dem Papst sind wir Gehorsam, dem König 
Fe schuldig. Hauck III, S. 579. 

® So z. B. — neben unendlich vielen — Köstler, Huldentzug S. 27 
und S. 35. 
® A. Meister, Verfassungsgeschichte, 2. Aufl., S. 84. 
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Weise über Untertanen verfügen wie die Fürsten und deren 
Stellung zum Reich doch nicht durch das Lehnsband be- 
stimmt ist. Die Städte ferner, die ebenfalls direkt oder in- 
direkt dem Reich Untertanen entziehen, haben auch nicht 
im Lehnrecht die Grundlage ihrer reichsrechtlichen Stellung. 
Diese Verhältnisse sind in den Erörterungen über die Frage, 
ob das deutsche Reich des Mittelalters wesentlich als Lehns- 
staat aufzufassen sei, nie recht gewürdigt worden. Daß aber 
gerade ihnen dafür maßgebende Bedeutung zukommt, liegt auf 
der Hand. 

Zweitens wird auch innerhalb der fürstlichen Gebiete, auch 
zur Zeit des neueren Reichsfürstenstandes, gewissermaßen trotz 
der lehnsrechtlichen Stellung der Fürsten, noch längere Zeit, 
bis ins 13. Jahrhundert, dem König ein Eid geleistet: von allen 
Richtern, die in causae maiores richten wollen, den Beamten 
und Lehnsleuten der Fürsten wie der nichtfürstlichen Landes- 
herren: die Voraussetzung für die Ausübung der Gerichtsbar- 
keit in causae maiores ist die Übertragung des Königsbanns 
an jene. Dieser Akt heißt nur uneigentlich Bannleihe. Der 
Richter wird und bleibt Lehnsmann desjenigen Landesherrn, 
von dem er den Gerichtsbezirk empfängt. Dem König, der 
ihm den Bann überträgt, schwört er nur, schwört ihm den 
Treueid; Mannschaft leistet er seinem Lehnsherrn. So steht 
neben dem WVassalleneid der Fürsten einstweilen noch der 
Beamteneid der Richter, die für ihre Amtsführung den Königs- 
bann nötig haben. 

Außer den Großen des Reichs haben dem König natürlich 
auch diejenigen seiner Vassallen, die von ihm bloßen Grund- 
besitz oder eine Rente, aber kein Reichsamt zu Lehen trugen, 
den Eid geleistet. Indessen ihr Verhältnis hat für die Geschichte 
des Reichsuntertanenverbandes keine Bedeutung. Ihr Stand- 
ort ist das übrig bleibende unmittelbare Reichsgebiet oder das 
Territorium der königlichen Hausmacht. 

Wenn nun in der nachkarolingischen Zeit der allgemeine 
Untertaneneid verschwindet und etwa im ı2. Jahrhundert 
auch seine letzten Spuren beseitigt werden, so ist damit freilich 
noch nicht die Beseitigung des allgemeinen Reichsuntertanen- 
verbands überhaupt gegeben. Wir beobachten vielmehr, daß 
die Idee eines solchen Verbands noch über jene Zeit hinaus 
festgehalten wird. 

Die Krönungsordnungen, die Waitz für seine Darstellung 
der Verfassungsgeschichte bis zur Mitte des ı2. Jahrhunderts 
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verwertet!, setzen ein unmittelbares Verhältnis des Königs 
zum Volk voraus.” Handelt es sich hier freilich mehr nur um 
eine Formel, die aus der alten Zeit in die neue mit Ignorierung 
der aufkommenden Zwischengewalten hinübergenommen wird, 
so liegt größere Bedeutung in der königlichen Bannleihe.? Sie 
zeigt, daß trotz des Fortfalls des allgemeinen Untertanen- 
eides und über ihn hinaus doch die Anschauung von unmittel- 
baren Beziehungen des Königs zu den Reichsinsassen noch 
erhalten bleibt: sie läßt die hohe .Gerichtsbarkeit noch überall 
als königliche Gerichtsbarkeit erscheinen. Und die königliche 
Bannleihe hat bis ins ı3. Jahrhundert Bestand gehabt. Die 
Gebiete der westfälischen Femgerichte, wo sie noch länger 
festgehalten wurde, galten eben deshalb weiter als königliches 
Gebiet, im Gegensatz zu den Gerichtsbezirken, für die sie nicht 
mehr gefordert wurde. An dem Beispiel der westfälischen 
Femgerichte nimmt man allerdings zugleich auch wahr, daß 
in späterer Zeit das königliche Gericht Ausnahme war. 

Im 13. Jahrhundert setzt das Reich noch eine Aktion gegen 
ein privates Schutzverhältnis ins Werk, also gegen ein Ver- 
hältnis, das geeignet war, die unmittelbaren Beziehungen 
zwischen Staatsoberhaupt und Untertanen zu beeinträchtigen: 
gegen die Muntmannschaft. Allein die Reichsgewalt handelt 
hierbei nicht aus eigenem Antrieb und zum eigenen Besten, 
sondern auf Anregung und im Interesse der Landesherren und 
der Städte. Das Staatsoberhaupt, das die Muntmannen be- 
seitigt sehen wollte, war die landesherrliche oder städtische 
Obrigkeit.* 

Wenn das Reich mit der Bekämpfung der Muntmannschaft 
sich schon in den Dienst der lokalen Gewalten stellt, so hat 
es andererseits einen Anspruch auf eine allgemeine Untertanen- 
schaft noch in weit jüngeren Zeiten gelegentlich erhoben. So 
vor allem mit dem System des gemeinen Pfennigs: es war ein 


1 S. über sie neuerdings Schreuer, Grundgedanken der französischen 
Königskrönung S. 3 ff. Waitz VI, S. 215 ff. 

2 Waitz VI, S. 216. Über die Fortdauer der Idee des Reichsunter- 
tanenverbands s. auch Zeumer, Heil. Röm. Reich deutscher Nation S. 6. 

3 Vgl. übrigens auch oben S. 2ıı Anm. 8. 

4 Über die Muntmannen vgl. z. B. Gengler, Deutsche Stadtrechts- 
altertümer; G. L. v. Maurer, Fronhöfe IV, S. 487; Werunsky;, Reformen 
Ottokars II., Mitteilungen des Instituts 1908, S. 267; Zeumer, Quellen- 
sammlung I, Nr. 38, S. 41, $ 2. 
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später und verspäteter Versuch, die Zwischeninstanzen zurück- 
treten zu lassen und die Reichsinsassen noch einmal als un- 
mittelbare Untertanen des Königs aufzufassen: die Reichs- 
insassen sollten ihm unmittelbar steuern. Die Matrikular- 
umlagen trugen den Sieg über den gemeinen Pfennig davon. 
Das Reich war, da es keine eigenen Organe für die Exekution 
der Steuer besaß, auf den guten Willen der lokalen Gewalten 
angewiesen. Es ist charakteristisch, daß es bei der Aufbringung 
des gemeinen Pfennigs die Unterstützung der Pfarrer zu Hilfe 
nahm. 

Die Einheit des Reichs im alten Stil war doch dahin. Den 
entscheidenden Wendepunkt stellen das ı2. und 13. Jahr- 
hundert dar. Aus dem ı2. Jahrhundert haben wir bereits 
Nachrichten darüber, daß den Fürsten ein Untertaneneid ge- 
leistet wird. Es stehen uns, wie Waitz bemerkt!, freilich ‚‚nur 
vereinzelte Nachrichten aus Flandern und Hennegau zu Ge- 
bote“. Wir haben es hier zunächst mit einem Übergangszustand 
zu tun: einmal in dem Sinne, daß lokal verschiedene Verhält- 
nisse bestehen, in der einen Landschaft das landesherrliche 
Untertanenverhältnis schon ausgebildet ist, in der andern noch 
nicht; zweitens in dem Sinne, daß es sich manchen Orts nicht 
erkennen läßt, den Zeitgenossen selbst gewiß nicht zum klaren 
Bewußtsein gekommen ist, ob der Übergang vom Reichsunter- 
tanenverhältnis in das landesherrliche sich bereits vollzogen 
hat. Natürlich gehört es auch zu dem Übergangszustand, daß 
die Reichsgewalt theoretisch noch eine Zeitlang den Anspruch 
einer allgemeinen Untertanenschaft festhielt, während die 
Landesherren die Insassen ihrer öffentlichen Gerichtsbezirke 
schon als ihre Untertanen behandelten. Dagegen wäre es 
irrig, den Begriff des Übergangszustands so zu fassen, als ob 
in einem gewissen Zeitraum die Reichsinsassen weder Unter- 
tanen des Reichs noch der Landesherren waren. Ohne Zweifel 
ist zu jeder Zeit jeder Deutsche, wenn nicht Staatshaupt, ent- 
weder Untertan oder Staatsbürger gewesen. Es ist notwendig 
diese Tatsache gegenüber denjenigen zu betonen, die darin 
schwelgen, die Dinge in möglichst gesteigerter Verschwommen- 
heit zu sehen; nicht weniger gegenüber denen, die die landes- 
herrlichen Untertanen aus den Unfreien eines Grundherrn her- 
vorgehen lassen wollen. Man hat sich stets gegenwärtig zu 
halten, daß die alten Zwangsverbände nicht sowohl aufgelöst 


Waitz VT,.S. 490; VII, 'S5.,307 f. 
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wurden als vielmehr nur von einer Hand in eine andere über- 
gingen.! 

Wenn wir die ältesten Beispiele eines landesherrlichen Unter- 
taneneides zu ermitteln unternehmen, werden solche Fälle 
auszuscheiden sein, in denen die Großen des Reichs einen Eid 
auf Grund privater Beziehungen empfangen, etwa von Unfreien, 
Ministerialen, Lehnsleuten, ebenso solche, in denen es sich um 
einen Eid für ganz besondere Zwecke handelt. Eidesleistungen 
an lokale Gewalten, in denen ein daüerndes politisches Ver- 
hältnis zum Ausdruck kommt, lassen sich nun seit dem 12. Jahr- 
hundert nachweisen; vielleicht reichen sie schon ins ıı. Jahr- 
hundert hinein.? Sie sind jedoch, wie bemerkt, vorerst selten 
und nur von lokaler Verbreitung. Diese landschaftliche Ver- 
schiedenheit in dem Untertanenverhältnis wird von einem 
lokal verschiedenen Tempo des Übergangs königlicher Rechte 
auf die lokalen Gewalten überhaupt begleitet. So finden wir 
z. B. das Recht auf den erblosen Nachlaß in der einen Land- 
schaft noch als zur regia manus gehörig®?, während es in einer 
andern schon vorher dem König abhanden gekommen war.t 

Dem Verlust der Reichsuntertanenschaft geht längere Zeit 
voraus und begleitet ihn dann weiter eine Durchlöcherung der 
gleichmäßigen Untertanenpflichten;; es besteht eine Ungleichheit 
der Lasten: einzelne Untertanen sind von Pflichten befreit, zu 
denen die Mehrzahl noch verbunden bleibt, und in Art und 
Umfang der Befreiung, der Privilegierung herrscht eine bunte 
Mannigfaltigkeit. Allein derartige Ungleichheiten haben, wie 
schon angedeutet,? den Reichsuntertanenverband nicht zu Fall 
gebracht. Man sah die Existenz des Staats auch schon bei ge- 
ringerer Einheit und Zusammenfassung als gegeben an.® Jene 


ı Vgl. meine Bemerkung in der Histor. Ztschr. 73, S. 521 (gegen Flach). 

® Vgl. die vorige Anmerkung; dazu auch Kiener, Territorium Straß- 
burg I, S. 56. 

® So im Bremischen ıı8ı. Hamburgisches UB. I, Nr. 249, S. 227; 
Kötzschke, Urkunden zur Gesch. der ostdeutschen Kolonisation S. 5. 
S. andererseits auch Kötzschke Nr. 20, S. 38 (UB. Halb. I, Nr. 308). 

* Keutgen, Urkunden zur städtischen Verfassungsgeschichte S$. 118: 
ältestes Freiburger Stadtrecht. — Vgl. übrigens den Art. ‚Fremde‘ in 
Hoops’ Reallexikon. 

5'S. oben S. 216. 

° Über die Ungleichheit der Untertanenleistungen im Mittelalter 
äußert sich in bedeutsamer Kontroverse Ficker, Forschungen I, S. XXVII. 
Vgl. ferner Jellinek, Allg. Staatslehre S. 619. 
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Zeit begnügte sich offenbar mit einem geringeren Maß von Ein- 
heit der staatlichen Rechte und Pflichten, wie denn auch in den 
Territorien die Ungleichheit der Lasten als vereinbar mit dem 
Untertanenverband galt und tatsächlich vereint bestanden hat. 
Der territoriale Untertanenverband erkennt von vornherein 
eine solche Ungleichheit an und findet sich mit ihr dauernd 
ab. Wenn er in späterer Zeit eine sehr bemerkenswerte Arbeit 
zur Beseitigung der Ungleichheit übernimmt, so hat doch die 
Vereinigung von Untertanenverband und Ungleichheit der 
Rechte und Pflichten so lange bestanden, daß man in dieser 
wahrlich keinen Beweis gegen die Existenz von jenem sehen 
darf. Man hat davon gesprochen, daß die alten Jahrhunderte 
„eine verschiedene Staatsherrschaft gegenüber den vollständig 
und gegenüber den weniger vollständig unterworfenen Unter- 
tanen‘‘ gekannt hätten.! Allein der Herrscher empfand sich als 
Herrscher gewiß ebenso der einen wie der andern Gruppe gegen- 
über. Nur sah er als Voraussetzung der Herrschaft nicht die 
Gleichheit der Berechtigungen gegenüber den Untertanen an. 

Die Reichsgesetze Friedrich II. aus dem 13. Jahrhundert, 
die in dem Würzburger Privileg von 1168 einen Vorläufer 
haben, erkennen die territoriale Ordnung der Dinge ausdrück- 
lich an. Die goldene Bulle Karls IV. stellt eine weitere Etappe 
in derselben Richtung dar. Die Reichsreform des ausgehenden 
15. Jahrhunderts haben wir in ihrem allgemeinen Charakter 
schon geschildert.?® Das Wesentliche ist bei ihr: man sah ein, 
daß man, trotz aller Einungen, das Reich doch nötig hatte. 
Man suchte die Reichsgewalt zu verstärken. Aber man nahm 
dabei (abgesehen von dem bald aufgegebenen Versuch des 
gemeinen Pfennigs) das territoriale Untertanenverhältnis durch- 
aus als Grundlage. Wir haben eine parallele Erscheinung dazu 
in den städtischen Verfassungen nach dem Sieg der Zünfte. 
Wie man hier die Gewalt der Gemeinden geltend machte, 
jedoch auf der Grundlage der durchgehenden Einteilung der 
Bürgerschaft in Zünfte und von einem Ratskollegium aus, 
das als Ausschuß der Zünfte gelten kann, so läßt die Reichs- 
reform die Territorien in vollem Umfang bestehen und erwartet 
die Wahrnehmung der Rechte und Pflichten des Reichs von 
einem wesentlich ständisch zusammengesetzten Reichsregiment. 

Den Verlust, den das Reich in der geschilderten Weise an 


1 Gerber, Grundzüge S. 49. 
2 S, oben $. 138 u. 189 und dazu Hartung S. 52. 
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seinen Untertanen erleidet, möchten wir nicht als Auflösung, 
sondern nur als Durchbrechung des alten Untertanenverbandes 
bezeichnen. Denn erstens bleibt für einen Teil des Reichs- 
gebiets, das unmittelbar königliche Gebiet, der Reichsunter- 
tanenverband erhalten. In späterer Zeit ist zwar das unmittel- 
bar königliche Gebiet von höchst bescheidener Natur, be- 
schränkt auf die Reichsstädte, von denen noch dazu die nam- 
haftesten dem Kaiser in ihren Grenzen kaum mehr die Herr- 
schaft über Untertanen zugestehen, und wenige Reichsdörfer. 
Dagegen zu der Zeit, als das territoriale Untertanenverhältnis 
zum erstenmal fertig hervortrat, im 13. Jahrhundert, um- 
faßte das unmittelbar königliche Gebiet mit seinen Reichs- 
vogteien noch stattliche Bezirke. Auch im 14. Jahrhundert 
ist es noch nicht verächtlich. Auf Reichsversammlungen sah 
man außer Landesherren und Städten Ritter aus dem un- 
mittelbar königlichen Gebiet. Wir werden an die Verfassung 
Schlesiens erinnert, dessen Landtage gleichfalls die Mischung 
von Landesherren und Untertanen aus bestimmten Distrikten 
kannten.! In staufischer Zeit hatten sich unmittelbar könig- 
liches Gebiet und königlicher Untertanenverband gelegent- 
lich sogar noch ausgedehnt, indem der König die Hand 
z. B. auf Städte von Bischöfen und selbst weltlichen Herren 
(Lübeck) legte. 

Von einer Auflösung des Reichsuntertanenverbandes möchten 
wir zweitens darum nicht sprechen, weil das Band, das die 
Landesherren auch nach der Ausbildung des territorialen 
Untertanenverhältnisses an König und Reich knüpfte, doch 
immer überwiegend ein öffentlich-rechtliches war.” In ihm 
setzte sich das alte Untertanenverhältnis fort, oder die Reichs- 
unmittelbarkeit ist wenigstens aus ihm hervorgegangen. Ur- 
sprünglich untergeordnete Reichsuntertanen — speziell die 
Beamten unter ihnen — arbeiten sich zu Subjekten einer eigenen 
Gewalt heraus.?® 

Der Ausdruck ‚Auflösung des Reichsuntertanenverbandes‘ 
scheint uns endlich auch insofern nicht am Platz zu sein, als 
die Insassen des alten Reichs nie und nirgends dem Schicksal 
verfallen sind, isoliert zu stehen. Es hat eben, wie vorhin be- 


ı Vgl. Rachfahl, Gesamtstaatsverwaltung Schlesiens S. 145. 


®2S. vorhin S. 234 ff. Nur zum Teil kommt das Lehnsverhältnis 
hier in Betracht. 


® Triepel, Interregnum S. 19. 
v. Below, Der deutsche Staat. 16 
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merkt!, jeder Deutsche zu jeder Zeit einem Zwangsverband 
angehört. 

Die Durchbrechung des Reichsuntertanenverbandes erfolgte, 
wie wir gesehen, indem andere Instanzen dem Reich den größten 
Teil seiner Untertanen abnahmen. Diese Instanzen sind aber 
— wie wir schon hervorgehoben haben und noch ausführlicher 
darlegen werden — stets und nur solche, welche Hoheitsrechte 
in ihre Hand bringen. Der Gebrauch des Worts Untertanen 
selbst gibt schon einen Hinweis darauf. Im fränkischen Reich 
hatte sich der Ausdruck noch nicht recht eingebürgert. Seine 
klassische Verwendung erhält er im Territorialstaat. Nun aber 
bemerken wir auch, daß die lokale öffentliche Gewalt ein ge- 
wisses Vorrecht auf seinen Gebrauch gewinnt. Es verhält sich 
nicht etwa so (wie oft behauptet wird), daß das Wort Unter- 
tanen die technische Bezeichnung für die abhängigen Leute 
des Grundherrn ist. Es läßt sich vielmehr deutlich eine Tendenz 
wahrnehmen, den Gebrauch auf die der öffentlichrechtlichen 
Gewalt des Landesherrn unterworfenen Personen zu beschrän- 
ken.® Eine Tendenz; keine strenge Regel. Die Abweichungen 
treten insbesondere da hervor, wo die Grundherrschaft über 
ihren privaten Kreis hinauswächst. Der von ihr abhängige Mann 
wird namentlich in solchen Landschaften ‚Untertan‘‘ genannt, 
in denen der Grundherr, nachdem er einige staatliche Rechte 
erworben, seine Stellung als eine dem Staatsoberhaupt einiger- 
maßen nahekommende auffaßt. Das Gebiet der ‚Erbunter- 
tanen‘ — die übrigens durch den Zusatz ‚Erb‘ als private Unter- 
tanen von den eigentlichen Untertanen unterschieden werden — 
ist gerade ein solches, in dem der landesherrliche Staat mehrere 
seiner Rechte an die Grund- und Gutsherren abgegeben hat. 
Auch daran wollen wir erinnern, daß die abhängigen Leute eines 
Grundherrn im Mittelalter durchaus ‚Untertanen‘ des poli- 
tischen Herrschers, des Staatsoberhaupts sind. Wenn man die 
abhängigen Leute der kirchlichen Institute und der Ritterschaft 
nicht als Untertanen des Staatsoberhaupts gerechnet hätte, so 
wären ihm wenig Untertanen übrig geblieben. 


205.292238: 

®2 Hiernach haben wir dem, was Eichhorn (s. oben S. ıı, unter VII) 
über die Faktoren, die die Nation zusammenhielten, sagt, das politische 
Band hinzuzufügen und demgemäß den Prozeß der ‚Auflösung‘ für 
jede Zeit geringer anzuschlagen, als er es tut. 

® Das Nähere darüber wird in der Darstellung der Territorialver- 
fassung zu sagen sein. 
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b) Das Wesen des Feudalismus. 


Auf die Durchbrechung oder (wie die vulgäre Lehre will) 
die Auflösung des Reichsuntertanenverbandes führt man ge- 
wöhnlich, und zwar mit Recht, in erster Linie die Erscheinung 
zurück, die man als Feudalismus bezeichnet. Für Roth! z. B. 
ist es ebenso wie für Waitz? und K. v. Amira® der Untertanen- 
verlust, der dem Reich den feudalistischen Charakter bringt.* 
Der Feudalismus besteht keineswegs bloß darin. Eichhorn® 
und Waitz und andere haben sein zusammengesetztes Wesen 
treffend geschildert. Aber mit diesem ist es vereinbar, daß es 
für ihn einen Hauptpunkt gibt. 

Durch wen erfolgt nun die Durchbrechung des Reichsunter- 
tanenverbandes? Wer nimmt dem Reich die Untertanen ab? 
Wir haben vorhin schon bemerkt, daß nur solche Instanzen 
in Betracht kommen, welche Hoheitsrechte in ihre Hand bringen. 
Untertanen finden wir bloß im Besitz solcher Gewalten, die 
über Hoheitsrechte, insbesondere öffentliche Gerichtsbezirke, 
verfügen. Und wir beobachten ferner, wie nur mit dem Erwerb 
von öffentlichen Gerichtsbezirken Untertanen erworben werden. 
Diese Tatsache haben wir vorhin® mit dem Satz umschrieben: 
jeder Deutsche hat zu jeder Zeit einem Zwangsverband an- 
gehört. Es hat bloß ein Wechsel in der Herrschaft über den 
öffentlichen Gerichtsbezirk und die Untertanen stattgefunden. 
Wir können hier — mit gutem Gewissen — das Resultat der 
später zu führenden Untersuchung über den Ursprung der 
landesherrlichen Gewalt vorausnenmen: sie bildet sich durch 
den Erwerb und die Verselbständigung öffentlicher Gerichts- 
bezirke. 

Worin die Natur der öffentlichen Gerichtsbezirke liegt, 

1 Siehe oben S. 44 £. 

®2 S. oben S. 73 f. die sechs Punkte von Waitz, bei denen ebenfalls 
die Veränderung im Untertanenverhältnis im Vordergrund steht. 

® K. v. Amira, Grundriß des german. Rechts, 3. Aufl., S. 156: Indem 
Hoheitsrechte erblicher Besitz des geistlichen und weltlichen Adels 
werden, verliert das Reich seine Untertanen; diese werden mediatisiert. 
„Damit ist das Staatswesen feodalisiert.‘ 

* Innerhalb der Territorien — worauf hier noch nicht näher einzu- 
gehen ist — sehen diejenigen, die dem alten Territorium einen schroff 
feudalistischen Charakter zusprechen, in dem Fehlen eines wahren 
Untertanenverhältnisses das Wesen der Sache. S. z.B. oben S. 105 
(Anmerkung). 

5 S. oben S. gff. — ® S. vorhin S. 242 und ı. 

16* 
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bedarf nach unseren früheren Erörterungen! keiner näheren 
Darlegung. Öffentliche Gerichte sind diejenigen, welche eine 
Gewalt ausüben, die sich nicht auf private Beziehungen redu- 
zieren läßt. Der Herr eines Öffentlichen Gerichtsbezirks mag 
in dem betreffenden Bezirk zugleich Leute haben, die zu ihm 
in privaten Beziehungen stehen; es sind vielleicht alle Insassen 
desselben so von ihm abhängig. Aber als Herr des Gerichts- 
bezirks übt er diese Befugnisse nicht aus; die Kompetenzen, 
die er als Herr des Gerichtsbezirks hat, stehen neben seinen 
privaten. Bei der Beschränkung, die der mittelalterlichen Un- 
freiheit eigen ist, gehört ja auch der Unfreie, der einem grund- 
herrlichen Hofgericht untersteht, regelmäßig zugleich dem 
öffentlichen Gerichtsverband an.? 

Öffentliche Gerichtsbezirke und mit ihnen die Herrschaft 
über Untertanen sind nun aus der Hand des Königs in größter 
Zahl in andere Hände, oft, wie wir unbedenklich sagen dürfen, 
in private Hand übergegangen. Dieser Umstand, der nicht zu 
bestreiten ist, hat wesentlich dazu beigetragen, die Anschauung 
von der Staatlosigkeit der mittelalterlichen Verfassung hervor- 
zubringen®. Das mittelalterliche Reich sah, wovon schon in 
anderm Zusammenhang die Rede gewesen ist, die Hoheits- 
rechte nicht als unveräußerlich an. 

Die Übertragung an andere Hand erfolgte ferner in weitem 
Umfang in Formen, die dem Privatrechtsverkehr, und zwar 


175.roben 'S. 207 ff. 

25. oben Ss. 123. 

3 K. Bücher, Die Entstehung der Volkswirtschaft, 6. Aufl., S. 131 
spricht z. B. im Hinblick auf die Häufigkeit, mit der unkörperliche 
Sachen (,,Verhältnisse‘‘) in den Verkehr gebracht und verkehrsrechtlich 
als Immobilien behandelt werden, von der ‚Ausdehnung der Sphäre des 
Privatrechts ins Ungemessene‘‘. ‚Was hat man im Mittelalter nicht 
verliehen, verschenkt, verkauft und verpfändet! Die herrschaftliche 
Gewalt über Länder und Städte, Grafschafts- und Vogteirechte, Cent- 
und Gaugerichte‘ usw. Über das Hinausgreifen des Privatrechts über 
seine Sphäre hinaus im Mittelalter s. auch Stutz, Benefizialwesen I, 
S. 333. Ein charakteristisches und amüsantes Beispiel bei Alfred Schultze, 
Rezension von W. Lippert, UB. der Stadt Lübben, Bd. I, Vierteljahrs- 
schrift für Sozial- und Wirtschaftsgesch. I9I4. Eine Analogie zur Ver- 
äußerung staatlicher Rechte haben wir in der Teilung, Veräußerung, 
Verpachtung des Zehnten seitens der Kirche. Vgl. darüber Heuslera.a.O. 
und Lamprecht, Wirtschaftsleben I, S. 610. 

25. oben,sS. 154. 
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lange Zeit hindurch, dem Immobilienverkehr, entlehnt waren.! 
Die Veräußerung öffentlicher Rechte vollzieht sich zunächst 
in feudalrechtlichen und eben damit immobiliarrechtlichen 
Geschäftsformen. Das Urobjekt der Belehnung ist das Grund- 
stück, und die Formen der Veräußerung öffentlicher Rechte 
sind denn auch die lehnrechtlichen Formen. Neben die Ver- 
lehnung tritt allmählich die Verpfändung von Hoheitsrechten.? 
Ihre Formen entnimmt man wiederum dem Liegenschafts- 
pfandrecht. Und die öffentlichen Gerichtsbezirke werden auch 
wie Grundbesitz geteilt, und wie vom Grundbesitz werden 
Stücke von ihnen abgesplittert. 

Für die Annäherung, die die öffentlich-rechtlichen Ver- 
hältnisse im Mittelalter an die privatrechtlichen erfahren, ist 
es bezeichnend, daß die Verpfändung auch bei rein politischen 
Verträgen (Schutz- und Trutzbündnissen usw.) Anwendung 
findet*, hier allerdings in obligatorischer Form. 

In der Verwertung der Formen des Immobiliarverkehrs für 
die Veräußerung von Hoheitsrechten und die andern hier er- 
wähnten Akte spiegelt sich die Bedeutung, die der Grund- 
besitz damals im Leben der Nation hatte. Doch ist weiterhin 
aus der Beibehaltung der Pfandbestellungen ‚nur in seltenen 
Fällen auf wirkliches Fortdauern naturalwirtschaftlicher Zu- 
stände zu schließen. Es ist meistens nur der mangelhafte Rechts- 
zustand, der in ihm zum Ausdruck kommt‘“.?® Und dieser 
wiederum hatte Ursachen mannigfacher, namentlich allgemein 
politischer Art. 

Wenn wir hieraus abnehmen, daß dem Grundbesitz begrenzter 
Einfluß auf die Ausbildung der Verfassungseinrichtungen zu- 
kommt, so mußten wir schon vorhin die Einschränkung machen, 


1 Vgl. die eingehende und anschauliche Schilderung bei Heusler, 
Institutionen des deutschen Privatrechts I, S. 336 ff. 

® j. Landmann, Zur Entwicklungsgeschichte der Formen und der 
Organisation des öffentlichen Kredites, Finanzarchiv, 19. Jahrg., 1. Band, 
S. A.S. 4 ff.: der Kredit des Reiches. A. v. Kostanecki, Der öffentliche 
Kredit im Mittelalter (nach Urkunden der Herzogtümer Braunschweig 
und Lüneburg). A. Werminghoff, Die Verpfändungen der mittel- und 
niederrheinischen Reichsstädte während des 13. und 14. Jahrhunderts. 

® Natürlich bleiben hier die Fälle außer Betracht, in denen die Teilung 
eines Öffentlichen Gerichtsbezirks aus öffentlichem Gesichtspunkte erfolgt. 
Solche Fälle schlechthin zu bestreiten, wäre unberechtigt. 

* A. v. Kostanecki S. ı5. Vgl. auch oben S. 177. 

5 A. v. Kostanecki S. 12. 
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daß nur in weitem Umfang, nicht aber immer in den dem 
Immobiliarverkehr entlehnten Formen Hoheitsrechte veräußert 
wurden. Vor allem die Veräußerungen, die in der Gestalt der 
Immunitätsprivilegien erfolgen, haben mit ihnen nichts zu tun. 

Es ist wohl ferner zu berücksichtigen, daß die Verdinglichung 
und Verliegenschaftung unkörperlicher Verhältnisse ein all- 
gemeiner Zug des mittelalterlichen Rechts ist (‚der mittel- 
alterlichste Teil des mittelalterlichen Rechts‘‘).! Die verkehrs- 
rechtliche Behandlung unkörperlicher Verhältnisse als Immo- 
bilien beschränkt sich nicht auf Hoheitsrechte. Zu seiner Er- 
klärung haben wir gewiß auch das einfache Streben nach kon- 
kreter Anschauung hinzuzunehmen. Dies dürfte mehr in 
Betracht kommen als eine speziell privatrechtliche Auffassung. 

Wenn nun immerhin die Hoheitsrechte als veräußerlich 
galten und wenigstens in weitem Umfang in den Formen des 
Immobiliarverkehrs veräußert wurden, so scheint in der Tat 
das Privatrecht vom Staat Besitz genommen zu haben, der 
Staat nach Analogie des Grundeigentums behandelt worden 
zu sein. Indessen es tritt uns hier eine andere Tatsache ent- 
gegen: der staatliche Charakter bleibt an den veräußerten 
Rechten haften, wie wir noch an bestimmten einzelnen Ein- 
richtungen beobachten werden. Die gleichmäßige Behandlung 
von Hoheitsrechten und grundherrlichen Rechten erstreckt 
sich nur bis zu einem gewissen Grade. Die Veräußerung allein 
für sich raubt dem Hoheitsrecht noch nicht seinen staatlichen 
Charakter. Mag die Veräußerung der Hoheitsrechte auch in 
privatrechtlichen und zwar immobiliarrechtlichen Formen, in 
den Formen der Verlehnung, Verpfändung, Teilung, Absplitte- 
rung erfolgen, der Inhalt der Befugnisse verschwindet nicht; 
die Materie des öffentlichen Rechts bleibt dieselbe. Es ist das- 
selbe Verhältnis, wie es uns heute unser Pachtvertrag über 
Kiautschau bietet: die Geschäftsform der Landpacht (in Nach- 
ahmung einer englischen privatrechtlichen Form) wird ver- 
wendet für den Erwerb der öffentlichen Herrschaft, Gewalt 
über das gepachtete Gebiet. Die Form ist anwendbar, weil 
das moderne China so wenig wie unser mittelalterliches Reich 
den Grundsatz der Unveräußerlichkeit der Hoheitsrechte hat. 
Ebensowenig aber wie in Kiautschau mit der Verpachtung das 
öffentliche Recht beseitigt wird, ebensowenig starb es in den 


ı Hübner, Grundzüge des deutschen Privatrechts, 2. Aufl., $ 25, S. 153 
(nach Pollock und Maitland). 
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mittelalterlichen Gerichtsbezirken, die in privatrechtlichen 
Formen an eine neue Hand kamen; ebensowenig hörten sie 
auf, staatliche Gerichtsbezirke zu sein. Der veräußerte öffent- 
liche Gerichtsbezirk verlieh vielmehr demjenigen, der ihn er- 
hielt, eine staatliche Stellung. Gerichtsbesitz adelt. Wo die 
veräußerten Hoheitsrechte hinkommen, schaffen sie staatliche 
oder staatsähnliche Gebilde. Im fränkischen Reich hatte der 
Eintritt in den königlichen Dienst, insbesondere auch die 
Übernahme des Grafenamts, eine Verdreifachung des Wergelds 
zur Folge. Eine Standeserhöhung erfährt jetzt ebenso der- 
jenige, der einen öffentlichen Gerichtsbezirk erwirbt und so 
die Verwaltung eines öffentlichen Amts übernimmt. Seit 
etwa dem 13. Jahrhundert ist es nicht mehr der Königsdienst, 
der in den höheren Stand versetzt, sondern der Erwerb eines 
öffentlichen Gerichtsbezirks überhaupt. Es gibt Landesherren 
(Grafen), welche gar keine Gerichtsbarkeit vom König haben 
und doch zum hohen Adel gehören.! 

Eine wunderbare Kraft ist dem Besitz eines öffentlichen 
Gerichtsbezirks eigen. Der Übergang eines solchen an einen 
Privaten hebt diesen sofort aus der Sphäre der privaten Ver- 
hältnisse heraus, macht ihn zur staatlichen Person. Nicht nur 
für die inneren Verhältnisse des Gerichtsbezirks, die Verhält- 
nisse der Insassen zu dem Erwerber, gilt dies, sondern auch 
gegenüber dem Reich kommt er nicht mehr als Privater in 
Betracht. Privater war er für das Reich nur insofern, als es 
an ihn den Gerichtsbezirk verlor, und in dem Augenblick des 
Verlusts. Aber seitdem ist er staatliche Person. Die Familien, 
welche öffentliche Gerichtsbezirke erwerben, stellen den später 
sogenannten hohen Adel, den Kreis der Landesherrschaften dar. 

Die Tatsache, daß die öffentlichen Gerichtsbezirke mit dem 
Recht auf die Untertanen zwar das Subjekt wechseln, ihren 
staatlichen Charakter aber behaupten, liefert eine feste Grund- 
lage für die Beurteilung der mittelalterlichen Verfassung. An 
ihr scheitert jeder Versuch, diese als staatlos zu deuten. Die 
Veräußerung der öffentlichen Gerichtsbezirke, der Verlust der 
Reichsuntertanen ist keineswegs mit der Auflösung des staat- 
lichen Verbandes überhaupt identisch. 

Wenn aber die Veräußerung der öffentlichen Gerichtsbezirke 


ı H. Frhr. v. Minnigerode, Ebenburt und Echtheit, weist nach, daß 
die These von der Ebenbürtigkeit der freien Bauern mit den Fürsten- 
genossen unrichtig ist. Nie hat ein Dynast eine ireie Bäuerin geheiratet. 
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eine charakteristische Erscheinung der mittelalterlichen Ver- 
fassung darstellt, so kommt es weiter darauf an, zu ermitteln, 
durch welche Faktoren sie dem Reich entzogen worden sind. 
Roth hat den Untertanenverlust einfach auf das Lehnswesen 
zurückgeführt. Dies ist eine einseitige Auffassung, die wir bei 
ihm, wie schon angedeutet, wohl daraus zu erklären haben, daß 
ihn nur die Heeresverfassung beschäftigte. Darum wurde es 
ihm auch leicht, für die nachkarolingische Zeit die absolute 
Geltung des Lehnsstaats zu behaupten.! Denn obgleich, wie 
wir noch sehen werden, das Lehnswesen auch innerhalb der 
Heeresverfassung nie vollständig galt, so spricht doch hier am 
ehesten der Schein für eine vollkommene Verwirklichung des 
Lehnsstaats. Gehen wir jetzt daran, die in Wahrheit wirk- 
samen Faktoren aufzuweisen. Es macht für die Bestimmung 
des mittelalterlichen Staats, des ‚Feudalstaats‘‘ viel aus, daß 
seine Eigentümlichkeiten durchaus nicht bloß mit dem Lehns- 
wesen gegeben sind. 

I. Eine gewaltige Rolle spielt das Lehnswesen freilich in 
der Entfremdung der öffentlichen Gerichtsbezirke vom Reich. 
Vor allem hat es dazu gedient, den Grafenämtern den Amts- 
charakter zu nehmen. Die Grafen, unter Karl d. Gr. noch 
durchaus Beamte?, machen bald darauf ihr Amt zum Lehen. 
„Die Anfänge dieser Auffassung gehen in die karolingische 
Zeit zurück. Sie dringt in Deutschland etwas später durch als 
im westfränkischen Reich; doch tritt sie unter Otto I. bestimmt 
hervor.‘‘* Die Erblichkeit folgt nach (allerdings nur im direkten 
Mannesstamm); im ıo. Jahrhundert bürgert sie sich fest ein. 
So wird durch den Lehnsvertrag ein erbliches Besitzrecht an 
dem Amt, an dem gräflichen Gerichtsbezirk, an Staatshoheits- 
rechten begründet. Freilich ergeben sich hier zwei Einschrän- 
kungen. Erstens machte sich schon in der Zeit, als das Lehns- 
wesen die Ämter noch nicht zu ergreifen begann, schon in 
merowingischer Zeit, eine Tendenz zur Vererbung des Grafen- 
amts geltend’; es bedurfte der Energie Karls d. Gr., um sie 


1 S, oben S. 44f. Vgl. K. v. Amira in seinem Artikel über Roth in 
der Allg. deutsch. Biographie Bd. 53, S. 540. 

2 Über den Mißbrauch, der mit dem Wort Feudalismus getrieben 
wird, s. schon Adam Müller, Elemente der Staatskunst II, S. 72f. Er 
weist auch bereits darauf hin, daß der ‚‚Feudalismus“ sich nicht im 
Lehnswesen erschöpft. 

8 Waitz III, S. 334 f. — * Waitz VII, S. 5£. 

5.Waitz2118,S..38%.,. Brunner HI, 5.4170: 
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einigermaßen beiseite zu schieben. Dieselben Faktoren, die 
jene Tendenz hervorbrachten, werden neben dem Einfluß des 
Lehnswesens wieder wirksam gewesen sein. Die Erblichkeit 
des Grafenamts geht also nicht bloß auf dieses zurück. Zweitens 
ist die Bedeutung der Grafschaft als eines Amtes nie ganz ver- 
gessen worden. Immerhin erlangten jetzt die Nachfolger der 
alten Reichsbeamten eine selbständigere Stellung, und es 
lieferte in nachkarolingischer Zeit überwiegend das Lehnsband 
das Mittel, um sie zu erringen und damit dem Reich die Unter- 
tanen für die gräflichen Bezirke abzunehmen. 

Vielleicht hat die Verwandlung der Grafenämter in Lehen 
an den Grundbesitz angeknüpft, mit dem das Amt ausgestattet 
war.” Die Urkunden unterscheiden nämlich längere Zeit öfters 
bei dem Besitzkomplex des Grafen Benefizien, unter denen 
zweifellos der Grundbesitz verstanden wird, und das Amt.? 
Es scheint also, daß der Grundbesitz früher Lehen wurde als 
das Amt. Indessen finden sich doch auch gleichzeitige Äuße- 
rungen, in denen das Amt selbst bereits als Lehen bezeichnet 
wird.? 

Die letzten großen Fortschritte in der Bewegung zur Selb- 
ständigkeit, etwa seit dem 13. Jahrhundert, hat das Grafenamt 
kaum mehr durch die Vermittlung des Lehnswesens gemacht; 
zum mindesten werden sie mehr durch eine Lockerung des Lehns- 
bandes als durch dieses selbst erreicht. Als ein Fortschritt, 
der durch das Lehnswesen errungen wird, kann wohl noch die 
Beseitigung der königlichen Bannleihe angesehen werden. Der 
Königsbann, den der Richter sich holen mußte, der in causae 
maiores richten wollte, gab ihm den Charakter eines könig- 
lichen Beamten. Seit dem Fortfall der königlichen Bannleihe 
erhielt er aber die gesamte Amtsgewalt von dem, der ihn mit 
der betreffenden Gerichtsbarkeit belehnte. Das Lehen siegte 
über das Amt. Der Besitz in Lehnsweise wird konsequenter 
durchgebildet. Die Beseitigung der königlichen Bannleilie be- 
deutet einen Fortschritt der Feudalisierung im engeren Sinn, 
einen Vorteil des Lehnstaats über den Amtsstaat. ‚Wenn sich 
in dem ausschließlichen Bannleiherecht des Königs das staats- 


1: Wastz VII; S.:9,.+ Brunner IL, S:.171- 

® Brunner II, S. 169 nennt die pertinentia comitatus schlechthin 
„den Ausgangspunkt für die Umwandlung des Grafenamts in ein könig- 
liches Lehen‘. Ich möchte diese Ansicht nicht so bestimmt vortragen. 

® Waitz VII, S. 6. — * Waitz ebenda. 
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rechtliche Prinzip offenbarte, daß die hohe Gerichtsgewalt 
allein und unveräußert bei dem Könige ruhe, daß der König 
allein und sonst niemand im Reich dieselbe zu selbständigem 
Recht besitze, so bedeutet der Übergang jenes Rechts auf die 
verschiedenen Landesherren eben die Feudalisierung der könig- 
lichen Gerichtshoheit bzw. der diesen in ihren Territorien über- 
tragenen Gerichtsgewalt. Die Tatsache, daß ein Fürst seinen 
Richtern selbst den Bann, die hohe Gerichtsgewalt verleihen 
kann, zeigt an, daß er an dieser nun ein selbständiges Recht 
gewonnen hat, stellt sich dar als Konsequenz des lehnbaren 
Besitzes der territorialen Gerichtshoheit.“1 Es stellt auch 
kaum eine Abschwächung dieses Satzes dar, wenn wir uns 
daran erinnern, daß diejenigen, die jetzt die Richter mit der 
gesamten Amtsgewalt ausstatteten, nicht sämtlich Lehnsleute 
des Königs waren, daß diese somit ihre Stellung zugleich auf 
Kosten eines Dritten verstärkten. Ein Verlust auf seiten des 
Königs war ja doch damit verbunden. Parallel dem Fortfall 
der königlichen Bannleihe geht ein zweiter Verlust des könig- 
lichen Rechts, der ebenfalls auf das Konto des Lehnswesens zu 
setzen ist. Nach dem Sachsenspiegel noch wird dem König 
an jedem Ort, in den er kommt, das Gericht ledig; er tritt an 
die Stelle des ordentlichen Richters. Auch dies Recht büßt 
er im 13. Jahrhundert ein. Und hier handelt es sich wiederum 
um eine konsequentere Durchbildung des Lehnrechts. Denn 
das Recht des Belehnten an dem Lehnsobjekt schließt prinzipiell 
eine Mitausübung durch den Lehnsherrn aus.? Die bisher be- 
stehende amtsrechtliche Schranke wird vom Standpunkt des 
Lehnrechts aus beseitigt. 

Für die deutsche Verfassungsentwicklung war von verhängnis- 
voller Bedeutung der Rechtssatz, daß der König das heim- 
gefallene Fahnlehn nicht behalten darf, sondern binnen Jahr 
und Tag wieder leihen muß?; ‚‚eine Schranke, die dem deutschen 
Königtum den Weg versperrte, durch Einziehung heimfallender 
Fahnlehen der königlichen Gewalt das Übergewicht über die 
Territorialgewalten zu verschaffen, wie dies dem französischen 


ı O. v. Zallinger, Zur Geschichte der Bannleihe, Mitteilungen des 
Instituts X, S. 225. 

2 O. v. Zallinger a. a. ©. Anm. 2. R. Schröder $ 49, S. 558. Weiland 
in: Histor. Aufsätze, dem Andenken an G. Waitz gewidmet, S. 273 ff. 

® Homeyer, Sachsenspiegel II, 2, System des Lehnrechts S. 550. 
R. Schröder, Rechtsgeschichte $ 45, S. 506 Anm. 12. 
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Königtum hinsichtlich der großen Kronlehen gelang.‘‘! Dürfen 
wir diesen Satz aber schlechthin auf das Konto des Lehnrechts 
stellen? Dem gemeinen Lehnrecht entstammt er nicht. Er ist 
vielmehr eine Sonderbestimmung, die nur für die Fahnlehen 
gilt. Geschaffen wurde diese Schranke, diese Abweichung vom 
ordentlichen Lehnrecht theoretisch im Interesse der Amteridee 
(kein Amt soll unbesetzt bleiben), praktisch im Interesse der 
Reichsstände, die ihrem Kreise kein Fürstentum entgehen 
lassen wollten. Gerade das französische Beispiel zeigt, welchen 
Dienst das ordentliche Lehnrecht in solchen Situationen 
leisten kann: die französischen Könige haben zum großen Teil 
durch strenge Durchführung des Lehnrechts, durch Einziehung 
erledigter Lehen und Lehnsentziehung wegen Verletzung der 
feudalen Pflichten die Besitzungen der Krone zu erweitern 
gewußt. 

Seit dem 13. Jahrhundert? tritt an die Stelle der Verlehnung 
von Hoheitsrechten mehr und mehr die Verpfändung. Der 
Reichsbesitz wird allmählich knapper, so daß die Regierung 
nicht mehr gern ohne unmittelbaren Entgelt ihr kostbares Gut 
hingeben will. Zugleich steigert sich die Bedeutung des Geldes. 
Der Söldnerdienst rückt heran; die Staaten geben sich nicht 
mehr mit den Naturalleistungen und persönlichen Diensten 
der Pflichtigen zufrieden. Aber auch unabhängig davon schätzt 
man das Geld, wie denn Lehen jetzt richt mehr bloß auf Grund- 
besitz und seine Einkünfte, sondern auch auf Zolleinnahmen 
und Steuern? angewiesen werden. Es ist bezeichnend, daß zu 
der Zeit, in der die Verpfändungen die Verlehnungen vom Reichs- 
besitz abzulösen beginnen, sämtliche Territorialherren schon 
eine Steuer eingeführt hatten, die überwiegend in Geld er- 
hoben wurde. 


t Brunner, Grundzüge, 5. Aufl., S. 140. Vgl. dazu R. Holtzmann, 
Französische Verfassungsgeschichte S. ıgı ff. K. v. Amira, Grundriß 
des german. Rechts, 3. Aufl., S. 156 bemerkt treffend, daß durch jenen 
Rechtssatz der Feudalismus ‚‚gesichert‘‘ wurde. 

® Seit den Kämpfen zwischen Otto IV. von Braunschweig und Philipp 
von Schwaben hören wir von den Verpfändungen. Werminghoff a. a. O. 
SIR 

® Über Begründung von Lehen auf Steuern schon am Anfang des 
13. Jahrhunderts siehe meine Landständ. Verfassung in Jülich und 
Berg II, S. 58 Anm. 215. 

* Mit den obigen Sätzen soll nur angedeutet werden, weshalb die 
Verpfändung an die Stelle der Verlehnung trat. Über die Verhältnisse, 
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Diese Verpfändungen haben im Erfolg ebenso eine dauernde 
Entfremdung von Gerichtsherrschaft und anderen Hoheits- 
rechten herbeigeführt wie die Verlehnungen.! 

Es würde jedoch nicht angebracht sein, den durch Belehnung 
oder Verpfändung gewonnenen Besitz als einen ‚„‚patrimonialen‘? 
zu bezeichnen. Selbst wenn man das Wort bloß auf schlichtes 
Eigentum deutet, erheben sich Bedenken. Das Mittelalter 
unterschied ja lehnbare und allodiale Grafschaften. Will man 
die verlehnten öffentlichen Gerichtsbezirke aber als patrimonial 
in dem Sinn bezeichnen, daß sie ganz ebenso wie Grundeigentum 
besessen werden (im Hallerschen Sinn), so werden noch mehr 
Bedenken geltend zu machen sein. Denn abgesehen davon, 
daß Lehen nicht Eigentum ist, daß das Rückfallsrecht beim 
Erlöschen des Mannesstamms praktische Bedeutung gewann, 
so genügt der Umstand, daß der Gerichtsbezirk in Formen des 
Liegenschaftsverkehrs erworben ist, nicht, um den Bezirk 
patrimonial zu nennen. Er unterschied sich vom bloßen Grund- 
besitz dadurch, daß er dem, der ihn erwarb, eine staatliche 
Stellung verlieh. Er blieb ferner dadurch ausgezeichnet, daß 
für seine Verwaltung bestimmte Grundsätze galten. Wir 
werden auf sie bei der Schilderung der Reichsgerichtsverfassung 
zurückkommen. 


2. Neben dem Lehnswesen hat die Immunität dem Reich 
einen höchst bedeutenden Teil seiner öffentlichen Gerichts- 
bezirke und damit seiner Untertanen entzogen. Die Wirkung, 
die das Lehnswesen ausübt, ist, wie angedeutet, nur ein Teil- 
problem in der Entstehung des Feudalismus. Die Immunität 


die das Reich überhaupt zu den vielen Veräußerungen, mochten sie in 
dieser oder jener Form geschehen, nötigten, s. Werminghoff a. a. O. 
S. 5 ff.; Landmann a. a. O. S. 4 ff. 


1 Vgl. Werminghoff S. 85 ff.; Landmann S. 7. 


®2 Vgl. K. v. Amira, Grundriß des german. Rechts, 3. Aufl., S. 164: 
„Auch wenn ein Besitzrecht an Staatshoheitsrechten nur durch Lehens- 
vertrag begründet war, war der Vasall befugt, unter Ausschluß seines 
Lehensherrn über die Art zu bestimmen, wie er sich die Hoheitsrechte 
nutzbar machen wollte. Daher ist von Haus aus der Charakter der 
Landesherrschaft patrimonial.‘‘ Vielleicht nimmt Amira hier ‚‚patri- 
monial‘“ nur im Sinn von ‚privatem Besitzrecht‘“ (vgl. Amira S. 165). 
Es ist für uns gleichgültig, wie gerade er das Wort hier gebraucht. Der 
Frage dürfen wir unter keinen Umständen aus dem Wege gehen, ob der 
Ausdruck ‚patrimonial‘‘ anwendbar ist. 
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ist das älteste und in der ersten Zeit zweifellos auch das stärkste 
Element in diesem großen Vorgang.! 

Die Immunität, ein Privileg der kirchlichen Institute, be- 
deutet von Haus aus nur das Verbot des introitus der öffent- 
lichen Beamten: sie durften das Immunitätsgebiet in amtlicher 
Eigenschaft nicht betreten.” Aber ‚von hier aus führte sie, 
und zwar wohl von Anfang an, einerseits zu einer selbständigen 
Einhebung der Staatsgefälle durch den Immunitätsherrn 
innerhalb seines Gebietes, andrerseits zur selbständigen Aus- 
übung einer Gerichtsbarkeit seitens desselben über seine 
Hintersassen, soweit es sich um Prozesse zwischen solchen 
und, mindestens seit dem 8. Jahrhundert, gegen solche handelte, 
während natürlich umgekehrt die Hintersassen gegen Aus- 
wärtige vor deren zuständigem Gericht klagen mußten.‘ 
Dieser Immunitätsgerichtsbarkeit unterstanden jedoch die 
Kriminalsachen einstweilen nicht. Erst seit der zweiten Hälfte 
des neunten und vollends seit dem zehnten Jahrhundert fielen 
sie ihr zu. Gleichzeitig erhielten die Immunitäten eine Aus- 
dehnung anderer Art. Bisher hatte der Immunitätsbezirk 


ı Vgl. K. v. Amira a. a. ©. Die Immunität als Faktor des Feudalis- 
mus nennt auch Waitz. S. oben S. 72. Von neueren Autoren mag 
Kiener, Straßburg I, S. 56 und 78f. erwähnt werden. Wenn in seiner 
Darstellung betont wird, daß durch die Immunität öffentliche Herr- 
schaft an Private kommt, so ist dies freilich nach unsern obigen Er- 
örterungen zu modifizieren. 

2 Von der gewaltigen Literatur über die Geschichte der Immunität 
(auf die in der Darstellung der Entstehung der Landeshoheit zurück- 
zukommen sein wird) sei hier nur folgendes genannt: S. Rietschel, Art. 
Immunität, Realenzyklopädie für protestantische Theologie und Kirche, 
3. Aufl., Bd. 9, S. 69 f.; Stengel, Art. Immunität in: ‚Die Religion in 
Geschichte und Gegenwart‘‘ (Handwörterbuch in gemeinverständlicher 
Sprache), Bd. 3, Sp. 449 f.; derselbe, Die Immunität in Deutschland bis 
zum Ende des ıı. Jahrhunderts, I. Teil; derselbe, Zur Gesch. der Kirchen- 
vogtei und Immunität, Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschafts- 
gesch. 1912, S. 120 ff.; M. Kroell, L’immunite franque (Paris ıgro) (dazu 
Rietschel, Savigny-Ztschr. ıgıı, S. 475 ff.; Erben, Histor. Ztschr. III, 
S. 359 ff.); O. Stolz, Geschichte der Gerichte Deutschtirols, SA. aus dem 
Archiv f. österreich. Geschichte, 102. Band, ı. Hälfte, S. ıı5 ff. Zu 
Seeligers Ausführungen über die Geschichte der Vogtei habe ich mich 
an den oben S. ıı5 Anm. 2 zitierten Stellen geäußert; vgl. besonders 
Mitteilungen des Inst. 25, S. 462 ff. und Histor. Ztschr. 99, S. 347 
Anm. I. 

3 Stengel, Art. Immunität a. a. O., Sp. 450. 
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sich mit den Grenzen der betreffenden Grundherrschaft ge- 
deckt. Jetzt wurde den geistlichen Instituten oft ein von der 
Grafschaft eximierter Gerichtsbezirk übertragen, der über die 
Grenzen des grundherrlichen Besitzes hinausging oder mit 
ihm überhaupt keine nähere Beziehung hatte.! Ein solcher 
Bezirk stand einer Grafschaft (oder, worum es sich nun häufig 
genug handelte, dem Rest einer Grafschaft) durchaus parallel. 
Der Vogt dieses eximierten Immunitätsbezirks übte dieselben 
Befugnisse aus wie der Graf. Der Bezirk war ebenso ein öffent- 
licher Gerichtsbezirk wie die Grafschaft.” Wenn den Bis- 
tümern und Reichsabteien seit dem Io. Jahrhundert auch ganze 
Grafschaften übertragen wurden, so erhielten sie damit höch- 
stens räumlich mehr als mit den exemten Bezirken und viel- 
leicht selbst das nicht einmal immer. 

Wenn man nach den Motiven der Bildung der Immunität 
fragt, so wird zwischen der Immunität, die für den Umfang 
des grundherrlichen Besitzes erteilt wird, und den ohne Rück- 
sicht auf dessen Ausdehnung eximierten Gerichtsbezirken zu 
unterscheiden sein. 

Es waren gewiß Gesichtspunkte der Grundherrschaft, die 
deren Leiter bestimmten, das Verbot des introitus der öffent- 
lichen Beamten zu erlangen; er wünschte in seinem Besitz nach 
Möglichkeit eigener Herr zu sein. Ob ihn mehr die finanzielle 
Unabhängigkeit, die finanziellen Vorteile lockten oder das Ver- 
langen, die Gerichtsbarkeit in seine Hand zu bringen, darüber 
gehen die Ansichten auseinander.” Es ist wohl die Zuweisung 
der Gebühren und Abgaben das primäre Moment bei der Immu- 
nität gewesen. Irrig wäre es übrigens, mit der Verleihung der 


1 Wenn ich im Text bestimmte Stufen der Immunitätsentwicklung 
unterscheide und sie auch zeitlich zu benennen suche, so soll damit 
die Existenz von verbindenden und Mittelstufen nicht bestritten werden. 
Das für uns wesentliche liegt darin, daß zwischen einer Immunität, die 
den Zwecken der Grundherrschaft dient, und einer solchen, die darüber 
hinausgeht, überhaupt unterschieden wird. Auch die Frage der zeit- 
lichen Folge tritt dem gegenüber zurück. 

2 5. meine angeführte Abhandlung S. 462 Anm. 2 und S. 464 Anm. 2. 
Zur Literatur (gegen Seeliger) s. auch A. Meister, Deutsche Verfassungs- 
geschichte, 2. Aufl. S. 127 Anm. 5. 

3 Gegen Seeligers Meinung, nach der die Ausübung der Gerichtsbar- 
keit das primäre sei, tritt für die (von uns im Text festgehaltene) Auf- 
fassung Brunners Stengel, Savigny-Ztschr. 25, S. 297 ein. S. auch 
A. Meister S. 79 Anm. 4. 
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Immunität die ersten Anfänge einer grundherrlichen Gerichts- 
barkeit in Zusammenhang zu bringen. Sie gehen zurück auf 
Verhältnisse der Unfreiheit und besitzrechtliche Titel. 

Das Motiv, einen eximierten Gerichtsbezirk zu erlangen, ist 
ganz gewiß in erster Linie direkt der Wunsch, Gerichtsbesitz 
zu gewinnen, Gerichtsherr zu werden. Finanzielle Motive 
werden in zweiter Linie mitspielen. Dagegen haben hier Gesichts- 
punkte der Grundherrschaft keinen Platz. Denn die Eximierung 
des Bezirks erfolgt ja ohne Rücksicht auf die grundherrschaft- 
lichen Grenzen. 

Man hat einen solchen eximierten Gerichtsbezirk ‚‚grundherr- 
schaftliche Grafschaft‘ genannt.! Diese Bezeichnung darf man 
gelten lassen, wenn damit nur ausgesprochen werden soll, daß 
der Bezirk durchaus einer Grafschaft parallel steht und sich von 
ihr lediglich dadurch unterscheidet, daß sein Inhaber nicht der 
persönlich unmittelbare Rechtsnachfolger des alten fränkischen 
Beamten ist. Der Zusatz ‚grundherrschaftlich“ würde jedoch 
nicht glücklich sein, wenn man damit einen starken Zusammen- 
hang mit der Grundherrschaft ausdrücken oder gar den In- 
haber des Bezirks dauernd als Grundherrn auffassen wollte. 
Wir wissen ja im Gegenteil, daß der Erwerb eines öffentlichen 
Gerichtsbezirks den Erwerber zur staatlichen Person macht, 
und ebenso, daß die Bildung der neuen Bezirke mit Gesichts- 
punkten der Grundherrschaft nichts zu tun hat. Das kirch- 
liche Institut ist hier als solches das Rechtssubjekt, nicht als 
Grundherrschaft. Der König überträgt den Bischöfen und 
Reichsäbten nicht als Grundherren öffentliche Gerichtsbezirke, 
sondern als kirchlichen Personen; auf die Kirche sich zu stützen, 
ist seine Politik.? 

Die Bezeichnung ‚„grundherrliche Grafschaft‘‘ mag uns Anlaß 
zu einer allgemeinen Bemerkung über den Sprachgebrauch 
unserer Fachliteratur geben. Mit dem Umstand, daß staat- 
liche Rechte in den Privatrechtsverkehr kommen, hängt es 
wesentlich zusammen, daß nie ein ganz einfacher und auch 
nie ein ganz einheitlicher Sprachgebrauch zur Herrschaft ge- 


1. So Rietschel. In etwas anderm Sinn als R. spricht Gierke I, S. XV 
und S. 2ıı ff. von ‚„patrimonialen Grafschaften‘“. 

2 Günther Schmidt, Das würzburgische Herzogtum vom Iı. bis zum 
17. Jahrhundert, S. ı2 spricht von ‚den mit öffentlichen Rechten aus- 
gestatteten Grundherrschaften oder Immunitäten‘. Diese verbreitete 
Formel halte ich für unzweckmäßig, weil hier eben die kirchlichen 
Personen nicht als Grundherren in Betracht kommen. 
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langen wird, daß auch Mißverständnisse immer möglich bleiben 
werden.! Bei gutem Willen werden sie aber löslich sein. Und 
einiges kann man immerhin tun, um Mißverständnissen vor- 
zubeugen. 

Die beschränkte, die auf die grundherrschaftlichen Grenzen 
beschränkte und mit geringerer Kompetenz ausgestattete Immu- 
nität hat den fränkischen Reichsverband nicht durchbrochen. 
Sie schuf nur Verhältnisse, wie sie innerhalb der Territorien 
ganz gewöhnlich vom 13. bis zum 18. Jahrhundert bestanden 
haben. Wir dürfen also folgern: die Umbildungen der Gerichts- 
verfassung, die mit der Grundherrschaft im Zusammenhang 
stehen, haben den fränkischen Reichsverband nicht zerstört. 
Bedeutungsvoll ist die fränkische? Immunität freilich trotzdem. 


1 Vgl. Histor. Ztschr. 99, S. 347 Anm. ı. S. auch Seeliger, Histor. 
Vierteljahrschrift 1906, S. 584. Selbstverständlich Din ich mit dem, was 
Seeliger hier unter Berufung auf Äußerungen von mir sagt, einver- 
standen. Neuerdings hat er sich davon etwas entfernt, wobei ich ihm 
nicht zu folgen vermag. Vgl. Vierteljahrschr. f. Soz.- und WG. 1914, 
S-TO. 

2 Ich spreche hier von der fränkischen Immunität als einem einheit- 
lichen Begriff. Neuerdings hat Kroell einen scharfen Gegensatz zwischen 
der merowingischen und der karolingischen Immunität behauptet. Die 
merowingische wirkt nach ihm auflösend, die karolingische dagegen ist 
„un des points essentiels d’un plan general d’organisation de l’empire 
carolingien‘‘ (S. 154), ‚un mode d’organisation d’une partie du royaume 
franc‘‘ (S. 156). Die Immunität wird dem Staatsorganismus eingegliedert. 
Die Befugnisse der Immunitätsherren erfahren in karolingischer Zeit 
eine Steigerung; indessen dient diese wesentlich nur dem Reichsinteresse. 
Allein das, was in K.s Darstellung richtig ist, hat man auch schon früher, 
gelegentlich sogar mit Übertreibung, betont (zur Literatur s. Sickel, 
Gött. Gel. Anz. 1896, S. 294). In karolingischer Zeit hat die Regierung 
in der Tat für die Ordnung der Immunitäts-, besonders der Immunitäts- 
vogteiverhältnisse gesorgt. Es wird ein allgemeiner Vogtzwang einge- 
führt (Brunner II, S. 305); auch im einzelnen tritt die Regierung für 
zweckmäßige Vogtbestellung ein. Aber die Karolinger ordneten die 
Immunitätsverhältnisse wesentlich nur um der Kirche willen. Die Worte 
eines die Vogtei ordnenden Kapitulars von 790 (Brunner II, S. 305 
und Dopsch, Karolingerzeit II, S. 103), es geschehe pro ecclesiastico 
honore et pro illorum (sacerdotum) reverentia, geben gewiß einen 
Fingerzeig. Die Karolinger fanden sich mit den Immunitäten ab, 
sorgten, jedoch eben in der Hauptsache im kirchlichen Interesse, 
für leidliche Verhältnisse innerhalb derselben, bemühten sich zu- 
gleich wohl auch nach Möglichkeit die Rechte des Staats gegenüber 
den Immunitätsherren zu wahren. Die gelegentlich vorkommende Ver- 
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Wenn sie auch die Reichsuntertanen noch nicht mediatisierte, 
so schaltete sie doch den Immunitätsherrn als Zwischeninstanz 
zwischen seine Leute und die Gerichtsgewalt des Grafen ein: 
so schon in der Form des Verbots des gräflichen ‚‚introitus“: 
wie die Auslieferung bzw. Vertretung der angeklagten Hinter- 
sassen, so ist dem Immunitätsherrn auch die Eintreibung aller 
Bußen überlassen!; noch mehr ist er Zwischeninstanz natürlich, 
seitdem er Gerichtsbarkeit erworben. Einen Verlust für den 
Staat hat die fränkische Immunität bewirkt. Die grundherrliche 
Gerichtsbarkeit ist durch sie zum Teil geschaffen, zum andern 
Teil konfirmiert und ausgebaut. Die durch die fränkische Immu- 
nität hervorgebrachten Verhältnisse stellen einen sehr charakte- 
ristischen Zug im Bilde des alten Staats dar, des fränkischen 
und, wie schon bemerkt, des Territorialstaats; aber auch sonst 
finden sie sich ganz gewöhnlich in den Verfassungen der alten 
Zeiten: der mit Gerichtsbarkeit über seine Grundholden aus- 
gestattete Grundherr ist eine der uns geläufigsten historischen 
Erscheinungen. Indessen das, was dem mittelalterlichen Feudal- 
staat sein besonderes Gepräge gab, bedeuten diese Verhältnisse 
nicht. Wohl einen Verlust einzelner staatlicher Befugnisse, 
jedoch nicht die Auflösung oder Durchbrechung des Reichs- 
untertanenverbandes haben sie gebracht. Auch nicht einmal 
die ‚elements de dissolution‘“? sind sie gewesen. Denn wie 


eidigung der Vögte (Brunner II, S. 310 f.) ist gewiß auf die königliche 
Bannleihe zu deuten, bzw. als Vorstufe zu ihr aufzufassen. Sickel (Gött. 
Gel. Anz. 1896, S. 294) spricht von der fränkischen Immunitätspolitik 
ohne Zweifel richtig als von einer „konfirmierenden und regulierenden 
Politik‘ (‚‚das Privileg diente wohl oft als ein Versuch, das selbständige 
Leben, das die Herrschaften verfolgten, dem Reiche einzugliedern‘“‘). 
Mehr aber war sie eben nicht. Sickel hebt mit Recht hervor, daß der 
karolingische König nicht das Recht besaß, eine verliehene Immunität 
wegen schlechten Gebrauchs oder mangelhafter Erfüllung der fort- 
bestehenden staatlichen Leistungen dem Privilegierten zu entziehen. 
Kroell trägt in die karolingische Immunitätspolitik offenbar etwas von 
der ottonischen Politik hinein. Daß die von ihm behauptete Erweiterung 
der Rechte der Immunitätsherrn unter Karl d. Gr. nicht allzu bedeutsam 
war, hat bereits Rietschel in seiner angeführten Rezension S. 478 be- 
merkt. Im übrigen bin ich mit K. natürlich darin einig, daß ich den 
karolingischen Immunitäten keine scharfe Spitze gegen den Staatsverband 
gebe (so auch Brunner II, S. 311). Indessen bei den merowingischen 
war sie ebenfalls nicht vorhanden. 

! Stengel, Savigny-Ztschr. XXV, S. 296. 

ArKToel 4.8.07 S;)157. 

v. Below, Der deutsche Staat. 7 
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wäre es möglich, daß die zahllosen Staaten, die die grund- 
herrliche Gerichtsbarkeit kannten, Jahrhunderte, Jahrtausende, 
um ein zehn- und zwanzigfaches länger als der moderne Staat, 
existierten, wenn beständig ‚elements de dissolution‘“ an ihnen 
nagten? Eine Ungleichheit in der Stellung der Untertanen ist 
eben, wie wir schon bemerkten, mit dem Staatsverband vereinbar. 

In gewisser Weise brachte die fränkische Immunität dem 
Königtum sogar einen Vorteil. Unmittelbar unter dem König 
standen zunächst nur die in seinem Schutz oder Eigentum be- 
findlichen kirchlichen Institute. Die Verleihung der Immunität 
half dann dazu, die Unmittelbarkeit auch auf diejenigen Kirchen 
auszudehnen, die unabhängig waren und in niemandes Eigentum 
(nullius iuris) standen. Das Merkmal der vom König ver- 
liehenen Immunität vereinigte diese mit den königlichen Eigen- 
kirchen. Freilich war der damit für den König gegebene Vorteil 
mehr negativer Natur: positive Rechte gewann er kaum (ab- 
gesehen etwa von der Mitwirkung bei der Bestellung des Vogts); 
er opferte vielmehr hier wie überhaupt bei der Verleihung der 
Immunität staatliche Rechte. Aber indem jene Kirchen Immu- 
nität erhielten, wurden sie vor der sich verstärkenden Gewalt 
etwaiger anderer Instanzen geschützt und insofern auf den 
König hingewiesen. Es ist die allgemeine Situation der Reichs- 
unmittelbarkeit: Freiheit von der Herrschaft Dritter. Aber 
auch das teilt diese Gruppe der Reichsunmittelbaren mit den 
andern, daß es nicht allen gelang, die Freiheit zu behaupten. 

Die Zerstörung des Reichsuntertanenverbandes erfolgte erst 
durch die seit der zweiten Hälfte des g. Jahrhunderts vor- 
genommenen Exemtionen. Man wird freilich die Frage er- 
heben, wodurch die Mächte geschaffen worden sind, die die 
Exemtionen veranlaßten, und man wird dann geneigt sein, 
auf die grundherrschaftlichen Immunitäten der fränkischen 
Zeit hinzuweisen. Man könnte glauben, daß diese sich zu den 
exemten Bezirken konsequent weiter entwickelt haben. In- 
dessen der alte Besitz hätte doch für sich allein den geistlichen 
Herren nicht die Kraft verliehen, zum Erwerb öffentlicher 
Gerichtsbezirke fortzuschreiten. Es kam ihnen jetzt vor allem 
zustatten, daß das Königtum ein eigenes Interesse darin sah, 
die geistlichen Institute mit öffentlichen Rechten auszustatten. 
Je mehr die alten Grafen sich selbständig machten und von 
der Beamtenstellung entfernten, je mehr das Königtum in dem 


1 Stengel, Art. Immunität a. a. O. S. 451. 
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Herzogtum einen Rivalen sehen mußte, um so mehr stützte es 
sich auf seine Bischöfe und Äbte. Es übertrug Hoheitsrechte 
an die kirchlichen Institute, um an ihnen ein Gegengewicht 
gegen die zunehmende Selbständigkeit der weltlichen lokalen 
Gewalten zu erhalten. 

Der letztere Umstand erklärt es, weshalb jene Exemptionen 
und die damit gegebenen Übertragungen öffentlicher Gerichts- 
bezirke an kirchliche Institute die darin gesessenen Leute noch 
nicht sofort als Mediatuntertanen erscheinen ließen. Es hätte 
ja sogleich mit der Exemtion die Auffassung Platz greifen 
können, daß die der Gewalt des ordentlichen Beamten, des 
Grafen, entzogenen Personen damit die unmittelbare Ver- 
bindung mit dem König verloren hätten. Aber dieser legte ja 
selbst darauf Wert, daß sie der gräflichen Gewalt entzogen 
wurden; er sah einstweilen seinen Vorteil in ihrer Unterordnung 
unter die kirchlichen Institute. Was formell Entfremdung 
vom Reich war, erschien materiell zurzeit noch als dessen 
Gewinn. Die kirchlichen Institute mußten sich erst in ihrem 
Besitz befestigen, und man mußte — wie so oft im Investitur- 
streit — erst die Erfahrung machen, daß die neuen Besitzer 
sich auch gegen den König wenden konnten, bis die Insassen 
der eximierten Bezirke nicht mehr als königliche, sondern als 
Untertanen der Bischöfe und Äbte angesehen wurden. Übrigens 
sind die Insassen der den Grafen verbliebenen Gerichtsbezirke 
auch nicht sogleich mit der Verwandlung der Grafenämter in 
Lehen als Mediatuntertanen aufgefaßt worden. Auch hier war 
eine weitere Befestigung der gräflichen Stellung Voraussetzung 
für die Umwandlung des Verhältnisses. Wir haben ja schon 
früher davon gesprochen, daß sich eine Übergangszeit! beobachten 
läßt: in ihr streiten formelle und materielle Gesichtspunkte 
bei der Beurteilung des Untertanenverhältnisses gegeneinander. 

Wie zugunsten geistlicher Institute, so sind auch zugunsten 
weltlicher Personen Immunitäten und Exemtionen geschaffen 
worden. Wenn über deren Begründung sehr wenig Urkunden 
vorliegen, so wissen wir doch von der Existenz vieler weltlicher 
Gerichtsbezirke dieser Art. Die Mehrzahl wird freilich nicht 
in königlichem Willensakt, sondern in Usurpation ihren Grund 


1,S,Hoben..S. ‘238: 

® Vgl. Dopsch, Karolingerzeit II. S. 127 ff. (gegen Kroell); K. Weimann, 
Das tägliche Gericht S. 22ff.; H. Aubin, Immunität und Vogtei- 
gerichtsbarkeit, Vierteljschr. f. Sg.- u. WG. 1914. 


19% 


260 Fünftes Kapitel. 


haben. Nachträglich mag dann der König zum bösen Spiel 
gute Miene gemacht haben. Ein Teil dieser nachweisbar vor- 
handenen öffentlichen Gerichtsbezirke dürfte darauf zurückzu- 
führen sein, daß gräfliche Landesherren jüngere Söhne mit 
Stücken ihres Territoriums ausstatteten. Derartige ‚Herr- 
schaften‘ (die natürlich mit Grundherrschaften nichts gemein 
haben, vielmehr regelrechte öffentliche Gerichtsbezirke sind) 
hat es, etwa seit dem ı2. Jahrhundert, in stattlicher Zahl ge- 
geben. Politisch konnte der König ihr Aufkommen, seitdem 
die weltlichen lokalen Gewalten ihm gegenüber mit zunehmender 
Selbständigkeit auftraten, gleichgültig betrachten, vielleicht 
sogar als Schwächung seiner Rivalen willkommen heißen. Vom 
amtsrechtlichen Standpunkt aus hat indessen das Reich, zwar 
nicht mit großem Eifer, aber doch von Zeit zu Zeit, gegen die 
Zersplitterung der alten Amtsbezirke den Satz geltend gemacht, 
Grafschaften dürften nicht geteilt werden. 

Die Immunität konnte mit dem Lehnswesen eine Verbindung 
eingehen, und dieses hat sich in der Tat in beträchtlichem 
Umfang der Immunitäten bemächtigt. Es geschah insbesondere 
in der Art, daß der Vogt sein Vogtamt zum Lehen zu machen 
wußte, wie der Graf sein Grafenamt in ein Lehen verwandelt 
hatte. Ein solcher Vorgang bedeutete in erster Linie eine Be- 
einträchtigung der Rechte des Immunitätsherrn. Aber auch 
die königlichen Rechte litten darunter. Denn erstens verlor 
der König nun das seit der karolingischen Zeit beanspruchte, 
freilich wohl kaum oft geltend gemachte Recht der Mitwirkung 
bei der Bestellung des Vogts. Zweitens wirkte es auf die könig- 
liche Macht zurück, wenn die Stellung der geistlichen Fürsten, 
an denen das Königtum seit der ottonischen Zeit eine Stütze 
suchte, durch zunehmende Selbständigkeit ihrer Beamten ge- 
schwächt wurde. 

Wiederholt sprachen wir davon, daß die eximierten Gerichts- 
bezirke den Grafschaften oder den noch übriggebliebenen 
Resten von Grafschaften parallel standen. Wir ziehen nur eine 
Folgerung aus dieser Tatsache, wenn wir die Herren der Exem- 
tionsbezirke (bzw. ihre Vögte) ebenso als Nachfolger der alten 
(fränkischen) Reichsbeamten bezeichnen wie die Grafen, die 
eine Grafschaft oder ihren Rest zu Lehen haben. Denn beide 
üben dieselben Rechte in ihrem Bezirk aus wie die alten Reichs- 
beamten; nur daß ihre Stellung mehr und mehr eine zu eigenem 
Recht wird. So gilt denn der Satz, daß dem Reich Untertanen 
durch die selbständig gewordenen Reichsbeamten entzogen 
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werden, für die Immunitätsbezirke ebenso wie für die Graf- 
schaften.» 

3. Gierke läßt, wie wir wissen!, das Feudalsystem ‚‚durch 
die freie Einung brechen“. Nach ihm sind Herrschaft und 
Dienst, die Abhängigkeit alles Rechts vom Grund und Boden 
das Wesen des Feudalismus.” Im Gegensatz zu ihm macht sich 
die Einung, das Prinzip der Freiheit geltend. Sie löst das 
herrschaftliche Prinzip, insbesondere das Lehnswesen, ab. Sie 
hat teils ganz neue Genossenschaften ins Leben gerufen, teils 
die natürlichen oder gegebenen Verbände umgebildet; diese 
erhalten durch sie einen wahrhaft staatlichen Charakter. Die 
Fortschritte der Einung stellen die Fortschritte der staatlichen 
Entwicklung dar. 

Die Einung verdankt nicht oder doch nicht allein einer 
natürlichen Zugehörigkeit oder der durch einen Herrn gegebenen 
äußeren Einheit ihr Dasein, sondern hat den letzten Grund 
ihres Verbundenseins im freien Willen der Verbundenen.? Sie ist 
eine eidliche Verbindung. Ihre Grundlage ist einzig und allein 
der durch einen Eidschwur bekräftigte Wille der Verbundenen.? 

Der Begriff der freien Einung, wie ihn Gierke faßt, hat eine 
sehr weite Spannung. Gilden, Zünfte, Ritterbünde, alle städti- 
schen und landesherrlichen Bündnisse rechnet er dazu; und er 
geht, wie wir sehen werden, noch darüber hinaus. Die Grenze 
gegenüber dem völkerrechtlichen Bündnis wäre nur dadurch 
abzustecken, daß man die Form, den Eidschwur, als ent- 
scheidend ansieht. 

Diese Einung, die nach Gierke den Feudalismus zerstört, 
fassen wir dagegen überwiegend als ein Charakteristikum des- 
selben, als ein wesentliches Stück des Feudalstaates auf. Wir 
würden aus dem bunten Bild, das er gewährt, sehr viel beseitigen, 
wenn wir bei seiner Schilderung von der Einungsbewegung 
absehen wollten. 

Gewiß sind Herrschaftsrecht und freie Einung an sich Gegen- 
sätze, und gewiß haben die Mächte, die sich der Form der 


1 5. oben S. 34 f. und S. 137. 

® Vgl. hierzu und zum folgenden z. B. Gierke, Genossenschaftsrecht I, 
S.,153 6.1155, 502, 509: 

3 Gierke a. a. O. S. 221. — * Gierke a. a. O. S. 492 f. 

5 Nur anmerkungsweise mag hier hervorgehoben werden, daß sich 
der Eidschwur nicht überall bei den Vereinigungen findet, die G. als 
Einungen ansieht. Diese Frage kann hier unerörtert bleiben. 
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freien Einung bedient haben, an der Beseitigung des Feudalis- 
mus mitgearbeitet. Aber zum größten Teil fällt das, was in 
der Form der freien Einung im Mittelalter erstrebt und erreicht 
ist, fällt namentlich auch diese Form selbst doch in den Bereich 
derjenigen historischen Erscheinungen, die wir als Feudalismus 
zusammenfassen. Gegen Gierke möchten wir zunächst dreierlei 
geltend machen. Wir können ihm, wie schon einmal angedeutet, 
nicht beitreten, wenn er Selbständigkeitsregung und Einungs- 
bewegung gleichsetzt. Nicht alle Regungen der Autonomie 
haben sich in die Form des Abschlusses von Einungen gekleidet. 
Gierke schlägt die Verbreitung und Anwendung derselben zu hoch 
an. Die alten Genossenschaften entwickeln sich ferner vielfach, 
ohne daß sie den von ihm behaupteten Einfluß der Einung 
erfahren. Die Wirkung der Einung auf die Umbildung der 
alten Verbände wird von ihm überschätzt. Endlich aber — 
und das betonen wir hier vor allem — ist die Form der Einung 
eine mittelalterliche Form und dient unendlich oft ganz direkt 
feudalen Zwecken. Sie wird sowohl von den im engeren Sinne 
sog. feudalen Mächten für die Erreichung ihrer Ziele angewandt, 
wie sie den Städten und den bürgerlichen Gruppen ein sehr 
willkommenes Werkzeug für die Erringung von Zwecken war, 
die wir als feudale bezeichnen. 

Man könnte sodann in eine Diskussion darüber eintreten, ob 
das Wort Einung eine ganz angemessene Bezeichnung für alle 
die vielen Vereinigungen ist, die Gierke darunter versteht. Wir 
gebrauchen einstweilen den Ausdruck in dem weiten Sinn, den 
er damit verbindet ; nur daß wir mehr als er durchblicken lassen, 
daß es sich bei der Einung lediglich um eine bestimmte Form 
handelt. Es mag uns die Einung Symbol der Genossenschafts- 
bewegung und der Vereinigungen der lokalen Gewalten jener 
Zeit sein, wenn wir auch über Verbreitung und Anwendung der 
Einung unsern Vorbehalt machen. 

Wenn wir vorhin den Kern des Feudalismus in dem Verlust 
sahen, den der alte Staatsverband an seinen Untertanen erlitt, 
so nehmen wir bei den Einungen wiederum wahr, wie sie dem 
bestehenden Staat den Untertan abzuringen suchen. Ein Licht 
auf die ganze Bewegung wirft schon der Umstand, daß gelegent- 
lich die Zunftmitglieder als Untertanen des Zunftmeisters 
bezeichnet werden.! Die Zunft, für Gierke klassisches Beispiel 


1 UB. von Eßlingen I, S. 136 Z. 33; S. 302 Z. 35. Vgl. F. Bauer, 
Das Eßlinger Wollgewerbe (1914). Es gibt freilich wohl nicht viele 
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der Einung, strebt eben danach, ihre Mitglieder möglichst nach 
allen Seiten hin in ihren Kreis zu ziehen, von andern Schranken 
und Verbänden zu lösen. Das aber ist ja ein allgemeiner Zug 
des Feudalismus: nicht anders denkt und handelt der Grund- 
herr gegenüber dem ihn umgebenden staatlichen Verband, der 
Landesherr gegenüber dem Reich, der Ritter, der die Landes- 
hoheit abschütteln will. Verweilen wir einen Augenblick bei 
diesen Bestrebungen, wie sie in der Zunftbewegung hervortreten. 

Allbekannt ist das Streben der Zünfte, eigene Gerichtsbar- 
keit zu erwerben, und zwar eine, die noch über die Gewerbe- 
gerichtsbarkeit hinausgeht.! In den deutschen Städten spielen 
die Auseinandersetzungen über die Zunftgerichtsbarkeit eine 
nicht unbedeutende Rolle. Tiefer noch greifen sie in den ita- 
lienischen, deren innere Verhältnisse ja überhaupt stärkere 
Spannungen, leidenschaftlichere Gegensätze zeigen. Hier, etwa 
in Bologna?, ‚sorgt ein ganzes Netz von sorgsam verklausu- 
lierten Vorschriften dafür, daß sich jedes Mitglied der Wechsler- 
zunft bei Vermeidung schwerer Buße, ev. bei Verruf vor den 
Zunftkonsuln zu Recht stellen muß, gleichviel ob auf Klage 
eines Zunftgenossen oder eines Mitglieds der Kaufmannsgilde 
oder einer Handwerkerzunft, und daß sich ganz entsprechend 
ebenso die Angehörigen der verwandten Korporationen auf 
Klage ihrer Genossen oder anderer Zunftbürger vor den Pro- 
kuratoren der Kaufleute, vor den Kastalden der Tuchweber, 
vor den Ministralen der Schmiede oder Schneider, oder wie die 
Beamten der Zunft sonst heißen, einlassen sollten. Durch diese 
wechselseitige Rechtspflegegarantie wird also für das Rechts- 
schutzbedürfnis der gesamten produktiven Kiassen der Stadt 
die Funktion der iudices communis ausgeschaltet.“ Wenn da- 
selbst auch der Rechtszug vom Zunftgericht an das Staats- 
gericht ausgeschlossen wird?, so haben wir eine Parallele zu 








Beispiele dieser Art. Als Parallele mag angeführt werden, daß das 
Gnadenrecht — s. oben S. 217 ff. — im Zunftwesen eine Rolle spielt: 
man droht mit dem Verlust der Gnade. Köstler, Huldentzug S. 21 
Anm. 3 und S. 27 Anm. 4. 

ı S. G. v. Below, Die Motive der Zunftbildung, Histor. Ztschr. 109, 
S. 42 ff. Als ein lehrreiches Beispiel mag noch herausgegriffen werden 
die Gerichtsbarkeit der Sälzer in Salzkotten; s. Anton Knape, Die 
wichtigsten industriellen Unternehmungen des Paderborner Landes in 
fürstbischöflicher Zeit, Münstersche Dissert. von 1912, S. 38 ff. 

2 R. Schmidt, Die Richtervereine (Igıı), S. 16 ff. 

® Schmidt S. 2o. 
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dem, was die deutschen Reichsstände gegenüber dem Reich 
erstrebten, und wenn manche Zünfte die Inappellabilität des 
Sondergerichts nur für kleinere Wertbeträge erreichten, so 
werden wir an den deutschen Unterschied der privilegia de non 
appellando illimitata und limitata erinnert. Es handelte sich 
in den italienischen Städten in den Streitigkeiten über die 
Zunftgerichtsbarkeit um einen einfachen Kampf um die Macht; 
keineswegs um das Streben nach besserer Rechtsprechung; die 
höhere Leistung dürfte vielmehr auf der Seite des staatlichen 
Gerichts zu finden gewesen sein.! Politische Rücksichten? 
waren da ebenso wirksam wie bei den deutschen Territorien, 
die darauf hielten, daß der Spruch gerade von ihren Gerichten 
gefällt wurde. Wenn nun in den deutschen Städten die Zunft- 
gerichtsbarkeit nicht so weit geht wie in den italienischen, so 
sind eben in Deutschland die Aufzehrung des alten Staats durch 
die Städte und die Beschlagnahme der Stadtgemeinde durch 
soziale Körper nicht in dem Maß erfolgt wie in Italien. Aber 
starke Analogien dazu finden sich ja auch in reichstem Maß in 
unserer Geschichte. 

Nicht bloß auf dem Gebiet der Gerichtsbarkeit streben die 
Zünfte danach, die öffentlich-rechtliche Verfassung zu durch- 
brechen oder aufzusaugen. Als im 14. Jahrhundert in der 
Mehrzahl der deutschen Städte die Zunfthandwerker über die 
Patrizier siegten, kam es in nicht wenigen Orten dahin, daß der 
öffentlich-rechtliche Verband — in unserm Fall die Stadt — 
vollständig in den Besitz der Einungen, eben der Zünfte, ge- 
langte und vollständig in der Verfassung der Einungen kon- 
struiert wurde: die Ratsstellen wurden von den Zünften besetzt, 
unmittelbar von den einzelnen Zünften. Die Stadt zerfiel nicht 
mehr in Stadtviertel, sondern in Zünfte. Wer noch weiter 
Bürger sein wollte, mußte Zunftmitglied werden. Die Steuern 
wurden nach den Zünften aufgebracht, das städtische Heer 
nach den Zünften organisiert. Es kommt auch ein besonderer 
Eid der Zunft neben dem der Bürgerschaft vor, oder der Zunfteid 
vermittelt den Zugang zur Bürgerschaft. Hier hatte also die 
Einung den öffentlich-rechtlichen Verband geradezu konsumiert. 
Das ist aber derselbe Erfolg, der auch für das Lehnswesen und 
die Immunität Ziel war. Man erinnere sich ferner einer Ein- 
richtung wie der Böhnhasenjagd: die zünftigen Handwerks- 
meister durften den nicht zünftigen Handwerker mit Gewalt 


1 Schmidt S. 18. — *? Schmidt S. zo. 


Die mittelalterliche Stadt Privilegskörperschaft. 265 


verdrängen. Es wird damit der Zunft, der Einung eine Art 
Faustrecht eingeräumt. Nachdem der zünftlerische Stadtrat 
sich in seiner Stellung befestigt hatte, ist er selbst gelegentlich 
gegen Einungen der Zünfte eingeschritten.! Er sieht jetzt die 
Einung als ein auflösendes Moment an. 

Die Zunftverfassung gehört ja unzweifelhaft zum Bilde des 
Feudalstaats, und sie gerade ist ein besonderer Standort der 
Einungsbewegung. 

Betrachten wir die mittelalterliche Stadt im ganzen, so ist 
sie so gut Privilegskörperschaft, wie die Immunitätsherrschaft 
und die Landesherrschaft auf Vorrechten beruhen. Ihr Ehrgeiz 
besteht darin, sich vor den Landgemeinden und andern Städten 
durch ein größeres Maß von Vorrechten auszuzeichnen. Die 
Städte durchbrechen den staatlichen Zwang, indem sie z. B. 
das Pfahlbürgertum gegen die Territorien durchzusetzen suchen: 
der Pfahlbürger, der außerhalb der Stadt sitzende Bürger, soll 
von Gericht und Steuer des Territoriums, in dem er sitzt, frei 
sein. Wirtschaftlich stellt jede Stadt sich nach Möglichkeit auf 
sich selbst und schließt sich nach außen hin ab; sie bildet dafür 
das Gäste-, das Stapelrecht, die gesamten Zwangs- und Bann- 
rechte aus. Die mittelalterliche Stadtwirtschaft ist keineswegs 
bloß das Produkt natürlicher Verhältnisse; mit Bewußtsein, 
planmäßig vielmehr führte sie das System handelspolitischer 
Abschließung durch.® Die hier arigedeuteten Verhältnisse ge- 
hörten zu den Zwecken, für die die Städte die Einungen in Be- 
wegung setzten, teils indem die einzelne Stadt ihre Bürgerschaft 
in einer Einung zusammenfaßte, teils indem eine Gruppe von 
Städten zu einer Einung sich verband. 

Es ist hier noch nicht der Ort, die Bedeutung des Städte- 
wesens nach allen Richtungen hin zu würdigen; insbesondere 
bleibt es späteren Erörterungen vorbehalten darzulegen, in 
welchem Maß und auf welchen Wegen die Städte an der Über- 
windung des Feudalismus gearbeitet haben. Die Abschweifung 
zur Städte- und Zunftgeschichte sollte nur dazu beitragen, eine 
allgemeine Würdigung des Verhältnisses der Einungen, die in 
und mit den Städten eine so reiche Anwendung fanden, zum 
Feudalstaat möglich zu machen. Es wird sich nicht bestreiten 
lassen, daß die Einungen und darüber hinaus das ganze bunte 


1 Zürcher Stadtbücher I, S. 88, Nr. 229. 
2 Vgl. hierzu neuerdings H. Bächtold, Aufgaben der handelsgeschicht- 
lichen Forschung, Jahrbücher für Nationalökonomie 100, S. 808. 
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Genossenschaftswesen des Mittelalters zwar nicht in dem Feuda- 
lismus aufgehen, aber doch ein wesentliches Stück aus ihm 
darstellen. Die privilegierte Stadt, die sich durch Einungen 
verstärkt hat, bildet innerhalb des Reichs oder des Territoriums 
und die Zunft innerhalb der Stadtgemeinde so gut einen Staat 
im Staate wie das Territorium innerhalb des Reichs und die 
privilegierte Grundherrschaft innerhalb des Territoriums. Wen- 
den wir uns jetzt wiederum zu der Reichsverfassung und zu der 
Rolle, die die Einungen speziell ihr gegenüber gespielt haben. 

Wenn die zum Lehen umgewandelten Grafenämter und 
Immunitäten, oder genauer die großen Exemptionen, wie sie 
namentlich im ottonischen Zeitalter vorgenommen wurden, dem 
Reich Untertanen geraubt haben, so fällt der Raub königlicher 
Untertanen den Einungen erheblich weniger zur Last. Aber 
wesentlich nur deshalb, weil das Reich seine Untertanen der 
überwiegenden Mehrzahl nach schon abgegeben hatte, als die 
große Zeit der Einungen erschien. So haben denn die Einungen 
mehr gegenüber den Landesherren als gegenüber dem König 
den Untertanenraub ins Werk gesetzt. Immerhin hat auch das 
Reich Untertanen durch die Einungen verloren. Hier käme 
einmal das Streben der Stadtgemeinden nach politischer Selb- 
ständigkeit in Betracht, soweit der Stadtherr der König ist. In 
Steuer- und Gerichtsfragen tritt die Stadtgemeinde das Erbe 
der verfallenden königlichen Macht an. Gelingt es der bisher 
unter dem König stehenden Stadt, ein größeres Maß von Selb- 
ständigkeit zu erlangen, namentlich die Gerichtsgewalt im Stadt- 
gebiet an sich zu bringen, so fallen ihr auch die bisher könig- 
lichen Untertanen desselben zu. Das Verhältnis ist übrigens 
nicht immer klar ausgebildet gewesen, da das Reichsoberhaupt 
als Stadtherr der Reichsstädte Wert darauf legte, wenigstens 
formell die Gerichtsherrschaft zu behaupten. Materiell gestal- 
teten sich die Verhältnisse, namentlich bei den größeren Reichs- 
städten, in der Regel so, daß die Stadtgemeinde Inhaberin der 
Gerichtsgewalt und darum auch Herrin der Untertanen war.! 
Wir erörtern hier den Übergang der Gerichtsherrschaft an die 


1 Um das Bild der gerade hier sehr verschiedenartigen Verhältnisse 
noch bunter zu machen, ist in der namhaftesten Stadt des Mittelalters, 
in Köln, nicht der König, sondern der ursprüngliche Stadtherr, der 
Bischof, formeller Inhaber der Gerichtsgewalt; er wäldigt die Schöffen 
an (bis zum Ende der Reichszeit). Doch verfügte tatsächlich die Stadt- 
gemeinde in Köln über das Gericht so wie nur in irgendeiner Stadt, 
die auch formell die Gerichtshoheit erworben hatte. 
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Städte im allgemeinen unter der Kategorie der Einungen, um 
auf dem Boden der Beweisführung Gierkes zu bleiben. Daß 
tatsächlich die Stadtgemeinden nicht bloß auf dem Wege der 
Benutzung der Einungsform ıhr Ziel zu erreichen suchten, be- 
darf heute keiner Darlegung mehr.! 

Es ist ferner der zahllosen Bündnisse zu gedenken, die die 
Städte unter sich, die Städte mit den Landesherren und die 
Landesherren unter sich schließen. 

Die Städtebündnisse sind ein wichtiges Mittel gewesen für 
den Schutz der städtischen Kultur, auch für ihre direkte Förde- 
rung. Unter ihrer Mitwirkung ist mancher wirtschaftliche Fort- 
schritt, manche Fortbildung des überlieferten Rechts erreicht 
worden. Gelegentlich konnten sie eine Stärkung der Reichs- 
gewalt bedeuten, indem sie eine Machterweiterung der landes- 
herrlichen Gewalten auf Kosten des Reichsgebiets abzuwehren 
unternahmen.? Indessen erstens stellen die städtischen Bünd- 
nisse, Einungen eine spezifisch mittelalterliche Form dar, wie 
sie denn mit dem Schluß des Mittelalters auch ihr Ende er- 
reichen. Solche Bündnisse sind nur bei einem recht losen Gefüge 
der Verfassung möglich, und die Voraussetzung für sie besteht 
eben darin, daß Hoheitsrechte materiell oder auch formell in 
beträchtlichem Umfang in andere Hand gelangt sind. Zweitens 
haben die Bündnisse oft genug direkt dazu gedient, die für das 
Mittelalter charakteristischen besonderen Verfassungseinrich- 
tungen, die Privilegienstellung der das Bündnis abschließenden 
Instanzen aufrecht zu erhalten, zu verstärken, zu erweitern. 
Etwas von Auflehnung gegen die ordentliche Gewalt oder von 
Abweichung von der vorhandenen Verfassungsform, von Locke- 
rung des staatlichen Bandes steckt immer in den Einungen und 
Bündnissen.® Es ist hier nicht die Frage zu erörtern, in welchem 


! Ich habe diese Dinge dargestellt in meiner Abhandlung: Stadt- 
gemeinde, Landgemeinde und Gilde, Vierteljahrschrift für Sozial- und 
Wirtschaftsgesch. 1909, S. 434 ff. Daselbst Näheres über die so oft be- 
hauptete angebliche Bedeutung der Gilden (Einungen) für die Ent- 
stehung der Stadtverfassung. Vgl. oben S. 93. 

2 Über die Anfänge der Städtebündnisse und ihre Geschichte im 
° 13. Jahrhundert s. O. Redlich, Rudolf von Habsburg S. 56 ff. 

> Vgl. z.B. Straßburger UB. I, Nr. 519, $8: im Friedensvertrag 
zwischen Bischof und Stadt Straßburg ließ sich die Stadt das Recht, selb- 
ständig sich politisch zu betätigen, in folgender Form zusichern: „‚swenne 
ire stat nöt unde kumber angät, daz si einunge unde andre satzunge 
umber irre stette nöt machen mugent ane menschliches widerrede.‘ 
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Maß die Kultur des Mittelalters gerade bei einem losen Gefüge 
der Verfassung und durch ein solches gefördert worden ist; es 
mag sein, daß eine gewisse Selbständigkeit der lokalen Gewalten 
und eine bunte Mannigfaltigkeit der Berechtigungen Notwendig- 
keit waren. Für uns handelt es sich nur darum festzustellen, 
was das Wesen der mittelalterlichen Verfassung, die wir die 
feudalistische nennen, ausmacht, und von ihr ist nun einmal 
das Bündnis- und Einungswesen nicht zu trennen. Dieses hat 
ferner auch nicht den Übergang zu moderneren Verfassungs- 
formen vermittelt; es war vielmehr überwiegend ein Mittel der 
I.ockerung der Verfassung und der Bewahrung der Sonderrechte. 

Die Bündnisse der Städte sind oft für einen einfachen poli- 
tischen Zweck, im Kampf um die Macht, geschlossen worden. 
Noch mehr gilt das von den Bündnissen, welche Landesherren 
und Städte miteinander oder Landesherren unter sich schließen. 
Die rein landesherrlichen Bündnisse hatten häufig eine aggressive 
Tendenz gegen die Städte, wie die rein städtischen sie abzu- 
wehren suchten. Im übrigen dienten jene Klassen von landes- 
herrlichen und landesherrlich-städtischen Bündnissen ebenso oft 
wie die rein städtischen der Aufrechterhaltung und Förderung 
der Sonderstellung der Reichsstände. Gesichtspunkte der Für- 
sorge für die rechtlichen und wirtschaftlichen Zustände treten bei 
den landesherrlich-städtischen und den landesherrlichen Bünd- 
nissen namentlich am Ende des Mittelalters hervor (z. B. auf 
dem Gebiet des Münzwesens). 

Verfassungsgeschichtlich hat keine Art von Bündnissen eine 
große Leistung aufzuweisen. Die Hanse kam nie über ein loses 
Band hinaus. Die Schweizer Eidgenossenschaft ist ein echtes 
mittelalterliches Gebilde zunächst insofern, als sie in dieser Form 
die Beziehungen ihrer Glieder zum Reich lockerte; sodann aber 
auch insofern, als sie als Bund staatenbildende Tendenz und 
Kraft nicht besaß. Ihr, wie den Bündnissen jener Zeit überhaupt, 
mit denen sie durchaus auf eine Linie zu stellen ist!, ‚fehlen 


ı Dies macht neuerdings mit Recht H. Nabholz geltend. Vgl. seine 
Abhandlung: Der Zusammenhang der eidgenössischen Bünde mit der 
gleichzeitigen deutschen Bündnispolitik, in: Festgabe für G. Meyer 
v. Knonau (1913) S. 261 ff. Zu dieser instruktiven Abhandlung möchte 
ich kritisch nur bemerken, daß Nabholz die eidgenössischen Bünde zu 
sehr als städtische Bünde ansieht und deshalb (zugleich unter dem 
Einfluß der Anschauung Lamprechts) ihre Maßnahmen und Ziele aus 
städtischen und zwar spezifisch geldwirtschaftlichen Motiven erklärt. 
Aber erstens sind die Urkantone ja wesentlich ländlichen Charakters. 
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alle und jede staatenbildenden Tendenzen. Wo sie politische 
Zwecke verfolgen, da handelt es sich doch immer nur um 
Organisierung einer bestimmten Partei innerhalb des einen 
Staatswesens; im übrigen sind sie freie Abmachungen von von- 
einander durchaus unabhängigen Gebilden zur Erreichung be- 
stimmter Zwecke unter vollständiger Wahrung desjenigen Maßes 
der Selbstbestimmung, die jeder der Kontrahenten bereits 
besaß.‘‘1 Wenn weiterhin Anfänge für Schaffung eines Zentrums 
der Gewalt hervortreten, so haben sie sich nicht im Gefolge der 
eidgenössischen Bündnisse, sondern eher trotz derselben durch- 
gesetzt.” Der Rolle, die die Bündnisse und Einungen in den 
Landfriedensbestrebungen und in der Geschichte der Reichs- 
reform spielen, gedachten wir schon: die Gefahr lag hier in dem 
Erstarken des Einungsgedankens; er mußte zurückgedrängt 
werden, falls dauernde und allgemeine Einrichtungen möglich 
werden sollten.” Erwähnung mag in unserm Zusammenhang 
‚ auch der Gegensatz Kaiser Friedrichs I. und der lombardischen 
Städte verdienen: dort der Herrscher, der einen Beamtenstaat 
aufrichten will*, hier die Kommunen, die die staatlichen Hoheits- 
rechte an sich gerissen haben und kein anderes einigendes Band 
anerkennen wollen als ihre Bündnisse. Die Kommunen repräsen- 
tieren damit ohne Zweifel die mittelalterliche Verfassung, wobei 
freilich die Einschränkung zu machen ist, daß die einzelnen in 
ihrem territorialen Gebiet das Lehnsbeamtentum entfernten. 
Von symbolischer Bedeutung für die deutsche Verfassungs- 
geschichte ist es, daß dieselbe Form der landesherrlichen Bünd- 
nisse, die im Innern des Keichs so überreiche Verbreitung fand, 


Zweitens setzen sich die gleichen Zwecke die deutschen Landfrieden, 
die ja keineswegs bloß von den Städten ausgehen. Die Fortbildung 
des Rechts, die hier erstrebt wurde, entsprang nicht bloß städtischen 
Bedürfnissen, sondern wurde von weiteren Kreisen gefordert. 

* Nabholz S. 276. 

® Nabholz S. 279 und 284. 

BRoBen S. 137% 

“ Vgl. oben S. 154 (oben). Hampe, Histor. Ztschr. 93, S. 4ıo: 
„Gegensatz des modernen Beamtenstaates gegen mittelalterliche Städte- 
autonomie“. Gegen die von Nitzsch und Lamprecht dem Kampf 
Friedrichs mit den lombardischen Städten gegebene Deutung (die der 
trivialen Neigung, so ziemlich alle historischen Gegensätze auf den 
Gegensatz von Natural- und Geldwirtschaft zurückzuführen, entstammt) 
spricht sich mit Recht Hampe, Deutsche Kaisergesch., 2. Aufl. S. 141 £. 
aus. 
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vom französischen König angewandt wurde, um deutsches 
Grenzland an sich zu bringen.! 

Die städtischen und landesherrlichen Bündnisse bemühen 
sich regelmäßig, eine gerichtliche Instanz für Streitigkeiten 
unter ihren Mitgliedern zu schaffen; ein Ausdruck jener vorhin 
schon geschilderten Neigung der mittelalterlichen Genossen- 
schaften, ihren Kreis tunlichst nach außen hin abzuschließen. 
Es ist allerdings auf diesem Gebiet nie etwas Dauerndes her- 
gestellt worden, wie ja die Bündnisse überhaupt keine dauernden 
Einrichtungen hervorgebracht haben. Das gleiche Streben nach 
einer gerichtlichen Instanz für die Mitglieder beobachten wir 
bei den Vereinigungen der Ritter. 

Diesen Einungen der Ritter spricht Gierke eine wichtige 
Stellung namentlich deshalb zu, weil er die ritterschaftliche 
Kurie der Landtage aus ihnen hervorgehen und dauernd auf 
der Idee der Einung beruhen läßt. Allein hier zeigt sich wiederum, 
daß die alten Verbände für die Verfassungsentwicklung mehr 
bedeutet haben als die freie Einung. Den Rahmen für die 
Bildung der Ritterschaftskurie lieferte nicht die freie Einung, 
sondern das Territorium, dessen Grenzen von seinem Landes- 
herrn gezogen waren.” Eine gewisse Rolle spielt die Einung 
wohl in der Landtagsgeschichte. Indessen es zeigt sich, daß die 
Landtage auch ohne sie auskamen. Moralisch mag man die 
landständischen Einungen ebenso wie die der Reichsritter inso- 
weit rechtfertigen, als sie einer zu weiten Ausdehnung der 
landesherrlichen Gewalt steuerten. Verfassungsgeschichtlich 
waren sie doch überwiegend ein Mittel zur Verwirklichung 
feudalistischer Zwecke, zum Schutz und zur Erweiterung der 
„Freiheiten“ des Standes -und seiner einzelnen Mitglieder.” Die 
Einungen der Reichsritter haben in stärkerem Maß als die der 
landsässigen Ritterschaft dazu geholfen, ihren Mitgliedern eine 
verfassungsmäßige Stellung zu verschaffen, wohl sogar bis zu 

1 Vgl. F. Kern, Die Anfänge der französischen Ausdehnungspolitik 
S.44: 

? Eine Widerlegung der Gierkeschen Auffassung habe ich in meiner 
„Landständ. Verfassung in Jülich und Berg‘ Teil II, S. 62 ff. (SA. aus 
der Ztschr. des bergischen Geschichtsvereins Bd. 22) gegeben. Zur Lite- 
ratur über diese Frage s. ferner H. Spangenberg, Vom Lehnstaat zum 
Ständestaat S. 93 ff. und S. ıı5 Anm. ı. 

® Spangenberg a. a. ©. S. 94 und S. ıı3 (oben). S. ıı4 schlägt der- 
seibe Autor die fördernde verfassungsgeschichtliche Bedeutung der land- 
ständischen Einungen doch noch zu hoch an. 
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einem gewissen Grad den äußeren Rahmen für den neuen, den 
reichsritterschaftlichen Verband geliefert. Indessen ‚‚die Säule 
der ganzen reichsritterschaftlichen Verfassung‘! bildeten die 
Charitativsubsidien; die Grenze zwischen Reichsritter und land- 
sässigem Ritter zog wesentlich die Frage, ob es dem Ritter 
gelang, der landesherrlichen Steuerforderung auszuweichen und 
sich an dem subsidium caritativum für das Reich zu beteiligen. 
Die wahre Entscheidung wurde durch das Maß der Kraft des 
alten territorialen Verbandes gegeben, und in dem weitaus 
größeren Teil des Reichs war er stark genug, um die Bildung 
reichsritterschaftlicher Gruppen zu verhindern. Wenn nun 
immerhin die Form der Einung den Reichsrittern beachtens- 
werte Dienste geleistet hat, so machen wir doch hier von neuem 
die Beobachtung, daß sie den Zug zum modernen Staat nicht 
repräsentiert. Die Verfassung, bei deren Bildung sie sie unter- 
stützt hat, trägt in ihrer Buntscheckigkeit, Unregelmäßigkeit? 
durchaus die Kennzeichen des Mittelalters, des Feudalismus. 
Soweit der Reichsritter eine eigene Existenz hat, ruht sie auf 
Privileg und Vertrag. Und charakteristisch ist es ebenso, daß 
er, soweit er sich nicht auf Privileg und Vertrag oder deutliches 
Herkommen berufen kann, der ordentlichen landesherrlichen 
Gewalt unterliegt. 

Es entspricht dem losen Gefüge des mittelalterlichen Staats, 
daß er im wesentlichen eine Einungsfreiheit anerkennt. Soweit 
das Recht, sich in Einungen zusammenzutun, bestritten wird, 
geschieht es der Hauptsache nach auf Betreiben von Ständen, 
die ihre Vorrechte, ihre Sonderstellung durch bestimmte 
Einungen bedroht sehen.? Und dem entsprechend tauchen die 
Einungsverbote nur sprungweise auf. Immerhin läßt sich mit 
dem Ablauf der Jahrhunderte eine Zunahme der Verbote wahr- 
nehmen: je weiter vom Kern des Mittelalters entfernt, desto 
häufiger werden sie. 

Wenn nun die Einungen ein charakteristisches Merkmal des 
Mittelalters sind, so lohnt es andererseits die Mühe, das Maß 


! Ausdruck von Kerner, angeführt von R. Fellner, Die fränkische 
Ritterschaft von I495—1524 (Igos), S. 298. 

® Vgl. z. B.M. Ritter, Deutsche Gesch. von 1555—1648, Bd. I, S. 13; 
Fellner a. a. O. S. 301 f.; G. Knetsch, Die landständ. Verfassung und 
reichsritterschaftliche Bewegung im Kurstaate Trier (1909), S. 145 f. 

3 Über die charakteristischen Anfänge der Einungsverbote s. Redlich, 
Rudolf von Habsburg S. 56. Vgl. Fellner a. a. O. S. 83. 
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der Bedeutung zu ermitteln, die ihnen innerhalb der mittel- 
alterlichen Jahrhunderte zukommt. Hier haben wir, wie schon 
mehrfach bemerkt, festzustellen, daß Gierke ihre Verbreitung 
überschätzt. Tatsächlich haben sie sich doch nicht in dem 
Umfang der mittelalterlichen Verfassung bemächtigt, wie er 
annahm. Sind aber ihre Verbreitung und Wirkung geringer 
anzuschlagen, so fällt den festen Verbänden des Staats und der 
Gemeinde ein entsprechend stärkerer Anteil am Verfassungs- 
leben der Zeit zu. Diese Verbände haben sich eben das ganze 
Mittelalter hindurch viel stärker behauptet, als man gemeinhin 
annimmt, und eben weil sie damals keineswegs ihr Ende fanden, 
konnte sich auch im Anschluß an sie der Fortschritt der staat- 
lichen Entwicklung vollziehen.! 

Die Möglichkeit einer andern Entwicklung des Reichs ist ja 
denkbar. Es wäre denkbar, daß Bündnisse lokaler Gewalten 
das Reich oder die städtischen Vereinigungen das Territorium 
beiseite geschoben hätten. Vergleichsobjekte für die Möglich- 
keit des Vorgangs bieten einerseits die schon gewürdigte Ent- 
wicklung der Schweizer Eidgenossenschaft, andererseits die 
Geschichte der oberitalienischen Städte. Hier ist dann doch 
nicht der Einungsgedanke Grundlage der Verfassung geworden. 
Der Lombardenbund und der Veroneserbund haben viel zur 
Steigerung der Macht der italienischen Städte beigetragen, ihnen 
mit zum Sieg verholfen. Aber die Verfassung, die Oberitalien 
nachher erhielt, zeigte keine Spur von dem Gedanken der freien 
Einung; sondern die Verfassungsform war die der einfachen 
Beherrschung eines Territoriums durch eine einzelne Stadt. 
Italien zeigt uns zugleich die Schattenseiten eines einseitigen 
Sieges der Städte. Mehr als Deutschland ist es ein Land der 
politischen Zersplitterung geworden und weit mehr als Deutsch- 
land der Fremdherrschaft zum Opfer gefallen. Nur im Zu- 

! Die Erwähnung der Gemeinde bewahrt die obige Darstellung schon 
vor dem Verdacht, als ob sie von der Voraussetzung ausginge, die voll- 
kommene Zurückdrängung der Genossenschaften durch den Staat sei 
ein Ideal der verfassungsgeschichtlichen Entwicklung. Es mag dazu 
nur noch bemerkt werden, daß hier so wenig wie anderswo die geschicht- 
liche Entwicklung einfach geradlinig ist und daß man vom 19. Jahr- 
hundert durchaus mit Recht eine gewisse und zwar erfreuliche Rückkehr 
zu mittelalterlichen Einrichtungen behaupten darf. Die Steinsche 
Städteordnung ist zum Teil sogar eine bewußte Erneuerung mittelalter- 
licher Freiheit. Die obige Darstellung hat zunächst bloß den Zweck 
der schlichten Ermittlung, was als mittelalterlich anzusehen ist. 
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sammenhang mit der königlichen Gewalt hätte ein Sieg der 
Städte über ihre Rivalen sein Maß und eine erfreuliche Richtung 
erhalten.! 

Der Ausgangspunkt unserer Erörterungen war die Behaup- 
tung einer Parallele, in der die Einung mit dem Lehnswesen 
und der Immunität steht, einer Parallele, in der sich die 
Instanzen, die durch die Form der Einung Hoheitsrechte an 
sich bringen, mit denjenigen befinden, denen dies durch Lehns- 
wesen und Immunität geglückt ist. Ist aber eine volle Identität 
der Situation bei der Veräußerung von Hoheitsrechten an eine 
Einzelpersönlichkeit einerseits und bei der an eine Stadtgemeinde. 
andererseits anzunehmen ?? Die Übereinstimmung in der Art 
der Übertragung frappiert uns oft geradezu.” Allein man wird 
darauf hinweisen, daß die Stadtgemeinde, welche Hoheits- 
rechte erwirbt, eine öffentlich-rechtliche Persönlichkeit sei, 
während der einzelne, der Hoheitsrechte erlangt, nur als Privat- 
person in Betracht komme, Indessen ist weder das eine noch 
das andere ganz richtig. Erstens wird der einzelne, der Hoheits- 
rechte, insbesondere einen öffentlichen Gerichtsbezirk erwirbt, 


1 Über die englische Entwicklung vgl. andererseits die bedeutsame 
Abhandlung von G. Brodnitz, Die Stadtwirtschaft in Zu un Jahr- 
bücher für Nationalökonomie 102, S. 1 ff. 

2 K. v. Amira, Grundriß des germ. Rechts, 3. Aufl., S. 165.f. be- 
hauptet zum mindesten eine starke Identität, wenn er sagt: ‚Seit dem 
ı2. Jahrhundert sind Ausschnitte aus der Landesherrschaft auf die Stadt- 
gemeinden und zwar ebenfalls zu privatem Besitzrecht über- 
gegangen... Ansätze zu einer analogen feodalen Entwicklung zeigt 
die Marktgemeinde.‘ Dahlmann (s. oben S. 21) stellt den Übergang 
von Hoheitsrechten an die Städte gleichfalls in Parallele mit dem, was 
man sonst feudale Verluste nennt. 

® Vgl. z. B. K. O. Müller, Die oberschwäbischen Reichsstädte, S. 270: 
Die Bürger von Isny ‚kauften um den hohen Preis von 9000 Pf. Heller 
die Stadt ... aus der Herrschaft des Stadtherrn los und ergaben sich 
und die genannte Stadt dem sacrum Romanum imperium ... 1365 
beurkundete Kaiser Karl IV. unter Bezugnahme auf diesen Kaufvertrag 
die ... ganz in den Formen einer privatrechtlichen Grund- 
stücksauflassung sich vollziehende Übergabe der Stadt an 
das Reich.‘ Er versprach ferner, die Stadt, die Bürger und die jährliche 
Reichssteuer nie zu verpfänden, gestand ihr das Recht zu, sich mit 
andern Reichsstädten zu verbünden, und verlieh den Bürgern die Exem- 
tion von allen Gerichten. Auch in diesen letzteren Bestimmungen zeigt 
sich die Parallele mit den Entäußerungen von Reichsrechten zugunsten 
der aufkommenden Landesherrn. 

v. Below, Der deutsche Staat. 1) 


274 Fünftes Kapitel. 


staatliche Person. Zweitens ist die Gemeinde, welche Hoheits- 
rechte erwirbt, bis dahin noch keineswegs immer Öffentlich- 
rechtliche Persönlichkeit gewesen. Die Stadtgemeinde an sich 
gehört im Mittelalter nicht der Staatsverfassung an. Erst indem 
die Gemeinde Stadtgemeinde wird, erst indem für den Gemeinde- 
bezirk ein öffentlich-rechtlicher Gerichtsbezirk geschaffen wird, 
erhält die Gemeinde staatlichen Charakter, und dieser verstärkt 
sich, je mehr Hoheitsrechte an die Gemeinde kommen. Die 
Gemeinde, welche Hoheitsrechte erwirbt, steht also einigermaßen 
parallel der Einzelpersönlichkeit, welche dazu gelangt: beide 
erhalten damit staatlichen Charakter. Wenn man einwenden 
darf, daß die Gemeinde, welche Hoheitsrechte erwirbt, vorher 
schon durch die Herstellung eines besonderen städtischen Ge- 
richtsbezirks der Staatsverfassung eingefügt worden war, so darf 
man auf der andern Seite geltend machen, daß die Einzel- 
persönlichkeiten, welche Hoheitsrechte erwerben, vorher meistens 
auch nicht einfach im Privatleben standen. Insbesondere sind 
es die Grafen, welche in den Besitz von Hoheitsrechten kommen. 
Weiter erhebt sich die Frage nach der Stellung, die der Erwerber 
seit dem Erwerb zu den erworbenen Hoheitsrechten nahm. Gilt 
hier etwa der Unterschied, daß die Einzelpersönlichkeit sie 
lediglich zu ihren privaten Zwecken nutzte, während die Ge- 
meinde sie im allgemeinen Interesse verwaltete? Ohne Zweifel 
ist die Einzelpersönlichkeit, die etwa einen öffentlichen Gerichts- 
bezirk erhielt, von Anfang an von dem Gedanken beseelt gewesen, 
daß sie ihn nicht lediglich vom Standpunkt des eigenen Inter- 
esses aus verwalten dürfe. Wir finden, wie wir noch sehen 
werden, bei den Landesherren schon in den frühesten Zeiten 
die Anschauung, daß ihnen eine Pflicht allgemeinerer Art gegen- 
über ihrem Lande oder ihren Untertanen oblag. Mochte die 
Einzelpersönlichkeit sich ihre Zwecke allein setzen können, sie 
stand hier doch zum mindesten unter dem Einfluß der Tradition. 
Die Gesamtpersönlichkeit sodann, die Gemeinde, war durch die 
Natur der Dinge darauf hingewiesen, bei der Verwaltung der 
Hoheitsrechte an das Wohl einer Mehrheit von Personen zu 
denken; ihr einzelnes Mitglied kann sich nicht für sich allein 
Zwecke setzen. Das ganz elementare Verhältnis, daß eine Mehr- 
zahl berechtigter Personen den Willkürlichkeiten eines einzelnen 
einen Riegel vorzuschieben vermag, ist natürlich anzuerkennen. 
Insofern ist die Gesamtpersönlichkeit dem einzelnen, der Hoheits- 
rechte erwirbt, voraus. Aber mit der Existenz eines Verbandes 
einer Personenmehrheit ist noch nicht die unbedingte Wahr- 
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nehmung des Wohls der Allgemeinheit gegeben.! Schließlich 
haben wir bei der Abschätzung dessen, was der Territorial- 
herr, und dessen, was die Stadt geleistet hat, den Unterschied 
der wirtschaftlichen Verhältnisse und ihrer Forderungen mit 
in Anschlag zu bringen. Vergegenwärtigen wir uns die ge- 
samte Situation an dem Beispiel des Münzwesens. Die Ge- 
schichte des mittelalterlichen Münzrechts lehrt uns, daß bei 
der Einzelpersönlichkeit, die das Münzrecht erwirbt, zwar nie 
der Gedanke des öffentlichen Amts vollständig gefehlt hat, 
daß jedoch die Einzelpersönlichkeit in der Verwendung der 
Münze von der Gemeinde (Stadtgemeinde) übertroffen wird, 
daß aber auch die städtische Münzverwaltung das öffentliche 
Interesse nicht selten außer acht gelassen hat. Und das gleiche 
dürfte von der Handhabung der Gerichtsbarkeit gelten. 
Lehnswesen, Immunität und Einung waren also die Faktoren, 
die dem Reich in so großem Umfang Hoheitsrechte entzogen 
haben. An die Stelle der Verlehnung tritt seit dem 13. Jahr- 
hundert mehr und mehr die unpoetische Form der Verpfändung. 
Wenn nun die öffentlichen Gerichtsbezirke, wie sich uns gezeigt 
hat, zwar veräußert wurden, aber trotz der Veräußerung ihren 
staatlichen Charakter bewahrten und dem, der sie erwarb, eine 
staatliche Stellung verliehen, so erhebt sich weiter die Frage, 
ob von den andern Hoheitsrechten das gleiche gilt. Hier ergibt 
sich eine Scheidung. Ein Teil der Hoheitsrechte erscheint regel- 
mäßig verbunden mit dem Recht auf den betreffenden Ööffent- 
lichen Gerichtsbezirk; so das Recht auf das militärische Auf- 
gebot desselben. Andere Hoheitsrechte, nutzbare Regalien wie 
das Zoll-, Münz-, Marktrecht, begegnen nicht in so regelmäßiger 
Verbindung mit jenem Recht. Eine Tendenz zur Verbindung 
läßt sich wohl beobachten, jedoch nicht auf seiten des Reiches, 
sondern derjenigen, die öffentliche Gerichtsbarkeit erwerben. 
Und eben deshalb, weil das Reich eine solche Tendenz nicht 
verfolgt, finden sich Regalien der erwähnten Art auch tatsäch- 
lich, nicht sonderlich häufig, immerhin mehrfach, in der Hand 
von Privaten; wobei wir als Private solche bezeichnen, die nicht 
im Besitz von öffentlichen Gerichtsbezirken sind. Diese Privaten 


! Vgl. oben S. 160 und das, was wir S. 177 über die scheinbar dem 
Wohl der Gesamtheit dienende Form gesagt haben, die doch so oft der 
Hebel für die Verwirklichung privater Zwecke der einzelnen Mitglieder 
des Verbandes gewesen ist. Vgl. auch O. v. Gierke, Über die Geschichte 
des Majoritätsprinzips, Essays in legal history (Oxford 1913), S. 332 ff. 

78" 
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bleiben auch Private, da die Regalien, die nicht in regelmäßiger 
Verbindung mit dem Recht auf den öffentlichen Gerichtsbezirk 
auftreten, ihrem Inhaber auch nicht eine staatliche Stellung 
verleihen. 

Von dem Teil der Regalien, der so in private Hand kam, läßt 
sich sagen, daß Hoheitsrechte wie Privatrechte behandelt 
wurden. Für ihn scheint die Anschauung von der Staatlosigkeit 
. der mittelalterlichen Verfassung zuzutreffen. Doch ist dem- 
gegenüber ein Dreifaches zu betonen. Erstens haben die Regalien 
auch nach ihrem Übergang an Private ihren staatlichen Charak- 
ter insofern nicht verloren, als bei ihnen der öffentliche Zweck 
des Regals nie ganz vergessen worden ist. Zweitens kommt hier 
jene Tendenz der Erwerber öffentlicher Gerichtsbezirke, der 
Landesherren, in Betracht, nach Möglichkeit sämtliche Regalien 
innerhalb ihres Gebiets in ihre Hand zu bringen, den Übergang 
von Regalien an Private zu verhindern, sie ihnen abzunehmen. 
Drittens ist, rein faktisch, zu allen Zeiten nur ein kleiner Teil 
der Regalien längere Zeit in privater Hand geblieben. 

Bei dem, was wir bisher über den Übergang von Hoheits- 
rechten an andere Hand gesagt haben, war wiederholt von einer 
stufenweisen Entwicklung die Rede. Es läßt sich nun auch ein 
Höhepunkt der Bewegung wahrnehmen. 

Waitz!, welcher sein großes Werk bis zur Mitte des I2. Jahr- 
hunderts führt, erklärt, er stelle damit die Verfassung des 
deutschen Reichs ‚bis zur vollen Herrschaft des Lehnswesens‘ 
dar. Seine Meinung ist, daß zu dieser Zeit die ‚volle Herrschaft‘“ 
noch nicht verwirklicht sei, aber unmittelbar folge. Wir haben 
jedoch schon bemerkt?, daß die Autoren nur dann von einer 
vollen Herrschaft des Lehnswesens sprechen, wenn sie noch 
nicht dahin gelangen, diese selbst in den Einzelheiten zu schil- 
dern; sie setzen nur voraus, daß sie zu einer gewissen Periode 
Tatsache sei. Waitz hat denn auch in seinem Aufsatz über das 
Lehnswesen®, in dem er dessen Eigenschaften einigermaßen 
ausführlich darlegt, nicht eine absolute Herrschaft des Lehns- 
wesens in der Verfassung zu behaupten vermocht. 

Schon unsere noch nicht abgeschlossenen Erörterungen er- 
geben, daß von einer absoluten Herrschaft des Lehnswesens zu 
keiner Zeit die Rede sein kann. Nicht von einer solchen, sondern 
nur von einem Höhepunkt in der Beeinflussung der Verfassung 
durch das Lehnswesen dürfen wir sprechen. Bei der Bestim- 


1 5. oben S. 70f. — ? S. oben S. 71. — ? S. oben S. 71 ff. 
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mung des Termins für ihn nähern wir uns Waitz, indem wir 
den Höhepunkt auf das Ende des ı2. Jahrhunderts ansetzen. 

Nachdem schon lange das Grafenamt und das Herzogtum 
Lehen geworden waren, ist es das 12. Jahrhundert, in dem die 
nächsten großen Fortschritte des Lehnswesens zu verzeichnen 
sind. Im Gefolge der Abmachungen des Wormser Konkordats 
erlangen jetzt die geistlichen Fürsten eine der der weltlichen 
analoge Stellung, werden wie diese mit den Regalien belehnt, 
gelten wie sie als Lehnsfürsten. Ferner bildet sich jetzt, im 
Zusammenhang mit der Begründung der Heerschildtheorie, der 
neuere Reichsfürstenstand, der, im Gegensatz zu dem älteren 
amtsrechtlichen, durchaus auf lehnsrechtlicher Grundlage ruht.! 
Es begegnen uns nun auch die ersten Erwähnungen der fortan 
herrschenden Bezeichnung für den landesherrlichen Besitz (terra, 
dominus terrae) und der territorialen Untertanen?; deutliche 
Zeichen dafür, daß sich diejenigen, die durch Belehnung oder Im- 
munitätsprivileg in den Besitz von öffentlichen Gerichtsbezirken 
gekommen sind, in diesem Besitz befestigt haben. Alle diese 
Erscheinungen aber treten erst am Ende des ı2. Jahrhunderts 
hervor.® Zu der gleichen Zeit steigert sich die Bedeutung des 
Persönlichen in der Verfassung.* War es den alten Jahrhunderten 
auch schon vor dem Aufkommen des Lehnswesens eigen, so 
bringt doch die Durchkreuzung des an sich mehr oder weniger 
abstrakten Untertanenverbandes eine Verstärkung hervor. In- 
dem der Lehnsnexus sich in zunehmendem Maß des Staats- 
verbandes, der Ämter bemächtigt, fällt mit dem größten Einfluß 
des Lehnswesens auch die höchste Steigerung des persönlichen 
Elements in der Verfassung zusammen. 

Im 13. Jahrhundert breitet sich das Lehnrecht wohl noch 
weiter innerhalb der Reichsverfassung aus: der Verzicht des 
Königs auf das Recht, daß ihm an jedem Ort, in den er kommt, 
das Gericht ledig wird, und der Fortfall der königlichen Bann- 
leihe — beide durch die Vorgänge des 13. Jahrhunderts hervor- 
gebracht — bedeuten, wie wir gesehen haben?, eine konse- 


ı Vgl. oben S. 235. — ? Vgl. oben S. 239. 

® Die Behandlung der geistlichen Fürsten als Lehnsfürsten ist schon 
früher angebahnt, im vollen Sinn jedoch erst im Ausgang des ı2. Jahr- 
hunderts zu konstatieren. Vgl. R. Börger, Die Belehnungen der deut- 
schen geistlichen Fürsten (Igor); H. Fehr, Fürst und Graf im Sachsen- 
spiegel S. 16 (die Regalien der geistlichen Fürsten erst Ende des ı2. Jahr- 
hunderts feuda). 

“4 Vgl. oben S. 140 und ı65 ff. — 5 S. oben S. 249 f. 
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quentere Anwendung des Lehnrechts auf die Verfassung. Man 
könnte also, da die Neuerungen des ı2. Jahrhunderts Bestand 
behalten, geneigt sein, im 13. Jahrhundert den Höhepunkt in 
der Beeinflussung der Verfassung durch das Lehnswesen sehen. 
Allein in diesem begegnen uns doch schon Erscheinungen, welche 
wohl auch einen Fortschritt in dem Übergang von Hoheits- 
rechten an die lokalen Gewalten, aber nicht mehr einen solchen, 
der sich in den Formen des Lehnrechts vollzieht, bedeuten. 
Hierhin gehört, daß seit dem Anfang des 13. Jahrhunderts statt 
der Verlehnung von Hoheitsrechten in steigendem Maß die 
nüchterne Form der Verpfändung Platz greift, die Einungs- 
bewegung sich stärker ausdehnt, die landesherrliche Gewalt sich 
im Gegensatz zum Lehnrecht, gegenüber dem König wie im 
Innern des Territoriums, zu befestigen unternimmt. Der Satz, 
daß der König das heimgefallene Fahnlehn binnen Jahr und 
Tag wieder leihen muß!, ist wenigstens im 13. Jahrhundert (im 
Sachsenspiegel) zum erstenmal ausgesprochen worden, wenn 
man seine Geltung auch etwas zurückdatieren mag. 

Somit wird es dabei bleiben, daß wir für das Ende des 
ı2. Jahrhunderts den Höhepunkt der Beeinflussung der Ver- 
fassung durch das Lehnswesen zu verzeichnen haben, die Form 
der Verfassung, die am ehesten als Lehnsstaat bezeichnet werden 
könnte.?2 Indessen die charakteristischen Züge der mittelalter- 
lichen Verfassung erschöpfen sich, wie wir wissen, nicht in ihrer 
Beeinflussung durch das Lehnswesen. Das, was wir als Feudal- 
staat zusammenfassen, geht darüber hinaus. 

Obwohl das Wort Feudum nichts anderes als Lehen bedeutet, 
hat sich doch der Sprachgebrauch eingebürgert, unter Feudalis- 
mus etwas anderes zu verstehen als das bloße Lehnswesen und 
seine Wirkungen. Wichtige Stücke der mittelalterlichen Ver- 
fassung, z. B. die Zwangs- und Bannrechte, die Einungen, die 


1S./oben ’S.:250. 

? Nach Spangenberg, Vom Lehnstaat zum Ständestaat S. Io ‚gewann 
das Lehnsverhältnis seit dem Ende des ı2. Jahrhunderts im Reich 
wie in den Fürstentümern immer größeren Einfluß auf die Gestaltung 
der öffentlichen Ordnung ... Spätestens zur Zeit des Schwabenspiegels 
bestimmten ausschließlich lehnrechtliche Gesichtspunkte die staatsrecht- 
liche Stellung des Fürstenstandes.‘‘ Er ist zu diesem Urteil wohl durch 
den Gedanken an den Fortfall der königlichen Bannleihe (Schwaben- 
spiegel!) veranlaßt worden. Aber es kommen eben doch noch andere 
Dinge in Betracht. Von ‚ausschließlich‘ lehnrechtlichen Gesichtspunkten 
kann zu keiner Zeit die Rede sein. 
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grundherrliche Gerichtsbarkeit, haben mit dem Lehnswesen, 
zum mindesten an sich, nichts zu tun. Wir rechnen sie zur 
feudalen Verfassung, während wir Bedenken tragen würden, sie 
mit dem Wesen des ‚‚Lehnsstaats‘ in Zusammenhang zu bringen. 
Es empfiehlt sich zweifellos, diesen Sprachgebrauch festzuhalten 
und bestimmter auszubilden. Durch den bald engeren, bald 
weiteren Gebrauch des Worts Lehnsstaat ist das Mißverständnis, 
daß die alte Verfassung ganz auf dem Lehnswesen beruht habe, 
sehr gefördert worden. Wenn in dem Wort Feudalismus der 
Hinweis auf das Lehnswesen liegt, das ja in der Tat Anlaß und 
Mittel der Veräußerung von Hoheitsrechten gewesen ist, so hat 
es doch eben seine Wichtigkeit, durch einen geeigneten Sprach- 
gebrauch anzudeuten, daß das Lehnswesen nicht alles aus- 
machte. 

Wir konnten schon darauf hinweisen, daß über das, was den 
Kern der Feudalverfassung ausmacht, weitgehende Überein- 
stimmung herrscht.! In erster Linie denkt man beim Feudalis- 
mus an die Durchbrechung des Reichsuntertanenverbandes: 
dem König stehen nur wenig unmittelbare Rechte zur Ver- 
fügung; er ist auf die Dienste der annähernd selbständigen 
lokalen Gewalten angewiesen, denen weitaus die meisten Insassen 
des Reichs unterworfen sind; im Verhältnis zum König haben 
diese nur die Stellung von Mediatuntertanen — das ist die 
Vorstellung, die uns zu allererst bei dem Wort Feudalverfassung 
ins Bewußtsein kommt. 

Zu dem, was wir den Kern der Feudalverfassung nennen, 
gesellt sich nun freilich noch ein reicher Kranz anderer Erschei- 
nungen, die aber der Mehrzahl nach eine Verwandtschaft mit 
jenem haben. Ihr gemeinsames Wesen liegt in dem Übergang 
der Hoheitsrechte oder öffentlichen Rechte an andere Hand, der 
in dem Verlust der Untertanen nur eben seinen Gipfel findet; 
in der Möglichkeit und dem großen Umfang der Veräußerung 
von Hoheitsrechten. 

Wir halten es keineswegs für die Erkenntnis für förderlich, 
das ganze vielgestaltige Leben des Feudalismus auf eine einfache 
Formel zu bringen. Aber es ist, wie es sich uns schon an be- 
deutungsvollen Einrichtungen gezeigt hat?, notwendig hervor- 
zuheben, daß der Feudalstaat über die Beeinflussung der Ver- 
fassung durch das Lehnswesen hinausgeht, und die weitere Vor- 


1.8. oben $: 243. 
®: S. oben S. 246 (oben) und 232 ff. 
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stellung, die mit dem Wort Feudalismus verbunden wird, knüpft 
vor allem an jene Veräußerung der Hoheitsrechte an. 

Wir möchten nun vorschlagen und schließen uns ja damit 
auch an einen vorhandenen Sprachgebrauch an, zwischen Lehns- 
staat und Feudalstaat in der angegebenen Weise ganz bestimmt 
zu unterscheiden. Feudalstaat ist der weitere Begriff; er hat 
sein vornehmstes Charakteristikum in der Veräußerung der 
Hoheitsrechte im allgemeinen, in der relativen Selbständigkeit 
derlokalen Gewalten; in dem Dasein von ‚Staaten im Staate‘‘!; 
in der Privilegierung der lokalen Gewalten, die wiederum zum 
großen oder größeren Teil auf der Veräußerung öffentlicher 
Rechte beruht. Der Lehnsstaat kommt zum Ausdruck in der 
Beeinflussung der Verfassung speziell durch das Lehnswesen. 
Wenn das Lehnswesen gleichfalls eine Entfremdung von Hoheits- 
rechten bewirkt, so rechnen wir aus dieser doch nur diejenigen 
Erscheinungen zum Lehnsstaat, die gerade durch das Lehns- 
wesen bedingt sind. 

Natürlich abstrahieren wir unsere Definitionen von dem 
konkreten Beispiel der deutschen Verfassung. Eben deshalb ist 
es auch zulässig, von einem Übergang der Hoheitsrechte an 
andere Hand zu sprechen. Denn die deutsche Verfassungs- 
entwicklung vollzieht sich ja wesentlich so, daß Rechte eines 
konzentrierteren Staates auf andere Instanzen übergehen, wäh- 
rend in andern Staatswesen, die man auch feudalistisch nennen 
könnte, die Selbständigkeit der Stände und lokalen Gewalten 
vielleicht ursprünglich ist. 

Versuchen wir hiernach den Höhepunkt des Feudalismus zu 
ermitteln, so geht schon aus Beobächtungen, die wir an ver- 
schiedenen Stellen gemacht haben, hervor, daß er nicht mit 
dem des Lehnsstaats zusammenfällt. Er hält sich auch länger 
als dieser auf der Höhe. Wir würden die klassische Zeit des 
Feudalstaats vom Ende des ı2. Jahrhunderts, den Höhepunkt 
des Lehnsstaats einschließend, bis zur zweiten Hälfte des 
15. Jahrhunderts begrenzen. Auch die vorausgehenden Jahr- 
hunderte, von der karolingischen Periode an, weisen ja wie 


ı Vgl. oben S. 266 oben. Hintze, Ztschr. f. Politik VI, S. 488 sagt 
richtig: ‚‚Die Gefahr für die Monarchie in den Lehnreichen bestand nicht 
in der Zusammenballung einer kompakten aristokratischen Opposition, 
in dem Dualismus von König und Volk (d.h. einem von der Aristo- 
kratie geleiteten Volk), sondern vielmehr in der Absonderung einzelner 
großer Vasallen zu selbständigen Herrschergewalten.‘ 


Klassische Zeit des Feudalismus. 281 


lehnsstaatliche so nicht weniger allgemein feudalistische Züge 
auf. Aber es gibt eine Steigerung, und diese dürfte am Ende 
des ı2. Jahrhunderts anzusetzen sein.! 

Zu dem, was wir schon über die Steigerung des lehnsrecht- 
lichen Einflusses auf die Verfassung bemerkt haben, sei, um 
die Ausbreitung des Feudalismus zu charakterisieren, hinzu- 
gefügt der Hinweis auf die vom Beginn des 13. Jahrhunderts 
an rasch zunehmende Verpfändung des Reichsguts, die Aus- 
breitung des Einungswesens, die wachsende Macht autonomer 
Stadtgemefnden (die ja auch die Veräußerung staatlicher Rechte 
voraussetzt), die Ausbildung und die Siege des Zunftwesens, 
das bunte Netz lokaler Bündnisse, die das ganze Reich bedecken, 
der Anschluß der Gerichtsorganisation an die ständische Gliede- 
rung, das Aufkommen der landständischen Verfassungen, die 
ständische Teilung des wirtschaftlichen Daseins. Neben allem 
behaupten sich wichtige lehnsrechtliche Einrichtungen. Aber 
die allgemein feudalistischen stehen im Vordergrund. 

Ein Endpunkt für die Begrenzung der klassischen Zeit des 
Feudalismus ergibt sich aus folgenden Erwägungen. Wenn das 
Zeichen des Feudalstaats der Übergang von Hoheitsrechten an 
andere Hand ist, so war der Reichsbesitz schließlich so aus- 
geplündert, daß im 15. Jahrhundert kaum noch etwas fort- 
zugeben war. Der König, der bisher mit der Veräußerung von 
Rechten gewirtschaftet hatte, sah diese Quelle jetzt erschöpft. 
Nun hätte freilich der damit geschaffene Zustand stabilisiert 
bleiben können: ein ganz schwaches Königtum mit bereicherten 
Ständen und lokalen Gewalten. Es wäre möglich gewesen, daß 
die klassische Zeit sich so fortsetzte. Indessen die Stände des 
Reichs selbst überzeugten sich, daß wieder eine Zusammen- 
fassung seiner Kräfte, daß eine Erneuerung der Zentralgewalt 
unvermeidlich sei. Das Resultat dieser Bestrebungen ist die große 
Reichsreform, die, soviel Kritik man auch an ihr üben mag, 
sich nicht mehr in die Kategorie des Feudalismus einreihen 
läßt.® Die Aufrichtung des ewigen Landfriedens im Jahre 1495 


ı Wenn wir den Höhepunkt des Lehnsstaats auf das ausgehende 
12. Jahrhundert setzen, die klassische Zeit des Feudalismus damit be- 
ginnen lassen, so gewährt es dazu freilich eine nur zufällige Parallele, 
daß das alte lateinische Wort für Lehen, beneficium, mit dem 13. Jahr- 
hundert durch die Bezeichnung feudum verdrängt wird. Vgl. R. Schröder, 
Rechtsgesch. $ 40, S. 407 Anm. ı. 

® Vgl. oben S. 137 ff., S. 189, S. 240 und S. 269. 
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bedeutet mit dem dauernden Verbot jeder Fehde eine Absage 
an den Feudalismus namentlich in dem Sinne, daß die freie 
Bewegung der lokalen Gewalten damit eingeschränkt wird. Die 
gleichzeitige Reorganisation des Reichskammergerichts steuert 
der feudalistischen Zersplitterung. In loserem Zusammenhang 
mit der technisch sog. Reichsreform stehen die Reform der 
Reichsheerverfassung und die Schaffung von Reichssteuern, die 
schon in der ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts ihren Anfang 
nehmen. In dem System des gemeinen Pfennigs wird sogar ein 
Versuch gemacht, unmittelbare Beziehungen zwischen dem 
König und der Gesamtheit der Reichsinsassen wieder herzu- 
stellen.* In den Territorien, in denen nie in dem großen Umfang 
wie im Reich der Feudalismus Wirklichkeit geworden war, 
werden seit dem 15. Jahrhundert die verpfändeten Gebiets- 
stücke zurückgewonnen und ein Feldzug gegen den Feudalismus 
auf den mannigfaltigsten Gebieten begonnen. 

Wenn wir von einer klassischen Zeit des Lehnsstaats oder 
des Feudalismus sprechen, sehen wir die Einrichtungen des- 
selben keineswegs als solche von ununterbrochener Geltung an. 
Es gibt auch in dieser Zeit ein Auf und Ab der Entwicklung. 
Um nur ein paar Beispiele herauszugreifen, so bedeutet der 
Zwang, den die Staufer auf die Kirchen ausüben, ihnen Lehen 
zu geben?, und die Revindikation des Reichsguts unter Rudolf 
von Habsburg Einschränkungen der vorhandenen Entwicklung. 

Wie sehr der Feudalismus sein Wesen in der Veräußerung 
von Hoheitsrechten hat, erkennen wir nicht am wenigsten an 
solchen Einrichtungen, die nur aus der Möglichkeit und der 
großen Verbreitung der Veräußerung erklärt werden können. 
Es ist sehr bezeichnend, daß es privilegia de non impignorando 
oder non alienando ab imperio gibt. Solche Verbriefungen er- 
hielten Städte des Reichs.? Es galt eben als Vorrecht, als 








115: oben: S:u23g'£. 

® Vgl. darüber z. B. Weiland, Abhandlungen für G. Waitz S. 266. 

® Beispiele bei Werminghoff, Die Verpfändungen der mittel“ und 
niederrheinischen Reichsstädte S. 80 f. W. will (zum Teil wenigstens) 
in diesen Priyilegien ‚‚wichtige Zeugnisse‘ für Anfänge einer ‚modernen‘ 
Staatsauffassung sehen. So können sie indessen nicht gedeutet werden, 
weil die Tendenz zur Einschränkung der Veräußerungen sich hier nicht 
beim Träger der Staatsgewalt, sondern nur bei dem event. zu veräußern- 
den Objekt kund gibt. Und bei diesem, der zu privilegierenden Stadt, 
waltet auch nicht der Wunsch ob, das Reich als Ganzes unversehrt zu 
erhalten, sondern man will nur für sich selbst den ungünstigen Verhält- 
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Ausnahme, von dem Schicksal der Veräußerung verschont zu 
werden. Die Veräußerung der Hoheitsrechte war ferner ein 
direktes Mittel der Führung der Regierung: sie stand der Ver- 
wendung der ordentlichen Einkünfte fast parallel. So viel 
Verluste wie der deutsche König, der am Ende des Mittelalters 
nur wenig noch sein eigen nannte, hat zwar ein anderer Herrscher 
wohl kaum erlitten. Aber es ist eine gar nicht auffällige Er- 
scheinung, daß die mittelalterlichen Herrscher jeden Augenblick 
bereit sind, je nach der Situation im vollen Ornat ihrer staat- 
lichen Rechte aufzutreten oder durch ihre Veräußei ung aus ihnen 
Nutzen zu ziehen. Als den englischen König Eduard III. seine 
Kriege auf den Kontinent führten, nahm er seine Kroninsignien 
— denen die Anschauung jener Zeit erhöhte Bedeutung zu- 
schrieb!, die sie als Symbole der von ihrem persönlichen Träger 
unabhängigen staatlichen Gewalt ansah — mit, zur Entfaltung 
der vollen königlichen Pracht wie zum finanziellen Rückhalt. 
Er sah sich denn auch gezwungen, seine Krone dem Erzbischof 
von Trier, die Krone seiner Gemahlin sowie eine kleinere Krone 
nebst anderen Kleinodien einer Gruppe von Kölner Kapitalisten 
zu verpfänden. Der Erzbischof vollzog dann eine politische 
Schwenkung von der englischen auf die französische Seite; es 
bestand die Gefahr, daß die verpfändete Königskrone noch einen 
weiteren Weg der Veräußerung nahm. Nur mit der Hilfe han- 
sischer Kaufleute gelang es dem König, das äußerste abzu- 
wenden.” Der Lohn, den sie dafür erhielten, bestand dann 
wiederum in einer Opferung staatlicher Rechte, in einer Privi- 
legierung der Hanseaten in England.? 

Wenn die Veräußerungen staatlicher Berechtigungen ihren 
Gipfel, wie wir das Verhältnis zu bezeichnen suchten, in dem 
Verlust der Untertanen fanden, so bringen die Veräußerungen 
minder eingreifender Art doch ebenfalls einen überaus charak- 


nissen, die eine Veräußerung im Gefolge hat, entgehen. Anders ist die 
Situation bei den Landständen, die den Veräußerungen, die der Landes- 
herr plant, widersprechen: sie wollen den Bestand des Territoriums im 
ganzen gesichert wissen. Freilich soll hiermit nicht bestritten werden, 
daß bei den Reichsstädten ein allgemeines Gefühl der Reichstreue wirk- 
sam war, das in die Kategorie der Staatsgesinnung einzuordnen ist. 

1 Vgl. oben S. 143. 

® Das Nähere s. bei Jos. Hansen, Der englische Staatskredit unter 
König Eduard III. und die hansischen Kaufleute, Hansische Geschichts- 
blätter 37 (1910), S. 382 ff. 

® Vgl. Hansen S. 395 f. 


284 Fünftes Kapitel. 


teristischen Zustand hervor. Die Buntscheckigkeit der mittel- 
alterlichen Verfassung hat zum großen oder vielleicht auch 
größeren Teil eben hier ihren Ursprung. Wir haben früher die 
Schilderungen des Feudalstaats von Eichhorn! und Waitz? mit- 
geteilt, in denen die Rechtsungleichheit, die verschiedene poli- 
tische Stellung, die Privilegierung der Klassen und Stände als 
ein wesentliches Stück desselben bezeichnet wird. Neben der 
radikalen Durchbrechung des Untertanenverbandes steht die 
Durchbrechung der Gleichheit von Rechten und Pflichten der 
übrig gebliebenen Untertanen; schon mehrfach hatten wir Ver- 
anlassung, auf sie hinzuweisen.? Alle diese mannigfaltigen Un- 
gleichheiten aber, von den höheren Stellen bis zu den unteren, 
hängen in beträchtlichem Umfang mit der Veräußerung öffent- 
licher Rechte zusammen. Wenn der eine ein größeres, der 
andere ein geringeres Maß von Gerichtsbarkeit besitzt, wenn eine 
Stelle (ein kirchliches Institut? oder eine städtische Gemeinde) 
das Wahlrecht hat, eine andere nur etwa das Recht der Präsen- 
tation, so geht dies zurück auf entsprechende Unterschiede in 
der Veräußerung staatlicher Rechte. Wenn ganze Klassen, 
Bürgerschaften, einzelne Personen oder kirchliche Institute eine 
Privilegierung in den militärischen und finanziellen Pflichten, 
öfters vollständige Befreiung, genießen, so erklärt sich die Vor- 
rechtstellung aus dem freien Verzicht des Herrschers auf be- 
stimmte öffentliche Berechtigungen oder dem Loskauf von 
ihnen. Nicht immer handelt es sich um ganz durchsichtige 
Verhältnisse. Die Steuerfreiheit des Ritters z. B. kann nicht 
einfach aus der Preisgabe eines Hoheitsrechts erklärt werden. 
Sie wird im echten Mittelalter als Unterstützung dafür emp- 
funden, daß er den dem Staat so wichtigen schweren Reiter- 
dienst zu leisten vermag. Sie darf wohl mit der den neueren 
Jahrhunderten wohlbekannten Steuerfreiheit der Beamten- 
gehälter verglichen werden, die man heute aus allgemeinen poli- 


ı 5. oben S. ıo unter VI. 

2 S.sobenıS}2741NTr:i6! 

°? 5. z.B. S. 216 und 239. Über einige charakteristische Beispiele 
der Ungleichheit der Staatslasten vgl. mein Territorium und Stadt 
S. 315 und 317. | 

* Es kann sich um Wahl des Vorstehers (vgl. z. B. G. Weise, König- 
tum und Bischofswahl im fränkischen und deutschen Reiche vor dem 
Investiturstreit, 1912) oder um die des Vogts (vgl. z. B. Sickel, Cött. 
Gel. Anz. 1904, S. 803) handeln. Etwas spielt hier neben dem staat- 
lichen Recht auch das Eigenkirchentum mit. 
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tischen Erwägungen aufgibt, die aber dem modernen Staats- 
recht nicht widerspricht. Indessen auf andere Weise haben wir 
wiederum genug Anlaß, die Ungleichheit von Rechten und 
Pflichten mit der Veräußerung öffentlicher Befugnisse in Zu- 
sammenhang zu bringen. Denken wir an das umfassende System 
der ‚Ausgestaltung besonderer Rechtsordnungen für jeden 
Lebenskreis‘‘!, an das besondere Stammes-, Territorial-, Stadt- 
recht und die lokalen Abweichungen innerhalb des Territoriums, 
an die Sonderrechte für die verschiedenen Stände, Berufe und 
Sachgattungen, so fällt vieles von ihnen auf das Konto der 
Vorgänge, die den Feudalismus überhaupt hervorgebracht haben. 
Lehrreich ist es vor allem, dem Einfluß der Veräußerung von 
Hoheitsrechten und des Lehnswesens auf die Standesbildung 
nachzugehen.” Die Grundlage des hohen Adels ist der Erwerb 
und Besitz eines öffentlichen Gerichtsbezirks. Der Lehnsnexus 
zieht für ihn nicht die Grenze. Der hohe Adel setzt sich trotz 
des Lehnswesens durch. Allerdings bringt es in ihm eine Ab- 
stufung hervor, indem diejenigen Landesherren, die unmittelbare 
Lehnsleute des Königs und keines weltlichen Fürsten Lehns- 
leute sind, den Fürstenrang haben und damit in der Reichs- 
verfassung, insbesondere auf dem Reichstag mehr bedeuten als 
die nichtfürstlichen Landesherren. Dies Verhältnis besteht 
wenigstens einige Jahrhunderte. Dann jedoch verliert die Heer- 
schildordnung, die es verbietet, von einem Genossen Lehen zu 
nehmen, ihre Geltung, und an die Stelle der lehnsrechtlichen 
Abgrenzung des Fürstenstandes treten Herkommen und formelle 
Erhebung durch den König. Einen größeren Einfluß hat das 
Lehnswesen auf die Entstehung des Ritterstandes. Zwar sind 
beide im allgemeinen Wirkungen einer Ursache, des Umstandes, 
daß die Reiterei die Waffe war, die die Zeit verlangte. Indessen 
haben sich weiterhin Lehnswesen und Reiterei gegenseitig beein- 
flußt. Für unseren Zusammenhang ist es wichtig, die Ab- 
stufungen der unfreien Ritter zu beobachten. Die Rechtsquellen 
des 13. Jahrhunderts sprechen nur den Landesherren, den 
Inhabern öffentlicher Gerichtsbezirke das Recht auf unfreie 
Ritter zu. In Norddeutschland finden wir Ministerialen bei den 
nichtfürstlichen wie bei den fürstlichen Landesherren. In Süd- 


! Vgl. O. v. Gierke, Grundzüge des deutschen Privatrechts, Enzy- 
klopädie der Rechtswissenschaft (F. v. Holtzendorff-Kohler), S. 180. 

® Vgl. zu diesen Fragen auch die Äußerungen von Eichhorn oben 
S. ıof. unter VI. 
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deutschland hat nur der Fürst Ministerialen, der nichtfürstliche 
Landesherr bloß Milites, eine geringere Klasse unfreier Ritter. 
Innerhalb des großen Kreises, der durch das öffentliche Amt 
bestimmt wird, teilt also hier der Lehnsnexus (auf dem ja 
damals der Unterschied von fürstlichen und nicht fürstlichen 
Landesherren beruhte) zwei Gebiete ab. 

Am wenigsten möchte man in der Bildung des städtischen 
Bürgerstandes, die uns auf den ersten Blick die Folge rein 
wirtschaftlicher Vorgänge zu sein scheint, die Wirkung des 
Feudalismus, der Veräußerung öffentlicher Rechte vermuten. 
Allein die mittelalterliche Stadt ist kein einfaches Produkt einer 
wirtschaftlichen Bewegung. Der mittelalterliche Bürger ist das 
Mitglied einer mit bestimmten Privilegien ausgestatteten Ge- 
meinde!, und diese beruhen auf einer entsprechenden Ent- 
äußerung der Staatsgewalt. Von dem Landmann, dem Bauer 
unterscheidet den Bürger der Umstand, daß seine Gemeinde 
dem Staat gerichtliche, militärische, finanzielle Rechte, oft bis 
zur politischen Rivalität, abgenommen hat. 

Heben wir noch ein besonderes Stück der mittelalterlichen 
Ungleichheiten, die seit dem I2. Jahrhundert begegnende stän- 
dische Abschließung der Gerichte, ihre Teilung nach der stän- 
dischen Gliederung, heraus, so stehen für sie im Hintergrund 
die Momente, die die gesamte ständische Abstufung hervor- 
gebracht haben. In ihrer unmittelbaren Ausprägung beruht sie 
nicht sowohl auf einer eigentlichen Veräußerung staatlicher 
Rechte als vielmehr darauf, daß der Staat sich zugunsten 
bestimmter Gruppen bindet, auf eine Organisation nach eigenem 
Ermessen Verzicht leistet. 

Der Bürgerstand führt uns weiter auf die ständische Teilung 
des wirtschaftlichen Daseins, die man wohl als die Wirtschafts- 
organisation des Feudalismus bezeichnen kann. Im mittleren 
Mittelalter ist sie überwiegend durch die Natur der Verhältnisse 
gegeben. Im ausgehenden Mittelalter und im Beginn der Neu- 
zeit wird sie gesetzlich festgelegt. Der Bauer ist auf den land- 
wirtschaftlichen Beruf beschränkt, darf mit dem Bürger und 
Ritter nicht konkurrieren; dafür aber dürfen diese nicht Bauern- 
güter erwerben. Der Bürger soll nur städtische Hantierungen 
treiben; dafür aber bleiben diese oder wenigstens die ertrag- 
reichsten von ihnen, etwa Brauerei, Brennerei, Herstellung der 


! Ich habe neuerdings wieder an diese Dinge, gegen einen Autor, der 
sie verkannte, erinnert. Vgl. Histor. Ztschr. 107, S. 589. 
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wichtigeren Tuchsorten, sein Vorrecht. Der Ritter ist Krieger 
und Grundherr; er soll sich jedoch‘ der städtischen Berufe und 
des Erwerbs von Bauerngütern enthalten. Diese Ordnung, die 
übrigens, wie die feudalistische Ordnung überhaupt, bald stärker 
bald schwächer verwirklicht worden ist!, geht indirekt, wie sich 
schon aus dem vorhin Gesagten ergibt, in wichtigen Beziehungen 
auf das Lehnswesen und die Veräußerung öffentlicher Rechte 
zurück. In ihrer gesetzlichen Festlegung beruht sie auf der 
eben erwähnten Erscheinung, daß der Staat sich eine Bindung 
zugunsten bestimmter Gruppen auferlegt. 

Eine eigentümliche Fügung liegt darin, daß das Lehnswesen, 
welches weiterhin so zerstörend auf die Verfassung des frän- 
kischen Reichs gewirkt hat, seinen ersten Einzug in den alten 
Staat ohne Beziehung zu dem bedeutungsvollen Vorgang der 
Veräußerung öffentlicher Rechte hält.?2 Es ergab sich die Not- 
wendigkeit Reiterheere ıns Feld zu stellen. Da aber der alte 
Heerbann, das Aufgebot kraft öffentlichen Rechts, im wesent- 
lichen nur Fußtruppen verfügbar machte, so mußte man auf 
privatem Wege die erforderlichen Reiter aufbringen. Die Lehns- 
leute, die als Entgelt für das ihnen gewährte Lehen den Kriegs- 
dienst zu Roß leisten, sind eine private Truppe.” Dabei ver- 
zichtet der Staat keineswegs auf das alte Recht des Heerbanns, 
formell ganz und gar nicht; aber auch materiell macht er noch 
gelegentlich von ihm Gebrauch. Es steht eben einfach neben 
dem staatlichen Aufgebot die private Truppe. Die Mittel für 
die Ausstattung der Lehnsleute beschafft sich der Staat zwar 
durch Veräußerung, jedoch zunächst nicht durch Veräußerung 
von Hoheitsrechten, sondern von Grundbesitz. Mit der Zeit 
freilich werden Verhältnisse der mannigfachsten Art und so in 
steigendem Maß auch Hoheitsrechte Gegenstand der Belehnung, 
einer Belehnung, die noch die Verpflichtung zum Reiterkriegs- 


ı Vgl. G. v. Below, Landtagsakten von Jülich-Berg I, S. 142 ff. 

®2 Zu der Frage, inwiefern man in dem Aufkommen privater Truppen 
eine indirekte Mediatisierung der Reichsuntertanen sehen könnte, vgl. 
oben S. 232. 

% Insofern trifft das, was Waitz, oben S. 74 $ 3, über den ‚‚gewisser- 
maßen privatrechtlichen Charakter‘‘ des Kriegsdienstes sagt, durchaus 
zu. Und es ist auch nicht bloß ein ‚‚gewissermaßen‘, sondern direkt 
privatrechtlicher Charakter. Freilich wird, wovon wir noch zu sprechen 
haben werden, der Lehnskriegsdienst im Interesse des Reichs, also von 
öffentlich-rechtlichem Gesichtspunkt aus, bestimmten Regeln unter- 
worfen. 
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dienst nach sich zog, aber nicht mehr immer zu militärischem 
Zweck erteilt wurde. Auch das Recht auf den Heerbann selbst 
wurde mit einem veräußerten öffentlichen Gerichtsbezirk ver- 
liehen. 

Auf die Veräußerung staatlicher Rechte ist nun auch die 
Erscheinung zu reduzieren, die man so oft als „Vermischung“ 
des öffentlichen und des privaten Rechts, als das ‚‚Ineinander- 
fließen‘, die Ungeschiedenheit beider im Mittelalter bezeichnet.! 
Gierke, der Hauptvertreter dieser Auffassung vom mittelalter- 
lichen Recht, hat seine Ansicht zuletzt? in folgender Weise 
formuliert: ‚‚Unser mittelalterliches Recht hat die begriffliche 








L’Vel.'z. B. oben -S. 32H.) '57 f.,'99, 102, 244. "Albrecht, „GöbEAGel 
Anz. 1837, S. 1493 führt zum Beweis »+dafür, daß die ältere Verfassung 
„ein vorzugsweise privatrechtliches Gepräge‘‘ gehabt habe, überwiegend 
Verhältnisse aus der Territorialverfassung an; als allgemeines Argument 
macht er geltend: ‚Die Rechte und Verpflichtungen, welche öffentlichen 
Zwecken dienten, waren nicht wesentlich gesondert von denen, welche 
den Privatinteressen dienten; vielmehr waren es entweder dieselben oder 
wenigstens ihnen ganz gleichartig... Die Hoheitsrechte ... in Absicht 
der Vererbung, der Veräußerung usw. gleich den Privatrechten behan- 
delt.‘ F. Fleiner, Institutionen des deutschen Verwaltungsrechts, 2. Aufl., 
S. 30: ‚Man unterschied nicht die privatrechtlichen und die öffentlich- 
rechtlichen Befugnisse einer Person. Beide waren Ausflüsse einer und der- 
selben Art Recht.“ G. Radbruch, Einführung in die Rechtswissen- 
schaft, 2. Aufl. S. 47: ‚Dem mittelalterlichen Deutschland war der 
Unterschied von privatem und öffentlichem Recht unbekannt, und man 
kann daraus geradezu das Wesen des ständischen Staates und die Staaten- 
geschichte des Mittelalters, besonders den Verfall des alten deutschen 
Reiches, ableiten.‘‘“ Seeliger, Histor. Vierteljahrschrift 1906, S. 585 läßt 
eine „völlige Vermischung“ des Öffentlichen und Privaten im Mittelalter 
stattfinden; denn ‚‚es wurden wichtige und wichtigste Interessen, die das 
gesellschaftliche Leben selbst angingen, an Privatpersonen gegeben, wie 
ein privates Recht behandelt“. Er macht jedoch nachher die Ein- 
schränkung: ‚Gilt es dagegen den Wechsel und das Wachsen der staat- 
lichen Kräfte zu beobachten, dann ist öffentliches und privates Recht 
zu sondern‘ (ein meines Erachtens nicht ganz verständlicher Satz). 
Werminghoff, Verpfändungen der mittel- und niederrheinischen Reichs- 
städte S. 39: ‚Heute halten wir öffentliches und privates Recht scharf 
auseinander: die uns beschäftigenden Jahrhunderte dagegen verquicken 
die Sphären beider. Das Hoheitsrecht des deutschen Königs über eine 
Stadt ... faßte man auf als Eigentum an einer Liegenschaft‘ usw. 

2 O.v.Gierke, Grundzüge des deutschen Privatrechts, in F. v. Holtzen- 
dorff-Kohlers Enzyklopädie der Rechtswissenschaft, 7. Aufl., Bd.I, 
S. 179. ; 
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Scheidung von öffentlichem und Privatrecht nicht vollzogen. 
Wie es kein reines öffentliches Recht gab, sondern das Öffent- 
liche Recht privatrechtliche Formen annahm und zuletzt die 
öffentliche Gewalt ins Vermögensrecht eingebettet wurde, so 
gab es kein reines Privatrecht, sondern alles Privatrecht blieb 
durch öffentlich-rechtliche Beziehungen gebunden. Diese Eigen- 
artigkeit bewirkte, daß einerseits auch das öffentliche Recht 
durch und durch gegenseitig, anderseits auch das Privatrecht 
durch und durch sozial war. Aber der Kaufpreis dafür war die 
Unfreiheit des Staates und die Unfreiheit des Individuums. Erst 
die mit Hilfe des römischen Rechts unendlich mühsam durch- 
gesetzte Scheidung von öffentlichem und Privatrecht ermöglichte 
die Erhebung des Staates zum souveränen Gemeinwesen und 
die Anerkennung des Individuums als eines in sich beruhenden 
Einzelwesens.“ 

Hierauf ist zu erwidern, daß wohl die Hoheitsrechte in den 
Privatrechtsverkehr gekommen sind und daß die Veräuße- 
rung sich bei öffentlichen und privaten Rechten großenteils! 
in den gleichen Formen vollzog, daß aber keine Vermischung 
eingetreten ist. Die öffentlichen Rechte, auch wenn sie in den 
Privatrechtsverkehr kommen, üben vielmehr gewisse Wirkungen 
aus, die den privaten Rechten nicht eigen sind. Wir erinnern 
hier namentlich an die Tatsache, daß derjenige, der einen öffent- 
lichen Gerichtsbezirk erwirbt, eine Standeserhöhung erhält.? 
Der Erwerb irgendeiner privaten Berechtigung bringt eine solche 
Wirkung nicht hervor. Der Erwerb einer Grundherrschaft ver- 
schafft wohl in neueren Jahrhunderten hier und da dem Er- 
werber einen höheren Titel; im Mittelalter, in der Zeit des 
Feudalismus, aber nie und nirgends. Nur mit dem Erwerb eines 
öffentlichen Gerichtsbezirks ist eine Standes- und Titelerhöhung 
verbunden. Hieran und an andern dem Bezirk trotz seiner 
Veräußerung inhärenten Eigenschaften, von denen wir mehrere 
schon erwähnten und einige noch zu nennen haben werden, 
nehmen wir wahr, daß der Amtsbegriff an dem veräußerten 
öffentlichen Gerichtsbezirk haften bleibt, in welche Hand er 
auch gelangen mag. Im übrigen beziehen wir uns auf die früher 
gegebene ausführliche Darlegung dieser Dinge?, namentlich auch 
auf die Feststellung des Charakters derjenigen Regalien, die 
vollständiger als das Recht auf den öffentlichen Gerichtsbezirk 


1 5. oben S. 246. — * S. oben S. 247. 
= 3.. ObEN S. 244 ff. 


v. Below, Der deutsche Staat. I9 
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in den Privatrechtsverkehr gelangt sind und bis zu einem ge- 
wissen Grade privatrechtliche Natur angenommen haben.! 

Unrichtig ist ferner die Behauptung?, daß ‚man die privat- 
rechtlichen und die öffentlich-rechtlichen Befugnisse einer 
Person nicht unterschied‘‘. Abgesehen von den soeben geltend 
gemachten Gesichtspunkten ist’hier auf die Terminoiogie der 
mittelalterlichen Rechtsausdrücke hinzuweisen, die keineswegs 
mit Gleichgültigkeit behandelt wurde.® Die Terminologie ergibt 
eine bewußte Unterscheidung verschiedenartiger Berechtigungen. 
Wir werden später noch darzulegen haben, wie sich seit dem 
12. Jahrhundert eine haarscharfe Unterscheidung zwischen pri- 
vater Abgabe und Steuer (der Bede) beobachten läßt.* Der 
Landesherr, welcher Zins und Bede empfing, hielt auch dann 
beide auseinander, wenn er sie von derselben Person erhielt. 
Die Schilderung der Kriegsdienstpflicht wird uns zeigen, daß 
zwischen landrechtlicher und lehnsrechtlicher Pflicht unter- 
schieden wird. Aber auch jene Tatsache, daß mit dem ver- 
äußerten öffentlichen Gerichtsbezirk gewisse Eigenschaften ver- 
bunden blieben, die eine private Berechtigung nicht kennt, lehrt 
ja, wie man privatrechtliche und öffentlich-rechtliche Befug- 
nisse, selbst wenn sie in die gleiche-Hand kommen, zu trennen 
wußte. 

Wenn wir die angebliche Vermischung der öffentlichen und 
privaten Befugnisse auf die Zulässigkeit der Veräußerung der 
ersteren reduzieren zu müssen glauben, so wird die Probe aufs 
Exempel darin liegen, daß mit der Beseitigung dieser Zulässig- 
keit die Möglichkeit abgeschnitten wird, noch von irgendeiner 
„Vermischung“ zu reden. Und so verhält es sich ja in der Tat. 
Es macht für uns, da wir einstweilen nur den mittelalterlichen 
Zustand zu beschreiben haben, nichts aus, wie und durch wen 
die Veräußerlichkeit der öffentlich-rechtlichen Befugnisse be- 
seitigt worden ist. Das mag jedoch sogleich bemerkt werden, 
daß dem römischen Recht die entscheidende Wirkung nicht 

2IS.Xoben! SY275: 

®2 S. vorhin S. 288 Anm. ı. 

3 Vgl. z. B. oben S. 143, 158, 212. In der Darstellung der Terri- 
torialverfassung werden sich noch mehr bemerkenswerte Tatsacher 
ergeben. 

* Vorläufig vgl. die oben S. 87 Anm. 2 zitierte Literatur, ferner 
S. 85 ff. und S. gı. Ph. Heck, Der Sachsenspiegel und die Stände 
der Freien S. 426 ff. 
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zukommt.! Die einer solchen Auffassung meistens zugrunde 
liegende Theorie von der Begründung des Absolutismus durch 

ı Radbruch a. a. O0. S. 48 gibt an, wie er sich den Einfluß des römi- 
schen Rechts denkt: „Erst die Aufnahme des römischen Rechts in 
Deutschland brachte die strenge Scheidung Öffentlichen und privaten 
Rechts, den Landesherrn aus seiner privatrechtlichen Abhängigkeit von 
den Ständen befreiend und ihm die öffentlich-rechtliche Befehlsgewalt 
des absoluten Herrschers verleihend, andrerseits aber auch aus der Guts- 
herrschaft des ostelbischen Rittergutsbesitzers über seine Bauern das 
patriarchalisch-obrigkeitliche Element streichend und sie unter Beihilfe 
des römischen Sklavenrechts zu einem rücksichtslos eigennützigen Privat- 
recht an Leibeigenen umwandelnd. So kann juristische Begriffsbildung 
in die Weltgeschichte eingreifen!‘ Jenes Urteil Radbruchs über den 
„ostelbischen Rittergutsbesitzer‘‘ liefert, nebenbei bemerkt, einen Beweis 
dafür, wie man in gewissen Kreisen sich für berechtigt hält, bei der 
Schilderung der „ostelbischen‘‘ Verhältnisse ohne nähere Prüfüng mög- 
lichst stark aufzutragen. Gegen Radbruch vgl. G. F. Knapp, Die Land- 
arbeiter in Knechtschaft und Freiheit (1891) S. 27: ‚Die wirkliche 
Grundlage der damaligen wirtschaftlichen Verfassung war nicht die 
Leibeigenschaft im Sinne der Sklaverei, sondern war die Erbuntertänig- 
keit und die Fronpacht.‘“ S. ferner Knapp S. 38f. Wenn Radbruch 
sodann das römische Recht aus der ostelbischen Gutsherrschaft ‚‚das 
patriarchalisch-obrigkeitliche Element streichen‘ läßt, so kann man ja 
wirtschaftlich das sog. kapitalistische System der neueren Gutsherrschaft 
dem patriarchalischen System der Grundherrschaft gegenüberstellen. 
Aber vom allgemein sozialen und rechtlichen (soweit der Ausdruck 
juristische Anwendung verträgt) Gesichtspunkt aus wird man natürlich 
die ostelbische Gutsherrschaft des 16.—ı8. Jahrhunderts und großen- 
teils auch noch die des 19. Jahrhunderts als patriarchalisch bezeichnen; 
schon allein um des Versorgungszwangs willen, zu dem der Gutsherr 
verbunden ist, aber auch um anderer Dinge willen. Die Behauptung R.s 
aber, daß das römische Recht unbedingt verschlechternd auf die Lage 
des Bauernstandes (zumal des nordostd utschen) gewirkt habc, beruht 
auf einfacher Unkenntnis der neueren Forschungen. S. mein Territorium 
und Stadt S. 52 ff.; meine Ursachen der Rezeption des römischen Rechts 
in Deutschland S. 66f.; ]J. W. Hedemann, Festgabe für F. Dahn I, 
S. 179 f.; S. Riezler. Gesch. Bayerns VI, S. 217; G. Aubin, Der Einfluß 
der Rezeption des römischen Rechtes auf den deutschen Bauernstand, 
Jahrbücher f. Nationalökonomie 99, S. 721 ff. Setzen wir indessen auch 
den Fall, die Äußerungen Radbruchs wären durchweg richtig, sollten 
wirklich in der sich in den neueren Jahrhunderten vollziehenden ‚‚strengen 
Scheidung öffentlichen und privaten Rechts‘ die Beseitigung des ‚‚patri- 
archalisch-obrigkeitlichen Elements‘ und die Ausbildung „rücksichts- 
loser Leibeigenschaft‘‘ ein so wesentliches Stück ausmachen? Und war 
im übrigen Deutschland für die Schaffung eines reinen öffentlichen 


19* 
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das rezipierte römische Recht ist längst widerlegt.! Wie man 
den Einfluß des römischen Rechts auf die roncalischen Be- 
schlüsse übertrieben hat?, so in noch stärkerem Maß den auf 
die staatliche Entwicklung der neueren Jahrhunderte. 

Die Autoren, welche von einer Vermischung des öffentlichen 
und privaten Rechts sprechen, gehen meistens von der Voraus- 
setzung aus?, daß die Ungeschiedenheit im Wesen des mittel- 
alterlichen Rechts liege, während die Verhältnisse, durch die 
sich etwa doch gewisse Einrichtungen über rein private Berech- 
tigungen erheben, nur Zutat seien. Die Wahrheit trifft die 
Umkehrung dieser Anschauung. Es verhält sich nicht so, daß 
die Hoheitsrechte in Privatrechtsverkehr kommen, weil die 
Auffassung jener Zeit der Theorie Hallers entsprach. Man 
kennt vielmehr Gemeinschaftszwecke, und die Gemeinschafts- 
und Abhängigkeitsverhältnisse lassen sich schlechterdings nicht 
bloß auf private Beziehungen reduzieren. Nirgends ist die 
Vorstellung erloschen, daß das Amt um der staatlichen Zwecke 
willen da sei. Diese Vorstellung wird nur eben umrahmt von 
privatrechtlichen Ranken. Der alte Staat beginnt sein Dasein 
keineswegs mit der Veräußerung von öffentlichen Rechten, 
und bis zum 9. Jahrhundert findet sich noch nicht viel davon. 
Erst die Not der politischen Verhältnisse zwingt den Staat, 
manches und nur nach und nach abzugeben, was er an sich gern 
behalten hätte. Er hat das Mißgeschick gehabt, zu Veräuße- 
rungen schreiten zu müssen, und dies Mißgeschick hat die Folge 
gehabt, daß die amtsrechtliche Anschauung umwuchert und 


Rechts denn gar nichts zu tun? Im übrigen bedarf es keiner näheren 
Darlegung, daß nicht die angebliche Ausbildung einer sklavenmäßigen 
Leibeigenschaft, sondern die Beseitigung der guts- und grundherrlichen 
Gerichts- und Polizeigewalt, die für ganz Deutschland notwendig war, 
innerhalb der ländlichen Verhältnisse einen Abschnitt in der Geschichte 
einer schärferen Ausbildung eines öffentlichen Rechts bedeutet. 

1 S. meine Ursachen der Rezeption S. 54 ff. 

2 Seoben) S:2752.T. 

3 Vgl. vorhin S. 288 Anm. ı und S. 291 Anm. ı über Radbruchs Auf- 
fassung. Er leitet aus der Ungeschiedenheit von privatem und 
öffentlichem Recht im Mittelalter die mittelalterliche Staatengeschichte 
und auch den Verfall des alten deutschen Reichs ab. Wir sagen eher um- 
gekehrt, daß die zunehmende Schwäche (der ‚Verfall‘“) des Reichs die 
Veräußerung öffentlicher Rechte, d. h. die relative Ungeschiedenheit des 
privaten und öffentlichen Rechts zur Folge hatte. Der und der König 
veräußerte öffentliche Rechte, weil er zu schwach war sie zu halten. 
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vielfach überwuchert wird von privatrechtlichen Vorstellungen. 
Sie setzen sich nicht als Folge einer Grundanschauung fest, 
sondern trotz der amtsrechtlichen Grundanschauung. 

Allerdings kann man bei einzelnen Teilen des Staats, die der 
Veräußerung anheimgefallen sind, auch wohl beobachten, wie 
sie vom Privatrecht, Lehnrecht so in Beschlag genommen sind, 
daß sie in erster Linie privatrechtliche Institutionen geworden 
zu sein und die Verhältnisse, die über die privatrechtliche 
Organisation hinausgehen, das private Recht nur einzuschränken 
scheinen. 

Wenn wir die viel erörterte Vermischung, Ungeschiedenheit 
der öffentlichen und privaten Rechte im Mittelalter darauf 
zurückführen, daß das deutsche Reich das Mißgeschick gehabt 
hat, aus der Not seiner politischen Lage heraus zu Veräußerungen 
von öffentlichen Rechten schreiten zu müssen, so wollen wir 
freilich die Einschränkung machen, daß es sich zum mindesten 
der Hauptsache nach so verhalten haben dürfte. Ein gewaltiges 
Problem berührt Gierke, indem er davon spricht!, daß das 
öffentliche Recht privatrechtliche Formen annahm, die ötfent- 
liche Gewalt in Vermögensrechte eingebettet wurde, alles Privat- 
recht durch öffentlich-rechtliche Beziehungen gebunden blieb, 
die Unfreiheit des Staates und die Unfreiheit des Individuums 
bestanden, alle Institutionen des Personenrechts und des 
Vermögensrechts, insbesondere das Recht des Grundbesitzes 
und das Erbrecht, ein sozialer Geist durchdrang. Wir unter- 
fangen uns nicht, die ganze Eigenart des alten deutschen Rechts 
und sein Verhältnis zum römischen Recht umfassend zu schil- 
dern?; eine solche Aufgabe würde auch schon über den formalen 
Rahmen unseres bescheidenen Versuchs hinausgehen. Nur 
einige Tatsachen, diese allerdings mit Nachdruck, glauben wir 
gegen Gierkes Auffassung geltend machen zu müssen. 

Neben den vorhin hervorgehobenen Tatsachen, die für die 
Verfassungsgeschichte im Vordergrund stehen, erinnern wir an 
den Umstand, daß eine soziale Bindung des Eigentums in erster 


ı S. vorhin S. 288 f. und oben S. 99. 

® Leos Urteil über das römische ‚‚egoistische, ganz meinem Willen... 
preisgegebene Eigentum‘ s. oben S. 14. Angemerkt mag werden, daß 
Haller von Leg getadelt wird, weil er für die Beurteilung der staats- 
rechtlichen Verhältnisse das abstrakte, egoistische römische Recht zu- 
grunde lege. Leo opponiert vom Standpunkt des mittelalterlichen 
deutschen (Lehn-)Rechts gegen Haller. 
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Linie doch nur im Interesse der Familie und der Markgenossen- 
schaft vorhanden war. Dies aber war nicht sowohl eine Bindung 
im Interesse der Allgemeinheit als vielmehr im Interesse eines 
engeren Kreises. Mag immerhin die mittelalterliche Bindung 
als ein interessantes Vorspiel der modernen sozialen Bindung 
betrachtet werden, die Beschränkung im Interesse der Mark- 
genossenschaft oder gar die im Interesse der Familie in eine 
einfache Parallele mit der modernen Bindung im Interesse der 
Allgemeinheit zu stellen und diese ferner als Fortsetzung oder 
Erneuerung jener aufzufassen, bereitet Schwierigkeiten. Mit 
größerem Recht läßt sich die dem Mittelalter eigene Auffassung, 
daß jeder Beruf, auch der private, ein Amt im Dienst der All- 
gemeinheit seit, mit der modernen sozialen Bindung des In- 
dividuums vergleichen. Und hier haben wir auch eine Erneue- 
rung der mittelalterlichen Idee. 

Wir haben uns ferner schon davon überzeugt, daß die Vor- 
stellung vom Amt auch bei dem veräußerten Amt haften ge- 
blieben ist. Aber man könnte unter Hinweis darauf, daß das 
Amt in andere Hand komme und von dieser als nutzbares 
Recht gewertet werde, den wahren Amtsbegriff als verdunkelt 
ansehen. Es wird sich empfehlen, dabei zwischen der grund- 
herrlichen Gerichtsbarkeit und den veräußerten öffentlichen 
Gerichtsbezirken zu unterscheiden. Gierke hat offenbar beide 
gleichmäßig im Auge, wenn er von der Einbettung der öffent- 
lichen Gewalt in Vermögensrechte spricht. Allein das Ver- 
hältnis ist doch nicht an beiden Stellen das gleiche. 

Die grundherrliche Gerichtsbarkeit ist ein wahrer Annex 
des Grundbesitzes. Die Ansichten gehen ja darüber auseinander, 
ob die fränkische Immunitätsverleihung neue Gerichtsbarkeit 
dem Grundherrn gebracht oder mehr nur eine vorhandene 
private Gerichtsbarkeit anerkannt hat. Lediglich um über- 
tragene Gerichtsbarkeit handelt es sich bei der grundherrlichen 
Gerichtsbarkeit jedenfalls nicht. In den Fällen, in denen in 

ı Vgl. oben S. 14 (Leo). Es ist ein (gewissermaßen hallerischer) Irrtum 
der hofrechtlichen Theorie, daß sie in der Bezeichnung der Zunft als 
Amt (officium) einen Beweis der privaten (hofrechtlichen) Abhängigkeit 
sieht. Gegen diesen Irrtum s. mein Territorium und Stadt S. 308; 
Keutgen, Ämter und Zünfte S. ıı und 138; Dopsch, Karolingerzeit II, 
S. 171. Im übrigen vgl. hierzu Gierke, Genossenschaftsrecht I, S. 360 ff. 
und 388; H. v. Lösch, Kölner Zunfturkunden I, Einl. S. 99 ff.; G. v. Below, 
Die Motive der Zunftbildung im deutschen Mittelalter, Histor. Ztschr. 109, 
3,20, 
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späteren Jahrhunderten nachweislich dem Grund- oder Guts- 
herrn ein neues Stück Gerichts- oder Polizeigewalt zugewiesen 
wird, wie z. B. vielfach in den östlichen Landschaften Deutsch- 
lands, geht das neu gewonnene doch auch eine enge Verbindung 
mit dem Grundbesitz ein. Es ist begreiflich, daß hier das Amt 
zu beträchtlichem Teil nach Gesichtspunkten der Grundherr- 
schaft verwaltet wird, wenngleich der Amtsbegriff keineswegs 
fehlt.! Für dies Verhältnis trifft Gierkes Wort von der Ein- 
bettung der öffentlichen Gewalt in Vermögensrechte in vollem 
Maße zu. 

Dagegen bei den veräußerten öffentlichen Gerichtsbezirken, 
Grafschaften, Vogteien, Exemtionen größeren Stils?®, besteht 
eine Verbindung mit Grundbesitz von jener Art nicht. Gerade 
aber ihr Schicksal liefert das vornehmste Problem für unsere 
Untersuchung. An diesen Hauptstücken des Staatsverbandes 
muß sich zeigen, ob der Inhalt der veräußerten öffentlichen 
Rechte trotz der Veräußerung unberührt geblieben oder durch 
sie stark verändert worden ist. Sowenig wir die grundherrliche 
Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt als Charakteristikum des 
Feudalismus beiseite schieben wollen, so besteht doch, wie wir 
schon dargelegt haben, das Unterscheidende der Verfassung 
des deutschen Mittelalters gegenüber verwandten staatlichen 
Gebilden in der Veräußerung der öffentlichen Gerichtsbezirke 
und dem dadurch bewirkten Untertanenverlust des Reichs. 
Überdies nimmt der Apparat der öffentlichen Gerichtshezirke 
ja schon äußerlich den größten Raum im Verband der mittel- 
alterlichen Verfassung ein. So konzentrieren wir denn unsere 
Betrachtung im folgenden auf jene. 

Von vornherein könnten wir der Meinung, daß der Inhalt 
der öffentlichen Rechte durch die Veräußerung wesentlich be- 
einflußt worden sei, mit dem Hinweis auf die Klagen der mero- 
wingischen und der karolingischen Periode über das Beamtentum 
entgegentreten, die aus der Zeit vor der Veräußerung stammen 
und kaum anders als die der späteren Jahrhunderte lauten. 


ı Über die Qualität der Patrimonialgerichtsbarkeit unmittelbar vor 
ihrer Aufhebung vgl. E. Marcks, O. v. Bismarck I, S. 301 ff.; H. v. 
Petersdorff, F. v. Motz II, S. 355. 

® Mittelglieder zwischen dem einen und dem andern sind natürlich 
denkbar und tatsächlich auch vorhanden. Von ihnen würde zu bemerken 
sein, daß sie auch in der Beeinflussung der Amtsverwaltung durch ver- 
mögensrechtliche Gesichtspunkte in der Mitte stehen. 


296 Fünftes Kapitel. 


Doch wir sind in der Lage, einen eingehenderen Beweis zu 
führen. 

Indem wir vorerst die Frage zurückstellen, in welchem Maß 
die Erwerber öffentlicher Rechte sich bei dem Erwerb von 
finanziellen Motiven leiten ließen, suchen wir dem allgemeinen 
Charakter des mittelalterlichen Amts und des mittelalterlichen 
Beamtentums etwas näher zu kommen. Man bezeichnet es oft 
als mittelalterliche Auffassung, daß das Amt um des Beamten 
willen da sei. Es ist ja richtig, daß das Amt im Augenblick der 
Veräußerung oft einem Privaten als Privaten zufällt, und daß 
es auch dann, wenn eine Persönlichkeit von staatlicher Qualität 
es erhält, nicht immer um dieser willen ihr zugewiesen wird. 
Indessen wir wissen ebenfalls bereits, daß das veräußerte Amt 
sofort die Stellung des Erwerbers erhöht. Für den Grafen, 
der mit der Verwandlung des Grafenamts in ein Lehen scheinbar 
alle Rechte des Amts ganz für sich persönlich erwirbt und auch 
tatsächlich bald alle Emolumente desselben vollkommen für 
sich einkassiert, erheben sich sofort die Pflichten des Amts: 
wie dem König erwächst ihm die Pflicht, mit dem Ertrag des 
Amts die Kosten, die die Verwaltung verursacht, zu bestreiten, 
ihn nicht bloß für seinen persönlichen Bedarf zu verwenden. 
Und dasselbe Verhältnis zeigt sich bei der gesamten Erweiterung 
zur Landesherrschaft, die das Grafenamt erfährt. Die Ruhe 
der uneingeschränkten persönlichen Nutzung des Amts war 
keinem mittelalterlichen Amtsinhaber gegönnt. 

Die eben gemachten Bemerkungen führen uns allerdings 
auf einen bedeutsamen Unterschied in dem Gebrauch der staat- 
lichen Rechte! und namentlich in der Verwendung der staat- 
lichen Einkünfte, der zwischen alter und neuer Zeit besteht: 
die öffentlichen Einnahmen werden unterschiedlos für öffent- 
liche Zwecke und private Bedürfnisse des Herrschers verwendet, 
wie er andererseits auch mit einem beträchtlichen Teil seiner 
privaten Einnahmen öffentliche Ausgaben deckt. Dies Ver- 
hältnis, dem wir bei der Darstellung der Finanzverfassung eine 
ausführlichere Betrachtung widmen werden, übt natürlich 
seinen Einfluß auf den Charakter der Handhabung des öffent- 





1 Um ein starkes Beispiel zu erwähnen, so zeigte sich Heinrich IV. 
bereit, Rechte der Reichsabtei Fulda preiszugeben, um die Hilfe des 
Mainzer Erzbischofs für die von ihm damals betriebene Scheidung seiner 
Ehe zu erhalten. Vgl. Stimming, Entst. des weltl. Terr. des Erzb. Mainz I, 
S. 35. 
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lichen Rechts!: der Amtsinhaber wird den Spielraum für die 
Befriedigung seiner persönlichen Wünsche weniger scharf be- 
grenzt finden. Insofern mag man von einer mittelalterlichen 
Vermischung öffentlicher und privater Rechte vielleicht sprechen. 
Aber diese Vermischung käme in erster Linie nur für das 
Herrscheramt (den König und Landesherrn) in Betracht, weniger 
für die ihm untergeordneten Ämter?, jedenfalls nicht für den 
großen Kreis der regelmäßigen Beamtungen. Werfen wir dann 
ganz allgemein die Frage auf, ob der mittelalterliche Beamte 
sich prinzipiell mehr als heute für berechtigt ansah, das Amt 
in seinem privaten Interesse zu nutzen, so ist das Bewußtsein 
der amtlichen Verpflichtung doch scharf ausgeprägt. Amts- 
mißbrauch hat stets als solcher gegolten. Wort und Begriff 
Amt spielen eine große Rolle. Will man hier von einer Ver- 
mischung reden, so würde sie mehr in der vorhin bereits be- 
würdigten Tatsache liegen, daß der einfache private Beruf als 
Amt im Interesse der Allgemeinheit aufgefaßt wird®, als darin, 
daß man das öffentliche Amt in die private Sphäre binabzieht. 
Jenes aber würde keine andere Vermischung sein als die, die wir 
in unserer modernen sozialen Bindung des Individuums be- 
sitzen und rühmen, also eine Vermischung, die das Mittelalter 
nicht unter uns stellt, sondern uns, nach Zeiten dunkler rationa- 
listischer Nacht, zu ihm wieder erhoben hat.? 


1 Keinesfalls ist es aber zulässig, wie Seeliger es neuerdings versucht 
hat, für die Unterscheidung von öffentlichen und privaten Rechten im 
Mittelalter die Art der Verwendung der Leistungen der Verpflichteten 
maßgebend sein zu lassen und demgemäß diejenigen, deren Leistungen 
vom Herrscher teilweise für seine privaten Zwecke verwandt werden, 
als ‚unter Hofrecht stehend‘ zu bezeichnen, obwohl der Grund der 
Leistung ein unzweifelhaft öffentlich-rechtlicher ist. Auf diesem Wege 
käme man dahin, sämtliche Untertanen des Landesherren als ‚‚unter 
Hofrecht stehend‘“ aufzufassen, weil er einen Teil des Ertrags ihrer 
Steuern für seine privaten Zwecke verwendet. Gegen den Versuch 
Seeligers s. meinen Artikel: Handwerk und Hofrecht, Vierteljahrschrift 
f. Sozial- und Wirtschaftsgesch., Jahrg. 1914, S. 19. 

® Ein solcher Fall liegt in $ 58 des ersten Straßburger Stadtrechts 
vor. Keutgen, Urkunden zur städt. Verfassungsgesch. S. 97; vgl. 
Rietschel, Burggrafenamt S. 25. Derartige Fälle sind nicht gerade selten, 
machen doch aber nicht die Mehrzahl aus. 

® S. vorhin S. 294 Anm. ı. 

* Mit dieser These würde ich ıhich wiederum ganz zu der Idee von 
Gierkes Genossenschaftsrecht bekennen. An den Kampf, den Ad. Smith 
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Wir verkennen natürlich nicht die Vorzüge der schärferen 
Ausprägung der staatsrechtlichen Ideen, deren wir uns in der 
Neuzeit rühmen dürfen, vor allem des Gedankens von der 
Unveräußerlichkeit der Hoheitsrechte und des Gedankens von 
der notwendigen Sonderung der Einnahmen, über die der 
Träger des Staats verfügt; sie haben ganz gewiß einen fördern- 
den Einfluß auf die Verwaltung der Ämter geübt. Aber immer 
wieder glauben wir darauf hinweisen zu müssen, daß das Be- 
wußtsein von der verpflichtenden Natur des Amts im Mittel- 
alter im wesentlichen ebenso bestanden hat wie heute. 

Stärker als in dieser Hinsicht wird der Unterschied in der 
Praxis der Verwaltung zwischen der alten und der neuen Zeit 
sein. Wenn wir vieles von der Roheit und Gewaltsamkeit der 
mittelalterlichen Amtsfühung dem allgemeinen Charakter 
jener Jahrhunderte zuzuschreiben haben, so bleibt doch, so- 
weit sich die Dinge trennen lassen, genug übrig, was unmittelbar 
als schlechte Amtsführung anzusprechen ist. Die Schwäche der 
Exekutive, die Lässigkeit der Kontrolle, das Fehlen oder die 
Mangelhaftigkeit der Buchführung ließen dem Beamten gar zu 
viel freie Bewegung. Und auch abgesehen von diesen Un- 
vollkommenheiten in der Technik der Verwaltung, begegnen 
uns Gepflogenheiten der Beamten, die zwar vom Orientalentum 
sich noch immer entfernt halten, aber doch an Satrapenart 
erinnern. So sehr wir den zeitgenössischen Beschwerden kritisch 
gegenüberstehen, in ihnen oft genug vor allem die Stimme des 
wachen Pflichtgefühls zu erkennen bereit sind, ein gewaltiges 
Maß von Unerfreulichkeiten wird auch der vorsichtigste Be- 
urteiler feststellen. Eine stehende Klage der Landtage lautet 
dahin, daß die Beamten den Untertanen nicht Landrecht und 
Schöffenurteil widerfahren lassen!, und wir werden von Un- 
willen über den mittelalterlichen Amtsmißbrauch erfüllt, wenn 
wir lesen, daß in einem städtischen Hospital? der Hausmeister 
für sich und seine Kinder so viel Platz in Anspruch nehme, 
daß kein Raum mehr für die Armen bleibe. Indessen wir dürfen 


gegen die soziale Bindung des Individuums, gegen die Auffassung vom 
Beruf als Amt geführt hat, braucht hier nur erinnert zu werden. 

1 S. meine Landtagsakten von Jülich-Berg I, S. 117. Übrigens hält 
die Landesherrschaft auch ohne Anregung von ständischer Seite die 
Beamten zur Beobachtung des betreffenden Gebots an, indem sie es 
in die Amtsbriefe aufnimmt. S. ebenda Anm. 158. 

® Ein Fall aus Genf, aus dem Jahr 1474. 
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auf der andern Seite nicht vergessen, daß in der Gegenwart 
Berichte über Amtsmißbräuche nicht bloß aus Sizilien, sondern 
auch, wenngleich in bescheidenerem Maß, aus unsern viel ge- 
feierten Großstädten zu uns dringen. Mitunter beschleicht uns 
sogar der Gedanke, als ob da, wo die modernen Verfassungsideen 
am schärfsten ausgeprägt sind, die Verwirklichung unseres 
Ideals der Amtsführung mit um so größeren Hindernissen zu 
kämpfen hat. In Frankreich, dem Land der dem Feudalismus 
so ganz feindlichen Ideen von 1789, hat das Wort Panama 
seine technische Bedeutung erhalten, und in den Staaten mit 
parlamentarischer Verfassung, die mit Bewußtsein die abstrakte 
Verfassung im schärfsten Gegensatz gegen das konkret persön- 
liche Verhältnis des Mittelalters! ausbilden, wie in Frankreich, 
Italien und Ungarn (der Vereinigten Staaten von Amerika nicht 
zu gedenken), erweist sich von Zeit zu Zeit eine umfassende 
Untersuchung des Zustands der Staatsbanken als notwendig, 
deren Mittel seit vielen Jahren in unerlaubter Weise den Partei- 
zwecken und den Privatzwecken der politischen Persönlich- 
keiten gedient haben.” Begegnet uns hier eine höchst greifbare 
Vermischung des Öffentlichen und des Privaten, so möchten 
wir weiter der Empfindung Ausdruck geben, daß die äußere 
Korrektheit der Verfassung auch noch in anderer Weise keine 
Gewähr für die Energie der Pflichterfüllung bietet. Mit der Aus- 
schaltung des Persönlichen, mit der Herstellung eines ganz 
abstrakten Verhältnisses kann unendlich viel Kälte, Engherzig- 
keit, ja Grausamkeit verbunden sein. Das Persönliche übt oft 
einen mildernden Einfluß und bedeutet nicht selten eine wahre 
Erhebung über die Schranken des ausgeklügelten Systems. 
Diese unsere Betrachtungen über den Charakter der mittel- 
alterlichen Amtsverwaltung halten sich im Rahmen des Ver- 
suchs, die Eigenart des mittelalterlichen öffentlichen Rechts 
zu bestimmen, und wollen darum lediglich als Andeutungen 
aufgefaßt werden. Wenden wir uns nun der vorhin zurück- 
gestellten Frage nach dem allgemeinen Motiv des Erwerbs 


ı Vgl. oben S. 165 f. 

® Vgl. aus Frankreich auch die Klagen Poimcares (mitgeteilt bei 
H. Delbrück, Regierung und Volkswille S. 23) über „das Regime des 
Favoritismus und der Empfehlungen, das die normale Tätigkeit der 
Verwaltungen fälscht‘‘, ‚die Herrschaft gewisser Interessen, die mit 
den allgemeinen Interessen im Widerspruch stehen“. Durchaus Bei- 
spiele der mangelnden Sonderung zwischen Öffentlichem und Privatem! 
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öffentlicher Rechte zu, so wird uns die Antwort gegeben!, daß 
„die nutzbaren Rechte an Grund und Boden die Gewalt- 
rechte ihrerseits mit sich zogen und ihnen den Stempel des 
eigenen Wesens aufprägten‘“. Ganz gewiß ist die Nutzbarkeit 
der öffentlichen Berechtigungen ein sehr starkes Lockmittel 
gewesen, um ihren Erwerb wünschenswert erscheinen zu lassen. 
Allein wenn es auch unmöglich sein wird, das Verhältnis der 
Motive zueinander in bestimmterer Weise abzuschätzen, so 
dürfte es doch außer Frage stehen, daß nicht bloß die Nutzbar- 
keit als Motiv wirksam gewesen ist. Wiederum haben wir hier 
die Tatsache zu verwerten, daß der Erwerb eines öffentlichen 
Gerichtsbezirks? eine Standeserhöhung brachte. Es bedarf 
keiner näheren Darlegung, daß diese Standeserhöhung ein 
höchst begehrtes Ziel sein mußte. Und wenn wir wahrnehmen, 
wie an unendlich vielen Stellen der Erwerb eines öffentlichen 
Gerichtsbezirks erstrebt wird, wie dies Streben eine Unzahl 
von selbständigen Gebieten hervorbringt, so werden wir auch 
dem Motiv der Standeserhöhung eine weitgreifende Bedeutung 
beimessen. Aber auch abgesehen von diesem, speziellen Motiv 
wird die Erlangung von Gerichtsbesitz, welche Herrschaft, 
politische Herrschaft verlieh, begehrenswert genug erschienen 
sein. Oder, wie man das Verhältnis auch formulieren kann, 
der Gerichtsbesitz brachte die Standeserhöhung, weil er poli- 
1 S. oben S. 34 (Gierke). K. v. Amira, Grundriß, 3. Aufl., S. 155: 
„An Gerichts-, Heer- und Finanzgewalten entstehen wegen ihrer Nutz- 
barkeit erbliche Privatrechte des geistlichen und weltlichen Adels.“ Vgl. 
auch M. Stimming, Die Entstehung des weltlichen Territoriums des 
Erzbistums Mainz I (Breslauer Habilitationsschrift von 1913), S. ı9 
(etwas einschränkend). 

® Ich erläutere im Text die Motive der Erwerber von Reichsrechten 
an dem Beispiel des Erwerbs von Gerichtsbesitz. Lehrreich ist aber 
auch folgendes. In größter Menge suchen die Landesherren Burgen, 
Land- und Waldbesitz an sich zu bringen. Geschieht es aber in erster 
Linie zu dem Zweck, diese Besitzstücke wirtschaftlich, finanziell nutzbar 
zu machen? Nein, ganz überwiegend werden sie zu Lehen ausgegeben, 
also nur militärisch nutzbar gemacht. Stimming (Territ. des Erzb. 
Mainz I, S. 43f.) berechnet, daß Erzb. Konrad von Mainz von den 
beträchtlichen Besitzungen, die er kaufte, nur etwa ein Fünftel in eigener 
Verwaltung zurückbehielt (und zwar zumeist nur kleinere Güter). ‚Alles 
übrige wurde als Lehen ausgegeben. Die Einkünfte des Erzstifts wurden 
also durch die Erwerbungen des ı2. Jahrhunderts nicht wesentlich ver- 
mehrt; wohl aber stieg die Zahl der Vasallen ganz bedeutend.“ Mili- 
tärische Macht ist es mithin vornehmlich, was man hiermit erstrebt. 


Motive des Erwerbs öffentlicher Rechte. 301 


tische Herrschaft verlieh. Natürlich waren mit jedem Gerichts- 
besitz Sporteln und andere Emolumente verbunden. Aber 
warum galt der Besitz eines öffentlichen Gerichtsbezirks mehr 
als solche Besitzstücke, welche ganz unmittelbar finanziell 
nutzbar waren, wie der Grundbesitz und die Zolleinkinfte ? 
Warum klammern sich die Landesherren des ausgehenden Mittel- 
alters so krampfhaft an ihr Territorium, während sie so ziemlich 
alle nutzbaren Berechtigungen aus der Hand geben? Übrigens 
verdient es auch Beachtung, daß die Haupteinnahme, die auf 
Grund des Besitzes eines öffentlichen Gerichtsbezirks eingeführt 
worden ist, die Bede, erst längere Zeit, nachdem sich die Inhaber 
der Bezirke in ihrer Stellung befestigt hatten, auftaucht. Alle 
diese Erwägungen bestärken uns in dem Eindruck, daß das 
Bewußtsein von öffentlichen Berechtigungen doch nicht ge- 
fehlt hat, und daß sie nicht einfach mit privaten Rechten zu- 
sammengeworfen wurden. 

Wenn wir bisher als das Kennzeichen des Feudalstaats die 
Veräußerung von Hoheitsrechten bezeichnet haben, so geschah 
es unter der schon ausgesprochenen Voraussetzung!, daß im 
deutschen Reich die Berechtigungen der lokalen Gewalten (das 
Wort im weitesten Sinn genommen) auf diese im wesentlichen 
von einem konzentrierteren Staat übergegangen sind. Es han- 
delt sich der Hauptsache nach um Übergang, nicht um ur- 
sprünglichen Besitz. Es wird nützlich sein, diesem Problem 
noch einige Aufmerksamkeit zu widmen. Zu den umstrittensten 
Fragen gehört die nach dem Ursprung der grundherrlichen und 
Gemeindegerichtsbarkeit, und eben hier gilt es aufzuklären, 
was abgeleitet ist und woher es stammt, und was ursprünglicher 
Besitz ist. Diese Dinge werden uns noch später beschäftigen. 
Einstweilen sei nur hervorgehoben, daß in diesen unteren 
Etagen sich vielleicht am meisten ursprüngliches findet.? Die 
fränkische Immunität fand zweifellos eine grundherrliche 
Gerichtsbarkeit schon vor. Andererseits hat sie sie an neuen 
Stellen begründet; oder sie hat die grundherrliche Gerichts- 
barkeit wenigstens legalisiert.”? Das Vorbild der Immunität 
wirkte dann weiter: „was anfänglich nur durch Privileg galt, 
wurde auch ohne Privileg Recht‘“.* Die Usurpation von Rechten 


S. oben S. 280. 

Vgl. S. 73 (oben; Bemerkung von Waitz) und S. 294. 

Vgl. Dopsch, Karolinger II, S. 97 f. 

Diese in anderm Zusammenhang gemachte Bemerkung W. Sickels 
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ist gleichfalls eine Form des Übergangs. Einen anderen strittigen 
Punkt stellt das Verhältnis von Staat und Kirche dar, namentlich 
die Frage nach dem Ursprung der geistlichen Gerichtsbarkeit. 
Wir begnügen uns hier, das Verhältnis nur anzudeuten. 

Abgesehen aber von der grundherrlichen Gerichtsbarkeit, 
der Autonomie der Landgemeinde und der Stellung der Kirche 
dürfen wir behaupten, daß diejenigen heute von uns als staatlich 
reklamierten Rechte, die wir in der Hand der lokalen Gewalten 
des Mittelalters finden, von diesen auf rechtlichem Wege oder 
durch Usurpation gewonnen worden sind. Die einzige Ausnahme 
könnte man in dem Stammesherzogtum, wenigstensin demälteren 
sehen, welches, dem fränkischen Königtum gleichalterig, von 
ihm allmählich herabgedrückt wird. Die Rechte, die ihm 
blieben, waren Reste einer ursprünglichen, umfassenderen 
Gewalt. Das jüngere Stammesherzogtum bildete sich durch 
Usurpation königlicher Rechte und wurde nachträglich vom 
König legalisiert. 

Durch die Art, wie die lokalen Gewalten des Mittelalters in 
den Besitz ihrer Befugnisse gekommen sind, wird das Verhältnis 
ihrer Stellung zu der modernen Dezentralisation erläutert. 
Wenn nach der heutigen Anschauung! Selbstverwaltung die 
Anerkennung eines nicht souveränen politischen Gemeinwesens 
durch das souveräne als verwaltender Rechtspersönlichkeit ist, 
so streben die lokalen Gewalten des Mittelalters regelmäßig 
danach, selbst Anteil an der Souveränität zu erlangen oder gar 
sie ganz zu erringen; der Erwerb höchster Hoheitsrechte ist ihr 
Ehrgeiz. Wenn wir heute von einer in der ‚Dezentralisation‘“ 
sich darbietenden Verteilung der politischen Gemeinzwecke 
zwischen dem souveränen Gemeinwesen und den ihm ein- und 
untergeordneten Selbstverwaltungskörpern sprechen, so suchen 
die lokalen Gewalten des Feudalismus eigene, gesellschaftliche 
Interessen wahrzunehmen, zwar auch Interessen des großen 
Gemeinwesens, aber nicht bloß solche; sie fühlen sich nicht 
oder wenigstens nicht vornehmlich als Organe des umfassenderen 
Verbandes. Allerdings fehlen Analogien zur modernen Selbst- 
verwaltung nicht ganz in den alten Jahrhunderten.? Und es 


(GGA. 1904, S. 803) trifft für viele Verhältnisse des Mittelalters zu, 
charakterisiert das Mittelalter überhaupt. 
2 Ich bekenne mich hier zu Rosin, Souveränetät, Staat, Gemeinde, 
Selbstverwaltung, Annalen des deutschen Reichs, Jahrg. 1883, S. 309 f. 
® Vgl. z. B. meine landständ. Verfassung in Jülich und Berg III, 2 
(Ztschr. des berg. Geschichtsvereins Bd. 28), S. 102. 
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mag ferner hier angemerkt werden, daß die unter allen Um- 
ständen bestehende Verwandtschaft zwischen den mittelalter- 
lichen lokalen Gewalten und der modernen Selbstverwaltung 
und der Ruhm der alten autonomen Gemeinde die Schaffung 
von Selbstverwaltungskörpern im Ig. Jahrhundert befördert 
haben. Die Romantik und die preußische Städteordnung sind 
von gleichem Alter. Innerhalb dieser Grenzen ist es berech- 
tigt, von einer Rückkehr zum Mittelalter in der neueren Zeit 
zu reden. 

Die Usurpationen, deren wir vorhin gedachten, führen uns 
zu einem weiteren Charakteristikum der Feudalverfassung. 
Stahl nennt das Verhältnis zwischen König und Ständen ‚‚ohne 
genauere Feststellung schwebend, mehr durch die jeweilige fak- 
tische Übermacht als durch sichere Rechtsgrundsätze bestimmt“; 
er spricht von einer „Stufenfolge eigenberechtigter Obrigkeiten 
zwischen dem obersten Herrn und der Bevölkerung“, die den 
ganzen Bau des Staates ausmache.! ‚Die Feudalmonarchie ent- 
stand als ein Band wechselseitiger Treue, privatrechtlicher Art, 
als eine Abstufung gleichartiger Herrscher.‘‘? ‚Die Herrschaft 
des Staates erhob sich pflanzenähnlich vom Boden aus in un- 
zähligen Grundherrschaften.‘“® Wiıewohl einzelnes in dieser 
Schilderung zu berichtigen ist (z. B. zerlegt sich ja die politische 
Herrschaft keineswegs bloß in „Grundherrschaften‘)?, so wird 
hier doch fein dargelegt, wie die mittelalterliche Verfassung 
nur ein loses Gefüge besaß. Dasselbe drückt übertreibend Hegel 
aus, wenn er von der Isolierung der Individuen? spricht und die 
Feudalherrschaft als Polyarchie® bezeichnet.” Ursache und 
Folge des losen Gefüges der Verfassung zugleich ist ihr persön- 
licher Charakter. Die Persönlichkeit ist ein wesentliches Band 
des Zusammenhalts; aber weil die Verfassung so sehr auf diesem 
in erheblichem Maß zufälligen Band ruht, so fehlt ıhr eben 

1,5. oben 'S..23:f. 

® Stahl, Philosophie des Rechts II, 3. Aufl., S. 261. 

® Ebenda S. 262. 

* Zur Korrektur der Stahlschen Schilderung s. ferner oben S. 161 
Anm. 3 (S. 162). 

5 S. oben S: ı9. — © S. oben S. 20. 

” Vgl. auch H. Delbrück, Gesch. der Kriegskunst III, S. 97: ‚‚Feuda- 
lität bedeutet Zerlegung der höchsten souveränen Gewalt in mehrere 
Stufen, die jede für sich eine gewisse Selbständigkeit haben und nach 
eigenem Ermessen, nicht nach vorgeschriebenem kontrollierbarem Maß 
für den Staatszweck zusammenwirken‘. 
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deshalb auch der straffe Organismus. Nur eine Form dieser 
Erscheinung ist die unzulängliche Exekution. Der Staat ‚kann 
die staatliche Ordnung nicht ununterbrochen aufrecht erhalten, 
sondern nur zeitweise und von Fall zu Fall eingreifen, um die 
Störung der gewollten Staatsordnung wieder rückgängig zu 
machen‘“.! Seine Tätigkeit ist nur die eines ‚‚Repressivprinzips‘ 
(Ad. Wagner). 

In mannigfachen Äußerungen tritt uns dies lose Gefüge der 
mittelalterlichen Verfassung entgegen. Als hohes, wenn nicht 
höchstes, Lob eines Fürsten wird die negative Eigenschaft ge- 
rühmt, daß er sich nie in Bestrebungen gegen Kaiser und Reich 
eingelassen.”? Der König schließt mit Gliedern seines Reichs 
Verträge®?, und zwar über Verhältnisse, die wir zu den öffent- 
lichen rechnen. Wenn der Vertrag überall Anwendung findet, 
wo der Staat mit den ihm zustehenden Herrschaftsrechten die 
ihm obliegenden Aufgaben nicht zu erfüllen vermag*, so ist es 
eben für das Mittelalter charakteristisch, daß die geringere 
Kraft des Staatswillens viel Raum für den Abschluß von Ver- 
trägen übrig ließ. Die Reichsstädte schätzen die Zugehörigkeit 
zum Reich namentlich, weil es sich kaum um sie kümmert.? 
Immer von neuem werden dieselben Privilegien und die bereits 


® Vgl. L.M. Hartmann, Ein Kapitel vom spätantiken und früh- 
mittelalterlichen Staate. (1913), S. 16. Im Hinblick darauf kann man 
mit D. Schäfer, Deutsche Gesch. I, S. 72 auch von der Unbeholfenheit 
der alten Verfassung sprechen. 

15. 5.186 (oben). Es handelt sich hier nicht bloß um das engere 
Lehnsverhältnis. 

9» S. z. B. Ztschr. f. Gesch. des Oberrheins 1912, S. 345. Vgl. K. Kor- 
mann, Politik und Wissenschaft, Konservative Monatsschrift, 70. Jahrg., 
S. 125: „Im (modernen) Staats- und Verwaltungsrecht beruht die viel- 
vertretene Lehre von der begrifflichen Unmöglichkeit öffentlich-recht- 
licher Verträge zwischen Staat und Untertanen lediglich auf einer ganz 
bestimmten Staatsauffassung, die im Mittelalter unzweifelhaft nicht 
gegolten hat.“ M. Stieber, Böhmische Staatsverträge (Igı2), S. 18; 
dazu Peterka, Sav.-Ztschr. 34, S. 645. R. Schmidt, Allg. Staatslehre 
II, 2,S.404. L. Vanderkindere, La feodalite, Choix d’etudes historiques 
(1909), S. 188 sagt übertreibend: ‚Le regime contractuel domine par- 
tout; il a efface la notion m&me des obligations, qui resultent du 
droit public.“ Neben solchen Übertreibungen finden sich aber auch 
treffende Bemerkungen bei V. 

® Vgl. G. Meyer, Lehrbuch des deutschen altern 4. Aufl., 
bearb. von F. Dochow, Bd. I, S. 48 Anm. Io. 

*“ Vgl. Werminghoff, Verpfändungen S. 8o und gı. 
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von den Vorgängern der Herrscher erteilten und bestätigten 
Rechtssätze anerkannt und bestätigt.! Verpflichtungen, die 
die an sich schon bestehen, macht man noch zum Gegenstand 
besonderer Verpflichtung, indem man die Pflichtigen schwören 
läßt, ihre Pflicht tatsächlich erfüllen zu wollen.* Auf solchem 
Boden konnte natürlich auch die Usurpation gedeihen, und die 
Gewohnheit sanktionierte in kurzer Zeit, was jemand für sich 
in Anspruch genommen hatte.? ‚Leicht erschien als alte Ge- 
wohnheit, was ein oder zweimal geübt war.‘? 

Dieses lose Gefüge der Verfassung hängt nun auch großen- 
teils mit dem Übergang so vieler Hoheitsrechte auf die lokalen 
Gewalten zusammen: eben darum gab es so zahlreiche eigen- 
berechtigte Obrigkeiten, weil die Mehrzahl der staatlichen 
Rechte sich der Hand des Königs entzogen hatte. Indem ferner 
der Inhaber eines Amtes, das Lehen geworden war, dieses zu 
privatem Recht besaß, fehlte dem König in seiner Stellung zu 
ihm die Beweglichkeit, die das öffentliche Recht verleiht. Und 
ebenso war dem Herrscher für nachdrückliches Eingreifen eine 
Schranke gezogen, wenn ihm ein Amt oder Bezirk durch Ver- 
pfändung oder eine öffentliche Berechtigung durch Privileg 
abhanden kam. Blieb auch trotz aller Veräußerungen der Ge- 
danke des staatlichen Zusammenhangs immer noch erhalten, 
fehlte es nie ganz an staatlichem Zwang, so engten doch die 
Veräußerungen von Hoheitsrechten mit den privaten Berech- 
tigungen der neuen Besitzer die königliche Zwangsgewalt ein 
und wirkten deshalb dahin, jenes lose Gefüge der Verfassung 
hervorzubringen. Indessen hat dieses nicht bloß solche Ur- 
sachen. Wir überzeugen uns davon, wenn wir den Blick auf 
mittelalterliche Staaten richten, in denen die Veräußerung 
von Hoheitsrechten keinen großen Umfang einnimmt. Auch 
in ihnen begegnet uns der Mangel einer straffen Exekutive, 
besonders in denen von bedeutender räumlicher Ausdehnung. 
So werden wir denn als Ursachen des losen Gefüges des deut- 
schen Reichs seine weiten Flächen, ferner die unentwickelten 
Verkehrsverhältnisse und den allgemeinen Wirtschaftszustand 
hinzunehmen. Es sind Hindernisse, die sich durchgehend in 


! Stobbe, Rechtsquellen I, S. 486 Anm. 8. 

® Vgl. M. Baltzer, Zur Gesch. des deutschen Kriegswesens S. 23 f. 

® Vgl. vorhin S. 301 Anm. 4. 

* Waitz VIII, S. 145. Vgl. meine landständ. Verfassung in Jülich 
und Berg II, S. 79. 

v. Below, Der deutsche Staat. 20 
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der älteren Zeit geltend machen, die freilich durch eine über- 
ragende Persönlichkeit — wie wir es an dem Beispiel Karls d. Gr. 
wahrnehmen — leidlich beiseite geschoben werden können. 

Diese letztere Beobachtung, die Tatsache der bedingten 
Wirkung der Verfassungseinrichtungen und der wirtschaftlichen 
Verhältnisse verdient noch in einer besonderen Richtung Be- 
achtung. Wir haben das Eindringen des Lehnswesens in die 
Verfassung als ein auflösendes Moment betrachtet. In Deutsch- 
land kommt ihm in der Tat diese Bedeutung überwiegend zu, 
oder, wie wir wohl richtiger zu sagen haben werden, seine 
schließliche Wirkung ist von der Art gewesen. Die englische 
Geschichte lehrt jedoch, daß es auch anders verwertet werden 
konnte. Hier ist gerade durch die straffe Unterordnung des 
Lehnswesens unter die königliche Gewalt, durch die Ausnutzung 
des Lehnsnexus für den Staat das staatliche Gefüge gekräftigt 
worden.* Und auch in Deutschland sind, allerdings in viel be- 
scheideneren Grenzen, einige analoge Erscheinungen zu ver- 
zeichnen. Soweit es sich hierbei um das speziell militärische 
Band handelt, das das Lehnswesen knüpfte, werden wir uns 
darüber später zu äußern haben. Einstweilen fassen wir nur 
die allgemein verfassungsgeschichtliche Bedeutung des Lehens 
ins Auge. 

Gegenüber den zentrifugalen Tendenzen des Feudalismus, 
gegenüber der Neigung, überall eigenberechtigte Instanzen 
herzustellen, konnte das Lehn, so oft es tatsächlich solchen Be- 
strebungen gedient hat, doch wiederum ein Mittel der Ver- 
knüpfung mit dem Herrscher sein. Und nach der Auffassung 
der Zeit galt es als ein für ihn wertvolles Band. Wenn an der 
Westgrenze Deutschlands die Landesherren zu Frankreich ab- 
fallen wollen, erklären sie ihr Gebiet vorher zum Allod?2, 
beseitigen erst den Lehnsnexus, der sie an den deutschen König 
fesselt. Ohne Loslösung von diesem persönlichen Band glauben 
sie sich nicht frei bewegen zu können. Freilich schieden sie 
mit der Beseitigung des Lehnsnexus noch nicht aus dem Reich 
aus; dieses stützte sich ja nicht bloß auf ihn; es gab z. B. allo- 


! Vgl. hierüber neuerdings J. Hatschek, Englische Verfassungs- 
geschichte bis zum Regierungsantritt der Königin Victoria S. ı3, 18, 
132, 140. 

® Vgl. F. Kern, Die Reichsgewalt des deutschen Königs nach dem 
Interregnum, Histor. Ztschr. 106, S. 82 f.; derselbe, Die Anfänge der 
französ. Ausdehnungspolitik S. 60 Anm. 4 und S. 324 ff. 
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diale Grafschaften, die doch auch dem Reich unterworfen 
waren. Allein man empfand, wie jenes Beispiel wohl zeigt, 
den Lehnsnexus offenbar als die stärkere Fessel, der gegenüber 
der bloß politische Verband zurücktrat. Innerhalb gewisser 
Grenzen hat sich das Lehnssystem als eine für das königliche 
Interesse nutzbare Form des Staatsorganismus erwiesen.! 

Die Verlehnung und die andern Arten der Veräußerung 
haben das persönliche Element, das der deutschen Verfassung 
von der Frühzeit an eigen war?, gesteigert und ausgebreitet. 
Während aber die andern Arten der Veräußerung das Verhält- 
nis des Königs zu den übertragenen Rechten einfach abschwäch- 
ten und so eine Lockerung der staatlichen Beziehungen be- 
wirkten, liegt in dem Lehnsband ein Element, das auch eine 
Verstärkung bringen konnte. Neben dem dinglichen Element 
ist es der Gedanke der Mannentreue, der in dem Lehnswesen 
hervortritt.? Er ist älter als dieses, hat auch zu dessen Zeit 
nicht bloß in ihm seine Verwirklichung gefunden. Die historisch 
bedeutsamste Verwendung hat er jedoch in der Lehnstreue, 
nach dem Umfang der Beziehungen, die dieser im öffentlichen 
Leben zukam, wie nach der Intensität ihrer Wirkung gemessen. 
Verletzungen der Treupflicht sind ja nicht ausgeblieben. In- 
dessen die Art, wie die Heldensage den Verräter brandmarkt, 
zeichnet gerade das Ideal, das man von der Sache hatte. Auf 
dem Grund dieser allgemeinen Anschauung ist der Dienst zu 
würdigen, den das Lehnswesen dem Staat zu leisten vermochte. 

Unter den namhaften Herrschern aus den Häusern der Otto- 
nen, der Salier und zum Teil der Staufer waren, abgesehen vom 
anglonormannischen Reich, in keinem gleichzeitigen Staats- 
wesen die Zügel der Regierung so fest angezogen wie in Deutsch- 
land*, und das wurde möglich nicht bloß trotz des Lehnswesens, 
sondern auch mit ihm und durch dasselbe. 

: Th. Töche, Kaiser Heinrich VI, S. 404 (freilich übertreibend). 

= Vgl. oben S. 165 ff. 

> Vgl. z. B. Leo, Universalgesch. II, 2. Aufl., S. 67; Schäfer, Deutsche 
Gesch. I, S. 38 und 71; Kern, DLZ. 1912, Nr. 29, Sp. 1804. 

4 Vgl. D. Schäfer, Deutsche Gesch. I, S. 185 und dazu Kern, DLZ. 
1912, Nr. 30, Sp. 1872. 

5 Eine gewisse günstige Wirkung des Lehnswesens nimmt auch Waitz 
an. S. oben S. 73. Vgl. O Hintze, Staatenbildung und Verfassungs- 
entwicklung, Histor. Ztschr. 88, S. ız: „Es handelt sich, wie es scheint, 
bei der Lehnsverfassung um den Versuch, mit den Hilfsmitteln einer 
unentwickelten Zivilisation verhältnismäßig große Räume politisch zu 

20* 
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Wenn so der Lehnsnexus dazu dienen konnte, das staatliche 
Band, wie es im allgemeinen bestand, zu verstärken!, so ist 
er weiter von den deutschen Königen noch in speziellen Fällen 
zu ihren Gunsten verwertet worden. 

Ein Mittel lieferte das Lehnswesen den Königen zunächst 
für die Ordnung der auswärtigen Verhältnisse. Es bot eine 
einfache Art, fremde Fürsten in Abhängigkeit zu bringen.? 
Auch hier darf man vielleicht davon sprechen, daß es das all- 
gemein staatliche Band verstärken sollte. Der König sah als 
solcher schon das Land im Osten und Norden als seine Macht- 
sphäre an. Eine Oberhoheit des deutschen Königs über be- 
nachbarte Herrscher stützt sich übrigens weitaus in den 
meisten Fällen auf seine königliche, nicht auf seine kaiserliche 
Würde.®? Der König verschaffte sich die Oberhoheit gelegent- 
lich gewissermaßen als neuen Erwerb. Und die Oberhoheit 
hat ferner, mochte sie der Kaiser oder der König beanspruchen, 
mehrfach statt des lehnsrechtlichen einfach politischen oder 
allgemein staatsrechtlichen Charakter gehabt.* Es zeigt sich 


organisieren.‘ Man könnte jedoch hiernach meinen, daß das Lehnswesen 
seinen Ursprung in einem solchen Versuch hat. Das ist natürlich nicht 
der Fall (wenigstens bei dem fränkisch-deutschen Reich). Das Lehns- 
wesen dringt vielmehr in das Ämterwesen zunächst im Gegensatz zum 
staatlichen Organismus ein. 

ı Einen solchen Dienst leistete der Lehnsnexus z. B. auch bei den 
Eroberungen und Erwerbungen deutscher Fürsten in den Slavenländern, 
indem der König sie als Teile des Reichslehens, das dem betreffenden 
Fürsten verliehen war, ansah. Vgl. Krabbo, Die Urk. des Markgrafen 
Otto I. für die Bürger von Brandenburg vom Jahre 1170, Jahresbericht 
des hist. Vereins zu Brandenburg Igıo, S. 17 Anm. I. 

2" Vgl. Toche, Heinrich. VT., S.' 17. 

3 So mit Recht Schäfer, Deutsche Gesch, I, S. 180. Vgl. ferner 
Lindner, Weltgesch. II, S. 289. Auch speziell Otto I. macht seine 
Ansprüche schon vor seiner Kaiserkrönung geltend. Dies zugleich 
gegen Werminghoff, oben S. 196 Anm. 2 und unten S. 319 Anm. 2. 

* Vgl. hierzu Waitz V, 2. Aufl., S.95 und S. ı2ı f. Ausnahmsweise 
vermißt man bei Waitz hier den Reichtum des Materials, an den man 
sonst bei ihm gewöhnt ist. Von den benachbarten Herrschern kommen 
— wenn man von den Teilen des früheren karolingischen Reichs ab- 
sieht — namentlich die Herrscher von Dänemark, Polen und Ungarn 
in Betracht, anfangs auch die von Böhmen, welches Land jedoch ‚‚mehr 
und mehr in das Verhältnis eines wahren Reichslandes gebracht ward“. 
Das Tributverhältnis ist hier natürlich auch zu berücksichtigen. Über 
die Belehnung des Richard Löwenherz durch Heinrich VI. mit England, 
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hier wiederum, daß die Abhängigkeitsverhältnisse sich im 
Lehnsband nicht erschöpften. 

Bedeutsamer ist die Verwertung des Lehnsnexus für die 
Ordnung der inneren Reichsverfassung. 

Es ist hier einmal des jüngeren Stammesherzogtums zu ge- 
denken. Als Usurpation aufgekommen, stellte es eine unab- 
hängige Macht dar, die der Staat als solche nicht anerkennen 
konnte. Aber König Heinrich I. fügte das Herzogtum der 
Reichsverfassung als ein neues Amt ein, indem er die Herzöge 
dazu brachte, ihr Herzogtum von ihm zu Lehen zu nehmen. So 
wirkte hier das Lehnswesen nicht auflösend, sondern zusammen- 
haltend. Ein interessantes Verhältnis beobachten wir sodann 
bei den geistlichen Fürstentümern in der früher! schon ge- 
. schilderten Behandlung, die die Regalien nach dem Wormser 
Konkordat erfahren. Die jetzt Platz greifende Auffassung, 
daß diese nun Reichslehen seien, brachte dem Reich nicht einen 
. unbedingten Vorteil; denn was bisher eigenkirchlich gewesen 
war, war fortan nur Lehen. Aber andererseits entstand auch 
ein Gewinn für das Reich, indem auch derjenige kirchliche 
Besitz, der nicht vom Reich stammte, mit zum Reichslehen 
wurde.2 Als etwas Verwandtes darf man es wohl ansehen, 
wenn der König einem Landesherrn, der ein Lehen erhielt, 
dafür die Bedingung stellte, daß er ihm Allodien auftrug.? 
Übten alle Lehnsherren das gleiche Verfahren, so konnte seine 
Anwendung doch eben auch der Steigerung der königlichen 
Macht dienen. Auf diesem Wege hätte sich eine Möglichkeit 
geboten, den gesamten Besitz im Reich — Amtsbesitz wie 
Grundbesitz — in königliche Lehnsabhängigkeit zu bringen. 
Gelegentlich haben wir schon der Bemühungen der Staufer 
gedacht, Kirchenlehen zu erhalten. Sie zwangen vielfach die 


der freilich in England keine Bedeutung zugemessen wurde, s. Töche 
S. 269. Zu Arn. Köster, Die staatlichen Beziehungen der Böhmischen 
Herzöge und Könige zu den deutschen Kaisern (1912), S. gl ff. vgl. 
O. Peterka, Sav.-Ztschr. 34, S. 644. 

25. oben 9..277 Anm. 3. 

® Vgl. Werminghoff, Gesch. der Kirchenverfassung Deutschlands im 
Mittelalter I, S. 221; derselbe, Verfassungsgesch. der deutschen Kirche 
im Mittelalter, 2. Aufl., S. 77. Ein interessantes Beispiel aus diesen 
Verhältnissen: R. Budde, Die rechtliche Stellung des Klosters St. Emme- 
ram, Archiv f. Urkundenforschung V, S. 216. 


° Vgl. z. B. Töche, Heinrich VI., S. 4901 Anm. 3. 
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kirchlichen Institute, ihnen Lehen zu übertragen.! Von be- 
sonderer Bedeutung waren die kirchlichen Vogteien, durch 
deren Lehnserwerb der König in den Stand gesetzt wurde, ein 
eigenes Territorium sich zu schaffen, wie denn eben auf dieser 
Grundlage zum großen Teil die von Friedrich I. geschaffene 
staufische Hausmacht ruht. Ein solcher Besitz hätte in Deutsch- 
land wie die Isle de France in Frankreich der Stützpunkt für 
eine Erneuerung der königlichen Gewalt werden können. Denn 
obwohl der König die Vogteien ja in Lehnsabhängigkeit von den 
Kirchen besaß, so gewährten sie ihm doch unmittelbare Gewalt; 
sie machten ihn wieder zum Herrscher über Untertanen.” Man 
könnte auch noch auf den Vorteil hinweisen, der für das König- 
tum in der Ausbildung der Erblichkeit der Lehen unterhalb 
des Herzogtums lag. Zweifellos sahen ihr die Könige der herzog- 
lichen Zeit ohne Bedenken zu, da sie ihre nächsten Gegner in 
den Stammesherzogen hatten und ein Gegengewicht gegen sie 
in der Verstärkung der lokalen Gewalten innerhalb des Stammes- 
herzogtums, die durch die Vererbung der Lehen? bewirkt 
wurde, erblicken mußten. Das Stammesherzogtum ist ja in 
der Tat endlich dem vereinten Gegensatz des Königs und der 
Bischöfe und Grafen erlegen. Aber freilich war dies ein Erfolg 
des Königtums, den es nicht mehr recht nutzen konnte, da 
diese lokalen Gewalten inzwischen selbst sich in ihren Be- 
sitzungen zu sehr befestigt hatten und zwar eben durch dieselbe 
Vererblichkeit des Lehens, die der Zentralgewalt gegen das 
Herzogtum hatte dienen sollen. 

Wie man hier wahrnimmt, hat das Lehnswesen in Deutsch- 





1 Alex. Boß, Die Kirchenlehen der staufischen Kaiser, Münchener 
Diss. von 1886. Niese, Reichsgut S. 26. 

2 Hans Hirsch, Die Klosterimmunität seit dem Investiturstreit S. 116 
Anm. ı wendet mit Recht auf die königliche Vogtei bei Klöstern den 
Ausdruck „jüngere Reichsunmittelbarkeit‘“ an. 

3 Schäfer, Deutsche Gesch. I, S. 187 spricht davon, daß die Erblich- 
keit der Lehen der ‚‚Aftervasallen‘‘ anerkannt wurde. Hampe, Salier 
und Staufer, 2. Aufl., S. 10 nennt die ‚‚kleineren Grafen und Herren“ 
Es dürfte sich sowohl um die Grafen (aber nıcht bloß um die kleineren) 
als auch um Vasallen, die nicht einen öffentlichen Gerichtsbezirk als 
Lehen haben, handeln. Als Gegner der Herzöge kamen nicht bloß ihre 
Vasallen in Betracht, sondern in nicht geringem Grade Insassen des 
Herzogtums, die von anderen Herren Lehen trugen. Man wird hierbei 
nicht nur an die Nachrichten über Konrads II. Stellung zur Vererbung 
der Lehen, die für Deutschland dürftig sind, zu denken haben. 
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land im schließlichen Erfolg doch auflösend gewirkt. Eine Zeit- 
lang treten bemerkenswerte Erscheinungen hervor, die wohl 
an die englische Ausnutzung des Lehnsnexus erinnern. Im 
Moment haben sie gewiß ihren guten Dienst geleistet. Aber 
es handelt sich überwiegend nur um Anfänge, Versuche, Möglich- 
keiten, denen mehr oder weniger bald eine Grenze gezogen wird. 
Und denjenigen staatlichen Vorteilen, die mit dem Lehnswesen 
erreicht worden sind, stehen solche zur Seite, die ohne oder 
gegen dasselbe zustande kamen. Um an das Beispiel der Vogtei 
nochmals anzuknüpfen, so haben die Staufer bei den Reform- 
klöstern, die nach all den unerfreulichen Erfahrungen mit den 
Vögten, nicht am wenigsten den Lehnsvögten, vogtfrei sein 
wollten, unmittelbar, ohne Vermittlung des Lehnsnexus, die 
Vogtei beansprucht und damit ihre Macht verstärkt.! 

Wenn wir nun in allen Richtungen die Beobachtung machen, 
daß der Feudalismus seine Ursachen und sein Wesen über- 
wiegend in der Veräußerung von Hoheitsrechten, in ihrem 
Übergang an andere Hand hat, so gelangen wir zu einem Re- 
sultat, das in einem starken Gegensatz zu der Aufassung Hallers 
steht. Mit seinem System bleibt ja eine gewisse Bewegung, ein 
gewisses Maß einer Geschichte der Verfassung vereinbar. Aber 
in erster Linie ruft seine Schilderung den Eindruck hervor, 
daß die einzelnen berechtigten Stellen mit ursprünglichen, fast 
ewigen Berechtigungen ausgestattet sind. Die verschiedenen 


ı Vgl. Hans Hirsch S. 108 ff. — Es ist hier nicht der Ort, über die 
Wirkungen zu sprechen, die das Lehnswesen auf andern Gebieten (außer 
der Verfassung) geübt hat. Erinnert mag immerhin werden an seinen 
Einfluß auf die Grundbesitzverhältnisse, an das gute Recht, das es dem 
Lehnsinhaber sicherte. Um die Erhaltung oder Schaffung eines zahl- 
reichen und selbständigen Bauernstandes hat das Lehnrecht ohne Zweifel 
Verdienste. Gewiß sind hier zum großen Teil die allgemeinen wirt- 
schaftlichen und sozialen Zustände der Zeit als Ursache zu nennen. 
Aber die Rechtsformen sind doch nicht bloß darauf zurückzuführen. 
Und es wird kaum ein Land geben, in dem der auf fremdem Grund 
und Boden sitzende Mann so günstig gestellt ist wie im deutschen 
Mittelalter. Indem ich diese Dinge hervorhebe, möchte ich daran er- 
innern, daß ich nicht zu denen gehöre, die dem römischen Recht eine 
unbedingt ungünstige Wirkung auf die Lage des deutschen Bauern- 
standes zuschreiben, daß ich einer solchen Auffassung vielmehr entgegen- 
getreten bin. Über den Einfluß des Lehnswesens auf das Erbrecht und 
das eheliche Güterrechtssystem vgl. Marianne Weber, Ehefran und 
Mutter in der Rechtsentwicklung S. 222 f. 
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Grundherren — auch der Landesherr ist nur ein Grundherr — 
haben von jeher fest begrenzte Rechte, die sich auch weiterhin 
nicht ändern, nicht größer oder kleiner werden können, da alle 
Herren eben bloß Grundherren sind. Sie unterscheiden sich 
voneinander lediglich durch das Maß des Grundbesitzes. Eigent- 
liche Hoheitsrechte gibt es nicht. Eine Veräußerung von 
Hoheitsrechten ist deshalb auch ausgeschlossen; denn keiner 
der Herren besitzt solche. Haller erklärt zwar eine Veräußerung 
von Gebietsstücken für zulässig, für durchaus zulässig. Aber 
diese Veräußerung ist nicht eine Veräußerung von Hoheits- 
rechten, sondern nur von Domänen. Eine größere Leistung, 
eine Leistung für die Gesamtheit (die sich wiederum nur als 
eine Mehrzahl von Atomen darstellt) wird durch Vertrag auf- 
gebracht. Der Vertrag ist der einzige Modus der Zusammen- 
fassung der an sich isolierten berechtigten Stellen. Hoheits- 
rechte können aber auch nicht einmal durch Vertrag begründet 
oder übertragen werden, weil es eben keine Hoheitsrechte gibt. 

Ist dies von Haller gezeichnete Bild mit dem Resultat, zu 
dem wir gelangt sind, nicht vereinbar, so widerlegt sich schon 
damit in der Hauptsache seine Theorie vom Patrimonialstaat. 
Aber es bleiben andererseits mehrere Ähnlichkeiten zwischen 
seinem und unserm Bild übrig, die wohl den Anlaß geben 
könnten, die Existenz des Patrimonialstaats doch etwa für 
möglich zu halten. Es ist gar nicht zu bestreiten, daß Haller in 
seiner Schilderung manches von dem, was wir vorhin als das 
lose Gefüge der mittelalterlichen Verfassung bezeichneten, 
scharf erfaßt und auch sonst charakteristische Züge der alten 
Verhältnisse erkannt hat. So dürfen wir uns denn gegenüber 
seinem System nicht mit einer bloßen allgemeinen Bemerkung 
begnügen; es lohnt sich vielmehr, zusammenhängend die Frage 
zu beantworten, ob und wo die alte Verfassung etwas von wirk- 
licher patrimonialer Natur gehabt hat. Unter patrimonialen 
Rechten verstehen wir solche, die am Grundbesitz haften, die 
der Inhaber deshalb hat, weil ihm ein bestimmter Grundbesitz 
zusteht. Dies ist die Auffassung Hallers, aber auch, wie wir 
uns bereits unterrichtet haben!, im wesentlichen die der andern 
Autoren, die von einem Patrimonialstaat sprechen. Jedes 
Herrschaftsrecht sei „Zubehör des Grundbesitzes‘‘ oder ‚selb- 
ständiges Imunobiliarrecht“. Die Herrschaft sei. „in erster 
Linie eine Gewalt über ‘das Gebiet‘, ‚‚die Herrschaft über 








1 S.:oben S. 32 und 2081. 
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Untertanen‘ ‚ein am Gebiet haftendes Realrecht, eine Perti- 
nenz der Eigentumsbefugnis“, ‚‚die Staatsangehörigen Zubehör 
von Grund und Boden“. Gelegentlich wird beim Patrimonial- 
staat das persönliche Eigentum des Fürsten an Land und Leuten, 
ohne besondere Hervorhebung der Zugehörigkeit der Unter- 
tanen zum Grundbesitz, betont. 

Man könnte zunächst geneigt sein, alles, was in der mittel- 
alterlichen Verfassung ursprünglicher Besitz, im Gegensatz 
zum übertragenen, durch Veräußerung gewonnenen, ist, zur 
Kategorie der Patrimonialität zu rechnen. Doch läßt sich davon 
im strengeren Sinn nur die grundherrliche Gerichtsbarkeit als 
patrimonial reklamieren. Sie steht dem Grundherrn zu, weil 
er Grundherr ist.! Über die Frage, inwieweit die grundherr- 
liche Gerichtsbarkeit auf Übertragung beruht, auf Immunitäts- 
verleihung zurückgeht, und inwieweit die übertragene Gerichts- 
barkeit auch als Annex des Grundbesitzes gelten kann, haben 
wir schon gesprochen. 

Die grundherrliche Gerichtsbarkeit, die ja auch in den 
Rechtsbüchern (Allg. preuß. Landrecht!) Patrimonialgerichts- 
barkeit heißt, und die grundherrliche Polizeigewalt sowie etwa 
noch das Eigenkirchenrecht? sind nun aber auch die einzigen 
Beispiele einer patrimonialen Verfassung®?, die sich ausfindig 
machen lassen. Wenigstens soweit die Reichsverfassung, die 
uns hier beschäftigt, in Frage kommt; inwiefern etwa innerhalb 


! Berechtigt wäre es freilich auch hier noch gegen die patrimoniale 
Deutung zu protestieren, insofern die private Gerichtsgewalt zunächst 
auf einem Schutzverhältnis beruht. Vgl. dazu Brunner II, $ 93, S. 275 ff.; 
K. v. Amira, GGA. 1896, S. 192; Grundriß S. 161. Indessen es mag, 
gewissermaßen der Kürze wegen, hingehen, die grundherrliche Gerichts- 
barkeit einfach als durch den Grundbesitz vermittelt aufzufassen. 

?2 Hierhin kann es z. B. gerechnet werden, wenn Klostergründer sich 
die erbliche Vogtei vorbehalten. Vgl. Sickel, GGA. 1904, S. 818. Anderer- 
seits darf man davon sprechen, daß der Staat das Eigenkirchenwesen 
sich nicht ganz selbst überließ, vielmehr regulierend eingriff, indem er 
die regelmäßige Bestellung von Vögten verlangte (in karolingischer Zeit). 
Brunner II, S. 305. Über die Reaktion gegen jene Seite des Eigen- 
kirchenrechts s. Hirsch, Klosterimmunität S. 59. 

3 Waitz (s. oben S. 74 $ 4) nimmt schon eine Begrenzung der Patri- 
monjalität vor, indem er sagt: „Staatliche Rechte [nicht: die staat- 
lichen Rechte] werden mit dem Land ode; auch einzeln [d. h. ohne Land] 
für sich an Private übertragen.‘‘ Zum letzteren Fall vergleiche man die 
Veräußerung von Zöllen, Münzrechten. 
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der Territorialverfassung sich noch andere Ansätze der Patri- 
monialität entwickelt haben!, wird später zu untersuchen sein. 
Aus dem Umstand, daß die grundherrliche Gerichtsbarkeit 
(neben dem erst neuerdings entdeckten Eigenkirchenrecht) das 
einzige Beispiel der Patrimonialität darstellt, erklärt es sich, 
wenn diejenigen, die die Existenz eines wahren Patrimonial- 
staats beweisen wollen, in ihren Argumenten doch hauptsächlich 
immer mit diesem einen Beispiel operieren.” Dem Wort Patri- 
monialgerichtsbarkeit entspricht eine Realität; es war auch vor- 
handen, ehe Haller seinen Patrimonialstaat erfand, der, wie 
schon Stahl? erkannt hat, nur durch eine Karrikierung der 
mittelalterlichen Verfassung zustande kam. 

Von der königlichen Gewalt, dem Reichsverband, seinen 
Bezirken, insbesondere den Gerichtsbezirken haben wir nach- 
gewiesen, daß ihnen die patrimoniale Anschauung nicht zu- 
grunde liegt.* Reich und Land stehen nicht auf einer Linie 
mit dem Grundbesitz. Es handelt sich durchaus um Rechtsame 
und Bezirke hoheitlicher Natur.° Das ganze Reich zerfällt nach 
dem amtsrechtlichen System des Sachsenspiegels in Graf- 
schaften®; die Vogteien stehen ihnen gleich. Zum Wesen des 
Fahnlehns gehören einzig Gerichtsgewalt und Gerichtsbezirk.”? 
Die späteren Stände des Reichs bauen sich auch nicht auf 
Grundbesitzverhältnissen auf. Für das‘ Stammesherzogtum 
läßt sich in keiner Weise Grundbesitz als Basis entdecken. 


1 Stahl (s. oben S. 23 Anm. 2) gibt eine Definition des Worts patri- 
monial mit besonderer Rücksicht auf die landständische Verfassung. 
Vgl. dazu vorläufig oben S. 97. 
2S. z.B. G. Radbruch, Einführung in die Rechtswissenschaft, 
2. Aufl:,).S:48. 

21S:soben.S: 23 Anm 12 ei Steben! S.7129 2 und 739: 

® Zu dem, was wir von der Reichsverfassung nachgewiesen haben, 
wird später noch der Nachweis für das Territorium kommen. Einst- 
weilen vgl. oben S. 133 f. und 175 Anm. 4, ferner H. Fehr, Fürst und 
Graf im Sachsenspiegel, SA. aus den Sitzungsberichten der Kgl. Sächs. 
Gesellschaft der Wissenschaften, Philol.-Hist. Klasse, 58. Bd., S. 12: 
„Das Territorium, das Land als Gebiet, ist bereits zu einem begriff- 
lichen Merkmale des Fahnlehns geworden; natürlich nicht im Sinne der 
Grundherrschaft, nicht in dem Sinne, daß aller Grund und Boden dem 
Fürsten gehöre. Immer sind es Rechtsame hoheitlicher Natur, welche 
das ‚Land‘ umfassen, welche das Land neben dem Gericht als Bestand- 
teil des Lehns erscheinen lassen.‘‘ S. auch Fehr S. 63 bei Anm. 1. 

© Vel. Fehr S. 33. — 7 Vglr.Fehr'S.'T4. 
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Es kann auch nicht in Betracht kommen, daß manche Er- 
werber von Hoheitsrechten durch ihren großen Grundbesitz in 
den Stand gesetzt worden sind, sie zu erwerben. Wenn ein 
Grundherr lediglich vermöge seines großen Besitzes sie erringt, 
so stehen neben dieser nicht weniger wichtige Arten anderen 
Erwerbs: der König verleiht Hoheitsrechte mit Rücksicht auf 
militärische oder allgemein politische Verdienste, oder um solche 
Leistungen zu erhalten; er stattet ferner die Kirchen aus teils 
aus politischen, teils aus religiösen Motiven. Aber setzen wir 
auch den Fall, daß diejenigen, welche Hoheitsrechte erwarben, 
durchweg und nur mit Hilfe ihres Grundbesitzes dazu gelangt 
seien, so hätten wir darin doch bloß ein tatsächliches Ver- 
hältnis. Vom allgemein historischen und wirtschaftsgeschicht- 
lichen Standpunkt ist es lehrreich, dies Verhältnis zu beobachten. 
Verfassungsgeschichtlich dagegen können Rechte, mögen sie 
auch ganz und gar durch das Mittel des Grundbesitzes er- 
langt worden sein, lediglich dann als patrimonial gelten, wenn 
sie als Annex eines bestimmten Grundbesitzes empfunden 
wurden. 

Die Quellen drücken sich gelegentlich wohl so aus, als ob 
man auch große öffentliche Gerichtsbezirke, Grafschaften als 
Annex des Grundbesitzes, eines Hofes oder einer Burg angesehen 
hätte. Allein es soll mit einer solchen Wendung die Grafschaft 
nicht als Annex des Hofes, als innerlich mit ihm verbundenes 
Stück, als etwas mit dem Hof an sich Gegebenes bezeichnet, 
sondern nur ausgedrückt werden, daß der, der diesen bestimmten 
Hof hat, auch die bestimmte Grafschaft hat. Die Verbindung 
der Rechtsame mit einem Grundstück bestimmt bloß das Subjekt 
der Rechtsame.! Das Wesen des Gerichtsbezirks, eine Ver- 
bindung von ihm mit dem Grundbesitz kann schon deshalb 
in jener Wendung nicht ausgedrückt sein, weil die veräußerten 
Gerichtsbezirke oft in der Hand einer Persönlichkeit begegnen, 
die im Rahmen des Bezirks gar nicht über Grundbesitz verfügt. 
Man denke etwa an die Vögte, die im Vogteibezirk lediglich 
gerichtliche Funktionen wahrzunehmen haben, für deren Stel- 
lung es völlig gleichgültig ist, ob sie im Immunitätsbezirk 
Grundbesitzer sind oder nicht?; der Grundherr ist hier ja das 


! Vgl. Heusler, Institutionen des deutschen Privatrechts I, S. 343 
Anm. I. 2 

® Vgl. G. v. Below, Zur Frage nach dem Ursprung der ältesten 
deutschen Steuer, Mitteilungen des Instituts 25, S. 461: „Bei weltlichen 
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kirchliche Institut, soweit es sich überhaupt um ein einheit- 
liches grundherrschaftliches Gebiet handelt. Auch sonst finden 
wir Öffentliche Gerichtsbezirke, deren Inhaber entweder über- 
haupt nicht Grundbesitzer in ihnen sind oder zu dem daselbst 
vorhandenen Grundbesitz nur in zufälliger Beziehung stehen.! 

Die rein tatsächliche Bedeutung des Grundbesitzes in der 
alten Zeit zu bestreiten, wird niemand beikommen, und auch 
in einzelnen Einrichtungen der Verfassung prägt sie sich, wie 
wir selbst hervorgehoben haben?, aus. Aber die Grundlage der 
Verfassung bildet der Landbesitz des Herrschers so wenig, daß 
man sich die mittelalterliche Verfassung in ihren wesentlichsten 
‘Zügen auch ohne solchen denken könnte, wie denn der deutsche 
König in der Zeit, in der der Feudalismus die Reichsverfassung 
am schärfsten erfaßt hatte, fast landlos war. Wenn Stahl? 


Territorien sind meistens zuerst die öffentlichen Gerichtsbezirke — Graf- 
schaften und Vogteien — vorhanden. So baut sich das Territorium 
Berg ganz überwiegend auf kirchlichen Vogteien auf, in denen der Herr 
an sich nur Öffentlich-rechtliche Befugnisse ausübte; ob er daselbst auch 
Grundbesitz hatte, das war zufälliger Natur.“ S. auch G. v. Below, 
Die Entstehung der deutschen Territorien, in: Deutsche Gedenkhalle, 
herausgeg. von J. v. Pflugk-Harttung, S. 90 ff. 

1 Es genügt schon die Erinnerung an die territorialen Amtsbezirke. 
Vgl. ferner z. B. Wohltmann, Westdeutsche Ztschr. 28, S. 381. Wei- 
mann, Tägliches Gerücht S. 48 und 54, Seeliger, Histor. Vierteljahr- 
schrift 1913, S. 497 Anm. ı: „Es gibt Bannherrschaften ohne Grund- 
eigentum des Bannherrn.‘‘ Derselbe, Die soziale und politische Bedeu- 
tung der Grundherrschaft S. 1ıı3: ‚„Bannherrschaft gewährt ... Rechte 
unabhängig von privatem Grundeigentum.“ 

2 S. oben S. 245. Über die dabei zu machende Einschränkung s. oben 
3.252. 

® Stahl, Philosophie des Rechts II, 3. Aufl., S. 249: „Die andere 
natürliche Grundlage der königlichen Gewalt ist (gleichfalls [wie beim 
Heerwesen] wieder dem Adel analog) der Grundbesitz, die große Be- 
güterung im Territorium.‘ St. macht jedoch dann die Einschränkung: 
„Nicht daß das Recht am Territorium der Rechtsgrund der fürstlichen 
Gewalt wäre.‘‘ Ein Eigentum des Fürsten am ganzen Grund und Boden 
des Landes habe ‚in den größeren Staaten Europas, ja Deutschlands, 
niemals bestanden‘. ‚Aber das große, wirklich private Grundeigentum 
innerhalb des Territoriums ist eine tatsächliche Unterlage für die Be- 
rufung zur fürstlichen Gewalt... Die Dynastie soll zu den alten hervor- 
ragenden Geschlechtern der Grundherren gehören, ja soll diejenige sein, 
welche vorzugsweise durch die ganze Geschichte herab dem Lande aus 
ihrem Vermögen Mittel gewährt hat.“ 
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den Grundbesitz eine „natürliche Unterlage der königlichen 
Gewalt‘‘ nennt, so haben wir in dieser Auffassung ohne Zweifel 
lediglich ein Erbteil der Theorie Hallers zu sehen, zu deren 
Gunsten in seinen Augen vielleicht noch die hofrechtliche 
sprach. Waitz! hebt ais wesentlich für die alte Verfassung den 
Umstand hervor, daß ‚‚ein größerer oder kleinerer Teil des 
Grundbesitzes auf besonderer Verleihung des Herrschers be- 
ruht“. Dies ist in der Tat vom Aufkommen des Lehnswesens 
bis dahin, wo es seinen größten Einfluß auf die Verfassung er- 
langt, ein charakteristisches Moment. Dagegen kommt es 
kaum für das Reich des späteren Mittelalters in Betracht. In 
ihm spielt ja aber auch das Lehnswesen nicht mehr die Rolle 
wie früher.” Zur Kennzeichnung des Reichs als eines Patri- 
monialstaats reicht der von Waitz betonte Umstand in keiner 
Weise aus. 

Gierkes Auffassung, daß in der älteren Zeit der eine Begriff 
des räumlich-dinglichen Rechts gleichzeitig die ökonomischen 
Nutzungsbefugnisse des Bauern und die territoriale Gewalt 
des Königs umfaßt habe?, würde eine Stütze der Theorie Hallers 
bedeuten. Aber es verhält sich nicht so, daß, wie er behauptet, 
zwischen Grundzinsen und Grundsteuern ‚kein Gattungs- 
unterschied irgendwelcher Art‘ bestand.* Gierkes Meinung?, 
daß erst „mit der Entwicklung der Staatsidee die Scheidung 
öffentlicher und privater Rechte am Boden ermöglicht ward‘, 
trifft schon deshalb nicht zu, weil eine Vermischung öffentlicher 
und privater Rechte am Boden nie schlechthin vorhanden ge-, 
wesen ist; nur einzelnes war an den Boden geknüpft und in 
älterer Zeit nicht mehr als in späterer. Die Existenz einer 
Staatsidee aber glauben wir bereits für die frühe deutsche Ge- 
schichte annehmen zu müssen. 

Den Versuch, die Idee des Königsschutzes mit dem Wesen 
des Patrimonialstaats in Zusammenhang zu bringen, hat schon 
Waitz abgelehnt.® 

Um Haller gerecht zu werden, wollen wir gern einräumen, 


2 3:05 3.273. 

* S. oben S. 278. Für die Territorien des späteren Mittelalters 
bleibt hingegen der Satz von Waitz in Geltung. 

° S. oben S. 58. 

4 Gegen Gierke s. oben $. 87, 97 und 290. Über den Widerspruch 
Heuslers gegen Gierke s. oben S. 89 f. 

5 S. oben S. 58. — ® S. oben S. 31. 
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daß er mit scharfem Blick erkannt hat, wieviel geringer im Mittel- 
alter das öffentliche Interesse als zwingendes Motiv wirksam 
gewesen ist gegenüber unsern heutigen Verhältnissen oder, von 
Hallers Standpunkt aus, gegenüber den Verhältnissen des Zeit- 
alters des Absolutismus und der französischen Revolution. 
Aber eine starke Karrikatur bleibt seine Schilderung, wovon 
wir uns bereits überzeugt haben, auch an dieser Stelle! Und, 
um den Gesichtspunkt hervorzukehren, der für uns im gegen- 
wärtigen Zusammenhang im Vordergrund steht, das völlige 
Fehlen des öffentlichen Interesses als eines zwingenden Motivs 
würde noch immer nicht den Beweis für den spezifisch patri- 
monialen Charakter des alten Staats, für seine Eigenschaft, 
bloßer Annex des Grundbesitzes zu sein, liefern. 

Hallers Leugnung jedes öffentlichen Rechts, jedes öffentlich- 
rechtlichen Gesichtspunkts hat man in die feinere Form der 
These gekleidet, daß die öffentliche Gewalt aus einem „‚Büschel 
von Hoheitsrechten in der Hand des Fürsten bestand‘“.? 
„Diese Rechte sind nicht etwa, so wie wir jetzt von Rechten 
der Staatsgewalt sprechen, Entfaltungen einer großen allgemeinen 
Machtstellung, sondern sie sind jedes besonders erworben, nach 
und nach auf verschiedene Titel... Die Untertanen sind ge- 
dacht als frei und unbelastet von Haus aus und zugunsten 
des Landesherrn nur beschränkt, soweit ein Rechtstitel für ihn 
vorliegt.‘“® Zur Zurückweisung auch dieser Meinung genügt eben 
das, was wir gegen Hallers Ansicht geltend gemacht haben.* Wie- 
wohl ja gar nicht bestritten werden soll, daß sich im Lauf der 
Zeit eine Entwicklung zur stärkern Ausprägung der Idee einer all- 
gemeinen Staatsgewalt gegenüber der Begründung staatlicher 
Forderungen auf einzelne Hoheitsrechte vollzieht, so ist doch das 
Wesen einer allgemeinen Staatsgewalt von Anfangan vorhanden: 
der König fordert von jeher als solcher Dingpflicht, landrecht- 
lichen Heeresdienst und Polizeidienst von den Untertanen. In 
erster Linie hat man auch wohl nur die aufkommende Landes- 
hoheit im Auge, wenn man die Staatsgewalt in einzelne Titel 
von Hoheitsrechten aufgelöst sein läßt. Allein selbst hier wird 
bereits in den frühesten Zeiten aus einem Allgemeinen eine 


1.5.,oben S. 174, 197 2.’und 312: 

2 Vgl. z. B. Fleiner, Institutionen des deutschen Verwaltungsrechts, 
2. Aufl., S. 30 ff. 

® O. Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht I, S. 24. 

3 S. vorhin S. 312 und oben 197. 
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Mehrzahl von Rechten deduziert: aus dem allgemeinen Titel 
des Grafen, des Richters (der nach dem Sachsenspiegel Herberge, 
Bede, Dienst auf das Land setzt), des Landesherrn.! Im übrigen 
würde das Fehlen des Begriffs der allgemeinen Staatsgewalt 
wiederum nicht den Terminus Patrimonialstaat rechtfertigen. 

So gelangen wir immer von neuem zu dem Resultat, daß 
diejenigen Momente der alten Verfassung, die man tatsächlich 
als patrimonial ansprechen könnte, doch viel zu gering sind, 
um die Bezeichnung des mittelalterlichen Staats als eines 
Patrimonialstaats zu rechtfertigen. 

Mehr Berechtigung bestände, das mittelalterliche Reich 
Lehnsstaat zu nennen. Wichtige Teile der Verfassung werden 
in der Tat vom Lehnsnexus ausgefüllt. Ein solcher Terminus 
kann auch dann als berechtigt gelten, wenn die Beziehungen, 
die er ausdrückt, nicht alle Teile des Verbandes durchdringen. 
Man hat sich dann nur gegenwärtig zu halten, daß der Aus- 
druck lediglich ein hervorstechendes Merkmal hervorheben 
soll. Dennoch möchten wir empfehlen, die Bezeichnung des 
mittelalterlichen Reichs als eines Lehnsstaats nicht anzuwenden. 
Erstens nämlich bringt sie Mißverständnisse hervor: wesentlich 
wohl dieser Terminus trägt, wie wir schon früher bemerkten, 
die Schuld daran, daß die staatlichen Elemente des alten Reichs 
so oft ganz verkannt werden.” Zweitens umfaßt das Wort 


ı Vgl. vorläufig meine landständ. Verfassung in Jülich und Berg I, 
Anm. 98 und 252. 

® Vgl. z. B. Al. Meister, Deutsche Verfassungsgesch., 2. Aufl., S. 84: 
„An die Stelle der öffentlichen Beziehungen zwischen König und Volk 
treten Sonderverpflichtungen durch Lehen, an die Stelle des Unter- 
tanenverbandes tritt der [!] Lehnsverband. Das führte zur Zersetzung 
der Staatsgewalt. Der König ist zuletzt nur [!] noch Lehnsherr der 
Reichsstände, seine Macht reicht nur [!] noch so weit, als seine Lehns- 
herrlichkeit reicht; sie bewegt sich in dem Rahmen des Lehnsrechts. 
Das ist die Feudalisierung des mittelalterlichen Staatswesens.‘‘ Natür- 
lich verkennt Meister in der Darstellung der einzelnen Verfassungs- 
einrichtungen nicht, daß das mittelalterliche Reich staatliche Elemente 
gehabt hat. Aber unter dem Einfluß des üblichen Terminus ist hier 
eine allgemeine Formel gegeben, die eben jene Elemente ignoriert. 
Werminghoff, Der Hochmeister des deutschen Ordens und das Reich 
bis 1525, Histor. Ztschr. 110, S. 483 und 494 nennt das deutsche Reich 
schlechthin ‚Lehnsmonarchie‘“. Damit aber hängt zweifellos seine nicht 
haltbare Deutung des Verhältnisses des deutschen Ordens zum Reich 
zusammen. Er verwertet nicht das Beispiel der allodialen Grafschaften. 
Vgl. oben S.ı9g6 Anm.2 und S.308 Anm.3. S.483 bemerkt Werming- 
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Lehnsstaat doch nicht genug Merkmale der mittelalterlichen 
Verfassung, um uns deren ganze Art vorzuführen.! Es werden, 
von den spezifisch staatlichen Beziehungen selbst abgesehen, 
auch die nichtstaatlichen nicht einmal vollständig durch das 
Wort umschrieben, und zudem währt die klassische Zeit der 
Beeinflussung der Verfassung durch das Lehnswesen nicht 
sonderlich lang.” Von den Grenzen, die das Lehnswesen in der 
Verfassung fand?, haben wir mehrere schon kennen gelernt; 


hoff: „Dem Königstand außer der Lehnshoheit über die reichsunmittel- 
baren Vasallen eine schlechthin hoheitliche Gewalt über die Reichsstädte 
zu.‘‘ Hatteer denn sonst keine hoheitliche Gewalt? Wie Roth nicht bloß 
unter dem Einfluß des Terminus Lehnsstaat, aber doch wohl auch unter 
diesem Einfluß die Verfassung des Mittelalters im Sinne Hallers darstellt, 
darüber s. oben S. 45. Eine gewisse Einwirkung übte auf ihn gewiß 
die Anschauung, daß zu irgendeiner Zeit der Lehnsstaat doch Wirklich- 
keit gewesen sein müsse. Bluntschli (oben S. 30) meint, der Staat des 
Mittelalters sei „‚wesentlich Lehensordnung‘. Gegen ‚‚die viel zu weite 
Ausdehnung‘, die man den erwähnten Termini gegeben hat, erklärte 
sich schon Waitz (s. oben S. 30 f.). Etwas zu weit bestimmt wohl auch 
Eichhorn (s. oben S. ıof.) die Geltung des Lehnswesens in der alten 
Verfassung. Heusler, Deutsche Verfassungsgesch. S. 139 drückt sich 
konditional aus: ‚Die Reichsgewalt erschöpft sich, wo das Lehnssystem 
vollständig durchgedrungen ist, in dem Rechte auf den Lehnsdienst.‘‘ Er 
hat also offenbar die Vorstellung, daß es mindestens lokal oder zeitlich 
vollständig durchgedrungen ist. S. 138 f. spricht sich Heusler gegen die 
Verwendung des Worts Lehnsstaat aus, weil es einen Widerspruch in 
sich schließe, da ein bloß durch Lehen gebildeter Verband eben keinen 
staatlichen, öffentlich-rechtlichen Charakter habe. Das ist ganz konse- 
quent. Aber einen Einfluß auf H.s Gesamtanschauung hat der übliche 
Terminus offenbar auch geübt. Er geht nur von der Anschauung aus, 
daß der Lehnsnexus alle Gemeinschafts- und Abhängigkeitsbeziehungen 
umfaßt habe, folgerichtig dazu über, jede Terminologie, die den Ge- 
danken an etwas Staatliches für das Mittelalter noch übrig läßt, zu 
verwerfen. 

1 Gegen Flachs Überschätzung des Einflusses des Lehnswesens und 
seine irrige Auffassung des mittelalterlichen Lehnswesens s. meine Be- 
merkungen in der Histor. Ztschr. 73, S. 522. 

A:S:Oben. 8.0277. 

3 Cl. Th. Perthes, Das deutsche Staatsleben vor der Revolution 
S. 14 ff. hat schon ‚‚das Deutsche Reich als Staat‘‘ und ‚‚das Deutsche 
Reich als Lehnsverbindung“ in feinsinnigen Betrachtungen gegenüber- 
gestellt. Aber seine Ausführungen berücksichtigen zu wenig die ein- 
zelnen Verfassungseinrichtungen und unterschätzen ferner die staat- 
lichen Elemente. 
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andere werden uns noch beschäftigen.! An dieser Stelle be- 
gnügen wir uns mit dem Hinweis darauf, daß selbst im großen 
Rahmen das Reich nicht vom Lehnsnexus erfüllt wird. Von 
den Grafschaften ist ein Teil allodial. Die Herzogtümer, die 
seit Heinrich I. Lehen sind, könnte man sich als das Reichs- 
gebiet umspannend vorstellen. Indessen einzelne Stammes- 
gebiete haben keinen Stammesherzog gehabt oder nur kurze 
Zeit unter einem solchen gestanden. Andere, denen er nicht 
fehlt, weisen herzogfreie Stücke auf.” Die Fürstenwürde wird 


ı Vgl. z. B. oben S. 246ff. K. v. Amira, Grundriß, 3. Aufl., $ 47, 
S. 157 konstatiert, daß „das Feodalsystem allerdings nicht vollständig 
durchgeführt ist‘. Als Ausnahmen macht er geltend, daß ı. der König 
die oberste Reichsgerichtsbarkeit persönlich ausübt, 2. ihm Gericht, 
Münze und Zoll da ledig werden, wohin er kommt, 3. der belehnte 
Richter in Norddeutschland zur Ausübung der hohen Gerichtsbarkeit 
der kgl. Bannleihe bedarf. ‚Indessen auch diese Prinzipien werden 
wieder durch feodale Ausnahmen zugunsten von Landesherren durch- 
brochen.‘“ — O. v. Gierke, Genossenschaftsrecht I, S. 220 hebt auch 
hervor, daß das Feudalsystem nicht rein durchgeführt worden sei. Aber er 
stellt ihm nicht die spezifisch staatlichen Elemente in der Art gegenüber, 
wie wir estun. Seine Meinung ist vielmehr, daß das Feudalsystem an den 
Einungen eine Grenze fand. Unter ‚Feudalsystem‘‘ versteht er die 
Gesamtheit der Beziehungen von Herrschaft und Dienst, ‚die Abhängig- 
keit der persönlichen Rechte und Pflichten von Grundbesitz und Grund- 
hörigkeit‘‘. Feudalsystem und Einungen machen nach seiner Auffassung 
das Ganze der mittelalterlichen Verfassung aus, während wir die Einungen 
mit zum Feudalsystem rechnen (s. oben S. 261) und von diesem dann 
die spezifisch staatlichen Elemente unterscheiden, deren Existenz er 
nicht anerkennt oder wenigstens insofern nicht gelten lassen will, als 
öffentliche und private Rechte völlig ‚„ungeschieden‘‘ gewesen seien, 
das germanische Grundeigen den Stoff moderner Gebietshoheit und 


modernen Eigentums in sich vereinigt habe. — S. 300 spricht 
O. v. Gierke davon, daß ‚in den Städten die Scheidung des öffentlichen 
und des privaten Rechts ... zuerst vollzogen, ... der Gedanke ... 


eines Staates zuerst in seiner eigentümlichen deutschen Gestaltung 
erzeugt‘ wurde. Über die Steigerung, die der Staatsgedanke in den 
Städten erfahren hat, ist hier noch nicht zu sprechen. Aber die Formel, 
daß in ihnen der Gedanke eines Staates zuerst in seiner eigentümlichen 
deutschen Gestaltung erzeugt worden sei, wird jedenfalls zu beanstanden 
sein. Wir haben zweifellos in den Verfassungen der Urzeit, der frän- 
kischen Zeit und der Kaiserzeit ältere Ausprägungen des Staates in 
„seiner eigentümlichen deutschen Gestaltung“. 

® Vgl. Waitz VII, S. 97 ff. S. auch Bloch, Die geschichtliche Einheit 
des Elsaß, Korrespondenzblatt des Gesamtvereins Igoo. 

v. Below, Der deutsche Staat. 2I 
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zur Zeit des älteren Reichsfürstenstandes nicht nach dem 
Lehnsverhältnis abgegrenzt. Für den jüngeren Reichsfürsten- 
stand bildet es allerdings die Grundlage. Aber die Linie zwischen 
den Kurfürsten und den übrigen Fürsten zieht nicht das Lehns- 
wesen, und außer den Fürsten gehören zu den Ständen des 
Reichs auch die nichtfürstlichen Landesherren und die Reichs- 
städte. Für den Stand der nichtfürstlichen Landesherren ist 
es völlig gleichgültig, von wem und ob sie von jemand ihren 
Besitz zu Lehen tragen. Für die Reichsstädte erweist es sich 
als schlechthin unmöglich, die Zugehörigkeit zum Reich als 
durch den Lehnsnexus begründet anzusehen, mögen auch in die 
städtischen Huldigungsformeln lehnsrechtliche Wendungen ein- 
gedrungen sein. Und nicht einmal das Verhältnis der Reichs- 
ritterschaft stützt sich auf das Lehnswesen. Ihre Herrschaften 
waren nur zu verhältnismäßig kleinem Teil kaiserliches Lehen, 
zu einem Teil freies Eigentum, zum größeren Lehen benach- 
barter Landesherren.! 

Wir lehnen also die Bezeichnung des mittelalterlichen Reichs 
als eines Patrimonialstaats oder Lehnsstaats ab. Dagegen 
halten wir das Wort Feudalstaat in dem oben dargelegten 
weiteren Sinn für einen angemessenen Terminus. Man hat 
darüber gestritten, ob der ‚Lehnsstaat‘‘ Militärstaat sei.? 
Für uns fällt diese Frage fort, da wir einen Lehnsstaat nicht 
annehmen. Vom Lehnswesen darf man sagen, daß es um mili- 
tärischer Zwecke willen geschaffen wurde, aber weiterhin nicht 
bloß militärischen Charakter gehabt hat.? Der Feudalstaat 
ruht, wie er nicht nur durch das Lehnswesen bestimmt ist, so 
auch entsprechend weniger auf militärischen Grundlagen. 


ı Vgl. M. Ritter, Deutsche Gesch. I, S. ı3 und die oben S. 271 
Anm. 2 zitierte Literatur; F. Rörig, DLZ. 1911, Nr. 4I, Sp. 2605 f. — 
Für Frankreich weist R. Schmidt, Allg. Staatslehre II, 2, S. 407 die 
Meinung zurück, als sei es in nachkarolingischer Zeit ein bloßer ‚‚Lehns- 
staat‘ gewesen, in welchem statt der öffentlich-rechtlichen Befugnisse 
des Staats über die Bürger nur ein privatrechtlich-vertragsmäßiges 
Pflichtverhältnis zwischen Lehnsherrn und Vasallen bestehe. In Frank- 
reich hat, trotzdem hier das Lehnswesen noch größeren Raum einnahm 
als in Deutschland, doch der staatliche Verband noch immer Bedeutung 
behalten. 

®2 Mohl (s. oben S. 29) sieht die militärische Lehnsmonarchie als eine 
besondere Form des Patrimonialstaats an. 

® Insoweit können wir ungefähr dem zustimmen, was Leo über den 
‚„‚Lehnsstaat‘‘ sagt (s. oben S. 17). 
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Waitz bemerkt mit Recht!, daß der Lehnsstaat zwar mit- 
unter etwas von einem föderativen Charakter erhält, aber nie- 
mals zum Bundesstaat werden kann, wenn er nicht seinen 
Charakter gänzlich aufgibt. In der Tat würde ja in einem aus- 
gebildeten Lehnsstaat ein Verhältnis im Vordergrund stehen, 
welches einen Gegensatz zum Bundesstaat bildet; die Vasallen 
haben ihre Gewalt nicht aus eigenem Recht, sondern tragen sie 
vom Staatsoberhaupt, dem Oberlehnsherrn, zu Lehen. Im 
anglonormannischen Reich begegnet uns sogar eine Zeitlang 
ein feudaler Absolutismus?, der den Lehnsnexus nicht nur im 
allgemeinen zugunsten des Staats ausnutzt, sondern auch 
unmittelbar zur Stärkung des Einheitsstaats. Andererseits haftet 
den lehnsrechtlichen Elementen, die sich in einer Verfassung 
finden, eine föderalistische Tendenz? insofern an, als das Lehn- 
recht einen privatrechtlichen Anspruch auf den verliehenen 
Besitz dem Inhaber zuerkennt und damit der Ansatz zur Aus- 
bildung eines selbständigen Rechts hervortritt. Vor allem die 
Übertragung eines Amts hat solche Folgen. Freilich bleibt 
die Entwicklung in den Anfängen stehen, solange der echte 
Charakter des Lehnsnexus nicht verändert wird; in diesem 
Stadium kann sogar, wie das eben angezogene Beispiel Eng- 
lands zeigt, eine Ausnutzung des Lehnsverhältnisses in staat- 
lichem Sinn Platz greifen. Eine entschiedenere Wendung zum 
Föderalismus ist erst möglich, wenn der Lehnsnexus gegen den 
Lehnsherrn verwertet, das Lehnsverhältnis also zugunsten des 
Lehnsmannes verfälscht wird. So zeigt uns denn auch die 
deutsche Geschichte, daß dasjenige Jahrhundert die ersten 
greifbaren Spuren des Föderalismus aufweist, in welchem die 
klassische Zeit des Lehnswesens schon überschritten ist: im 
13. Jahrhundert* werden die Landesherren, domini terrae, mit 
diesem ihrem Titel und nach ihrer ganzen landesherrlichen 
Stellung reichsgesetzlich anerkannt. In den Territorien und 
zum Teil in den Städten des 13. Jahrhunderts haben wir leid- 


ı 5. oben S. 74. Vgl. auch R. Schröder, Rechtsgeschichte $ 78, 
S. 869. 

®2 Vgl. O. Hintze, Ztschr. f. Politik, Bd. 6, S. 488; derselbe, Macht- 
politik und Regierungsverfassung, Internationale Monatsschrift 1913, 
Juniheft, Sp. 1086. 

® Vgl. auch Hintze, Ztschr. f. Politik a. a. O. 

* Nicht zutreffend ist die Schilderung des ı3. Jahrhunderts bei 
Jellinek, Allg. Staatslehre, 2. Aufl., S. 432. 


21* 
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lich selbständige Unterstaaten mit einer eigenen Untertanen- 
schaft. Die rechtliche Lage ist jedoch keineswegs von der Art, 
daß sie sich durch eine einfache Formel beschreiben läßt. Auf 
der einen Seite stellen sich die Unterstaaten die Mehrzahl ihrer 
Aufgaben unabhängig vom Reich und erfüllen sie auch meistens 
ungestört von ihm. Sie haben auch weitaus die kräftigeren 
Organe; in ihrem Gebiet vermag das Reich ohne sie kaum 
etwas. Das politische Leben pulsiert überwiegend in ihnen. 
Wenn wir alle Beispiele des Bundesstaats überblicken, so hat 
wohl bei keinem der Gesamtstaat gegenüber den Gliedstaaten 
so wenig politische Arbeit aufzuweisen wie bei unserm mittel- 
alterlichen Reich. Sieht man von den Landfriedensgesetzen 
ab, die auch nicht einmal ganz das Werk des Gesamtstaats 
sind, so bestehen seine Gesetze überwiegend aus Sanktionie- 
rungen des Fortschritts der territorialen Entwicklung. Auf 
der anderen Seite fehlt den Unterstaaten des Mittelalters das- 
jenige Maß von formell eigener Macht, das den Gliedstaaten 
in solchen Bundesstaaten eigen ist, in denen der Gesamtstaat 
eine viel lebhaftere Tätigkeit entfaltet. So sehr die Rechte 
des Oberlehnsherrn abgeschwächt werden!, so bleibt doch noch 
immer die Anschauung bestehen, daß der Fürst sein Fürsten- 
tum vom König zu Lehen trage, insofern also als abgeleiteten 
Besitz habe. Es konnte auch sogar dahin kommen, daß der 
König das Fürstentum dem Inhaber entzog oder, bei Aus- 
sterben der männlichen Deszendenz, es an sich nahm oder 
darüber anderweitig verfügte? Neben diesen allerdings mehr 
formalen Rechten der Zentralinstanz hatte sie materiell wich- 
tige Befugnisse. Um hier nur etwas, was besonders ins Auge 
fällt, zu berühren: der König war oberster Richter, und die 
königlichen Gerichte (z. B. die Femgerichte) besaßen Kom- 

1 S. die obige Darstellung, S. 278 ff. 

® Eichhorn II, S. 365, führt als Beweis dafür, daß mit dem 13. Jahr- 
hundert ‚allmählich das Reich zu einem zusammengesetzten Staat 
werden mußte, in welchem eine untergeordnete Hoheit der Reichs- 
stände sich ausbildete‘‘, die Tatsache an, daß ‚‚man es schon als einen 
Grundsatz der Verfassung betrachtete, daß der Kaiser kein Fahnlehen, 
welches ihm eröffnet wurde, über Jahr und Tag erledigt lassen dürfe‘. 
So auch R. Schmidt, Allg. Staatslehre II, 2, S. 480. Ganz gewiß kommt 
diesem Satz, wie wir es oben selbst ausgesprochen haben, große Bedeu- 
tung für die Konsolidierung der fürstlichen Gewalt zu. Aber er be- 
seitigte doch noch nicht alle Möglichkeiten der Einziehung eines Fürsten- 
tums. Richtig Schröder a. a. ©. 





Das mittelalterliche Reich als Bundesstaat. 325 


petenz für das ganze Reich und zwar nicht bloß als Berufungs- 
instanz.! 

Die Bestimmung des Verhältnisses des mittelalterlichen 
Reichs zu den uns geläufigen Formen des Bundesstaats? ist 
auch deshalb schwierig, weil die Gruppe der Unter- oder Glied- 
staaten zunächst noch nicht scharf begrenzt hervortritt. Der 
föderalistische Charakter des Reichs konnte ja freilich nur 
durch Verbände mit eigenen Untertanenschaften hervorgebracht 
werden, und diese sind es denn auch, die von vornherein das 
Schwergewicht unter den das Königtum beschränkenden Ge- 
walten darstellen. Allein in den allgemeinen Reichsverhand- 
lungen treten mit ihnen einstweilen noch andere Kreise her- 
vor. Die Grenze der mehr oder weniger selbständigen lokalen 
Gewalten, die den Feudalstaat kennzeichnen, ist flüssig.? 
Können wir ihn als eine besondere Kategorie des Bundesstaats 
ansehen, insofern er Unterverbände mit eigenen Untertanen- 
schaften enthält, so liegt doch seine Besonderheit darin, daß 
lokale Gewalten sich überall, auch innerhalb dieser Verbände, 
erheben, daß sie von der mannigfaltigsten Art sind und daß 
die geringeren lokalen Gewalten sich wohl im engeren Sinn 
der Verfassung, dagegen im allgemeinen politischen Leben von 
jenen Verbänden eben nicht scharf abgrenzen. Das Wesen des 
Feudalstaats machen nun einmal die mehr oder weniger selb- 
ständigen lokalen Gewalten buntester Art, die Zuteilung be- 
sonderer Rechte bis in die untersten Instanzen*, die Sonder- 
stellung auch unterhalb der Herrschaft aus. Wenn man Frei- 


1 Über die einzelnen königlichen Rechte, in denen die ursprüngliche 
Einheit des Reichs noch sichtbar blieb, vgl. Eichhorn a. a. O. S. 365 ff. 
S. auch O. Mejer, Einleitung in das deutsche Staatsrecht, 2. Aufl., S. 97. 

2 Vgl. dazu auch Triepel, Das Interregnum, S. ı9, speziell über den 
Widerspruch zwischen realer Macht und theoretischem Recht. S. ferner 
H. Reincke, Der alte Reichstag und der neue Bundesrat (Abhandlungen, 
herausg. v. Ph. Zorn und F. Stier-Somlo II, ı, 1906), S. 5 und S. 8f. 

® Vgl. oben S. 280, Anm. 1. 

* Die Privilegierung bis in die untersten Instanzen ist ein charakte- 
ristischer Zug unserer mittelaälterlichen Verfassung. Schon im Hinblick 
hierauf vermag ich der eingehenden Schilderung, die L. M. Hartmann, 
Gesch. Italiens im Mittelalter III, 2, S. ı ff. von dem Unterschied zwischen 
den staatlichen Organisationen des Mittelalters und denen der modernen 
Zeiten gibt, nicht beizustimmen, soviel Richtiges sie im übrigen enthält. 
Andere Einwände gegen seine Schilderung ergeben sich aus unserer 
obigen Darstellung S. ıgo ff., besonders S. 206. 
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heit im Sinn von Vorrecht oder auch nur von Sonderrecht 
nimmt, so ist der Feudalstaat das freiheitlichste Gemeinwesen 
der Welt. Eine Kategorie des Bundesstaats kann auch sehr gut 
eine Vereinigung von absolutistisch regierten Staaten dar- 
stellen. Ein Feudalstaat indessen wird nie absolutistische Ver- 
fassung haben, weder im ganzen noch in seinen Teilen. 

Den greifbarsten Beleg dafür, wie im Mittelalter die Gruppe 
der Unter- oder Gliedstaaten nicht scharf begrenzt hervor- 
tritt, wie vielmehr neben ihnen noch große andere Kreise am 
allgemeinen politischen Leben teilhaben, liefern die Ritter und 
die Städte. Der König zieht bei Verhandlungen über Reichs- 
angelegenheiten neben den Kreisen, die weiterhin als Stände 
des Reichs bezeichnet werden, Ritter zu, und es wäre ein Irr- 
tum, in ihnen etwa nur die später sogenannten Reichsritter zu 
sehen. Auf den Versammlungen des Reichs erscheinen ferner 
Städte ohne schärfere Unterscheidung ihrer Zugehörigkeit zum 
Reich oder zu einem Territorium. Die Absonderung der Reichs- 
städte ist auch vorerst noch in der Bildung begriffen, und man 
weiß, daß selbst die späteren Reichsstädte sich nicht durchweg 
durch größere Macht vor den Landstädten auszeichneten.! Auf 
die Ungleichheit der Landesherrschaften in ihren Rechten 
gegenüber dem Reich (Kurfürsten, Fürsten, nicht fürstliche 
Landesherren; gesonderte Kollegien auf dem Reichstag; Viril- 
und Kuriatstimmen) mag nur nebenbei hingewiesen werden. 

In die bestimmtere Form des Bundesstaats lenkte das Reich 
mit der Reichsreform am Ende des Mittelalters ein; auch darin 
bekundet sich ein Abschied an den Feudalismus.2 Jetzt ist 
der Reichstag auf die Gliedstaaten beschränkt.” Wiewohl 


! Über den unregelmäßigen Charakter der Reichsstädte, das rein 
negative Merkmal, das sie verband, s. m. älteres Deutsches Städtewesen 
und Bürgertum, 2. Aufl., S. 73 ff.; K. O. Müller, Die oberschwäbischen 
Reichsstädte S. 354 ff.; A. Schultze, Savigny-Ztschr. 34, S. 582; oben 
S. 266 Anm. 1. 

2 Vgl. oben S. 138, S. 189, S. 269 und S. 281. Jos. Kohler, Die Ent- 
stehung des Bundesstaatsbegriffs, Internationale Wochenschrift, herausg: 
von P. Hinneberg, 29. Mai 1909, S. 665 ff., verwertet für die Geschichte 
des Bundesstaats das ältere deutsche Reich nicht, und doch liefert 
dieses, besonders in der Zeit der Reichsreform, ein sehr interessantes 
Beispiel. 

3 Eine kleine Anomalie findet sich freilich auch noch jetzt in den 
Personalisten. Über diesen ‚Versuch des Eindrängens habsburgischer 
Landsassen in den deutschen Fürstenadel‘“ vgl. M. Ritter, Deutsche 
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ferner das Reich von den Territorien und Städten in der Gesetz- 
gebung bei weitem übertroffen wird, so erläßt es doch mit 
seinen Polizeiordnungen Gesetze, die zum mindesten der Idee 
nach für alle Insassen des Reichs bestimmt waren und der 
legislatorischen Tätigkeit der Gliedstaaten auch tatsächlich An- 
regungen gegeben haben. Des bedeutungsvollen Versuchs, die 
Einheit des Reichs durch das System des gemeinen Pfennigs 
wieder zum Ausdruck zu bringen, zu gedenken haben wir schon 
Anlaß gehabt.! Es schließt sich daran der große Plan eines 
Reichsgrenzzolls von 1522/23. Die Reichstage des 16. Jahr- 
hunderts fassen über die kirchlichen Angelegenheiten Beschlüsse, 
die die Gliedstaaten keineswegs ignorieren, aber auch in ihre 
inneren Verhältnisse eingreifen. Das Reichskammergericht 
endlich war nicht bloß Berufungsinstanz und nicht nur Gericht 
der Reichsunmittelbaren, sondern stand als ordentliches Ge- 
richt für eine Reihe von Sachen jedem Reichsinsassen zur Ver- 
fügung. 


c) Die Ursachen des Feudalismus. 


Wir sind bei der Schilderung der Merkmale des Feudalstaats 
oft genetisch verfahren. Ohne die Hilfe der genetischen Er- 
klärung läßt sich nun einmal sein Wesen nicht darlegen.? 

Wenn wir aber immer von neuem schon nach dem geschicht- 


Geschichte III,S. zıı. Aber die Personalisten stellen keine feudalistische 
Einrichtung dar, da es sich bei ihnen nicht um Schaffung oder Ver- 
stärkung lokaler Gewalten handelt, sondern sie erinnern eher an ab- 
solutistische Maßnahmen oder gar an moderne Pairkreierungen. 

1 5. oben S. 237. 

®2 Hintze, Jahrbuch für Gesetzgebung, 1907, S. 1377, bemerkt: ‚Im 
Lehnwesen ist der Versuch gemacht worden, eine im Grunde haus- 
herrschaftliche Gewalt zur Beherrschung des Reichs zu verwenden.‘ 
Vgl. oben S. 307 Anm. 5. Von einem gewissen Ausgangspunkt aus 
lassen sich die Dinge in der Tat so ansehen. Aber das historische 
Verhältnis ist doch dies, daß man dem öÖffentlichrechtlichen Herrscher 
durch das Lehnswesen die Herrschaft zu entziehen sucht. Das Lehns- 
wesen ist eine Gegenströmung gegen die politische Organi- 
sation großer Räume. Das auf anderem Boden entstandene Lehns- 
wesen dringt in die politische Organisation und zerstört sie damit 
mehr oder weniger. Ähnliches ist gegen Eichhorn, s. oben S. ıo, Nr. IV 
und V, zu bemerken. Nicht deshalb hat zuerst jemand ein Amt zu Lehen 
erhalten, weil der Obere es nicht selbst ausüben konnte, sondern weil 
der untere danach die Hand ausstreckte. 
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lichen Ursprung zu fragen hatten, so ist es doch damit vereinbar, 
daß wir den Ursachen des Feudalismus eine zusammenhängende 
Betrachtung widmen. Eine solche versuchen wir im folgenden. 

Eine beliebte Auffassung macht einfach die wirtschaftlichen 
Verhältnisse verantwortlich.! Mit ihr verbindet sich leicht die 
andere Anschauung, daß die gleichen wirtschaftlichen Verhält- 
nisse überall dieselbe Verfassung hervorbringen.* Man spricht 
von einer Feudalverfassung, die unter gegebenen wirtschaft- 
lichen Voraussetzungen bei allen Völkern wiederkehre. 

Eine hiervon sehr verschiedene Auffassung sehen wir ver- 
treten, wenn ein neuerer Autor? die Ursachen des Feudalismus 
„teils in dem Aufkommen einer einheimischen, mächtigen 
Aristokratie, teils in der Erstarkung der Kirchengewalt gegen- 
über der Staatsgewalt, insbesondere in dem materiell sieghaften 
Hervorgehen der erstern aus den Investiturstreitigkeiten‘“ sieht. 
Bleibt hier ein Urteil über das Aufkommen der mächtigen 
Aristokratie noch unausgesprochen, so zeigt doch die Formu- 
lierung des Ganzen, daß damit die Zurückführung des Feudalis- 
mus auf schlechthin wirtschaftliche Ursachen abgelehnt wird. 

Wir haben uns bereits davon unterrichtet?, daß wohl eine 
Wechselwirkung von Wirtschaft und Recht besteht, daß aber 
eine bestimmte Gestaltung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
nicht mit Notwendigkeit einen bestimmten, genau entsprechen- 
den Charakter der Verfassung hervorbringt. 

Die Probe aufs Exempel ergibt sich ja sogleich, wenn wir 


1 Vgl. z. B. Seeliger, Art. Beamte, bei Hoops, Reallexikon I, S. 186: 
„Das partikulare Amt mußte sich bei dem naturalwirtschaftlichen 
Charakter der materiellen Kultur emanzipieren, den Beamtencharakter 
abstreiffen und zum Träger selbständiger, wohlerworbener Rechte 
werden.‘‘ Es ist die Auffassung, wie sie in ihrer Uneingeschränktheit 
am eifrigsten unter den neueren Historikern Lamprecht vertreten hat. 
Vgl. Kern, DLZ. 1912, Nr. 29, Sp. 1803, Anm. 1. 

2 S. darüber und dagegen G. v. Below, Die neue historische Methode, 
Historische Ztschr. Bd. 81, S. 193 ff.; Bd. ııı, S. 145 ff. 

® K. v. Amira, Grundriß des germ. Rechts, 3. Aufl., S. 155. 

“ S.oben S. ıı2 ff. Gegen die einfache Erklärung aus den wirtschaft- 
lichen Verhältnissen läßt sich schon der von O. Hintze, Machtpolitik 
und Regierungsverfassung, Internat. Monatsschrift 1913, Juniheft, 
Sp. 1070 ff., geltend gemachte Gesichtspunkt verwerten. Hintze betont 
den Zusammenhang, der zwischen der besonderen Weltstellung und den 
Aufgaben der auswärtigen Politik der Staaten einerseits und ihren 
inneren Verfassungs- und Verwaltungseinrichtungen andererseits besteht. 
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uns daran erinnern, daß die abendländischen Staaten, die unter 
gleichen oder annähernd gleichen wirtschaftlichen Voraus- 
setzungen standen, doch nicht zu gleicher Zeit und in gleichem 
Maß eine Schwächung der Zentralgewalt erfahren haben.. Eng- 
land, weiches sich von Deutschland im Mittelalter in dem 
Grad der Natural- oder Geldwirtschaft nicht unterschied, eher 
weniger bedeutende Städte hatte als Deutschland, vermochte 
eine starke Zentralgewalt hervorzubringen, und die Zeiten, in 
denen sie daselbst höher oder niedriger stand, fallen nicht 
irgendwie mit Umänderungen des allgemeinen Wirtschafts- 
lebens zusammen. Frankreich, dessen Königtum sich seit der 
Mitte des Mittelalters im Gegensatz zu dem Deutschlands fort- 
schreitend befestigt und ausdehnt, übertraf es nicht in der 
wirtschaftlichen Entwicklung; die deutschen Städte sind der 
Stolz Europas zur Zeit desselben Friedrich des Dritten, dessen 
Regierung als Schulbeispiel einer schwachen Zentralgewalt 
dient. 

Für die deutsche Geschichte könnte man fast die Behauptung 
wagen, daß auf eine lange Jahrhundertreihe hin dem Fort- 
‚schritt in der Ausdehnung des geldwirtschaftlichen Verkehrs 
eine Schwächung der Energie der Zentralgewalt gefolgt ist. 
Weder direkt noch indirekt läßt sich das Schicksal der deutschen 
Verfassung lediglich aus den wirtschaftlichen Verhältnissen 
erklären. Ein entscheidendes Argument liegt allein schon in 
der Tatsache, daß die Veräußerung Öffentlicher Rechte erst in 
der Karolingerzeit ihren Anfang nimmt, während sie den voraus- 
gehenden Perioden der deutschen Geschichte fremd ist. Warum 
herrschte etwa das Lehnswesen, die Veräußerung der staat- 
lichen Ämter nicht in der deutschen Urzeit, die so ganz natural- 
wirtschaftliche Zustände hatte? Wenn wir in der merowin- 
gischen Zeit wohl eine Tendenz beobachten, die Grafenämter 
in der Hand bestimmter Familien zu befestigen, so stellt dies 
doch etwas dar, was noch himmelweit von dem späteren feuda- 
listischen System entfernt ist, und die angeführten Beispiele 
warnen uns, jene Tendenz einfach wirtschaftsgeschichtlich zu 
erklären. Überdies ist sie unter Karl dem Großen zurück- 
gedrängt worden. Um einen weiteren Fall heranzuziehen, so 
hat das Westgotenreich das Gebiet der inneren Verwaltung 
mehr ausgebaut! als das Frankenreich, das wirtschaftlich nicht 
niedriger stand. 


1 Vgl. oben S. 203 Anm. 2. 
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Auf der andern Seite wird es niemand in den Sinn kommen, 
jede Wirkung der wirtschaftlichen Verhältnisse auf die Ver- 
fassung bestreiten zu wollen. Die Art der Ausgestaltung des 
Ämterwesens! wird von ihnen z. B. beeinflußt. Die vorhin 
erwähnte Tendenz der merowingischen Zeit zur Befestigung 
der Ämter in bestimmten Familien hängt natürlich teilweise 
hiermit zusammen. Organisation und Verproviantierung des 
Heeres sind, wie man oft hervorgehoben? hat, in hohem Maß 
von dem wirtschaftlichen Zustand abhängig und wirken in 
dieser ihrer Bestimmtheit auf das gesamte Kriegswesen weiter. 
Die dem Mittelalter eigene Erscheinung der nur intermittierend 
tätigen großen Heere hat zum großen Teil wirtschaftliche Ur- 
sachen. Der Mangel an bequemen Zahlungsmitteln, in dem sich 
eine naturalwirtschaftliche Zeit befindet, macht unter allen 
Umständen den Staat unbeholfen; er wird oft genötigt, ent- 
stehende Bedürfnisse auf recht unvorteilhafte Art zu decken. 
Die mangelhaften Verkehrsmittel behindern eine schnelle und 
durchgreifende Exekutive. 


ı Vgl. z.B, Stutz, Lehen und Pfründe, Ztschr. d. Sav.-Stiftung, 
Germ. Abt., Bd. 20, S. 225, über die Verbindung von liegendem Gut 
mit der Kirche: ‚Vermöge der damals herrschenden Naturalwirtschaft 
hatte der Inhaber der Kirche ordentlicherweise nur dann eine mehr 
oder weniger gesicherte Existenz, wenn er seinen Lebensbedarf selbst 
produzieren konnte.‘ 


2 Vgi.z. B. neuerdings Hötzsch, Ztschr. f. osteuropäische Geschichte I, 
S. 368, Hist. Ztschr. 108, S. 562 und die bemerkenswerten Beobachtungen 
von L. M. Hartmann, Ein Kapitel vom spätantiken und frühmittel- 
alterlichen Staate (Stuttgart 1913), S. ızff., z.B. über den Vorzug 
einer ‚kontinuierlichen‘ Heeresorganisation gegenüber dem nur stoß- 
weisen Eingreifen des feudalen Herrschers. Ich möchte allerdings nicht 
durchweg so weit gehen wie Hartmann. Einige Mittel einer kontinuier- 
lichen Heeresorganisation hatte auch die feudale Zeit (so die Ritterorden). 
Auch sonst ließe sich einiges gegen Hartmanns Darlegungen einwenden. 
Die Existenz einer Flotte ist doch nicht in dem Maß von der Geld- 
wirtschaft abhängig wie er will. Die Seegeltung der Holländer geht 
der Hauptsache nach von Landgemeinden aus. Vgl. Dietrich Schäfer, 
Aufsätze, Vorträge und Reden, Bd. II, S. 41; Preußische Jahrbücher 
Bd. 83, S. 281. Aber ich bringe diese Notizen hier nur nebenbei an. 
Grundsätzlich kann die Bedeutung der wirtschaftlichen Verhältnisse für 
das Heerwesen ja gar nicht in Frage gezogen werden. Auf den Zu- 
sammenhang von Heeres- und Finanzverfassung hat schon Ritter 
von Lang hingewiesen. 
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Alles dieses, dem sich noch mehr hinzufügen ließet!, ist gar 
nicht zu bezweifeln. Indessen wir haben dazu zweierlei an- 
zumerken. 

Erstens besteht, wie erwähnt, zwischen Verfassung und 
Wirtschaft eine Wechselwirkung. Der Staat kann, auch von 
sich aus auf die wirtschaftlichen Verhältnisse einwirken. Wenn 
ihm naturalwirtschaftliche Zustände das allgemeine Tausch- 
mittel des Geldes vorenthalten, so ist er doch nicht unbedingt 
dazu verurteilt zu warten, bis etwa durch eine für sich sich 
vollziehende Bewegung die Natural- durch die Geldwirtschaft 
ihre Ablösung gefunden hat. Er vermag vielmehr, zwar nicht 
absolut, aber in einem gewissen Rahmen, fördernd in die Ent- 
wicklung zur Geldwirtschaft einzugreifen. Um wiederum von 
dem Beispiel des anglonormannischen Königtums Gebrauch 
zu machen, so hat dieses die Steuerschraube zu derselben Zeit 
in Bewegung zu setzen gewußt, in der die deutschen Könige 
ohne Steuern auskommen mußten. Die Versuche Heinrichs IV., 
des V. und Ottos IV. mißglückten nicht wegen der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse, sondern lediglich wegen der politischen. 
Die Finanzpolitik jener englischen Könige hat aber zweifellos 
den Geldverkehr in England gesteigert. In Deutschland ferner 
führen die Landesherren zu eben jener Zeit, in der es dem 
Königtum versagt bleibt, eine Steuer (die alte, ordentliche Bede) 
ein, und ihrer Einführung wird man die gleiche Wirkung nach- 
rühmen dürfen. Ebenso haben die Einführung der landstän- 
dischen Steuer und noch mehr ihre nachfolgende Verwandlung 
in eine ordentliche Steuer auf den Geldverkehr belebend ein- 
gewirkt.2 Diese Umwandlung ist aber aus rein politischen Er- 
wägungen und unter rein politischen Verhältnissen erfolgt. 

Zweitens geht der von uns selbst hervorgehobene Einfluß 
der wirtschaftlichen Zustände auf die Verfassung, wie er- 
wähnt, nicht so weit, daß er für sie eine ganz feste, im einzelnen 
ausgebildete Gestalt liefert. Diejenigen, welche den Feudalismus 
lediglich oder wesentlich wirtschaftlich erklären wollen, über- 
sehen, daß er ja nicht die einzige Ausprägung der wirtschaft- 


ı Vgl. was wir oben S. 245 und S. 297 Anm. 2 und S. 300 Anm. 2 schon 
bemerkt haben. Hintze, Histor. Ztschr. 88, S. 12. 

?2 Mit den hiermit weiterhin zusammenhängenden Dingen hat sich 
neuerdings W. Sombart, Krieg und Kapitalismus (1913), beschäftigt, 
indem er sich von seinem älteren Standpunkt (s. oben S. 98) einiger- 
maßen entfernte. 
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lichen Verhältnisse, wie wir sie im Mittelalter haben, in der 
Verfassung ist, daß vielmehr neben ihm noch andere Verfas- 
sungsformen auf ihrem Boden aufkommen können und tat- 
sächlich aufgekommen sind. Die Schweizer Eidgenossen z.B. 
erhalten eine Verfassung, die zwar mittelalterliches Gepräge 
trägt und auch viel feudalistische Elemente in sich birgt, aber 
doch eine erheblich andere Struktur hat als die deutsche Reichs- 
verfassung.' Wir wollen sodann davon Kenntnis nehmen, 
daß zu der Zeit, in der der Feudalstaat seine echte Form ge- 
wann, Deutschland gar nicht mehr die Verhältnisse der reinen 
Naturalwirtschaft besaß und daß die mittelalterliche Stadt mit 
ihrem Privilegiensystem und ihren privilegierten Genossen- 
schaften ein Stück des Feudalismus darstellt. Diese Beobach- 
tung macht es uns auch schwierig, den Feudalismus auf einen 
ganz bestimmten wirtschaftlichen Zustand zurückzuführen. Wir 
sprechen wohl von dem Lehnswesen als einem Hauptausgangs- 
punkt der Feudalverfassung und sehen das Lehen als eine durch 
die wirtschaftlichen Zustände jener Zeit geschaffene Rechts- 
form an. ‚Allein‘“ — so bemerkt treffend K. v. Amira? — 
„nicht das Benefizium an sich ist ein Element des Feudalismus, 
sondern die Anwendung, welche die Karolinger, und sie zu- 
erst, dem Benefizium gegeben haben, indem sie Hoheits- 
rechte zu dessen Gegenstand machten.“ Das ist eben 
überall der Kern der Sache: von einem besonders gearteten 
wirtschaftlichen Zustand aus lassen sich verschiedene Wege 
zur Verfassung finden. Mit den Beziehungen zu einem solchen 
erschöpft sich denn auch das Wesen des Feudalstaats oder des 
„Lehnsstaats‘‘ keineswegs. 

Hiermit ist bereits das Wort über die Bemühungen ge- 
sprochen, den Feudalstaat als eine bei allen Völkern unter 
gegebenen wirtschaftlichen Voraussetzungen vorkommende Ver- 
fassungsform zu erweisen und so den Feudalismus aus einer 
streng gesetzmäßigen Entwicklung zu erklären. 

Die Aufsuchung von Parallelen, die Methode der Vergleichung 
überhaupt, lehnen wir selbstverständlich nicht ab. Wir schließen 


! In dem naturalwirtschaftlichen alten Norwegen hat das ordent- 
liche Gericht eine bedeutendere Stellung als in dem weniger natural- 
wirtschaftlichen Deutschland. Vgl. K. v. Maurer, Vorlesungen über alt- 
nordische Rechtsgeschichte I, 2, S. 5ff.; V. S. 295 ff. und 343 ff.; 
Amira, Grundriß S. ı 58 ff. 

® K. v. Amira, Gött. Gel. Anzeigen 1896, Nr. 3, S. ıg1. 
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nach keiner Richtung hin die Augen, und wir haben ja selbst 
schon, um das Wesen der deutschen Verfassung schärfer heraus- 
zuarbeiten, wiederholt von dem Hilfsmittel des Vergleichs Ge- 
brauch gemacht. Aber es fragt sich, worin man den Schwer- 
punkt sieht.! Einer der Hauptvertreter der Theorie von der 
streng gesetzmäßigen Entwicklung der Völker bezeichnet das 
Vergleichbare, das Regelmäßige, Allgemeine als das der wissen- 
schaftlichen Forschung eigentlich Würdige und nennt die An- 
schauung, nach der das Singuläre an der Geschichte das Inter- 
essante sei, den ‚„Kuriositätsstandpunkt‘“. Wir fassen vielmehr 
die Vergleichung mit dem, was anderswo vorkommt, vor allem 
als ein Hilfsmittel auf, um die Bedeutung des einzelnen für 
die Entwicklung der Kultur richtig zu interpretieren. Der 
Hauptnutzen, den uns die Vergleichung bringt, liegt in der 
Erleichterung der Interpretation der Nachrichten über das 
spezielle Volk, dessen Verhältnisse wir darzustellen unternehmen. 

Durch den tatsächlichen Gang der wissenschaftlichen For- 
schung hat es sich immer von neuem als ein Irrweg heraus- 
gestellt, wenn man durch die Vergleichung zu festen Ent- 
wicklungslinien, die für alle Völker übereinstimmend gelten, 
gelangen zu können meint. Parallelen oder wenigstens Ähn- 


! Ich habe mich über den Wert der vergleichenden Methode in meinem 
Artikel ‚Das kurze Leben einer viel genannten Thecrie‘‘, Beilage der 
Allg. Zeitung 1903, Nr. ıı und 12, und in einer Anzeige von A. Tschuprow, 
Die Feldgemeinschaft, in der Histor. Vierteljahrschrift 1904, S. 61 ff. 
geäußert und dabei die Übertreibung der vergleichenden Methode durch 
Lamprecht, Schmoller und andere bekämpft. Ich verwies dabei auf die 
Darlegungen von Ed. Meyer und H. Rickert, die heute in neuen Be- 
arbeitungen (,,‚Gesch. des Altertums, 2. Aufl., I, 1“ und ‚Die Grenzen 
der naturwissenschaftlichen Begriffsbildung, 2. Aufl.‘‘) vorliegen. Ed. 
Meyer sagt S. 184: ‚Das Einzelne, Singuläre, das sich niemals wieder- 
holt, sondern immer wieder anders gestaltet, ist das Gebiet der Ge- 
schichtswissenschaft.“ Von Tschuprow mag hier die Äußerung zitiert 
werden: ‚Es bricht sich immer mehr Bahn die Auffassung ...., daß 
auf dem Gebiete des Gesellschaftslebens jeder gegebene 
Zustand den Ausgangspunkt verschiedener Entwicklungs- 
reihen bilden könne ... Diese Auffassung führt dazu, die Ent- 
wicklungsprozesse vor allem in ihrer geschichtlichen Indivi- 
dualität zu studieren.‘‘ Vor langen Jahren schon hat sich H. Brunner 
in seinem Aufsatz über G. Homeyer, Preußische Jahrbücher Bd. 36, 
S. 35, gegen die Überschätzung der vergleichenden Methode ausge- 
sprochen. Seine Ausführungen sind gerade heute lesenswert. Daselbst 
ist das Wort Goethes zitiert: ‚„Dilettanten vergleichen.“ 
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lichkeiten weist die Geschichte wohl auf. Eine übereinstimmende 
Tendenz (man darf jedoch nicht dabei an einen naturhaften Vor- 
gang denken) nach einer bestimmten Richtung bei verschiedenen 
Völkern glauben wir wahrzunehmen. Wir achten sorgsam und 
gespannt darauf. Aber bei näherem Zusehen, zu dem uns 
unser Eifer treibt, erkennen wir, daß die strengen Übereinstim- 
mungen tatsächlich nicht vorhanden sind. Will man aus allen 
Analoga das Gemeinsame summieren, die Einzelerscheinungen 
unter eine Formel bringen, so erhält man entweder eine solche, 
die nicht allen Einzelerscheinungen gereeht wird, oder eine so 
magere Formel, daß mit ihrer Dürftigkeit überhaupt kaum 
etwas gesagt ist. Die Schwierigkeit, abendländische und west- 
und ostasiatische Analoga des Feudalstaats in einer Definition 
zu vereinigen, wird uns schon durch die eine Erwägung nahe 
gebracht, daß das Verhältnis von Staat und Kirche, die Idee 
der universalen Kirche im Abendland besondere Wirkungen 
hervorbringt. Wenn wir eine Definition vom Feudalstaat 
unternommen haben, so haben wir schon die Einschränkung 
gemacht, daß wir dabei unser deutsches Reich zugrunde legen. 
Sie trifft vielleicht noch für den Feudalismus Frankreichs und 
Italiens zu, welche Länder sich aus dem großen Reich Karls 
des Großen abgelöst haben. Für England ist sie schon nicht 
mehr recht geeignet!. In den Darstellungen über feudalistische 
Elemente außerhalb des Gebiets der abendländischen Staaten 
wird heute in zunehmendem Maß darauf hingewiesen, daß die 
Unterschiede dem Gemeinsamen wahrlich die Wage halten?. 


1 Vgl. oben S. 28 (über Dunckers irrige Auffassung) und S. 280. 

2 Vergleichsmomente an sich gibt es ja in Menge. Einiges aus der 
hier in Betracht kommenden Literatur mag notiert werden. Waitz 
bringt in seiner Abhandlung ‚„Lehnwesen‘“ (vgl. oben S. 71 ff.) einen 
Überblick über die Verbreitung des ‚„Lehnstaats‘, der aber bei den 
verschiedenen Völkern ‚zu sehr verschiedener Ausbildung gekommen 
ist‘ (Abhandlungen S. 313 ff). Er unterscheidet Übertragung des 
Lehnswesens zu andern Völkern (von Deutschland und besonders Frank- 
reich aus) und analoge Ausbildung ohne Übertragung. Er berücksichtigt 
jedoch nur die christlich-abendländischen Völker (einschließlich der 
Kreuzzugsstaaten). Über die Türkei und Japan vgl. Hist. Ztschr. 88, 
S.ı2. H. Leo, Gesch. der italienischen Staaten I, S. 5: „In den süd- 
lichsten Teilen Italiens, besonders in Kalabrien, ist nie auf die Dauer 
eine andere als jene türkische Art der Staatsverwaltung mög- 
lich gewesen, welche sich mit regelmäßig eingehenden Tributen begnügt 
und das übrige der Natur und dem Interesse untergeordneter Vasallen 
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Mit dem bequemen Mittel der Erklärung aus der notwendigen, 
überall zu beobachtenden Wirkung der wirtschaftlichen Verhält- 
nisse können wir uns also nicht helfen. 

Widmen wir von den so gewonnenen Gesichtspunkten aus 


oder Korporationen überläßt.‘‘ Vgl. dazu H. Schurtz, Die Janitscharen, 
Preußische Jahrbücher ıız (Igo3), S. 452: „Einen Feudalstaat kann 
man die Türkei nicht nennen, obwohl ein Teil ihrer Organisation auf 
feudalistischem Grunde ruhte. (Feudalistisch war der türkische Staat 
insofern, als die siegreichen Eroberer das Land in Reiterlehen zerlegten.) 
Der Name, den sie in Wahrheit verdient, ist der eines Kriegs- oder 
Raubstaates. Die eigentlichen Träger dieses Staatslebens sind die hoch- 
asiatischen Bestandteile des osmanischen Volkes.‘‘ Über die selbständig 
werdenden Emire des Kalifenreichs s. E. Caspar, Roger II und die 
Gründung der normannisch-sizilischen Monarchie, S. 290. Über das 
deutsche Lehnrecht in Polen vgl. R. F. Kaindl, Gesch. der Deutschen 
in den Karpathenländern I, S. ı7ff.; derselbe, Mitteilungen aus der 
histor. Literatur ıgıı, S. 405 ff. Viel über Analogien zum Feudal- 
system bietet O. Hötzsch, Staatenbildung und Verfassungsentwicklung 
in der Geschichte des germanisch-slawischen Ostens, Ztschr. für ost- 
europäische Geschichte I, S. 363 ff. So über die Zersplitterung der 
gesamtfürstlichen Macht mit Erhaltung des Bewußtseins der Einheit, 
die Unsicherheit der Thronfolge, das Verhältnis zur Lehnsverfassung, 
S. 367 ff., die landständischen Verhältnisse, S. 377 ff. Das gleiche gilt 
von Hötzsch’ Aufsatz ‚Adel und Lehnswesen in Rußland und Polen und 
ihr Verhältnis zur deutschen Entwicklung‘, Hist. Ztschr. 108, $. 541 ff., 
besonders S. 560 ff. und S. 576 ff. Ein ausführliches Referat über das 
Buch des Petersburger Historikers N.Pawlow-Silwansky, Der Feudalis- 
mus im alten Rußland, s. in d. Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirt- 
schaftsgesch. 1908, S. 572 ff.; dazu auch Hötzsch, Hist. Ztschr. a. a. O. 
S. 588 ff. Prächtiges Vergleichsmaterial liefert die überaus stoffreiche 
Darstellung von Const. Jirecek, Staat und Gesellschaft im mittelalter- 
lichen Serbien, Studien zur Kulturgeschichte des 13.—ı5. Jahrhunderts, 
in den ‚„Denkschriften der K. Akademie der Wissenschaften in Wien, 
Philosophisch-histor. Klasse‘, Bd. 55 und 56. Bd. 56, S. 3 sucht ]J. 
die verfassungsgeschichtliche Stellung Serbiens zwischen Byzanz und 
den westlicheren Staaten zu präzisieren. Über das byzantinische Heer- 
wesen, das ‚eine gewisse äußerliche Ähnlichkeit mit dem Feudalsystem 
hat‘, während ‚ihrem Wesen nach die beiden Systeme vollständig ver- 
schieden sind‘, s. L. M. Hartmann, Ein Kapitel vom spätantiken und 
frühmittelalterlichen Staate, S. ız. Über das Lehnswesen im sizilischen 
Reich vgl. F. Chalandon, Histoire de la domination Normande en Italie 
et en Sicile (Paris 1907). Vasallität und Lehnsabhängigkeit sind erst 
durch die Normannen hierher gebracht worden. Der nicht in den Lehns- 
verband einbezogene Besitz spielt hier eine große Rolle. Vgl. E. Caspar 
a.a.0.S.8. Über das Maß der Feudalisierung in der alten Normandie 
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den Beziehungen der Heeresverfassung und der Ämterverfas- 
sung unseres deutschen Feudalismus zum Wirtschaftsleben 
einige Worte. 

Wenn die mittelalterliche Heeresverfassung nicht allein auf 
dem Lehenswesen beruht, so war doch die Haupttruppe, das 
Heer der schwer gerüsteten Reiter, wesentlich Lehnsheer. Dies 
Reiterheer wird vornehmlich dadurch aufgebracht, daß man 
denjenigen, die den schweren Reiterdienst leisten sollen, eine 
Landausstattung gibt.! In späterer Zeit sind Ritterlehen 
mehrfach auf Getreide- oder Geldrenten begründet worden. 
Zunächst war das offenbar nicht möglich: die einzige Aus- 
stattungsmöglichkeit bestand in der Gewährung von Landbesitz. 
Diese Art der Ausstattung übte bestimmte Wirkungen: vor 
allem gab sie dem Inhaber des Lehns eine starke Selbständig- 


s. F. Liebermann, DLZ. 1911, Nr. 6, Sp. 366. — Lehrreich ist die Paral- 
lele, die sich in dem Feudalismus der kirchlichen Verfassung zu dem der 
staatlichen darbietet. Man denke an die Pluralität der Benefizien. 
Vgl. auch oben S. 244 Anm. 3. Über die Fortschritte des Lehns- 
wesens in der Kirche, seine weitere Ausbreitung s. Stutz, Lehen und 
Pfründe, Ztschr. der Savigny-Stiftung 20, S. 217 und S. 242—244. 
Über die Verschiedenheit der weltlichen und der kirchlichen Feuda- 
lität bemerkt Stutz S. 217: ‚Die weltliche Feudalität hob nur die 
unmittelbare Unterordnung des einzelnen Untertans unter das Staats- 
oberhaupt auf, ließ jedoch eine mittelbare, durch die Zwischenglieder 
der Lehnskette vermittelte bestehen. Das kirchliche Leihewesen 
lockerte nicht nur, es sprengte sozusagen die altkirchliche Verfassung 
und führte zur Auslieferung der Kirche an nichtkirchliche Gewalt- 
haber, an die Grundherren mit dem König als dem größten unter 
ihnen an der Spitze.‘‘ — Nicht unerwähnt mag bleiben, daß man 
auch von einem Eindringen des Lehnswesens in die Fronhofsverfassung 
zu sprechen hat. vgl. z. B. Dassel, Grundherrschaft Überwasser (Mün- 
stersche Dissertation), S. 53 ff. Man sieht hier zugleich, wie das Lehns- 
wesen nicht schlechthin aus der Wirtschaftsverfassung kommt, sondern 
deren Organisationen ebenso erst im Lauf der Zeit ergreift, wie den 
Organismus des Staats. 

ı Es kann hier außer Betracht bleiben, daß man — landrechtlich — 
diejenigen mit heranzog, die, ohne sich in Lehnsabhängigkeit zu be- 
finden, doch einen genügenden Landbesitz hatten, um den schweren 
Reiterdienst zu leisten. Dieser Umstand spricht nicht gegen unsere 
im Text gemachte Bemerkung über die Ursache der Selbständigkeit 
der Ritterheere. Unberücksichtigt können wir ferner die Tatsache lassen, 
daß zahlreiche Unfreie von ihren Herren als schwere Reiter ausgerüstet 
wurden. Denn allmählich erhielten auch sie eine Landausstattung (ein 
Dienstlehen). 
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keit gegenüber dem Kriegsherrn; der Besitzer eines Landguts 
steht selbständiger da als der, der für seine Leistungen eine 
bloße Geldzahlung empfängt; das Lehen war für den Inhaber 
auch ein gutes Besitzrecht. Die Lehnsheere sind daher schwer 
zu leiten; ihre Kriegspflicht war beschränkt; wollte der Kriegs- 
herr Dienste, die darüber hinausgingen, so mußte er mit den 
Lehnsleuten verhandeln; er war stets genötigt, viel Rücksicht 
auf sie zunehmen.! Es macht sich eben geltend, daß das Ritter- 
heer aus sozial angesehenen und unabhängigen Personen be- 
steht. Wir fühlten uns versucht, diese Erscheinungen auf die 
wirtschaftlichen Verhältnisse, die herrschende Naturalwirt- 
schaft zurückzuführen, und gewiß besteht ein Zusammenhang 
zwischen beiden. Allein wir dürfen nicht die Mittelglieder über- 
sehen, die zwischen dem Ausgangs- und dem Endpunkt der 
Entwicklung liegen. Die wirtschaftlichen Verhältnisse wirkten 
doch nur deshalb in der geschilderten Richtung, weil die Voraus- 
setzung des Bedürfnisses eines Reiterheeres sich eingestellt 
hatte. Dieses selbst aber ist nicht ein Produkt der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse; den Hauptanstoß zur Schaffung des Reiter- 
heeres gab vielmehr die Kampfesweise feindlicher Völker, der 
Sarazenen und später, im Osten, der Ungarn.? 


ı Vgl. Schäfer, Deutsche Geschichte I, S. 186 (s. übrigens auch S. 35); 
Delbrück, Gesch. der Kriegskunst III, S.261. — Ficker, Reichsfürsten- 
stand I, S. 7, will die Beschränkung der Lehnskriegsdienstpflicht national 
erklären, auf „deutsche Art‘‘ zurückführen. Wir wollen es keineswegs 
ablehnen, ein Maßhalten des Lehnsherrn in seinen Forderungen so zu 
deuten. Aber wirtschaftliche Gründe spielen hier mit. Und vor allem 
liefert die allgemeine Selbständigkeit des Ritterheeres einen Grund. 

®2 Vgl. Brunner, Der Reiterdienst und die Anfänge des Lehnwesens, 
Ztschr. der Savigny-Stiftung, Bd. 8, S. ıff.; Stutz, ebenda Bd. 2o, 
S. 216. Es ist mir wohl bekannt, daß Brunners Auffassung angefochten 
ist; ich glaube mich indessen zu ihr bekennen zu müssen. Zum mindesten 
wird man daran festzuhalten haben, daß in den angegebenen Verhält- 
nissen der Hauptanstoß zur Schaffung des Reiterheeres lag. Vgl. 
im übrigen vorhin S. 336, Anm. ı. Läßt man als weiteren Grund für 
die Schaffung des Reiterheeres den Umstand gelten, daß der schlechte 
Zustand der Straßen es bei der gewaltigen Ausdehnung des Reichs un- 
möglich machte, große Infanteriemassen schnell von einem Ende des 
Reichs zum andern zu bewegen, so hat man hier ein verkehrstechnisches 
Moment. Freilich ist dabei wiederum das mMittelglied nicht zu ver- 
gessen, welches bei den Verkehrsverhältnissen erst eine Wirkung hervor- 
ruft, nämlich die durch politische Vorgänge bedingte Erweiterung des 
Reichsgebiets. 


v. Below, Der deutsche Staat. 22 
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Bei der feudalistischen Ämterverfassung nehmen wir ebenfalls 
kein unbedingtes Wirken der wirtschaftlichen Verhältnisse 
wahr. 

In der Art der Amtsausstattung und in manchen anderen 
Beziehungen der wirtschaftlichen Zustände mag eine Lockung 
gelegen haben, das staatliche Amt im Kreis bestimmter Fa- 
milien zu befestigen oder gar erblich zu machen. Aber von 
der Tendenz bis zur Verwirklichung ist noch ein weiter Schritt. 
Und die Art der Verwirklichung kann noch recht verschieden 
sein. Die Söhne einflußreicher Familien saßen etwa durch das 
Herkommen in den Ämtern leidlich fest. Sie blieben indessen 
immer Beamte. Wenn sie wohl etwas nach Satrapenart wirt- 
schafteten, so beanspruchten sie doch nicht den stolzen Namen 
Landesherr, sondern kannten nur einen Herrscher im Reich, 
den König. Fälle derartiger relativer Selbständigkeit der Be- 
amten wären begreifliche Wirkungen wirtschaftlicher Ver- 
hältnisse. Eben sie aber beweisen, daß die Veräußerung der 
Hoheitsrechte, wie sie uns im Mittelalter begegnet, nicht ein- 
fach wirtschaftsgeschichtlich erklärt werden kann. 

Für die Veräußerung der Hoheitsrechte ergibt sich auf den 
ersten Blick eine scheinbar ganz selbstverständliche Erklärung 
wirtschaftsgeschichtlicher Art in der Annahme, daß der Staat 
bei der herrschenden Naturalwirtschaft, die ihm eine Steuer 
nicht zur Verfügung stellte, kein anderes Mittel als die Ver- 
äußerung besaß, um unerwartete oder allmählich zum Über- 
maß sich steigernde Verpflichtungen zu erfüllen. Wie wir ja 
aber vorhin schon bemerkt haben, vollzieht sich die Entwick- 
lung der wirtschaftlichen Verhältnisse nicht so, daß sie zu einem 
bestimmten Zeitpunkt automatisch dem Staat eine Steuer 
präsentieren; er vermag sie zu zwingen. Es kommt nur darauf 
an, ob gewisse Voraussetzungen vorhanden sind, so daß der 
Zwang mit Erfolg durchgeführt werder kann. Für die mero- 
wingische Periode werden wir sie noch nicht anzunehmen 
haben, da wir sehen, wie die aus der Römerzeit stammende 
Steuer verfällt. Die Grundlagen des Wirtschaftslebens waren 
jetzt wie auch noch in der Periode der Karolinger agrarisch. 
Allerdings zeigt sich in manchen Landschaften eine mannig- 
fachere wirtschaftliche Bewegung!, und man könnte vielleicht 


ı Für die Karolingerzeit hat kürzlich Dopsch, Die Wirtschafts- 
entwicklung der Karolingerzeit II, S. 233 ff., mit Recht dargelegt, daß 
von einer Alleinherrschaft der Naturalwirtschaft im Sinn der geschlossenen 
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die Frage aufwerfen, ob nicht mehr die Ausdehnung des Reichs 
als der wirtschaftliche Zustand die Erhebung einer Steuer 
verhindert hat, oder ob sie nicht wenigstens in bestimmten 
Distrikten möglich gewesen wäre. In dem ostfränkischen Reich, 
das sich von dem karolingischen abteilte, waren die Bezirke 
mit entwickelterem wirtschaftlichen Leben zunächst viel zu 
klein, als daß an eine Steuer zu denken gewesen wäre. Indessen 
in den letzten Jahrzehnten des elften Jahrhunderts etwa hin- 
derte der wirtschaftliche Zustand Deutschlands die Einführung 
einer Steuer gewiß nicht. Jetzt gibt es ja Stadtgemeinden, die 
sich stark genug fühlen, in die Reichspolitik einzugreifen. Die 
Inhaber der öffentlichen Gerichtsbezirke, die Vorgänger der 
Landesherren, ferner fordern von den Insassen dieser Distrikte 
tatsächlich eine Steuer, die Bede.! Der König selbst endlich, 
Heinrich IV., scheint jetzt an eine Reichssteuer gedacht zu 
haben.?2 Von seinem Nachfolger wissen wir es bestimmt. Der 
Versuch scheiterte, wie schon bemerkt, lediglich an politischer 
Opposition. Von den wirtschaftlichen Verhältnissen aber aus 
hätte das Reich eine Steuer aufbringen können. während es 
sie nun aus politischen Gründen entbehren mußte und so auch 
aus politischen, nicht aus wirtschaftlichen Gründen die Ver- 
äußerung von Hoheitsrechten noch jahrhundertelang fort- 
gesetzt wurde. 

Mit den gleichen Erwägungen könnten wir die Geschichte 
des nachkarolingischen Heerwesens und die der Verwaltungs- 
technik begleiten. Es braucht kein Wort über die Förderung 
verloren zu werden, die die allgemeine wirtschaftliche Ent- 
wicklung der Ausbildung der Verwaltungstechnik bringt, und 


Fronhofs- oder Hauswirtschaft nicht die Rede sein könne. Übrigens 
ist ein solcher Zustand auch für die Merowingerzeit abzulehnen. Vgl. 
Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgesch. 1914, S. 5, Anm. ı. 
Mit agrarischen Grundlagen des Wirtschaftslebens sind ein beträcht- 
licher Warenverkehr und auch eine gewisse Entfaltung von Handel und 
Gewerbe vereinbar. Ganz unzulässig ist es natürlich, bei den ersten 
besten Nachrichten über gewerbliche Arbeit von ‚Industrialisierung‘ 
des Landes zu sprechen, wie es neuerdings Seeliger getan hat. Vgl. 
dagegen Vierteljahrschrift f. Sozial- und Wirtschaftsgesch. 1914, S. 13ff. 

ı Vgl. oben S. 290. Zeumer, Die deutschen Städtesteuern, S. 6 f. 

2 Zeumer, a.a.O. S. 161; Hist. Ztschr. 81, S. 28. Es bleibt die 
Möglichkeit, daß es sich hier nicht um eine Reichssteuer, sondern um 
eine Anwendung der Bede, wie sie die späteren Landesherren erhoben, 
handelt. 

22* 
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wir sind weit entfernt, den Zusammenhang der schlechten Finanz- 
wirtschaft des mittelalterlichen Reichs mit dem allgemeinen 
wirtschaftlichen Zustand der Zeit bestreiten zu wollen.! Aber 
auch hier ist wiederum die Beobachtung zu machen, daß die 
Verwaltungstechnik sich immerhin leidlich fortgebildet hätte, 
wenn die Zentralgewalt nicht zu schwach gewesen wäre, üm 
der Verwaltung etwas zu tun zu geben. 

Wir unterlassen es hier das zu wiederholen, was wir früher 
schon aus mehreren Anlässen gegen die Herleitung der landes- 
herrlichen Gewalt aus der Grundherrschaft, gegen diese all- 
gemeinste Form der wirtschaftsgeschichtlichen Erklärung des 
Feudalismus, eingewandt haben.2 Überall nehmen wir wahr, 
wie die wirtschaftlicehn Kräfte nicht allein herrschen und daß, 
wenn sie eine Wirkung ausüben, ihr Einfluß sich je nach ander- 
weitigen Bedingungen in verschiedener Weise äußert.? 

Man hat weiter den Feudalismus, übrigens auf verschiedene 
Art, als nationale Erscheinung, aus dem Germanentum zu er- 
klären unternommen.? 

Man will damit einmal sagen, daß die speziellen Elemente, 
die den mittelalterlichen Feudalismus ausmachen und hervor- 
gebracht haben, heimisch-germanisch sind. Roth hatte die 
Auffassung vertreten, daß die Gründe des Feudalismus, der 
den fränkischen Untertanenverband beseitigt, „in der un- 
glücklichen Einwirkung romanischer und keltischer Einrich- 
tungen auf deutsche Verhältnisse liegen‘; er kam zu dieser 


D 


Meinung von seiner ganz abfälligen Beurteilung der nachkaro- 


ı Vgl. Landmann, Finanzarchiv, 29. Jahrg., (1912), S. 15. 

2 Vgl. oben S. gıff., 130, 252, 255, 258, 314 Anm. 5, 315, 316 Anm. 3. 

8 Ed. Meyer, Geschichte des Altertums, 2. Aufl., I, ı, S. 194. Schäfer, 
Deutsche Geschichte I, S. 182: ‚‚nicht der unabwendbare Einfluß natür- 
licher Bedingungen, sondern die Wirkungskraft menschlichen Handelns.‘ 
Vgl. auch das obige (S. 245) Beispiel gegen die wirtschaftliche Erklärung 
der Formen des Feudalismus. 

4 So Waitz (oben S. 65 u. 72), wenigstens zum Teil. Heusler, Deutsche 
Verfassungsgeschichte S. 140. Dietrich Schäfer, Deutsche Geschichte I, 
S. 71; dazu Kern, DLZ. ıgı2, Nr. 29, Sp. 1804. Spangenberg, Vom 
Lehnstaat zum Ständestaat S. ı ff. (mehr über die Anschauungen an- 
derer Autoren). Zu Montesquieu, den Spangenberg erwähnt, s. auch 
M. Ritter, Studien über die Entwicklung der Geschichtswissenschaft, 
Hist. Ztschr. 112, S. 44. Über einen Erklärungsversuch Fickers s. vor- 
hin S. 337 Anm. ı. Vgl. ferner oben S. 307 und S. 321 Anm. 1. 

5 5. oben $. 44 Anm. >. 
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lingischen Zeit aus. Roths Standpunkt ist auch nach ihm ver- 
treten worden. Brunner! bekennt sich zu ihm, wenn er sagt: 
„Die spätrömischen Zustände übten eine tiefgreifende und nach- 
haltige Einwirkung auf die Entwicklung des fränkischen Staats- 
rechts aus. Allein der Schwerpunkt Jieser Einwirkung ist nicht 
dort zu suchen, wo man ihn in der Regel sieht, nicht unter 
den Faktoren, welche Staaten bilden und erhalten?, sondern 
unter den zersetzenden und auflösenden Kräften.“ Brunner 
denkt hierbei vornehmlich an ‚das Gemenge jener Einrich- 
tungen, die man unter dem Schlagworte Feudalismus zu- 
sammenfaßt‘“. Wir haben es bei dieser seiner Anschauung jedoch 
wohl wesentlich nur um ein Erbteil aus den Ideen Roths zu 
tun. Denn wie K. v. Amira mit Recht hervorhebt?, hat für die 
Mehrzahl der einzelnen hier in Betracht kommenden Ein- 
richtungen die deutsche Herkunft gerade Brunner ‚so scharf 
als möglich‘ erwiesen. Und wenn im Benefizialwesen das 
Benefizium an die Precaria anknüpft, so hat dieses für sich — 
wie wir schon geltend machten® — den Feudalismus nicht 
geschaffen, sondern erst seine Anwendung für die Veräußerung 
von Hoheitsrechten, und diese hat auf heimischem Boden be- 
gonnen. Die These von dem germanischen Ursprung des Feu- 
dalismus läßt sich also jedenfalls in dem Sinn aufrechthalten, 
daß seine Elemente nicht von außen her entlehnt sind.5 
Andererseits können wir ebenso dartun, daß der Feudalismus 
keine urgermanische Einrichtung ist. Die Zeiten, in denen 


! Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte II, S. 4. 

®2 Vgl. oben S. go ff. und 145 ff. 

3 K. v. Amira, GGA. 1896, Nr. 3, S. 191. 

“5. vorhin S. 332 Amiras Worte. 

5 S. die Zergliederung der hier in Betracht kommenden Einrichtungen 
bei Amira GGA. 1896, S. 191 f. 

® Vgl. z. B. K. v. Amira, Histor. Vierteljahrschrift 1906, S. 534, 
der sich mit Recht gegen die Auffassung erklärt, daß die Veräußerlich- 
keit der Regierungsgewalt schon der altgermanischen Zeit bekannt 
gewesen sei. Heusler, Deutsche Verfassungsgeschichte, S. 139 f., be- 
streitet nicht, daß die Veräußerung von Hoheitsrechten erst der späteren 
Zeit angehöre, meint aber, daß der Unterschied zwischen der fränkischen 
Reichsverfassung und der feudalistischen Verfassung doch nicht er: 
heblich sei. Seine Argumente sind indessen durch die früher gegebene 
Darstellung schon beseitigt. Man braucht ja.nur den Grafen der mero- 
wingischen Zeit, auch mit der Tendenz zur Vererbung seines Amts 
[die volle Vererbung drang nicht, wie Heusler es schildert, durch], und 
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man die Gefolgschaft als das beherrschende Prinzip im öffent- 
lichen Leben der alten Germanen ansah, liegen weit zurück. 
Die Verfassung der Deutschen bleibt jahrhundertelang vom 
Feudalismus unberührt. Vor unsern Augen, in einer schon ur- 
kundenreichen Periode hält er seinen Einzug. Damit erfährt 
die These von seinem germanischen Ursprung eine Einschrän- 
kung. 

Die These vom germanischen Ursprung der Feudalverfassung 
wird weiter in dem Sinn verstanden, daß man das Lehnswesen, 
welches auf dem germanischen Prinzip der Treue beruht, ins 
Auge faßt. Hier werden der Feudalismus und der Komplex 
derjenigen Verfassungsbeziehungen, die auf dem Lehnsnexus 
beruhen, voneinander zu scheiden sein. Der Feudalstaat geht, 
wie wir wissen, über diesen Komplex hinaus. Allerdings um- 
faßt er auch neben den lehnsrechtlichen Beziehungen noch 
manches, was mit dem Prinzip der Treue zusammenhängt: so 
ist in dem reichen Kranz der Genossenschaften, die ihm an- 
gehören, der Gedanke lebendig, daß die Mitglieder treu zu- 
einander stehen sollen. In andern Verhältnissen aber bedeutet 
der Feudalstaat eine Abschwächung des Treubandes: wir er- 
innern an die Herabminderung der lehnsherrlichen Rechte und 
an den Ersatz der Vergebung zu Lehen durch die Verpfändung. 
Das Moment, das die angegebene Erklärung zur Verfügung 
stellt, ist also wiederum nicht umfassend genug, um die Grund- 
lagen des Feudalstaats zu erklären. Im übrigen stellt das Treu- 
band für viele Fälle wohl die Form der feudalen Bindung dar; 
aber der Hinweis auf das Prinzip der Treue gibt uns noch nicht 
den Anlaß an, der zur Veräußerung staatlicher Rechte ge- 
führt hat. 

Eine ähnliche Beobachtung machen wir bei einem anderen 
den Landesherrn, der Herrscherrechte beansprucht, zu kontrastieren. 
Wenn übrigens H. glaubt, daß die Verwandlung der Ämter (Grafen- 
ämter) in Lehen dem König militärisch Vorteil brachte, insofern er 
dadurch mehr Lehnsleute erhielt, so hätte ihm die unmittelbare Herr- 
schaft über die Grafschaft doch mehr Krieger, auch Lehnsleute, ge- 
bracht. S. übrigens oben S. 248f. — Die Stutz’sche Abhandlung 
„Karls des Großen divisio von Bistum und Grafschaft Chur“ in: 
Historische Aufsätze, Festgabe für K. Zeumer, S. 142 f. zeigt an einem 
einzelnen Beispiel recht anschaulich, welcher namhafte Unterschied 
zwischen dem karolingischen System und dem Ottos I. besteht: dort 
werden die staatlichen Rechte ebenso festgehalten und angespannt wie 
hier preisgegeben. 
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Verhältnis. Wir haben früher von der Autonomie der Gemeinden 
und mancher andern Verbände im selbst gesteckten Rahmen 
und davon, daß die germanische Rechtsidee der Tyrannis des 
Staats Schranken zu ziehen sucht, gesprochen.! ‚Es scheint 
mir‘‘ — sagt Ficker in seinen Erörterungen mit Roth über die 
Ursachen des Rückgangs des mittelalterlichen Reichs? — ‚‚der 


1 S. oben S. 199 u. 206. 

® Vgl. Ficker, Forschungen zur Reichs- und Rechtsgeschichte Italiens 
I, S. XXIV. Vgl. auch Ficker, Vom Reichsfürstenstand I, S. 6 £.: „Der 
bestimmende Wille der Nation war einer schrankenlosen Ausdehnung 
durchaus abgeneigt. Lässiges Selbstgenügen lag freilich nicht im Wesen 
unserer Nation; vor keiner universalen Aufgabe ist sie zurückgeschreckt, 
hat bereitwillig ihre Kräfte eingesetzt, um das Kaiserreich in einem 
Umfange zu gründen und zu erhalten, wie er den allgemeineren Be- 
dürfnissen entsprach. Aber mit der weitgreifenden Aufgabe erkannte 
sie auch ihre zweckmäßige Begrenzung, hielt ein nach Erreichung dessen, 
was nötig schien. In dem Bewußtsein der errungenen Übermacht und 
Herrschaft fand der nationale Stolz wohl reiche Befriedigung, aber 
keinen Reiz zu zwecklosen Eroberungen. Der dem Deutschen eigene 
Trieb nach möglichster Ausbildung des Eigentümlichen und Mannig- 
faltigen, nach Selbstregierung in engstgezogenen Kreisen schien aller- 
dings nur ihn zu befähigen, von den engsten Aufgaben des Staatslebens 
aufsteigend auch den umfassendsten ohne Beeinträchtigung des eigenen 
und des fremden Wesens gerecht zu werden; aber eben jener Trieb 
ließ ihm auch wieder die begrenztesten als die wichtigsten erscheinen, 
zu welchen er gern sich zurückwandte, wenn ihn die umfassenderen 
abgezogen hatten, denen er über das Maß des Notwendigen hinaus die 
Betreibung jener nicht opfern wollte.“ Es braucht nicht besonders 
darauf hingewiesen zu werden, daß hier Fickers allgemeine Anschauung 
vom mittelalterlichen Kaisertum mitspielt, indem er die italienische 
und Kaiserpolitik als eine zweckmäßige universale Politik bezeichnet. 
Im übrigen handelt es sich hier um eine ebenso weitgreifende wie 
schwierige Frage. Inwiefern war im Mittelalter, unter den gegebenen 
Verhältnissen, die Selbständigkeit der lokalen Gewalten etwas Natür- 
liches oder direkt Erfreuliches? Einige Bemerkungen darüber (die mir 
freilich etwas unter dem Einfluß der These Fickers zu stehen scheinen) 
bei Al. Meister, Verfassungsgeschichte S. 134 f. Es läßt sich nicht 
leugnen, daß die Blüte der mittelalterlichen Städte eine gewisse Zurück- 
haltung des Reichs und der Territorien zur Voraussetzung hat (zur 
Literatur über diesen Punkt s. Ztschr. für Sozialwissenschaft 1904, 
S. 313). Soll man aber so weit gehen, als Voraussetzung der Blüte der 
Städte direkt die Schwäche der Staatsgewalt zu bezeichnen? Wir wer- 
den bei der Darstellung des Städtewesens auf diese Dinge zurück- 
zukommen haben. In meiner Abhandlung „Die städtische Verwaltung 
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deutschen Auffassung zu entsprechen, daß dem Teile gestattet 
ist, sich selbst das Recht zu setzen in allen den Dingen, deren 
selbständige und verschiedenartige Regelung das Interesse 
der Gesamtheit nicht verletzt, die Einheit in den Hauptsachen 
nicht aufhebt.‘‘ Ficker unterscheidet mit Roth ‚‚eine romanische 
Zentralisation, welche Einheit in Haupt- und Nebensachen 
voraussetzt, und ein germanisches Staatswesen, welches in den 
Hauptsachen einheitlich, in Nebensachen vielgestaltig organi- 
siert ist, welches Selbstregierung der Teile zuläßt‘“.! Ficker 


des Mittelalters als Vorbild der späteren territorialen Verwaltung‘, 
Histor. Ztschr. 75, S. 396 ff., habe ich versucht dem Problem näher- 
zukommen, welches Maß von Selbständigkeit erforderlich war, damit 
die Städte ihre Kulturaufgaben erfüllten. Wichtig hier die oben S. 273 
Anm. ı zitierte Abhandlung von Brodnitz. Vgl. auch oben S. 267 
und S. 268 und S. 272 Anm. ı. Es besteht ferner kein Zweifel, daß der 
damalige Staat gar nicht den Wunsch hatte, in seinen einzelnen ‚‚Teilen‘“ 
(um Fickers Ausdruck zu gebrauchen) das Leben irgendwie stärker 
zu regulieren. Endlich ergab sich da, wo das Königtum versagte, 
für die lokalen Gewalten ohne weiteres die Notwendigkeit mit eigener 
Tätigkeit einzutreten. Wenn wir dies alles in vollem Maß berück- 
sichtigen, so bleibt doch bestehen, daß Ficker bei seiner Recht- 
fertigung der Ottonischen Politik und der mit ihr gegebenen Selb- 
ständigkeit der lokalen Gewalten von bestimmten Stimmungen be- 
einflußt war. Lehrreich ist in der Beziehung die mit großer Wärme 
geschriebene Einleitung zu seiner Biographie des Erzbischofs Engel- 
bert des Heiligen (1853). Man findet hier lebendiges nationales Ge- 
fühl vereint mit dem Bedauern über die Veränderungen und Ver- 
einfachungen, die das ı9. Jahrhundert in dem vom Mittelalter über- 
kommenen vielgestaltigen, bunten Deutschland vorgenommen hat. 
Vgl. z. B. S. 3: ‚Dem Stuhle von Mainz, einst dem Sitze des Primas 
des Reichs, ist der Vorzug erzbischöflicher Würde genommen; die Kur- 
lande am Rhein sind aus der Reihe der deutschen Staaten gestrichen; 
wo das Reich die ergiebigste Lebensquelle fand, hat sich kein Mittel- 
punkt gefunden, kräftig genug, um einem lebensfähigen Einzelstaate 
als Stütze zu dienen.‘‘ Das ist die Stimmung, in der F. sich mit Ab- 
neigung gegen Preußen erfüllte und von der aus er, der gute Katholik 
und von höchster Wertschätzung der deutschen Art erfüllte Mann, 
dann dahin gelangte, der „Frankfurter Zeitung‘‘ seine Neigung zuzu- 
wenden (Jung S. 548), während er übersah, daß Preußen, welches von 
allen deutschen Staaten den Charakter des Staats am meisten zum 
Ausdruck gebracht hat, es damit vereinigte, ein Hort aller guten konser- 
vativen Kräfte zu sein. Vgl. oben S. 175. 

ı Forschungen a. a. OÖ. S. XXIII. Vgl. oben S. 206 Anm. ı (Has- 
bach). 
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wirft nun mit Recht die Frage auf, ob in der „Selbstregierung 
in engstgezogenen Kreisen,‘ in dem ‚Sonderrecht des Teils‘! 
„ein Staats- oder ein Auflösungsgedanke‘ liegt, ob diese Selbst- 
regierung „Selbstauflösung‘ ist.” Er ist der Ansicht, daß ‚‚die 
Feudalität aufs bestimmteste zu unterscheiden ist von der der 
germanischen Auffassung entsprechenden Selbständigkeit der 
Teile. Beides steht an und für sich in gar keiner näheren Ver- 
bindung.“® So scharf wird man nicht scheiden dürfen. Wir 
haben gesehen, wie im Feudalstaat die mehr oder weniger selb- 
ständigen lokalen Gewalten, mochten sie eine herrschaftliche 
Spitze haben oder eine Korporation bilden, die Zentralgewalt 
bedrohen, wie diejenigen Einungen, die sich nicht auf terri- 
torialer Grundlage erheben, eben dahin wirken.* Die über- 
starke Entwicklung der lokalen Gewalten und Einungen kenn- 
zeichnet den Feudalismus, wie sie zugleich eine seiner Ursachen 
ist.ö® Es ließe sich nun wohl deduzieren, daß dies Übermaß 
etwas Ungesundes sei und nichts mit der berechtigten ‚Selbst- 
regierung in engstgezogenen Kreisen‘ zu tun habe. Allein es 
besteht historisch ein Zusammenhang zwischen beiden. Die 
alten Genossenschaften wie die Herrschaftskreise der lokalen 
Gewalten streben tatsächlich danach, die Persönlichkeit ihrer 
Mitglieder ganz zu erfassen und ihre Berechtigungen immer 
mehr auszudehnen. Wenn das ‚„Sonderrecht des Teils“ eine 
deutsche Eigenart, die Selbständigkeit der Teile ein Ruhm der 
deutschen Art ist, so haben wir andererseits auch anzuerkennen, 
daß in dieser deutschen Art eine Gefahr liegt, die Gefahr, daß 
die Teile, wenn ihren Bestrebungen kein kräftiger Widerstand 
begegnet, das Ganze durchbrechen.® Die Momente freilich, die 
der Zentralgewalt die Möglichkeit nahmen, den erforderlichen 
Widerstand zu leisten, erfahren wir hier wiederum nicht. 

Zum Teil hängt die große Selbständigkeit der lokalen Ge- 
walten des Mittelalters zweifellos mit der weiten Ausdehnung 
des Reichs zusammen. Das Verhältnis, in dem der Umfang 


ı Forschungen S. XXVII. — ? Forschungen S. XXIII. 

® Forschungen S. XXVIII. — * S. oben S. 262 ff. und 270 f. 

5 Über die polnischen Konföderationen, die zum Vergleich heran- 
gezogen werden können, s. Hötzsch, Ztschr. f. osteurop. Gesch. Bd. 1, 
5. 388 ff.; Histor. Ztschr. Bd. 108, S. 585. 

6 Ficker, Forschungen I, S. XX VIII meint hervorheben zu müssen, 
daß der Feudalismus sich auch ‚auf Grundlage des zentralisierten 
Staatswesens hätte entwickeln können‘. Ja, aber unter Vernichtung 
jeder Art von Zentralisation! 


346 Fünftes Kapitel. 


eines Gebiets und die Verfassung zueinander stehen, das Ver- 
hältnis von Ländergröße und Zentralgewalt ist in neuerer Zeit 
mehrfach Gegenstand der Aufmerksamkeit geworden.! Im 
Mittelalter, bei gering entwickelten Verkehrsverhältnissen über- 
haupt, bildet die weite Ausdehnung des Staatsgebiets ein schweres 
Hindernis für intensive Verwaltung, für die Bewahrung der 
staatlichen Rechte, während bei geringerem Umfang des Terri- 
toriums diese Zwecke leichter erreicht werden. Jene Jahr- 
hunderte waren die große Zeit der auf sich gestellten Stadt. 
In den konzentrierten Staaten der Mittelmeerländer, die keinen 
großen Umfang hatten, finden wir schon im echten Mittelalter 
manches von der territorialen Wirtschaftspolitik, wie sie in 
Deutschland erst seit dem 16. Jahrhundert geübt wird.® Man 
hat ferner bemerkt?, daß das deutsche Reich, wenngleich es 


1 Vgl. oben S. 305 f. Ich habe selbst in meinem Buch ‚,‚Territo- 
rium und Stadt‘ S. ı3 für die Erklärung der verschiedenen Stellung 
der Stände in den einzelnen Territorien u. a. auf die Wirkung der 
verschiedenen räumlichen Ausdehnung des Landes hingewiesen (vgl. 
dazu auch Ztschr. f. Sozialwissenschaft 1904, S. 387 Anm. 2). Bald 
darauf hat O. Hintze in seinem Aufsatz ‚Staatenbildung und Ver- 
fassungsentwicklung‘‘ Histor. Ztschr. Bd. 88, S. ı ff. sehr nachdrück- 
lich und eingehender den Zusammenhang zwischen der Größe des 
zu beherrschenden Raumes und der Verfassung des Landes betont.‘ 
Vgl. S. 13: „In dem Mißverhältnis zwischen der Größe des zu be- 
herrschenden Raumes und den zu Gebote stehenden Herrschaftsmitteln, 
materiellen und psychologischen, möchte ich die Hauptursache sehen, 
aus der die Lehnsverfassungen entsprungen sind.‘‘ Dänach Hötzsch, 
Ztschr. f. osteuropäische Geschichte I, S. 378. Über den Zusammen- 
hang zwischen Verkehrsverhältnissen und den ethnischen Beziehungen 
(keine zentralisierte Verwaltung usw.) s. ferner A. Hettner, Rußland 
S: 57. Die Bemerkungen von Kern, DLZ. 1912, Nr. 30, Sp. 1871 
gegen die Ausführungen Schäfers über die Bedeutung der Verkehrs- 
verhältnisse möchte ich nicht aufrechthalten. In England hat sich 
doch nicht in derselben Weise wie in Frankreich von einem Kernland 
aus der Staat entwickelt. Das Reich der Merowinger möchte ich nicht 
„unhaltbar‘‘ nennen. — Auch in der Städtegeschichte läßt sich ein 
Zusammenhang zwischen Gebiet und Verfassung, zwischen Stadterweite- 
rung und Fortbildung der Verfassung beobachten. Vgl. meine Ent- 
stehung der deutschen Stadtgemeinde S. 46 Anm. 139; H. Keussen, 
Topographie der Stadt Köln I, Einl. S. 68. 

® Vgl. Fedor Schneider, Aus spanischen Archiven, Vierteljahrschrift 
für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte ıgıı, S. 226 f. 

® Schäfer, Deutsche Geschichte I, S. 181. 
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nur einen Teil des gewaltigen karolingischen Reichs bildete, 
doch die anderen abendländischen Staaten um ein bedeutendes 
an Umfang übertraf und darunter eben diejenigen, die damals 
Deutschland in der politischen Konzentration den Rang ab- 
zulaufen begannen: England, Frankreich (soweit es in der 
Hand seiner Könige war), das unteritalische Normannenreich. 
Diese anderen Reiche hatten etwa den Umfang eines deutschen 
Herzogtums. ‚Die Erklärung läge nahe und wäre nicht ganz 
von der Hand zu weisen, daß nur eine Fläche von ungefähr 
diesem Umfange in damaliger Zeit hätte innerlich zusammen- 
gehalten und von einem Miitelpunkt aus gelenkt werden 
können.‘‘! So viel wird in der Tat zu konstatieren sein, daß ein 
größerer Staat mit Schwierigkeiten zu kämpfen hatte, die für 
einen kleineren in geringerem Grade bestanden. Gerade bei 
den umfangreichen Staatsgebieten mußten sich die Hinder- 
nisse, die die Naturalwirtschaft hervorbrachte, merkbar geltend 
machen: in der Verproviantierung und Bewegung der Heere, 
in dem Nachrichtendienst, in der Überwachung des Beamten- 
tums, in der Exekutive nach jeder Richtung hin. Indessen 
wenn irgendwo so zeigt sich hier, daß die historischen Tat- 
sachen nicht durch die Annahme einer einfachen gesetzmäßigen 
Entwicklung erklärt werden können.? Die in den Dingen liegen- 
Gen Hindernisse können überwunden werden. Der englische 
Staat hat mit der Ausdehnung seiner Herrschaft über Wales 
und Irland an innerer Kraft nicht verloren. Bei Frankreich 
nehmen wir seit dem ı2. Jahrhundert einen gleichmäßigen 
Fortschritt der Expansion und der inneren Befestigung wahr. 
Das Merowingerreich mit seinem allgemeinen Untertanen- 
verband war größer als das spätere deutsche Reich mit seinen 
Mediatuntertanen. Die Persönlichkeit Karls des Großen hat 
über ein Reich von gewaltigster Ausdehnung mit wahrnehm- 
baren Zügen des Zentralismus, mit einem zentralistischen Organ 
wie den missi generales, mit einer leidlich einheitlichen lokalen 
Verwaltungsorganisation, mit einer fruchtbaren und verhält- 
nismäßig originalen Gesetzgebung geboten. Und die Macht- 
mittel seines Reichs standen ihm wirklich zur Verfügung, in 
einem Grade wenigstens, wie wohl keinem andern mittelalter- 


1 Schäfer a. a. O. 


2 S. oben S. 306. Vgl. Schäfer a. a. ©., dem ich mich überhaupt in 
dieser Frage durchaus anschließen kann. 
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lichen Beherrscher eines großen Reichs. Mag also die Aus- 
dehnung der Staaten im Zusammenhang mit bestimmten wirt- 
schaftlichen Verhältnissen eine übereinstimmende Unter- 
strömung erzeugen, über die Formen der Verfassung entscheidet 
doch schließlich die Politik und ganz besonders auch die Per- 
sönlichkeit des Herrschers.? 

Wenn zu allen Zeiten die an maßgebender Stelle? stehende 
Persönlichkeit eine ausschlaggebende Macht bedeutet, so gilt 
dies nicht am wenigsten im Mittelalter, wo die Verfassung in 
so weitem Maß auf persönlichen Beziehungen beruhte.* Es 
läßt sich überall mit Händen greifen, wie die herrschenden 
Persönlichkeiten die staatlichen Bildungen beeinflussen. Im 
merowingischen Reich tritt seit der Mitte des 7. Jahrhunderts 
ein Rückgang der königlichen Gewalt ein. ‚Das Reich scheint 
aus den Fugen zu gehen. Da gelingt es einer der territorialen 
Gewalten, den Herzögen von Austrasien, das höchste Reichs- 
amt, die Hausmeierwürde, an ihr Geschlecht zu bringen und 
darauf gestützt den Widerstand der übrigen territorialen 
Mächte zu brechen, die bedrohte Existenz des Reiches zu retten 
und wieder eine starke Staatsgewalt herzustellen.‘“® 
Wenn es den karolingischen Hausmeiern gewiß zustatten kam, 
daß sie sich an der Spitze der Großen des Reichs erheben konn- 
ten, so hat doch an der jetzt erfolgenden Befestigung der staat- 
lichen Gewalt auch die kräftige Persönlichkeit der vier Karo- 
linger Pippin des Mittleren, Karl Martells, Pippins und Karls 
des Großen ihren reichlichen Anteil.€ Andererseits ist Ludwigs 
des Frommen ‚‚persönliche Schuld an der Auflösung des Reichs 


1 Vgl. hierzu unsere obigen Bemerkungen S. 306 (oben). 

2 Über die Bedeutung der Persönlichkeit in der Verfassungsgeschichte, 
besonders der mittelalterlichen, vgl. u. a. Schäfer I, S. ı51, 185, 187; 
E. Rosenthal, Der Wandel der Staatsaufgaben S. 4; Krabbo, Jahres- 
berichte des histor. Vereins zu Brandenburg a. H. 1910, S. 20 Anm. I; 
Histor. Ztschr. 110, S. 234. Wie die persönlichen Verhältnisse auf die 
Verfassung und Verwaltungsorganisation einwirken, sieht man gut an 
der Verfassungsgeschichte der deutschen Reichskanzlei. Vgl. Breßlau, 
Urkundenlehre, 2. Aufl., Bd. ı, S. 405 ff.; Erben-Redlich, Urkunden- 
lehre, Bd. 1,'5..49 ff. 

® Vgl. Eduard Meyer, Zur Theorie und Methodik der Geschichte 
(1902). i 

* Vgl. oben S. 181. 

® Worte Brunners, Grundzüge, 6. Aufl., S. 26. 

® D. Schäfer, Deutsche Geschichte I, S. 123. 
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mindestens ebenso groß wie die der allgemeinen Lage‘“.! Durch 
die persönlichen Eigenschaften und Verhältnisse der letzten 
Karolinger erlitt das Reich vollends schwere Verluste. Die 
Unfähigkeit der meisten von ihnen hat im Zusammenhang mit 
Thronstreitigkeiten und dem damals erfolgenden Einbruch 
äußerer Feinde, der Normannen? und der Ungarn, Deutsch- 
land in den Zustand gebracht, daß überall, wie die Annalen 
von Fulda sich ausdrücken, ‚die kleinen Könige emporwuch- 
sen‘“.® Die lokalen Gewalten konnten jetzt frei schalten, weil 


ı Schäfer a. a. ©. Vgl. denselben S. 125 über ‚‚die Auflösung der 
gewollten Einheit, wie sie im Gesetz von 817 vorgezeichnet ist‘‘: es 
kommen nicht ‚allgemeine Beweggründe‘ in Betracht, sondern ‚‚das 
Entscheidende lag in der Persönlichkeit Ludwigs des Frommen und 
in der Fügung, die ihm 818 die Gemahlin nahm und ihm dann die 
Judith aus dem Hause der Welfen zuführte‘“. 

2 Waitz, Abhandlungen I, S. 308 bemerkt, die Umwandlung der 
Ämter in Lehen sei ‚besonders durch die Niederlassungen der Nor- 
mannen in der späteren karolingischen Zeit befördert worden‘. Einen 
so großen Einfluß eines normannischen Vorbildes (von der Normandie 
aus) wird man kaum anzunehmen haben. Aber die durch die Normannen- 
einfälle geschaffene allgemeine politische Situation hat zweifellos zur 
Befestigung der lokalen Gewalten beigetragen, die Normannen- und 
Ungarneinfälle insbesondere zur Bildung der Stammesherzogtümer. 

3 Vgl. Schäfer S. 133. Schäfer gibt S. 132 f. eine Darstellung des 
Rückgangs der Reichsverhältnisse in der spätkarolingischen Zeit, in der 
die persönlichen Momente scharf hervorgehoben werden. Es mögen 
hier ferner einige Sätze aus L. M. Hartmanns Gesch. Italiens III, 2, 
S. ı82 f. Platz finden, die gewissermaßen klassische Belege für die im 
Text gegebene Darstellung liefern. ‚Die Entwicklung der lokalen Ge- 
walten auf Kosten des Königtums, die zuerst in der Wahlkapitulation 
Karls des Kahlen ihren deutlichen Ausdruck gefunden und dann noch 
durch den dreißigjährigen Streit um die Herrschaft, als ein Prätendent 
den andern durch Konzessionen zu überbieten strebte, begünstigt 
worden war, machte immer größere Fortschritte . . . Obwohl schon 
seit einem Menschenalter Zugeständnisse aller Art an einzelne Bistümer 
nachgewiesen werden können, ist doch in dieser Beziehung die schwache 
Regierung Berengars, mit dem Ludwig während seiner kurzen Herr- 
schaft wetteiferte, durch den Umfang und die Zahl der Verleihungen 
von außerordentlicher Bedeutung geworden und hat, gedrängt durch 
die äußeren Verhältnisse, die angebahnte Entwicklung wesentlich be- 
schleunigt . . . Es war insbesondere die Unfähigkeit des Königtums, 
das Land zu beschützen, die sich bei Gelegenheit des Ungarneinfalles 
deutlich offenbarte, immer wieder die Veranlassung zur Übertragung 
wesentlicher Herrschaftsrechte an die lokalen Gewalten, insbesondere 
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ein König sie nicht hinderte; es ergab sich aber auch vielfach 
als Pflicht für sie, sich der öffentlichen Dinge, der öffentlichen 
Berechtigungen anzunehmen, weil der König die Gemeinschafts- 
zwecke vernachlässigte. Von den letzten Karolingern an datiert 
die Verfassung, die wir als Feudalstaat bezeichnen. 

In den folgenden Jahrhunderten hat Deutschland eine statt- 
liche Zahl wahrer Herrschergestalten aufzuweisen, die unter 
schwierigen Verhältnissen Großes vollbracht haben. Aber 
wiederum war es ein persönlicher oder, wenn man es vorzieht, 
zufälliger Grund, der dazu beitrug zu verhindern, daß das, 
was unter Mühen erreicht war, Dauer gewann. Man nennt 
mit Recht die Kurzlebigkeit der deutschen Dynastien eine der 
Hauptursachen der Schwäche der deutschen Zentralgewalt im 
Mittelalter.! Gegenüber Deutschland hatte Frankreich den großen 
Vorzug, daß seine Dynastie der Capetinger vom Aussterben der 
Karolinger bis zum Ende des ı8. Jahrhunderts im Regiment 
blieb. Wieviel die ununterbrochene Fortdauer der Dynastie 
ausmacht, erkennen wir indirekt aus der Erschütterung, die 
in Frankreich schon der Übergang der Regierung im Jahre 1328 
auf eine Nebenlinie brachte. Aber sie steht in ihrer Bedeutung 
zurück hinter dem wiederholten absoluten Wechsel der Dyna- 
stie, den Deutschland erleben mußte. Die Wirkung dieses 
Moments wurde noch dadurch verstärkt, daß nicht viele deut- 
sche Herrscher ein höheres Alter erreichten, nicht wenige in 
Kinderjahren? zur Regierung gelangten. 


an die kirchlichen ..... Es war die Bankerotterklärung der staatlichen 
Verwaltung, wenn der Bischof klagt, daß die Mauern Bergamos seit 
der Einnahme durch Arnulf nicht wiederhergestellt waren — was doch 
eine Pflicht des Königs gewesen wäre —, und sich das Recht erbittet, 
mit Hilfe der ansässigen Bürger und der Flüchtlinge, die in der Stadt 
ein Asyl suchten, das auszuführen, was der Staat unterlassen hatte, 
um nicht nur vor den Angriffen der Heiden, sondern auch vor den 
Übergriffen der Grafen sich schützen zu können. Die Erlaubnis wurde 
vom König erteilt; zugleich wurde aber auch die Kirche für ihre Arbeit 
und ihre Kosten billigerweise entschädigt und ihr nicht nur der Besitz 
und die Verfügung über die wiederhergestellten Bauten eingeräumt, 
sondern auch alle nutzbaren Rechte, welche der Staat in der Stadt 
Bergamo besaß.‘‘ A. Pöschl, Bischofsgut und mensa episcopolis III, ı, 
S. 87 ff. 

1 Vgl. neuerdings Schäfer a. a. ©. S. 187 u. 327; R. Schmidt II, 2, 
S. 414. 

2 Über den Zusammenhang der Veräußerung von staatlichen Rech- 
ten mit der Unmündigkeit des Königs vgl. Stimming, Mainz I, S. 36 f. 
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Verhängnisvolle Folgen für den Bestand der staatlichen, der 
königlichen Rechte bringen Thronstreitigkeiten. Im deutschen 
Territorium waren sie für die Stände ein Haupthebel, um die 
landständische Verfassung zu schaffen und auszubauen. Im 
deutschen Reich spielen sie nach dem Aussterben der Karo- 
linger, in deren letzter Zeit sie, wie angedeutet, zur Schwächung 
der Zentralgewalt beigetragen hatten, in den nächsten Gene- 
rationen keine erhebliche Rölle.. Man nahm bei der Sukzession 
der Herrscher auf das Recht des Geblüts! ernste Rücksicht, 
und dies zog einen engen Kreis der denkbaren Prätendenten. 
Ohne eine solche Schranke wäre es bei manchem Thron- 
wechsel, bei dem Wechsel der Dynastie zweifellos gewaltsamer 
hergegangen. Erst mit dem Investiturstreit beginnt eine eigent- 
liche Zeit von Thronstreitigkeiten. Doch sind sie in der ganzen 
Reichsgeschichte nicht sonderlich zahlreich. Der mehrfach be- 
tätigte Grundsatz der wählenden Fürsten, dem schwächeren 
oder bequemeren Kandidaten die Stimme zu geben, unter- 
schied sich freilich in der Wirkung nicht viel von ihnen. 

Ranke? hat bei einem Fall der Umgehung des mächtigeren 
Kandidaten, bei dem Eintritt der Staufer in die Reihe der 
deutschen Dynastien, das Wort gesprochen: „Für das Reich 
bedeutete Konrads Erhebung ein öffentliches Unglück. Wenn 
es die Absicht gewesen wäre, einen unauslöschlichen neuen 
Krieg in Deutschland anzuzünden, so konnte man es nicht 
besser anfangen.“ Wollte Konrad wirklich König sein, so 
mußte er die welfische Macht von Anfang an zu zerstören 
trachten. Sie war aber wahrlich nicht etwas der Zerstörung 
Würdiges. Indem der Staufer jetzt in Gegensatz zu ihr trat, 
wurde dem deutschen Königtum die Möglichkeit benommen, 
in der Art des französischen seine unmittelbare Macht zu er- 
weitern oder gar die weitere Entwicklung der Anfänge der 
landesherrlichen Gewalt zu hindern. ‚Der Wahl des Staufers 
wird man noch besondere Folgen ungünstiger Art nachsagen, 
wenn man die Richtung ins Auge faßt, die der staufischen 
Politik durch die Stammlande der Familie gegeben wurde. 
Das Königtum wurde abgezogen von den Aufgaben, die ihm 
im Nordosten gestellt waren?; nahegelegt dagegen wurde ihm 
die Wendung nach Italien. ‚Deutschland ließ sich nicht von 
den Höhen der schwäbischen Alb und den Berghängen der 


! Vgl. oben S. 179 Anm. 6. — ? Weltgeschichte VIII, S. 140. 
® Schäfer a. a. O. S. 267. — * Schäfer S. 273. 
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oberrheinischen Ebene her regieren, so wenig wie Frankreich 
von den Ufern der Garonne oder Rhone aus. Seine leitende 
Gewalt gehörte an die ausgesetzten, die entwicklungsfähigen 
Grenzen; sie mußte den Aufgaben, die ihr die Natur, geographi- 
sche Lage und geschichtliche Entwicklung stellten, das Ge- 
sicht, nicht den Rücken zuwenden.‘! 

Haller erweist dem Ruf der mittelalterlichen Verfassung, 
die sich in so hohem Maß auf persönlichen Beziehungen auf- 
baute, einen schlechten Dienst, indem er, in seinem Sinn ein 
Tadel, die Unveräußerlichkeit der Hoheitsrechte als Präzipuum 
der republikanischen Verfassung bezeichnet.” Der Vorwurf, 
den er indirekt der monarchischen Ordnung macht, ist von 
anderer Seite direkt gegen sie erhoben worden.® Wir haben 
schon hervorgehoben, daß die schärfere Ausbildung der Idee 
des Staats zur zweckmäßigeren Handhabung der staatlichen 
Rechte mit geholfen hat. Aber wir haben uns auch bereits 
darüber ünterrichtet, daß die Fortschritte in der Ausbildung 
der Idee des Staats und in der Handhabung der staatlichen 
Rechte keineswegs mit dem Hervortreten und der Ausbreitung 
genossenschaftlicher Verfassungsformen zusammenfallen. Das, 
was wir früher schon hierzu bemerkten‘, mag noch durch eine 
allgemeinere Betrachtung ergänzt werden. Im Mittelalter 
treffen Maß und Tempo der Verstärkung in der Stellung der 
lokalen Gewalten oder Fürsten oder Stände mit einer Zeit der 
Schwäche des Monarchen zusammen; die Plünderung des 
Reichsbesitzes hat in ihr ihre Voraussetzung. Und ihren größten 
Umfang gewinnt sie dann, wenn Ansätze zu einer genossen- 
schaftlichen Zusammenfassung der Stände des Reichs hervor- 


1 "Schäfer 'S. 326. 


?2 Restauration der Staatswissenschaft II, S. 470. Aus patrimonialen 
Gründen müßte H. eigentlich die Veräußerlichkeit der Hoheitsrechte 
für unerlaubt erklären. Vgl. S. 476. 


® So A. Pöschl, Bischofsgut und mensa episcopalis, ı. Teil, S. 176 
betreffs der Kirche: ‚Gerade bei einer derartigen Entwicklung äußerte 
die monarchische Organisation der geistlichen Institute ihre verderb- 
lichsten Wirkungen. Die Prälaten betrachteten das Kirchengut als 
Objekt der Ausbeutung‘ usw. 


AS. z. B. oben S. 177. Zu dem Beispiel Polens, welches zeigt, daß 
mit der genossenschaftlichen Verfassung die Vermehrung der Rechte 


der Mitglieder der Genossenschaft vereinbar ist, vgl. vorhin S. 345 
Anm. 5. 
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treten, wie in den Zeiten des Investiturstreits! und des Inter- 
regnums. Die beginnenden Reichsrepräsentanten wissen mit 
glücklichstem Griff Hoheitsrechte an sich zu reißen.®2 Über 
die Verdienste der Städte auf dem uns hier beschäftigenden 
Gebiet haben wir schon gesprochen.® Schlechthin hat auch 
die genossenschaftliche Form der Stadtgemeinde die Veräuße- 
rung öffentlicher Rechte nicht ausgeschlossen: vor allem in 
den Kommunen Italiens haben neben den Zünften? Privat- 
personen und private Vereinigungen mit einer gelegentlich sehr 
weitgehenden Eroberung der öffentlichen Verwaltung — ein 
klassisches Beispiel ist die casa di S. Giorgio in Genua® — einen 
Staat im Staate gebildet. Innerhalb der Territorien haben sich 
zunächst die Landstände, dann aber und noch erfolgreicher der 
Absolutismus um die Aufstellung des Grundsatzes von der 
Unveräußerlichkeit der Hoheitsrechte verdient gemacht. 

Die Erörterung über die Dynastien der mittelalterlichen 
Herrscher hat uns vorhin schon auf das persönlichste der per- 
sönlichen Elemente geführt, auf ihre Politik. Wenden wir uns 
ihr im Zusammenhang zu. 

Seit Jahrzehnten bildet den Angelpunkt für die Beurteilung 
der Politik der deutschen Kaiser die Stellung, die man zu der 
Erneuerung des Kaisertums durch Otto I. einnimmt. H. v. 
Sybel® hat die Verbindung des deutschen Königtums mit 


1 Vgl. oben S. 184 Anm. 4, S. 186 und S. 259. 

® Die Reichsreformbewegung hat allerdings einen anderen Charakter. 
Sie beruht zum großen Teil auf der Einsicht, daß es mit dem alten 
System nicht mehr recht weiter ging. Vgl. oben S. 138, 189, 240, 269, 
281 und 326. Freilich war der Reichsbesitz allmählich auch so zu- 
sammengeschmolzen, daß es nicht mehr viel zu plündern gab. 

3 S. oben S. 265 und 274 f. — * S. oben S. 262 f. 

5 Vgl. H. Sieveking, Genueser Finanzwesen mit besonderer Berück- 
sichtigung der Casa di S. Giorgio. 1898—99. 

6 Sybel war freilich nicht der erste, der eine solche Anschauung 
vertrat. Vgl. E. M. Arndt, Versuch in vergleichender Völkergeschichte 
(Lpz. 1843), S. ıı2 ff. Über die Literatur des Sybel-Fickerschen Streits 
s. Varrentrapp, Histor. Bibliothek III, S. 99 ff. und S. 106 ff.; J. Jung, 
Julius Ficker S. 315 ff. R. Rosenmund, K. W. Nitzsch, Preußische 
Jahrbücher 49, S. 283 ff. K. W. Nitzsch, Geschichte des deutschen 
Volks, herausg. von G. Matthäi I, S. 285 ff. und S. 337. A. Cartellieri, 
Neue Heidelberger Jahrbücher Bd. ı3. Ztschr. der Gesellschaft für 
Schleswig-Holsteinische Geschichte 4I, S. 18 (vgl. oben S. 45 Anm. 2 
und S. 47 Anm. 4). A. Heusler, Deutsche Verfassungsgeschichte S. 124ff. 
Al. Meister, Deutsche Verfassungsgeschichte, 2. Aufl., S.83. Th. Lindner, 

v. Below, Der deutsche Staat. 23 
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Italien und dem Papsttum, wie sie durch Otto vollzogen wurde, 
die von ihm eingeleitete universalistische Politik verurteilt. Da 
der deutsche König das Recht beanspruchte, bei der Besetzung 
des päpstlichen Stuhls mitzuwirken, da er die Kaiserkrone 
nicht ohne den Papst erlangen konnte, da er endlich immer 
von neuem nach der Aufrichtung seiner Herrschaft über Italien 
strebte, so sah er sich genötigt, beständig in die italienischen 
Wirren einzugreifen, die Kräfte Deutschlands auf die Ordnung 
der italienischen Verhältnisse zu verwenden, obwohl durch ein 
Lebensinteresse des deutschen Reichs die Herrschaft des Königs 
in Italien keineswegs geboten war. Auf diese Weise wurde er 
verhindert, das Königtum in Deutschland zu befestigen. Ja, 
das Papsttum ging dazu über, um sich des kaiserlichen Ein- 
flusses zu erwehren, sich seinerseits in die deutschen Verhält- 
nisse zu mischen: es verband sich mit den deutschen Fürsten 
gegen den König. Die Folge war die Erhebung der lokalen 
Gewalten in Deutschland. Während das Königtum in der 
Fremde in unfruchtbarem Kampf seine Kraft verzehrte, wucherte 
in Deutschland die Landeshoheit auf, deren Bildung die Zer- 





Weltgeschichte 2, S. 300 ff. Vigener, Bezeichnungen für Volk und 
Land der Deutschen S. 258. A. Hofmeister, Deutschland und Burgund 
im früheren Mittelalter (1914), S. 65 ff. und S. ıo5 ff. E. Fueter, Ge- 
schichte der neueren Historiographie S. 539. Aus der neuesten Zeit 
kommt der vornehmste Wert den Darlegungen von Dietrich Schäfer 
in seiner „Deutschen Geschichte‘ I, S. 162 ff. (auf die wir schon 
wiederholt Bezug genommen haben) und F. Kern in der Deutschen 
Literaturzeitung ıgı2, Nr. 30, Sp. 1869 ff. (gegen Ficker) zu. Schäfer 
S. 163 tritt im allgemeinen Ficker bei. Er hebt jedoch hervor, 
daß ‚‚die Verbindung des deutschen Königtums mit Italien und der 
römischen Kaiserwürde unserem Reiche schweren Schaden zugefügt 
hat .. . Aber diesem unleugbaren Schaden steht auch Gewinn gegen- 
über, Gewinn, der zum Teil universalgeschichtlicher Art war, zum 
Teil aber doch eine Förderung der deutschen Entwicklung in sich 
schloß.‘“ In letzterer Hinsicht gibt Schäfer S. 166 folgende For- 
mulierung: „Auch für das eigene Volk hat die Verbindung zwischen 
seinem Königtum und der römischen Kaiserwürde nicht ausschließlich 
nachteilige Folgen gehabt.“ Wenn Schäfer als Verteidiger der These 
Fickers sie dahin einschränkt, daß die Ottonische Politik ‚nicht aus- 
schließlich nachteilige Folgen gehabt‘ hat, so wird der Gegner Fickers 
sich ihm nicht so sehr fern fühlen. — Für die Würdigung der Ottonischen 
Politik mag auch auf den Gesichtspunkt hingewiesen werden, den 
Hintze in der oben S. 328 Anm. 4 erwähnten Abhandlung geltend 
macht. 
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splitterung unseres Vaterlandes, die Schwächung der Zentral- 
gewalt bedeutet. Ficker hingegen sah das von Otto I. er- 
neuerte Kaisertum als eine erfreuliche Erscheinung an; es 
„bietet uns durchaus das Bild eines zu festgeschlossenen, 
scharf bestimmten Grenzen ausgewachsenen Staatskörpers‘.! 
Es war ‚mit genügender Macht ausgestattet, um trotz aller 
freien Bewegung der einzelnen Glieder doch die genügende 
Einheit und Kraft des Ganzen zu wahren.” Nach Ficker 
erforderte 'die Lage des deutschen Volks in Mitteleuropa einen 
gewissen Einfluß auf seine Nachbarn, wie es allein so der Ge- 
fahr, von allen bekämpft zu werden, begegnen konnte. Er 
verkennt freilich nicht, daß an dem späteren Verfall des Reichs 
die italienische Politik der Kaiser ihren Anteil hat. Indessen 
eine schädliche Richtung nimmt diese erst mit dem Erwerb 
Siziliens durch Heinrich VI. ‚Ohne diese Erwerbung, ohne 
die dadurch. herbeigeführte Spannung mit dem römischen 
Stuhle, ohne den Umstand, daß Heinrich frühzeitig in Sizilien 
starb, daß sein einziger Sohn zugleich der Erbe Siziliens war, 
wäre es in Deutschland nie zu dem unseligen Doppelkönigtume 
Philipps und Ottos gekommen, welches nicht allein die wohl- 
begründeten Aussichten auf weitere Kräftigung der Königs- 
gewalt vernichtete, sondern dieser Wunden schlug, deren 
Heilung nur noch dann möglich schien, wenn einmütig an- 
erkannte Kaiser mit Verzicht auf alle weiteren Pläne ihre ganze 
Kraft auf das Werk der Wiederherstellung der deutschen Ver- 
hältnisse verwandten; aber immer war es wieder Sizilien, das 
Deutschland seinen Herrscher entfremdete.‘‘® Die vom Papst- 
tum so scharf verurteilte unio regni ad imperium ist für Ficker 
der Stein des Anstoßes. 

Es ist eine bemerkenswerte Tatsache, daß die überwiegende 
Mehrzahl der deutschen Historiker sich, wenigstens im allge- 
meinen, zu der These Fickers bekennt, der, als er sie vortrug, 
1 J. Ficker, Das deutsche Kaiserreich in seinen universalen und 
nationalen Beziehungen (1862), S. 86. 

®2 Ebenda S. ııı. Mit Fickers Auffassung, daß dasjenige Maß von 
Selbständigkeit, das die lokalen Gewalten bis zum Ende des ı2. Jahr- 
hunderts gehabt haben, unbedenklich gewesen sei, hängen zweifellos 
seine Bemerkungen über die Zentralisation der Verfassung und seine 
Anklagen des Zentralismus in den Forschungen I, S. XXVIIIf. zusammen. 
Vgl. dazu oben S. 345 Anm. 6. 

® Ficker, Das deutsche Kaiserreich S. ıız. Vgl. denselben, Deutsches 
Königtum und Kaisertum S. 112. 

23# 
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als Repräsentant der großdeutschen, heute nicht mehr ver- 
tretenen Partei galt. Mannigfache Umstände haben seiner Auf- 
fassung jene weite Verbreitung verschafft. Man scheute sich, 
das, was durch lange Dauer geheiligt schien, zu verurteilen. 
„Solche Erscheinungen tragen durch die Großartigkeit ihrer 
Konzeption die Rechtfertigung in sich selbst.‘‘! Ficker war 
ferner in der Kenntnis jener Jahrhunderte Sybel in den Einzel- 
heiten überlegen. Endlich kommen wohl auch persönliche 
Einflüsse in Betracht: insbesondere wird es von Wirkung ge- 
wesen sein, daß Scheffer-Boichorst, der Lehrer vieler nord- 
deutscher Historiker, Fickers Schüler war. 

Wir glauben uns jedoch der heute nur von einer kleinen 
Minderheit von Historikern verteidigten These Sybels, wenig- 
stens dem, was man als ihren Kern ansehen kann, anschließen 
zu sollen. So sehr wir der rationalistischen Geschichtsbetrach- 
tung abgeneigt sind, so würden wir doch auf alle Aktivität 
verzichten, wenn wir uns nicht das Recht der Beurteilung 
auch großer Strecken der Geschichte und der Einrichtungen 
von langer Dauer wahren wollten. Wenn Brunner sagt: ‚‚Wesent- 
lichen Vorschub erhielt das Aufkeimen der Landesherrlichkeit 
durch die auf Italien gerichtete Politik der deutschen Könige; 
um hier augenblickliche Erfolge zu erringen, fanden sich die 
Könige mit den Fürsten ab, so gut es eben ging‘‘?, so wird 
man zum mindesten dieser Formulierung nicht widersprechen 
können.? 

Es verdient schon Beachtung, daß im Lauf der Jahrzehnte 
bei den Verteidigern des Fickerschen Standpunkts, ohne daß 
er seit Sybel viel bekämpft worden ist, die Gesichtspunkte sich 


1 Heusler S. 126. \ 

® Brunner, Grundzüge, 6. Aufl., S. 156. B. macht diese Bemerkung 
allerdings in einer Schilderung der staufischen Zeit. Aber es ist. wohl 
seine Meinung, daß ihr weitere Geltung zukommt. Wir eignen sie uns 
jedenfalls für die gesamte Zeit seit den Ottonen an. 

® Ich bin von jeher in dem im Text dargelegten Sinn Anhänger der 
These Sybels gewesen, auch in meinen Vorlesungen regelmäßig aus- 
führlich für sie eingetreten. Öffentlich das Wort ergriffen habe ich zu 
der Frage in einer Anzeige des Buches ‚Papsttum und Kaisertum‘‘ von 
R. Schwemer (einem Schüler von Scheffer-Boichorst) im Liter. Zentral- 
blatt 1901, Nr. ı, Sp. 7f. und in einer Anzeige von Jungs Biographie 
Fickers ebenda 1908, Nr. ı, Sp. gf. Daselbst habe ich mich auch zu 
der Frage geäußert, ob die deutschen Könige um des deutschen Handels 
willen Oberitalien beherrschen mußten. 
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verschoben haben: man weist heute namentlich auch auf die 
Förderung der deutschen Kultur, die durch die politische Ver- 
bindung Deutschlands mit Italien bewirkt worden sei, hin.! 
Es liegt aber bereits eine Kritik darin, daß man sich aus 
eigener Erkenntnis von dem, was für Ficker im Vordergrund 
stand, entfernt. 

Um sogleich zu der behaupteten Förderung der deutschen 
Kultur durch die politische Verbindung mit Italien ein Wort 
zu sagen, so könnte diese Behauptung vollkommen zu Recht 
bestehen und dabei doch das Urteil übrig bleiben, daß die 
verfassungsgeschichtliche Entwicklung Deutschlands durch die 
italienische Politik der Kaiser geschädigt worden ist. Indessen 
die Weiterbildung der Kultur war nicht an die politische Ver- 
bindung mit Italien geknüpft. Das lehrt ja das Beispiel Frank- 
reichs, welches der politischen Beziehungen zu Italien damals 
entbehrte. Jenes Argument findet auch darum keinen Platz, 
weil Deutschland in seinem geistigen Leben in der Zeit vom 
Io. bis I2. Jahrhundert mehr von Frankreich als von Italien 
beeinflußt worden ist.” Und ferner: ‚Der italienische Einfluß 
auf Deutschland wird von größerer Bedeutung erst in der Zeit, 


ı Vgl. schon Waitz, Verfassungsgesch. V, S. 125 (dessen Sätze übrigens 
von großer Schönheit sind), ferner z. B. Cartellieri a. a. ©. S. 123 f. 
(Förderung der deutschen Finanzen und des deutschen Handels). S. 
übrigens zu Cartellieris Aufsatz Jung S. 364 Anm. 4. 


®2 Wenn Hofmeister a. a. ©. S. 108 geltend macht, daß Deutsch- 
land nicht wie Frankreich und Spanien ein alter Kulturboden mit un- 
unterbrochen fortströmender Tradition war, so ist das an sich richtig. 
Aber eben weil dies von Frankreich gilt, hatte Deutschland die italieni- 
sche Kultur nicht in dem Maß nötig, wie man es betonen zu müssen 
meint. — Die gelehrten Studien in Deutschland zur Zeit Ottos I. be- 
ruhen erheblich mehr auf einer Weiterentwicklung auf deutschem 
Boden als auf Befruchtung von Italien her. Es ist charakteristisch, 
daß die Mönche von St. Gallen über den Italiener Gunzo von Novara 
spotteten, weil er die Casus verwechsele. Man kann zugeben, daß 
Otto ein paar gelehrte Italiener im Zusammenhang mit seinen politi- 
schen Beziehungen zu Italien gewann. Aber sie bedeuten in ihrer Tätig- 
keit doch kaum etwas gegen die von Brun. Man beachte auch, daß 
Liudprand von Cremona vor Ottos Kaiserkrönung an seinen Hof kam 
und daß Ratherius von Verona Lothringer ist. Und namentlich mag 
ferner daran erinnert werden, daß der deutsche Klerus bis mindestens 
zur Mitte des ıı. Jahrhunderts in seiner allgemeinen sittlichen Haltung 
höher stand als der italienische. 
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als die deutsche Herrschaft im Rückgang war.‘‘! Wirtschaftlich 
sind die Beziehungen Deutschlands zu Frankreich (man denke 
etwa an die Messen der Champagne) zunächst auch ganz gewiß 
nicht geringer als die zu Italien. 

Beliebt ist weiter das Argument, daß erst durch die von 
Otto I. geschaffenen Beziehungen zum Papsttum die Möglich- 
keit einer auf die Kirche sich stützenden monarchischen Zentral- 
gewalt, wie sie das Königtum nötig hatte, auf lange Zeit ge- 
sichert wurde.” Die Annahme jedoch, Otto I. habe über das 
Bistum nur verfügen können, wenn er zugleich Herr des Papst- 
tums war, ist ein Irrtum. Ottos Vorgänger, Heinrich I. wie 
die Karolinger und Merowinger, verfügten ja schon über das 
Bistum, übten das gleiche Ernennungs- oder Bestätigungsrecht. 
Wenn Ottos Regierung gegenüber der seines Vorgängers durch 
den Erwerb der Verfügung über den bayerischen Episkopat 
einen Fortschritt bezeichnet, so ist dieser vor der Anknüpfung 
von Beziehungen zu Italien und dem Papst, lediglich innerhalb 
der deutschen Verhältnisse, erreicht worden. Die anderen 
abendländischen Staaten ferner, Frankreich, England, haben 
die Kirche ihres Landes in jenen Jahrhunderten beherrscht, 
ohne irgendeine Herrschaft über das Papsttum erlangt zu 
haben. Jene Annahme läßt sich aber auch deshalb nicht halten, 
weil sie auf der Voraussetzung einer Zentralisation der kirch- 
lichen Verfassung beruht, die damals noch keineswegs bestand. 
Die Besetzung der Bistümer und die Verwaltung der Diözesen 
überhaupt vollzogen sich im Io. Jahrhundert noch wesentlich 
ohne erhebliches Eingreifen des Papstes. Und nicht nur, daß 
die Beherrschung des Papsttums um der Beherrschung der 
Kirche des Reichs willen nicht notwendig war; die Beein- 
flussung des Papsttums durch das deutsche Königtum hat 
direkt und indirekt mit dazu beigetragen, die Zentralisation 
der kirchlichen Verfassung zu steigern oder gar hervorzu- 
rufen. Ja, der deutsche König hat zum Teil gerade infolge 
der beanspruchten Beherrschung des Papsttums und Italiens 
die Verfügung über das Bistum verloren. Der Ertrag des In- 


1 Kern 2.9:;/0.,SpPHE87r, 

2 So z. B. Meister a. a. O. S. 83. Vgl. K. Hampe, Deutsche Kaiser- 
geschichte in der Zeit der Salier und Staufer, 2. Aufl., S. 5: Otto der 
Große stellte die Abhängigkeit der deutschen Kirche von seinem Willen 
auch nach außen hin durch die Beherrschung des Papsttums, zu der 
die Eroberung Italiens führte, sicher. 
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vestiturstreits war in England und Frankreich, die solche An- 
sprüche nicht erhoben hatten, für den Staat günstiger als in 
Deutschland. 

Man rühmt sodann vom Kaisertum, daß es Deutschland 
politisch zur Nation gemacht habe, in ihm ‚die Form ge- 
funden worden sei, in der Deutschland aus einer Vereinigung 
der Stämme zu einem nationalen Reiche umgestaltet wurde‘ !; 
daß zum mindesten ‚‚erst unter dem Einfluß der Ottonischen 
Politik das deutsche Gesamtbewußtsein langsam heranreifte‘“.? 
Hierauf ist zu erwidern, daß jene Form nicht das Kaisertum, 
sondern schon das Königtum gewesen ist. Auch das ‚deutsche 
Gesamtbewußtsein‘ reicht vor die spezifisch Ottonische Politik, 
die politische Verbindung mit Rom und dem Papsttum zurück.® 
Wie jede große Aktion eines Staats, so hat auch die italienische 
Politik der deutschen Kaiser gewiß zur Hebung des nationalen 
Bewußtseins beigetragen. Allein es ist mit Recht bemerkt 
worden‘, daß eine andere Aktion nicht weniger die Entwick- 
lung des Nationalgefühls befördert hätte und daß dieses sich 
in England und Frankreich nachhaltiger ausgebildet hat als 
im Deutschland der Römerzüge. In der Regierungszeit Ottos I. 
aber haben die zum Teil älteren Siege über die Slawen und 
Ungarn für die Hebung des Nationalgefühls zum mindesten 

ı S, z. B. Heusler S. 126; Meister S. 83. Waitz V, S. 125 Anm. 2 
kann der Meinung, daß ‚‚das Kaisertum geradezu der staatlichen 
Einigung der deutschen Stämme Vorschub geleistet,‘ ‚nur bedingt“ 
beitreten. Die Deutung, die Heusler dem Titel ‚Heiliges römisches 
Reich deutscher Nation‘ in diesem Zusammenhang gibt, ist, wie man 
heute weiß, hinfällig. S. die oben S. 132 Anm. 5 angeführte Literatur 
(Werminghoff und Zeumer). 

2 So nach anderen Bloch, Neues Archiv 38 (1913), S. I29 Anm. 2. 
Vgl. dazu Hofmeister S. 108. 

3 Wenn Bloch in Widukinds Bericht Anschauungen von einem 
Kaisertum vor Ottos Krönung durch den Papst wahrnimmt, so zeigen 
die in Betracht kommenden Tatsachen (vgl. Bloch S. 129 ff., Stengel in 
Histor. Aufsätze, Festgabe für Zeumer, S. 263 Anm. 2 und Hofmeister 
S. 107), daß die Ausbildung solcher Anschauungen ohne Beziehungen zu 
Italien möglich war. Aber nicht bloß aus diesem Gesichtspunkt hat 
man zu betonen, daß das deutsche Gesamtbewußtsein unabhängig von der 
spezifisch Ottonischen Politik aufgekommen ist. Übrigens sei daran 
erinnert, daß Otto nach seinen großen Taten in Italien nicht als Haupt 
der „deutschen Nation‘, sondern als Haupt der ganzen Welt in Widu- 
kinds Geschichtswerk erscheint. 

* Kern Sp. 1871. 
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die gleiche Wirkung ausgeübt wie seine Erfolge in Italien und 
gar in Rom. 

Unter den Rechtfertigungen der Ottonischen Politik dürfte 
am eindruckvollsten das Argument sein: ‚Der entscheidende 
Vorteil des Verhältnisses lag für Deutschland im Fernhalten 
fremder Macht und fremden Einflusses von Nachbargebieten, 
welche zu den kultur- und erzeugnisreichsten, zugleich aber 
auch politisch unselbständigsten Europas gehörten.“1 Zwar 
wird die Bedeutung dieses Gesichtspunkts vermindert durch 
die Erwägung, daß das übrige Europa keinen Nachteil davon 
gehabt hat, daß es den deutschen Einfluß von Italien nicht 
fernzuhalten vermochte.?2 Mag man sich auch vorstellen, daß 
die Herrschaft einer andern Macht in Italien für Deutschland 
Unbequemlichkeiten haben konnte, daß an dem Ausschluß 
einer solchen somit Deutschland, wenigstens soweit es sich 
um Oberitalien handelt, bis zu einem gewissen Grade inter- 
essiert war, so drohte doch dieser andern Macht von der Ein- 
mischung in die italienischen Verhältnisse gewiß dasselbe 
Schicksal wie dem deutschen Reich. Im übrigen würden die 
etwaigen Vorteile, die Deutschland aus der Fernhaltung einer 
andern Macht vom italienischen Boden entsprangen, gegen die 
Nachteile abzuschätzen sein, die die Ottonische Politik im Ge- 
folge gehabt hat. 

Die Art unserer Überlieferung gestattet nicht, ein Urteil 
über die finanziellen Vorteile zu gewinnen, die das Reich und 
die Deutschen überhaupt aus der Beherrschung Italiens etwa 
gezogen haben. Man könnte sich z. B. vorstellen, daß mit 
den großen Erfolgen Barbarossas in Oberitalien ansehnliche 
Schätze nach Deutschland gekommen sind, daß auch noch 
die Neuordnung der Verhältnisse nach seiner Niederlage einen 
nicht ungünstigen finanziellen Ertrag gehabt hat. Aber als 
Gesamtresultat dieser Beziehungen würde wohl zu verzeichnen 
sein, daß das Gewonnene immer bald zerrann. Und es ist 
überdies nachweisbar, daß die Ottonische Politik Deutschland 
auch viel gekostet hat.” Militärisch brachte die Herrschaft 
über Italien Deutschland unmittelbar gar keinen Vorteil. ‚Für 
den deutschen Herrscher hat sich eine Steigerung der kriege- 
rischen Machtmittel aus der Inhaberschaft der beiden Neben- 


Schäfer, Deutsche Geschichte I, S. 185. 
Kern a. a. O. 
Vgl. Zeumer, Städtesteuern S. 161. 
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kronen (Italien und Burgund)! in deutschen Dingen nicht er- 
geben.‘‘? Dagegen läßt es sich wohl hören, daß ‚‚die Stellung, 
die in den Nebenländern gewonnen wurde, ... für den deutschen 
Adel mannigfache Gelegenheit zur Betätigung in weltlichem 
und geistlichem® Amte bot‘.* 

Unbedenklich wird man der von Otto I. eingeleiteten Politik 
universalgeschichtliche® Verdienste zusprechen. Zunächst 
verdankte Italien den deutschen Königen die Ordnung seiner 
Verhältnisse. Ficker hat gewiß Recht, wenn er hervorhebt®, 
daß von allen Fremdherrschaften, welche Italien im Laufe der 
Zeiten erhielt, die ‚„Kaiserherrschaft diejenige war, welche den 
Interessen des Landes am meisten entsprach, seine Einheit 
am besten zusammenhielt, ohne die Mannigfaltigkeit zu er- 
töten, es gegen außen schützte, im Innern ordnete“. Um 
vieles bedeutender noch sind die Verdienste, die sich das deutsche 
Kaisertum um das Papsttum erworben hat. Man darf dabei 
wohl geltend machen’, daß Otto I. nicht eine theokratische 
Reformpflicht empfunden habe, daß der ethisch - universale 
Imperialismus Karls des Großen, die idealistisch-theologische 
Kaiseridee des karolingischen Hofkreises ihm fremd gewesen, 
als Parallele zu Ottos Kaisertum vielmehr die spätkarolingi- 
schen und italischen Kaiseraspirationen des 9. und ıo. Jahr- 
hunderts anzusehen seien. Dies käme gewiß für die subjektive 


1 Auf die Bedeutung des Erwerbs von Burgund näher einzugehen, 
wird hier nicht nötig sein. Es genügt zu bemerken, daß Deutschland 
an dem Besitz eines Teils von Burgund tatsächlich interessiert war. 
Wiederholt ist ferner mit Recht bemerkt worden, daß es für den deut- 
schen König gelegentlich von Wert war, durch Burgund Italien erreichen 
zu können. 

2 Schäfer S. 185. 

3 Vgl. neuerdings Gerhard Schwartz, Die Besetzung der Bistümer 
Reichsitaliens unter den sächsischen und salischen Kaisern (1913). 
Wie Schwartz mit Recht darlegt, standen die deutschen Kleriker, die in 
Italien Prälaturen erhielten, höher als die italienischen Prälaten und 
trugen zur Hebung der italienischen Kirche bei. Somit würde also 
auch hier Deutschland noch mehr der gebende als der empfangende 
Teil sein. 

* Schäfer S. 185. — ° Schäfer S. 164 ff. 

6 Ficker, Das deutsche Kaiserreich S. 84. 

” Kern a. a. O. Sp. 1870. Schäfer S. 161 entscheidet sich dafür, 
daß Otto an das Kaisertum der Karolinger anknüpfte, gibt aber die 
Argumente an, die ihn bestimmen, und läßt erkennen, daß ein absolut 
sicheres Urteil schwierig ist. 
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Wertung Ottos in Betracht. Objektiv bleibt doch die Tatsache 
bestehen, daß die Kaiserpolitik im Erfolg dem Papsttum ganz 
unschätzbare Dienste geleistet hat. Es vermochte seine Un- 
abhängigkeit in Italien nur zu behaupten, wenn es von außen 
her gestützt wurde. Wiederholt haben die deutschen Könige 
das Papsttum aus einer oft geradezu unwürdigen Situation 
befreit und der Christenheit mehr als einmal ein charakter- 
volles Haupt gegeben. Vor allem gilt dies für die Zeit der 
Ottonen und Heinrichs III. Aber auch nach dem Investitur- 
streit hat sich das Kaisertum als eine für die römische Kirche 
förderliche Einrichtung erwiesen. Man denke an die Bedrän- 
gung des Papstes durch Arnold von Brescia, an Kaiser Sig- 
munds Tätigkeit zur Zeit des Konstanzer Konzils und an 
Karl V., der der Ausbreitung des Protestantismus wehrte und 
das Papsttum zum Konzil von Trient nötigte, womit er fast 
in der Art Heinrichs III. die Kirche veranlaßte, sich zu sammeln, 
aufzuraffen, sich zu reformieren. 

Wir sind nicht so einseitig, bei einer Nation nur die Tätig- 
keit für ihre eigenen Interessen als berechtigt anzuerkennen. 
Zwar wird, wie schon Waitz sagte!, „das Urteil über diese 
und andere damit zusammenhängende Verhältnisse wesentlich 
davon abhängen, wie man über die Bedeutung des Papsttums, 
die Entwicklung der Kirche überhaupt oder speziell in den 
Jahrhunderten des Mittelalters denkt“. Allein es wird sich 
hier ein Gebiet abgrenzen lassen, auf dem auch Forscher von 
verschiedenem religiösen Standpunkt zusammentreffen. Wer 
wird denn nicht bereit sein, berechtigte Elemente in der kirch- 
lichen Reformbewegung des Io. und II. Jahrhunderts anzu- 
erkennen? 

Wir nehmen nicht den Standpunkt ein, daß eine Nation 
nur ihren Interessen zu leben hat, sondern bekennen uns zu 
einem Dualismus der historischen Betrachtung. Dem Staat ist 
seine Aufgabe zunächst und vor allem im Rahmen seiner eigenen, 
der nationalen Zwecke zuzuweisen. Und ob und wie er sein 
nationalstaatliches Ziel erreicht, das ist uns ein vornehmster 
Maßstab für die Beurteilung seiner historischen Stellung. In- 
dessen das Ziel der nationalstaatlichen Entwicklung ist uns 
nicht der einzige Maßstab, nach dem wir den Verlauf der Ge- 
schichte beurteilen. Ein Staat kann auch universalen Zwecken 
folgen. Es mag ein tragischer Konflikt entstehen, wenn ein 


1 Waitz, Abhandlungen S. 539. 
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Gemeinwesen mit seinem Eintreten für universale Zwecke sich 
selbst, sein eigenes Leben ins Verderben bringt. Die Arbeit, 
die Staat und Volk für universale Aufgaben leisten, erscheint 
uns jedoch an sich auch der Anerkennung würdig. Darum 
sehen wir eine Rechtfertigung der mittelalterlichen Kaiser- 
politik vom universalgeschichtlichen Standpunkt als zulässig 
an und fühlen uns eben deshalb nicht versucht, diese Politik, 
deren Rechtfertigung nur hier gefunden werden kann, mit Er- 
wägungen der nationalstaatlichen Auffassung zu verteidigen 
So wenig wir es aber tadeln wollen, daß das deutsche Volk 
Opfer für Zwecke gebracht hat, die über die im engern Sinn 
nationalen hinausgehen, so vermögen wir doch nicht über die 
ungünstigen Folgen hinwegzusehen, die die Ottonische Politik 
für die Verfassungsentwickhing Deutschlands gehabt hat. Hier 
ist von H. v. Sybel mit scharfem Blick der Kern der Sache 
erkannt worden. Seine These ist sowohl Folge wie Mittel der 
Verbreitung der nationalstaatlichen Idee gewesen, und sie wird 
auch weiterhin ein klassisches Beispiel bleiben, an dem wir 
uns die Bedeutung dieser Idee veranschaulichen!, wie denn 
überhaupt das politische Ideal der kraftvollen Entfaltung des 
Nationalstaats und die Beurteilung der geschichtlichen Dinge 
nach dem Maßstab der nationalstaatlichen Idee unverlierbare 
Errungenschaften der Zeit Sybels und Treitschkes sind. 
Freilich übertrieb Sybel. Waitz, der ‚mit vielem‘, was er 
sagte, sich ‚einverstanden‘ erklärte, nannte mit dem gesunden 
Urteil des sich unbefangen in die Vergangenheit vertiefenden 
Historikers das Verfahren, das Kaisertum für die gesamte 
ungünstige Verfassungsentwicklung des Reichs verantwortlich 
zu machen, „einseitig“, „die Meinung, in seinen Strebungen 
nichts als Irrtum und Verderben zu finden, trostlos, aber 
auch unberechtigt‘“.”2 Unsere vorhin gebotenen Ausführungen 
über Ursachen einer unerfreulichen politischen Entwicklung 
Deutschlands im Mittelalter bedeuten starke Abstriche an 
Sybels These. Wir können Recht und Unrecht in seinen Be- 
hauptungen noch schärfer abgrenzen, indem wir daran er- 
innern, daß die Ottonische Politik eine merkbare Bewegung 
zur Ausbildung selbständiger lokaler Gewalten schon vor- 


ı Vgl. O. Lorenz bei Jung S. 344 Anm. 3: „Die Kontroverse... 
eines der bedeutendsten und epochemachenden Ereignisse der modernen 
Historiographie“. S. auch Fueter a. a. O. 

® Waitz a.a.O. 
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gefunden hat. Darin liegt der stärkste Beweis gegen Sybels 
Übertreibung der ungünstigen Wirkungen der Ottonischen 
Politik. 

Bereits in spätkarolingischer Zeit! ergreift das Lehnswesen 
das Grafenamt, erhebt sich das Stammesherzogtum, erweitern 
sich die Immunitätsprivilegien. Verleihungen von ganzen 
Grafschaften an kirchliche Institute begegnen nicht erst seit 
Otto dem Großen, sondern schon unter Heinrich I. Wir sehen 
also, daß diese charakteristischen Elemente des Feudalstaats 
vor der italienischen Politik Ottos I. hervortreten. 

Die sächsischen Kaiser bauten mit Reichsmitteln die Fürsten- 
macht der Bischöfe und Reichsäbte aus. Dazu waren sie je- 
doch nicht oder wenigstens vorerst nicht durch ihre italienische 
Politik genötigt; sie setzten damit vielmehr nur das Verfahren 
der späteren Karolinger fort. Von ihnen übernahmen sie ziem- 
lich ohne Unterbrechung die Tradition, in den Prälaten die 
Bundesgenossen gegen die weltlichen Großen zu sehen. Die 
alten Beamten des Königs, die Grafen, waren ja Lehnsinhaber 
ihrer Ämter geworden; die Herzöge standen in natürlicher 
Gegnerschaft gegen die Zentralgewalt. Das nahe Verhältnis 
zu den Bischöfen und Äbten, das zunächst mit der Lage des 
Königtums beim Ausgang der Karolingerzeit gegeben war, 
wird freilich weiterhin durch die Anforderungen der neuen, 
der italienischen Politik gesteigert worden sein.? 

Man könnte wohl im Hinblick auf die Erscheinungen der 
spätkarolingischen Zeit, denen gegenüber die Ottonische Periode 
keinen Fortschritt in der Feudalisierung der Verfassung zu 
zeigen scheint, sich versucht fühlen, der Meinung Fickers bei- 
zutreten und die Schuld für den späteren Verfall des Reichs 


! Vgl. vorhin S. 349 Anm. 3. Es sei noch besonders an den Tief- 
stand des französischen Königtums in der zweiten Hälfte des 9. Jahr- 
hunderts und in den ersten Jahrzehnten des zehnten erinnert. Die 
Thronstreitigkeiten (neben andern Ursachen) schwächten hier so das 
Königtum wie in Deutschland die Ottonische Politik zu keiner Zeit. 
Freilich sind im deutschen Reich auch nie so weitgreifende Thron- 
streitigkeiten vorgekommen. 

® Es ist nachweisbar, daß schon unter den Ottonen ein Hoheits- 
recht für Zuzug nach Italien hingegeben wird. Vgl. Kiener, Straß- 
burg I, S. 78, zum Jahre 892: ‚Im vergangenen Jahre war der Bischof 
durch kaiserlichen Befehl zum Kriegszug nach Italien entboten worden: 
nun empfing er zum Dank für die geleistete Hilfe die Verwaltung der 
Diözesanstadt.‘“ 
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lediglich den Staufern zuzuschieben, die die Hand nach dem 
sizilischen Königreich ausstreckten. Indessen man würde dann, 
von anderm hier nicht zü sprechen, den Einfluß übersehen, 
den der Investiturstreit auf die Umbildung der deutschen 
Verfassung ausgeübt hat. Wir haben darauf schon gelegent- 
lich hingewiesen.!” Man darf von einem Einschnitt sprechen, 
den der Investiturstreit in die Geschichte des Königtums 
macht. Neuere Forschungen machen mit Recht geltend, in 
wie starkem Maß er der Entwicklung der landesherrlichen 
Gewalt vorarbeitet.? Der Investiturstreit aber ist in der Ge- 
stalt, die er historisch in Deutschland gehabt hat, und in seinen 
Wirkungen für die Reichsverfassung zu einem beträchtlichen 
Teil unzweifelhaft die Folge der Ottonischen Politik. Wenn 
die Kirche damals in allen Ländern sich genötigt sah, ihre Be- 
ziehungen zum Staat neu zu regeln, so weist doch der deutsche 
Investiturstreit Besonderheiten auf, die damit gegeben waren, 
daß der Papst sich der italienischen und oberherrlichen An- 
sprüche des deutschen Königs erwehren wollte. Der Streit 
um die Besetzung des Erzbistums Mailand und um den Anteil 
des Königs an der Erhebung des römischen Bischofs geben dem 
deutschen Investiturstreit seine besondere Heftigkeit. Der 
Papst glaubte um seiner Freiheit willen den deutschen König 
härter als andere Herrscher treffen zu müssen.” Er meinte 
aus eben diesem Gesichtspunkt gezwungen zu sein, in Deutsch- 
land Unfrieden zu säen, und so ist er denn weiterhin auch der 
Urheber der verhängnisvollen Wahl des ersten Staufers ge- 
worden. 

In Frankreich ist das ı2. Jahrhundert der Beginn einer 
Restauration des Königtums, in Deutschland eine Zeit der 
Befestigung der lokalen Gewalten. Der Investiturstreit, die 





1 Vgl. oben S. 183 ff., 259, 353 Anm. 1. 

®2 Vgl. Hans Hirsch, Die Klosterimmunität seit dem Investiturstreit 
S. ıız: „Seit dem Beginn des ı2. Jahrhunderts — wesentlich auch 
als Ergebnis des Investiturstreits — hat sich die Entwicklung der 
Territorialhoheit in aufsteigender Linie vollzogen.“ Stimming, Mainz 
3.33, 
3 Vgl. J. Weizsäcker, Die Urkunden der Approbation König Ruprechts 
S. 4f.: In Deutschland traf zweierlei zusammen, die besondere Wich- 
tigkeit dieser Krone und die sichtbare Möglichkeit der Durchführung 
der Sache (des Approbationsrechts). Diese aber war vorhanden, weil 
Deutschland Wahlreich war, und das Wahlrecht hatte sich verstärkt 
(Rudolf Gegenkönig!) im Zusammenhang mit dem Kirchenstreit. 
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Wahl des ersten Staufers und die italienische Politik der staufi- 
schen Kaiser! führten einen solchen Zustand herbei. Ohne 
diese Momente wäre es dem Königtum bei der geringeren 
Selbständigkeit, die die lokalen Gewalten vor dem Investitur- 
streit erreicht hatten, möglich gewesen, seine Stellung zu ver- 
stärken. Jetzt aber nahm die Entwicklung den entgegen- 
gesetzten Weg. 

Die Niederhaltung der lokalen Gewalten?, die Verstärkung 
der königlichen war eine Aufgabe, die den deutschen Herr- 
schern durch die Natur der Dinge gestellt war, der sie sich aber 
in ganz unzulänglicher Weise widmeten, weil sie sich eben durch 
fern abliegende Ziele in Anspruch genommen sahen. Gelang 
es einmal einem König, sich die faktische Gewalt etwa über 
das Herzogtum zu verschaffen, so ist doch daraus nie ein 
dauernder Zustand geworden; über Erfolge für kurze Zeiten 
kam man nicht hinaus. Es hat dem deutschen Reich auch 
nicht an lohnenden Aufgaben anderer Art, denen es sich gleich- 
falls nicht mit ganzem Eifer zuwandte, gefehlt. 

Wir wissen, wie Heinrich I. erfolgreich gegen die Slawen 
vordringt. Unter Otto I. dauern diese Fortschritte noch an. 
Aber schon unter seinem Nachfolger brachte eine Niederlage 
in Italien der deutschen politischen Expansion im Osten einen 
schweren Rückschlag? Und so sind weiter — man denke 
an die polnischen Kriege Heinrichs II. — die Kämpfe an der 
slawischen Grenze wiederholt durch die italienische Politik der 
Kaiser unterbrochen worden. Ohne diese Störungen hätten 
wir ein konsequentes Vordringen des Deutschtums zu ver- 
zeichnen, zunächst der politischen Herrschaft, dann auch der 





! Es wird überflüssig sein, hier ausführlich auf die Folgen der italie- 
nischen Politik der Staufer für die Reichsverfassung näher einzugehen, 
nachdem seit Ficker so viel darüber gesagt worden ist. Vgl. dazu Schäfer 
S. 325 ff. Über ein hierher gehöriges bedeutsames Datum (Beginn der 
Verpfändungen durch das Reich) s. oben S. 251 Anm. 2 u. 4. 

®2 Vgl. oben S. 343 ff. 

® Lindner, Weltgeschichte II, S. 289 läßt die Kaiser ‚‚der geschicht- 
lichen Überlieferung‘, die sie ‚mit zwingender Gewalt‘ nach Italien 
wies, folgen, räumt jedoch hinsichtlich des Verhältnisses des Reichs 
zum Norden und Osten ein: ‚Hier war Großes zu erreichen und Deutsch- 
land von Natur darauf hingewiesen, in diese offen vorliegenden Gegenden, 
deren Klima und Boden zusagten, vorzudringen . . . Aber derselbe 
Otto, der die freie Bahn brach, gab die Ursache, daß das Reich sie bald 
nach ihm verließ.‘ 
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Germanisierung. Der deutsche Episkopat war sehr darauf 
aus, solche Bestrebungen zu unterstützen. Wir brauchen 
nicht daran zu denken, daß sogleich in einem Zuge ein gewal- 
tiges Gebiet gewonnen worden wäre. Ein solcher Erfolg hätte 
gewiß eine Bevölkerungsbewegung zur Voraussetzung gehabt 
wie die des ız. und I3. Jahrhunderts, die wohl erst durch die 
innere Entwicklung Altdeutschlands möglich wurde. Aber 
auch ohne eine derartige Völkerwanderung hätte manches 
Stück Land vom Deutschtum besetzt werden können. Wir 
nehmen ja wahr, wie vor dem ı2. Jahrhundert sich der bayeri- 
‚sche Stamm an der Donau und in den Alpenländern langsam 
vorschiebt, die Mainwenden germanisiert werden, das säch- 
sisch-thüringische Gebiet die Grenze weiter setzt. Wir glauben 
auch die Romanisierung Galliens, Spaniens, Daziens als be- 
zeichnendes Beispiel hier heranziehen zu dürfen. Hätten die 
deutschen Könige seit dem Io. Jahrhundert eine ihres Ziels 
mehr bewußte und weniger unterbrochene Politik gegenüber 
den Slawen getrieben, so hätte die große Bevölkerungsbewegung, 
wie sie seit dem I2. Jahrhundert hervortritt, schon mehr ger- 
manisiertes Gebiet im Osten vorgefunden und die Möglichkeit 
gehabt, noch weiter ostwärts vorzudringen und fester in den 
alten Sitzen der Ostgermanen Fuß zu fassen. Einige Taten 
der deutschen Könige im Slawenland hat die Geschichte ja zu 
verzeichnen. Der Sieg Ottos I. an der Recknitz ist neben der 
Ungarnschlacht seine ruhmreichste Waffentat, und mit wel- 
cher Dankbarkeit erzählen wir von dem Zug Barbarossas nach 
Schlesien! Allein diese vereinzelt gebliebenen Eingriffe dienen 
nun vornehmlich nur dazu, das anzudeuten, was uns wünschens- 
wert erscheint. 

An den anderen Grenzen Deutschlands, so an der französi- 
schent!, gab es ebenfalls für den deutschen Herrscher Auf- 
gaben, die keineswegs verächtlich waren. Wenn man kon- 
statieren muß?, daß es ‚ganz überwiegend Sache der zunächst 
Beteiligten geblieben ist, die Grenzkriege mit den Nachbarn 
im Osten, und Westen durchzuführen‘, so liegt darin eine Kritik 
der Politik unserer Kaiser. Und nicht anders vermögen wir 
die Tatsache zu würdigen, daß — außer für die Landesverteidi- 
gung? — sich lediglich für den Römerzug, der unternommen 


ı Vgl. Kern Sp. 1870 f. — ® Schäfer S. 166. 
® Daß für die Landesverteidigung auch eine allgemeine Verpflich- 
tung zur Heerfahrt bestand, möchte ich zu Schäfer S. 166 immerhin 
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wurde, dem König die Kaiserkrone zu erwerben, eine all- 
gemeine Verpflichtung zur Heerfahrt herausgebildet hat. 

Wir dürfen die italienische Politik der deutschen Kaiser 
auch nicht etwa unter dem Gesichtspunkt betrachten, daß 
eine überschüssige Volkskraft sich nach Italien Bahn brach. 
Überschüssige Volkskräfte sind durch die Kreuzzüge fortge- 
führt worden und ferner nach dem slawischen Osten gewandert; 
im späteren Mittelalter nehmen zahlreiche deutsche Ritter, 
ohne Zusammenhang mit der Reichspolitik, Dienste in Italien.! 
Dagegen für den Römerzug hat der König nur mit Mühe und 
oft genug nur gegen Entgelt die erforderlichen Streitkräfte 
aufbringen können. 

Die schwierigste Frage bei der Beurteilung der Ottonischen 
Politik ist die nach der subjektiven Verantwortlichkeit ihres 
Urhebers. Es könnte sein, daß er die Politik, die dem Reich 
so schädlich wurde, unter einem starken Druck der Verhält- 
nisse eingeleitet, mit ihr die glücklichste Wahl zu treffen ge- 
meint hat. Das Recht, sie zu tadeln, würden wir trotzdem 
behalten. Wir dürfen ferner geltend machen, daß die Eigen- 
schaft des großen Staatsmanns in der Fähigkeit besteht, die 
Bedeutung eines Problems in seinem ganzen Umfang zu er- 
kennen, und demgemäß beanspruchen, einen Maßstab bei der 
Beurteilung der staatsmännischen Begabung Ottos in seinem 
mehr oder weniger ausgeprägten Gefühl für die Bedenklichkeiten 
des italienischen Unternehmens zu sehen. Dabei sind wir gern 
bereit anzuerkennen, daß die Lockungen, die Otto nach Italien 
führten, stark genug waren: die Beziehungen der süddeut- 
schen Herzogtümer zu Oberitalien, die Tradition des Kaiser- 
tums, das Gesuch des Papstes. Aber es handelt sich hier doch 
nicht um Vorstellungen, die eine absolut zwingende Gewalt 
auf die Zeitgenossen ausübten. Wir beobachten vielmehr, daß 
die mittelalterlichen Herrscher vor und nach Otto in ver- 
schiedener Weise auf die Lockung, der Otto sich ganz ergab, 
reagieren. Man sollte meinen, daß seine Nachfolger unter 


betonen, da er an der Hand der im Text erwähnten Tatsache darlegen 
will, wie die Römerzüge das Bewußtsein von der Einheit der deutschen 
Nation gefördert haben. 

i Vgl. K. H. Schäfer, Deutsche Ritter und Edelknechte in: Italien 
während des 14. Jahrhunderts (ıgıı), Bd. ı, S. 147 ff. Das Einströmen 
dieser Ritter nach Italien ist, wie bemerkt, nicht Folge der Reichs- 
politik. Doch stehen sie dem Reich nicht teilnahmlos gegenüber. 
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einem noch stärkern Druck als er standen. Und doch hat der 
eine größeres, der andere geringeres Interesse für die italıeni- 
schen Angelegenheiten gezeigt.! Es wird daher zulässig sein, 
bei ihnen eine Vorstellung von der Entbehrlichkeit oder Gefähr- 
lichkeit der Italienfahrt vorauszusetzen. Es läßt sich ferner, 
wie wir schon andeuteten?, nicht ganz klar erkennen, ob Otto 
die Tradition des karolingischen Kaisertums aufnahm oder ob 
ihn nur die Zeit lockte, in der das Papsttum zum Spielball 
von mehr oder weniger kleinen Fürsten geworden war. 

Wenn die italienische Politik Ottos, vom Standpunkt der 
deutschen Verfassungsentwicklung aus gesehen, ein Fehler war, 
so bedauern wir das Fehlgreifen um so mehr, als wir im übrigen 
nicht umhin können, dem Kaiser wahre Herrschergröße zuzu- 
sprechen. Und das ist überhaupt der Eindruck, den wir von 
den Geschlechtern der Sachsen, Salier und Staufer gewinnen: 
es treten uns in ihnen mit ganz geringen Ausnahmen echte 
Herrscherpersönlichkeiten gegenüber; kaum ein anderes Land 
hat während eines so langen Zeitraums eine gleiche Zahl nam- 
hafter Herrscher aufzuweisen. Es ist bewundernswert, wie 
viel sie unter schwierigen Verhältnissen und bei unzweck- 
mäßigem Ziel noch erreicht haben. Eben darum beklagen wir 
es, daß es ihnen nicht beschieden war, ihrer Politik eine an- 
gemessenere Richtung zu geben. 


' Vgl. Kern Sp. 186g f. 
° Vgl. vorhin S. 361 Anm. 7. 
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Nachträge. 


Der Druck des literargeschichtlichen Teils meines Buchs 
hat erheblich früher stattgefunden als die nachfolgenden Par- 
tien. Dies hat jedoch keine andern Folgen gehabt, als daß ich 
in jenem nicht mehr den Überblick über die Geschichte der 
hofrechtlichen Theorie und ihrer Kritik verwerten konnte, den 
Dopsch, Die Wirtschaftsentwicklung der Karolingerzeit, I. Teil, 
S. ıff. seiner Darstellung vorausschickt. Gleichzeitig sei auf 
Dopsch’ Artikel ‚Stand der Forschung auf dem Gebiete der 
älteren deutschen Verfassungs- und Sozialgeschichte‘‘ in den 
„Geisteswissenschafter‘“ ı. Jahrg., 12. Heft, S.- 323 ff. aufmerk- 
sam gemacht. Während des Drucks des systematischen Teils 
meines Buchs erschien die 2. Auflage von Zeumers ‚,Quellen- 
sammlung zur Geschichte der deutschen Reichsverfassung“. 
Die Hinweise auf die I. Auflage in den ersten Bogen werden 
keine Schwierigkeiten machen, da die 2. Auflage die Nummern 
der I. mit verzeichnet. Bei dieser Gelegenheit möchte ich den 
Wunsch aussprechen, daß in der 2. Auflage der beiden letzten 
Bände von Waitz’ Verfassungsgeschichte, die wir hoffentlich in 
nicht zu ferner Zeit erhalten, die Seitenzahlen der 1. am Rande 
notiert werden. Weiter sei hier folgendes vermerkt. 


S. ı8 ff. Vgl. die Ausgabe der Hegelschen ‚Vorlesungen über 
die Philosophie der Geschichte‘, die F. Brunstäd in Reclams 
Universalbibliothek besorgt hat, S. 463 ff. und 500 ff. 

5222 2887 y lies D „state EL 

S. 39. Zu Rogge vgl. Binding, Die Entstehung der öffent- 
lichen Strafe im germanisch-deutschen Recht S. 2I Anm. 21. 

S. 39f. Zu Wilda vgl. Binding a. a. O. S. 34. 

S. 75ff. Über den Aufschwung der wirtschaftsgeschicht- 
lichen Literatur seit 1878 vgl. G. v. Below, Geschichtschreibung 
und Geschichtsforschung, in: Deutschland unter Kaiser Wil- 
helm II. (Berlin 1914, R. Hobbing), 2. Bd., S. 25 ff. 

S. 78 (zu H. v. Sybel). Vgl. „D. Histor. Kommission bei d. 
K. Bayer. Akad. d. W. 1858—83‘, S. I2 und 17. 

S. 104. Gegen die soziologische Behandlung rechtsgeschicht- 
licher Probleme (Sander) vgl. Fehr, „Geisteswissenschaften‘“, 
vom 5. Febr. 1914, S. 5Iof. 
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S. 109. Zu den daselbst verzeichneten Urteilen vgl. A. Fran- 
ken, Das französische Pfandrecht im Mittelalter I (1879), S. 149. 

S. ı27 ff. (Entstehung des Handwerks). Vgl. Dopsch’ an- 
geführten Artikel und G. v. Below, Handwerk und Hofrecht, 
Vierteljahrschrift f. Sozial- u. WG. ıgI4, S. ff. 

S. 132 Anm. 5. Vgl. Rosenstock, Savigny-Ztschr. 34, S. 487 ff. 

S. 246. Zu meinen Bemerkungen über die verfassungsmäßige 
Stellung von Kiautschau vgl. G. Jellinek, Die staats- und völker- 
rechtliche Stellung Kiautschaus, in: Ausgewählte Schriften und 
Reden II, S. 496 ff. Es wird, auch wenn man die von Jellinek 
hervorgehobenen Gesichtspunkte anerkennt, doch zulässig 
bleiben, das Beispiel von Kiautschau in dem obigen Sinn zu ver- 
werten. 

Zu S. 275. Vgl. H. Kalisch, Savigny-Ztschr. 34, S. 194. 

Zum Schluß mag es mir gestattet sein, auf ein Spiel des Zu- 
falls hinzuweisen. Ich bemerke soeben die Verwandtschaft, in 
der das Datum des Vorworts zu meinem Buch mit dem Datum 
(Freiburg i. Br., am 31. Januar 1871) des Vorworts zu Sohms 
„Fränkischer Reichs- und Gerichtsverfassung‘“ steht, welches 
Werk den stärksten Vorstoß in der Richtung bedeutet, in der 
sich meine Darlegungen bewegen. 
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— des Bischofs 235. 

regimen 132. 

regnum 131 f. 

Reich (deutsches) 104, 130, 133, 
163, 182 ff., zıo f., 260, 304 ff., 
323-418: 

— (Ausdehnung u. Zentralgewalt) 
346 ff. 

— (Aufgaben des R.) 366 ff. 

— (anglonormannisches) 323 f. 

— (fränkisches) 9, 64, 94, 136 f., 
195. 

— (römisches) 165 f. 

Reichenau 117. 

Reichsabgaben 105. 

Reichsabtei 254. 

Reichsbeamte 234 f., 260. 

Reichsdörfer 241. 

Reichsfürstenstand 233 ff., 277, 322. 

Reichsgrenzzoll 327. 

Reichsgut 185 f. 

Reichsheer 104, 336 f. 

Reichskammergericht 327. 

Reichsreform 137, 188 f., 
282, 326. 

Reichsritter 270. 

Reichsritterschaft 322. 

Reichsstadt 241, 266 f., 283, 304 f., 
322. 

Reichsstände 21, 
s. auch Stände. 

Reichstag 187 f., 326. 
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Staatsverband 258. 

Staatswesen s. Staat. 

Staatszweck (mittelalterlicher) 
190 ff. 

Stadt 137 f., 153, 236, 265 ff., 321 ff. 

— (oberitalienische) 272 f. 
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Thronstreitigkeit 351 ff., 364. 
truhtin 140. 
Türkei 335. 
tyrannus I4I. 


Umfahrt 180. 

Unfreie 238. 

Unfreiheit 93, ıı2f., 122 f. 

Unfreie ıı4 f., 216, 238. 

— dinglich ıı1g f. 

— persönlich ıı1gf. 

Ungleichheit der Untertanenlasten 
258, 284. 

Universalpolitik 353 ff. 

Unterstaat 324 ff. 


Sachregister. 


Untertanen 5, 105, 21o0f., 242, 266 ff. 

Untertanen des Zunftmeisters 262. 

Untertanenpflicht 239 f. 

Untertanenverband 44, 70, 94, 
241 3... 23188. 

Untertanenverhältnis 230 ff. 

— landesherrlich 238 £. 

Unveräußerlichkeit (der Regalien) 
154, 353- 

Urkunde (des Landesherrn) 145. 

Urkunde 148. 

Urkundenbeweis 148. 

Urteilsfindung 206. 

Urzeit 39, ıı3 f., 129 f., 139 ff. 

utilitas 200. 

V 

Vasall (Mannen) 104, 2I4f., 220, 
323. 

Vasallität 44 f., 72. 

Veräußerung 5. 

— von Hoheitsrechten 273 ff., 
282 ff., 292 ff., 305 ff., 338 ff. 

Verband (politischer des Mittel- 
alters) 174. 

— (nicht staatlich) 191 f. 

Verdinglichung 32, 246. 

Verfassung und Wirtschaft 331 f. 

— (englische) 27 f., 44 f. 

— (genossenschaftliche) 164 ff. 

— (des Heeres) 44. 

— (karolingische) 9. 

— (landständische) ııf., 21 f., 97, 
281. 

— (mecklenburgische) 26. 

— (mittelalterliche) 174 f., 284 ff., 
303 ff. 

— (städtische) 240. 

Verfassungsstaat 168. 

Verfolgung des Verbrechers 198. 

Vergebung (von Reichsgut) 187. 

Verlehnung von Hoheitsrechten 
zusett 200, 07T, a1548.; 
s. auch Veräußerung. 

Verliegenschaftung 246. 

Vermischung des öffentlichen und 
privaten Rechts 288 ff. 
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Verpfändung von Hoheitsrechten 
245 ff., 275. 

— des Reichsguts 231. 

Vertrag 14. 

— des Königs mit den Gliedern 
des Reichs 304 f. 

Verwaltung (allgemein) 200 f. 

— (königliche) 191 f. 

Vicus 41. 

Völkerschaft 133, 223 f. 

Vogt 108, 234 ff. 

Vogtamt 260 ff. 

Vogtei 310 f. 

Vogtzwang 256. 

Volk 104, 130 f., 168 f. 

Volksfriede 162. 

Volksgemeinde 159 ff. 

Volksrecht 161. 

Volkssouveränität 3, 15, 
184. 

Volksversammlung 223 f. 

Vorderste 139. 


ETET:, 


w 

Wachszins 120. 
Wahlkönigtum 177 ff. 
Wahlprinzip 177 f., 351, 365. 
Weberei 128. 
Wehrhaftmachung 223 f. 
Weichbild 134. 
Wirtschaft 112 f. 
— und Verfassung 331 f. 
Wirtschaftsorganisation des Feu- 

dalismus 286 f. 
Witenagemota 31. 
Wormser Konkordat 277. 
Würzburger Friedensratschlag 184. 


Z 
Zentralgewalt 138, 328 ff., 343 ff., 
364. 
Zins 121. 


Zollrecht 275. 
Zunft 92, 240, 262 f., 281. 
Zunfteid 264. 
Zunftgericht 263. 
Zunftkämpfe 264. 

25* 


Die germanische Welt 


Von Dr. G. WENZ 
200 Seiten mitzahlreichen Abbildungen und 24 Tafeln. GebundenM.6.— 


„Dieser stattliche, mit Bildertafeln geschmückte Band kann in Wahrheit ein 
Führer, Freund und Helfer sein. In außerordentlich sachlicher Klarheit und 
gestützt auf die letzte Beherrschung des umfangreichen Stoffes wird die „Welt 
der Erscheinung“ und die „Welt des Geistes“ behandelt, Abschnitte über Quellen- 
kunde und über die Geschichte der Forschung umschließen diese beiden Haupt- 
teile, in denen vom Land und seinen Bewohnern, von Wirtschaft und Siedelung, 
von Handel und Gewerbe, von Glaube, Sage, Dichtung, Sitte und Brauch und 
ähnlichen Dingen knapp und klar die Rede ist.“ Neue Preußische Zeitung 


Islamstudien 


Vom Werden und Wesen der Islamischen Welt 


Von Staatsminister Prof. Dr. C.H. BECKER 
Band I 546 Seiten. Gebunden M. 20.— 


„In seiner Eigenart weist das Buch immer wieder auf das im Untertitel aus- 
gesprochene Ziel der Islamforschung hin, Wesen und Werden der islamischen 
Welt herauszustellen, es zeigt die mannigfachen Aufgaben ebenso, wie es gerade 
in den spezielleren Untersuchungen Wege und Methoden vorführt. So füllt es 
zugleich eine in der noch relativ jungen Islamwissenschaft bisher schmerzlich 
empfundene Lücke aus. Es ist gerade wegen seiner pädagogischen anregenden 
Eigenart ein trefflicher Führer in dem so ausgedehnten Neuland der Islam- 
forschung, so wie die Jüngeren ihn sich während des Studiums immer gewünscht 
hatten.“ Theologische Literaturzeitung 


Deutsche Kaisergeschichte 


ım Zeitalter der Salier und Staufer 


Von Geheimrat Prof. Dr. K. HAMPE 
5. verbesserte Auflage. 302 Seiten. Gebunden M. 6.— 


„Des Verfassers Wunsch, daß sein Buch nicht nur belehren, sondern auch an- 
regen, nicht studiert, sondern auch gern gelesen sein möchte, wird vollauf er- 
füllt werden. Wissenschaftlichkeit und Volkstümlichkeit vereinigt das Bänd- 
chen in vorbildlicher Weise. Das Buch kann daher sowohl als fesselnde Lektüre 
für Freunde der Geschichte, wie zum Lernen für Studenten, zur Vorbereitung 
für Lehrer aufs wärmste empfohlen werden.“ Literarisches Zentralblatt 


Vom Miittelalter zur Neuzeit 


Bilder aus der deutschen Verfassungs- und Wirtschaftsgeschichte 


Von Geheimrat Prof. Dr. G. v. BELOW 
ı28 Seiten. Gebunden M. 1.60 


„Below stellt die Grundpfeiler staatlichen und wirtschaftlichen Lebens in der 
deutschen Geschichte in den Mittelpunkt seiner Darstellung. Aus Reich, Terri- 
torium und Stadt ist unser heutiges Reich entstanden. Alle diese Elemente sind 
noch immer in ihm lebendig und erschließen erst das Verständnis für die Eigen- 
art unserer Verfassung. Below zeigt wie Reich, Territorium und Stadt entstanden, 
wie sich ihr gegenseitiges Verhältnis wandelte, welche Bedeutung ihnen für das 
staatliche Leben zukam. Er gibt auf knappstem Raume einen Abriß der deut- 
schen Verfassungs- und Wirtschaftsgeschichte.* Badische Schulzeitung 
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